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Prabtiſche⸗ Ss 


Betreff des ſelbſiſtändigen Wirkungskreifes 


der 


Gemeinden 


— 
a 


Oberöfterreich und Salzburg. 


» —— ———— — 


Zweite vermehrte Auflage. 


Enthält die Gemeinde⸗Ordnungen und Gemeinde⸗Wahlordnungen für 

Oberöſterreich und Salzburg, eine Anleitung zur Verwaltung des Ge⸗ 

me inde⸗Eigenthumes, die Geſetze und Verordnungen in Bezug auf den 

ſelbſtſtändigen Wirkungskreis der Gemeinden, einen Auszug aus dem 

allg. Strafgeſetzbuche, eine Geſchäftsordnung für Gemeindekanzleien und 

Ausſchußſitzungen, Inſtruktionen für den Gemeindeausſchuß und For⸗ 
mularien. 
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Durch das neue Gemeindegeſetz wird das Gemelndelcben 
Auhrſc und weſentlich umgeſtaltet. 
Der Freiheit und Selbſtſtändigkeit der Seite de iſt ein 
größeres Maß und größere Gewährleiſtung, ihrem ſelbſtſtändigen 
Wirkungskreiſe ſind ſehr erweiterte Grenzen gegeben, Rechte und 
Einflußnahme ſind vermehrt und gleichmäſſig Verpflichtungen und 
Verantwortlichkeit erhöht. 
Die Handhabung der Geſetze und Berorbuungen, bele 
den selbständigen Wirkungskreis betreffen, iſt in die Hände der 
Gemeinden gelegt und es haben die Behörden nur darüber zu 
wachen, daß der Wirkungskreis der Gemeinden nicht überſchritten 
und nicht gegen die beſtehenden Geſetze vorgegangen werde. 

Hiedurch iſt den Gemeinden die ee. are Geſete 
und Verordnungen unentbehrlich geworden. | 

Diefelben find in den verſchiedenen Geſetzes⸗ Sammlungen 
und Normalienbüchern zerſtreut enthalten, welche nur wenige Ge⸗ 
meinden beſitzen; und wenn auch 1 Gemeinden im Beſitze 
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be Sana Hilfsbuch. 
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ſolcher Sammlungen ſein ſollten, ſo iſt ihnen doch das Auffinden 
jener Geſetze und Verordnungen, welche ſich die Gemeinden bei 
ihren Verfügungen und Entſcheidungen zur ſtrengen Richtſchnur 
zu nehmen haben, ungemein erſchwert. 

Den Gemeinden dürfte ein beſonderer Dienſt durch die 
Herausgabe des vorliegenden Buches erwieſen werden, in welchem 
die bemerkten geſetzlichen Vorſchriften theils ihrem vollen Inhalte 
nach, theils mit den thunlichen Abkürzungen aufgenommen ſind. 


Die in dieſem Buche aufgeführten Geſetze und Veordnungen 
datiren zumeiſt aus der Vergangenheit, wo deren Handhabung 
größtentheils in der Competenz (Befugniß) der politiſchen Be— 
hörden gelegen war und die Gemeinden ſich nach den Inſtruk— 
tionen dieſer Behörden als deren Organe zu benehmen hatten. 
Die neue Gemeindeordnung hat jedoch die Handhabung der den 
ſelbſtſtändigen Wirkungskreis betreffenden Geſetze und Verord— 
nungen den Gemeinden übertragen. 

Wo demnach in den angeführten Geſetzen und Verordnun⸗ 
gen deren Handhabung der politiſchen Behörde zugewieſen er⸗ 
ſcheint, dort gehört dieſelbe in der Regel zur Competenz der 
Gemeinde. 


Mögen die Gemeindevorſteher vor der Nothwendigkeit einer 
größeren Geſetzeskenntniß keineswegs zurückſchrecken. Der Ge⸗ 
meindevorſteher kann den Gemeinderäthen beſtimmte Zweige der 
Geſchäftsführung zuweiſen und ohne erheblicher Mühe wird ſich 
jeder die ſeinen Geſchäftszweig berührenden wenigen Geſetze geläufig 
machen. Theilung der Arbeit wird We eki . 
15255 weſentlich abſchwächen. 


Wenn in der Gemeinde ein We bedienſtet iſt, 
hat ſich derſelbe die zur Führung der gemeindeämtlichen Ge⸗ 
ſchäfte nöthige Geſetzeskenntuiß anzueignen und mit dieſer den 
a zu unterſtützen. 


Endlich ſind die Geſetze und Verordnungen, deren Hand- 
habung dem Gemeindevorſteher obliegt, leicht faßlich, ſie erfordern 
zu ihrer Aneignung keine Vorbildung, kein tief gehendes Stu⸗ 
dium, ſondern lediglich Berufseifer und geſunden Verſtand. 

Die vorliegende Sammlung geſetzlicher Vorſchriften ſoll den 
Gemeinden als poſitive Erläuterung des 3. 25 der Gemeinde⸗ 
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ordnung *) dienen, daher bei ihrer Zuſammenſtellung die in dieſem 
Paragrafe bezeichneten einzelnen Geſchäftszweige des ſelbſtſtändi⸗ 
gen Wirkungskreiſes der Gemeinden mit genauer Beobachtung 
ihrer Reihenfolge zur Grundlage genommen wurden. 
Bei Beurtheilung des Umfanges des ſelbſtſtändigen Wir⸗ 
kungskreiſes können jedoch die ſpeciell aufgeführten Geſchäfts⸗ 
zweige nicht maßgebend ſein. 5 

8. 25 der neuen Gemeindeordnung enthält die allgemeine 
Beſtimmung, daß der ſelbſtſtändige Wirkungskreis überhaupt Alles 
umfaſſe, was das Intereſſe der Gemeinde zunächſt berührt und 
innerhalb ihrer Grenzen durch ihre eigenen Kräfte beſorgt und 
durchgeführt werden kann. 


Wo demnach dieſe allgemeine Erklärung ihrem Sinn und 
Wortlaute nach Anwendung findet, dort kann die Gemeinde nach 
freier Selbſtbeſtimmung anordnen und verfügen, wenn ſich auch 
die in Frage ſtehende Angelegenheit in die ſpeciell angeführten 
Geſchäftszweige des §. 25 von Punkt 1 bis 13 nicht einreihen 
läßt. 


Auch können dieſe Geſchäftszweige nur inſoweit als in den 
ſelbſtſtändigen Wirkungskreis gehörig betrachtet werden, als jene 
allgemeine Erklärung auf ſie Anwendung findet. 


Wenn eine Angelegenheit über das Intereſſe der Gemeinde hinaus 
greift, wenn dieſelbe nicht innerhalb der Grenzen der Gemeinde durch 
deren eigene Kräfte beſorgt und durchgeführt werden kann, dann liegt die 
Durchführung dieſer Angelegenheit nicht mehr im ſelbſtſtändigen 
Wirkungskreiſe der Gemeinde, obgleich dieſelbe auch einer jener 
Geſchäftszweige in ſich begreift, welche in §. 25 der Gemeinde— 
ordnung ſpeciell bezeichnet ſind. 


| Die Gemeinde kann z. B. bei dem Ausbruche einer Epi⸗ 
demie nicht nach freier Selbſtbeſtimmung anordnen und verfügen, 
hier müſſen die erforderlichen Maßregeln von den l. f. politiſchen 
Behörden getroffen werden, der Gemeindevorſteher hat ſich nach 
den von dieſen Behörden gegebenen Inſtruktionen zu benehmen, 
und doch gehören die Anordnungen bei Epidemien zur Gefund- 


| ). 28 der Gemeindeordnung für das Herzogthum Salzburg. 
1* y 
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beitepoltzes, ar im 8. 25 Punkt 5 dem ſelbſiſtändigen Wir⸗ 
kungskreiſe der Gemeinde zugewieſen iſt. 

An dieſen Grundſätzen, welche die Gemeinden bei Beur⸗ 
theilung ihres ſelbſtſtändigen Wirkungskreiſes wohl beachten mö⸗ 
gen, iſt bei der vorliegenden Sammlung der geſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften in Betreff dieſes Wirkungskreiſes feſtgehalten worden. 

Wenn dieſes Buch den Anforderungen der Vollſtändigkeit 
nicht entſpricht, ſo möge der Umſtand zur Entſchuldigung dienen, 
daß ſich die feſte Begrenzung des ſelbſtſtändigen Wirkungskreiſes 
nur in der Praxis herausſtellen kann, die über viele Beſtimmun⸗ 
gen des neuen Gemeindegeſetzes erſt ein klares Licht verbreiten 
wird. 


Vorrede 
zur zweiten Auflage. 


Die günſtige Aufnahme unſers praktiſchen Hilfsbuches, der 
raſche Abſatz und die fortdauernden zahlreichen Beſtellungen nach 
Erſchöpfung der geſammten erſten Auflage, ermuthigten uns, zur 
zweiten Auflage zu ſchreiten. 

Nachdem die Gemeinden des Kronlandes Salzburg eines 
derartigen Hilfsbuches entbehren, ſo wurde bei Herausgabe der 
zweiten Auflage auch ihren Bedürfniſſen Rechnung getragen. 

Die gegenwärtige Ausgabe iſt zugleich durch die beiden Ge» 
meindeordnungen und Gemeinde⸗Wahlordnungen von Oberöſter⸗ 
reich und Salzburg, durch einen Auszug aus den Beſtimmungen 
des allgemeinen Strafgeſetzbuches, durch eine Geſchäftsordnung 
für Gemeindekanzleien und Ausſchußſitzungen, durch Inſtruktionen 
und Formularien weſentlich ergänzt und vermehrt. 

Durch die vorliegende Ausgabe ſoll den Gemeinden zunächſt 
ein poſitiver Leitfaden zur Handhabung ihres ſelbſtſtändigen Wir⸗ 
kungskreiſes zur Hand gegeben werden. 

Bezüglich des übertragenen Wirkungskreiſes konnten jene 
Beſtimmungen nicht übergangen werden, die in das Gebiet des 
ſelbſtſtändigen Wirkungskreiſes theilweiſe hinübergreifen. 

Der Verfaſſer hat ſich zugleich eine Sammlung der Geſetze 
und Verordnungen in Betreff des übertragenen Wirkungskreiſes 
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zur Aufgabe geftellt, bezüglich welcher die Drucklegung bereits be⸗ 
gonnen hat und die Ausgabe in Bälde erfolgen wird. 

Die Feſtſtellung der Grenzen des übertragenen Wirkungs⸗ 
kreiſes iſt wohl der Zukunft vorbehalten. Die vorbereitete Samm⸗ 
lung muß ſich demnach auf jene Geſchäftszweige der öffentlichen 
Verwaltung beſchränken, für welche die Mitwirkung der Gemein⸗ 
den ſchon gegenwärtig Platz greift, oder nach Vergrößerung der 
politiſchen Amtsbezirke vorausſichtlich in Anſpruch genommen 
wird. 

Indem ſich der Verfaſſer wohl bewußt iſt, daß gegenwärtig, 
wo das neue Gemeindegeſetz eben erſt in die Werkſtätte des 
praktiſchen Lebens tritt, den Gemeinden nach beiden Richtungen 
ihrer Thätigkeit noch kein vollſtändiges Werk geboten werden 
kann, und daß hiezu wohl auch ein größerer Zeitaufwand und 
eine tüchtigere Kraft erfordert wird, konnte ihn zu ſeinem Unter⸗ 
nehmen nur das dringende Bedürfniß der Gemeinden nach einem 
geſetzlichen Wegweiſer und Führer und der Gedanke beſtimmen, 
daß durch ſchnelles Geben doppelt gegeben wird. 


Erſte Abtheilung. 


Gemeindeordnung und Gemeinde = Wahlordnung für 
Oberöſterreich und Salzburg. 


Zweite Kbtheilung,. 


Juſtruktion zur Verwaltung des Gemeinde⸗Eigenthumes 
und Geſetze und Verordnungen in Betreff des ſelbſt⸗ 
ſtändigen Wirkungskreiſes der Gemeinden. 


I, 


Gemeindeordnung für das Erzherzogthum Oeſterreich 
ob der Enns. 


Erſtes Hanptitüd. 
Von der Ortsgemeinde überhaupt. 


8. 1. 
Die dermaligen Ortsgemeinden haben als ſolche fortzubeſtehen, 
ſo lange nicht im geſetzmäßigen Wege eine Aenderung eintritt. 
2 


Zwei oder mehrere Ortsgemeinden desſelben politiſchen Bezirkes 
können ſich, wenn die Statthalterei aus öffentlichen Rückſichten dagegen 
keine Einwendung erhebt, mit Bewilligung des Landesausſchuſſes nach 
vorausgegangenem Uebereinkommen über den Beſitz und Genuß ihres 
Eigenthumes, ihrer Anſtalten und Fonde in Eine Ortsgemeinde ver- 
einigen, ſo daß ſie als eigene Ortsgemeinden zu beſtehen aufhören. 

Eine ſolche Vereinigung von Gemeinden darf wider deren Willen 


nicht ſtattfinden. 
8.3 


Gemeinden, welche in Folge des Geſetzes vom 17. März 1849 
mit anderen in Eine Gemeinde vereiniget worden, können durch das 
Landesgeſetz wieder getrennt und abgeſondert zu Ortsgemeinden konſti⸗ 
tuirt werden, wenn jede dieſer auseinander zu legenden Gemeinden für 
ſich die Mittel zur Erfüllung der ihr aus dem übertragenen Wirkungs⸗ 
kreiſe (S. 26) erwachſenen Verpflichtungen beſitzt. (Art. VII des Ge⸗ 
ſetzes vom 5. März 1862.) | 0 

Dieſer Trennung muß jedoch eine vollſtändige Auseinanderſetzung 
des gemeinſchaftlichen Vermögens und Gutes und der gemeinſchaft⸗ 
lichen Laſten vorhergehen. 

Unter denſelben Bedingungen kann eine Ortsgemeinde auch außer 
dem erwähnten Falle durch ein Landesgeſetz in zwei oder mehrere Orts⸗ 
gemeinden aufgelöst werden. N 


4. 

Zu Aenderungen der Grenzen einer Ortsgemeinde, wodurch dieſe 
als ſolche zu beſtehen nicht aufhört, iſt nebſt der Erklärung der Statt⸗ 
halterei, daß dagegen aus öffentlichen Rückſichten kein Anſtand obwaltet, 
die Bewilligung des Landesausſchuſſes erforderlich. 
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§. 5. 
Jede Liegenſchaft muß zum Verbande einer Ortsgemeinde gehören. 
Ausgenommen hievon find die zur Wohnung oder zum borüber— 
gehenden Aufenthalte des Kaiſers und des Allerhöchſten Hofes beſtimm⸗ 
ten Reſidenzen und Schlöſſer und andere Gebäude, nebſt den dazu ge— 
hörigen Gärten und Parkanlagen. (Artikel 1 des Geſetzes vom 5. 


Zweites Hauptſtück 


Von den Gemeindemitgliedern und Aus wärtigen. 


| | §. 6. 
Die Heimatsverhältniſſe find durch das Geſetz vom 3. Dezember 
1863 beſtimmt. 
§. 7. 
Die Mitglieder einer Gemeinde find: | | 

a) Gemeinde Angehörige, das ſind diejenigen Perſonen, welche in 
der Gemeinde heimatberechtigt ſind. 

b) Gemeindegenoſſen, das ſind ſolche Perſonen, welche, ohne in der 
Gemeinde heimatberechtiget zu ſein, im Gebiete derſelben einen 
Haus⸗ oder Grundbeſitz haben, oder von einem in der Gemeinde 
ſelbſtſtändig betriebenen Gewerbe oder Erwerbe eine direkte 
Steuer entrichten. | 
Auswärtige werden alle übrigen Perſonen genannt, welche 

ſich in der Gemeinde aufhalten, ohne Gemeindeangehörige oder Ge— 
meindegenoſſen zu ſein. | 
8. 8 


Die Gemeinde-Angehörigen haben das Recht des ungeſtörten Auf- 
enthaltes in der Gemeinde; nur fie haben Anſpruch auf Armenverfor- 
gung aus Gemeindemitteln nach Maßgabe der Bedürftigkeit. 

Außerdem nehmen Gemeinde⸗Angehörige und Gemeindegenoſſen 
nach den Beſtimmungen dieſes Geſetzes an den Rechten und Vortheilen, 
ſowie an den Pflichten und Laſten der Gemeinde Theil. 

§. 9. 

Die Gemeinde darf Auswärtigen, wenn ſie ſich über ihre Heimats⸗ 
berechtigung ausweiſen oder wenigſtens darthun, daß ſie zur Erlangung 
eines ſolchen Nachweiſes die erforderlichen Schritte gethan haben, den 
Aufenthalt in ihrem Gebiete nicht verweigern, ſo lange ſie und ihre 
Angehörigen einen unbeſcholtenen Lebenswandel führen und der öffent⸗ 
lichen Mildthätigkeit nicht zur Laſt fallen. Die Gemeinde darf Ge⸗ 
meinde⸗Genoſſen, wenn ſie ſich in gleicher Weiſe über ihre Heimatsbe⸗ 
rechtigung ausweiſen, den Aufenthalt nur in dem Falle verweigern, 
wenn ſie der öffentlichen Mildthätigkeit zur Laſt fallen, oder wenn ſie 
wegen eines Verbrechens aus Gewinnſucht, oder der Uebertretung des 
Diebſtahles, begangen im Gemeindebezirke, ſchuldig erkannt worden ſind. 
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Hält ſich ein Auswärtiger oder ein Gemeindegenoſſe in dieſer Be— 
ziehung durch eine Verfügung der Gemeinde beſchwert, ſo kann er ſich 
um Abhilfe an die politiſche Bezirksbehörde wenden. 

. 10 


In Städten und Märkten werden diejenigen Gemeinde-Angehöri- 
gen, welche bisher das Bürgerrecht durch Verleihung der Gemeinde er⸗ 
halten haben oder es in der Folge in gleicher Weiſe erwerben, Bürger 
genannt. 

Für die Verleihung des Bärgerrechtes kann die Gemeinde eine 
Gebühr nehmen, die jedoch den Betrag von 20 fl. nicht überſteigen darf. 

Den Bürgern bleibt der Anſpruch auf die für fie beſonders be⸗ 
ſtehenden Stiftungen und Anſtalten vorbehalten. Die Gemeinden kön⸗ 
nen öſterreichiſchen Staatsbürgern, welche ſich beſonders verdient ge— 
macht haben, das Ehrenbürgerrecht verleihen. Die Ehrenbürger haben 
die Rechte der Gemeindeangehörigen, ohne die Verpflichtungen mit ihnen 
zu theilen. 

§. 11. 

Die privatrechtlichen Verhältniſſe überhaupt und insbeſondere die 
Eigenthums⸗ und Nutzungsrechte gegen Claſſen oder einzelner Glieder 
der Gemeinde bleiben ungeändert. 


Drittes Hauptſtück. 


Von der Gemeinde vertretung. 


8. 12. 

Die Gemeinde wird in ihren Angelegenheiten durch einen Ge⸗ 
meindeausſchuß und einen Gemeindevorſtand vertreten. (Art. VIII des 
Geſetzes vom 5. März 1862.) 
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Der Gemeindeausſchuß beſteht in Gemeinden mit weniger als 

100 wahlberechtigten Gemeindemitgliedern aus 9 oder 8 Mitgliedern, 

je nachdem drei oder zwei Wahlkörper gebildet werden, in Gemeinden 
mit 100 — 300 wahlberechtigten Gemeindemitgliedern aus 12 

„ 301-600 18 


* * * 


„ 6011000 R 4 „ 24 und 
mehr als 1000 8 | „ 30 Mit⸗ 
gliebern. | 


In jeder Gemeinde haben zur Vertretung verhinderter oder ab— 
gängiger Ausſchußmitglieder, Erſatzmänner zu beſtehen, deren Zahl die 
Hälfte der Zahl der Ausſchußmitglieder zu betragen hat. 

. Iſt dieſe Zahl der Erſatzmänner durch die Zahl der Wahlkörper 
nicht theilbar, ſo muß dieſelbe auf die nächſte hiedurch theilbare Zahl 
erhöht werden. 

§. 14. 
Der Gemeindevorſtand beſteht aus dem Bemeindevorſteher und 
aus mindeſtens zwei Gemeinderäthen. 


12 


Wo es die Geſchäfte und Verhältniſſe nothwendig machen, kann 
der Ausſchuß die Zahl der Gemeinderäthe entſprechend erhöhen. Es 
darf jedoch dieſe Zahl den dritten Theil der Ausſchußmitzlieder nicht 
überſchreiten. | | 

Die Mitglieder des Gemeindevorſtandes gehören auch dem Aus: 
ſchuſſe an, und es iſt deren Anzahl in jener der Ausſchußmitglieder 
begriffen. | 

& 18 

Die Ausſchuß⸗ und Erſatzmänner werden von den Wahlberechtig⸗ 
ten in der Gemeinde gewählt. Die näheren Beſtimmungen über die 
Wahlberechtigung und die Wählbarkeit, dann über das Wahlverfahren 
enthält die Gemeinde⸗-Wahlordnung. 

16. | | 

Der Gemeindeausſchuß wählt aus feiner Mitte den Gemeindevor⸗ 
ſteher und die Gemeinderäthe. 

Die Gemeinde⸗Wahlordnung enthält hierüber die näheren Beſtim⸗ 
mungen. 

Die Gemeinderäthe werden nach der Zahl der Stimmen, mit wel⸗ 
chen ſie gewählt wurden, gereiht. 

Bei Stimmengleichheit entſcheidet das Los über den Vorzug in 
der Reihenfolge In dieſer Reihenfolge haben fie den Gemeindevorſte⸗ 
her in Fällen der Verhinderung zu vertreten. 

| 8. 17. 

Jedes wählbare und ordnungsmäßig gewählte Gemeindemitglied 
iſt verpflichtet, die Wahl zum Ausſchuß⸗ oder Erſatzmanne oder zum 
Mitgliede des Gemeindevorſtandes anzunehmen. 

Das Recht, die Wahl abzulehnen, haben nur: 

Geiſtliche und öffentliche Lehrer; | 

Hof, Staats⸗, Landes» und öffentliche Fondsbeamte und Diener; 
Militärperſonen, welche nicht in activer Dienftleiftung ſtehen; 
Perſonen, die über 60 Jahre alt ſind; | 

diejenigen, welche eine Stelle im Gemeindevorſtande durch eine 
volle Wahlperiode bekleidet haben, für die nächſte Wahlperiode; 
Perſonen, welche in drei aufeinanderfolgenden Wahlperioden als 
Ausſchuß⸗ oder Erſatzmänner wirkſam waren, blos für die nächſte 
Wahlperiode; 

6. diejenigen, die an einem der Ausübung der Amtspflichten hinder⸗ 

lichen Körpergebrechen, oder einer anhaltenden bedeutenden Stö— 

rung ihrer Geſundheit leiden; 9 

7. Perſonen, welche vermöge ihrer ordentlichen Beſchäftigung häufig 

oder durch lange Zeit in jedem Jahre aus der Gemeinde abwe⸗ 
ſend ſind. 

Wer ohne einen ſolchen Entſchuldigungsgrund die Wahl anzu⸗ 
nehmen oder das angenommene Amt fortzuführen verweigert, verfällt in 
eine Geldbuße, welche der Landesausſchuß über Einſchreiten der Ge— 
meindevertretung bis 100 fl. bemeſſen kann. | 


r In 
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Die Geldbuße fließt in 8 e. 


Die Ausſchuß⸗ und Erſatzmänner, ſowie die Mitglieder des Vor⸗ 
ſtandes werden auf 3 Jahre gewählt. Sie verbleiben auch nach Ablauf 
dieſer Zeit bis zur Beſtellung der neuen Gemeindevertretung im 


"2 Die Austretenden können, wenn ihnen kein geſetzliches Hinderniß 
im Wege ſteht, wieder gewählt ... 

Wird die Stelle des Gemeindevorſtehers oder eines Gemeinde» 
rathes im Laufe der drei Jahre erledigt „0 hat der Aus ſchuß binnen 
längſtens vierzehn Tagen eine neue Wahl für die noch übrige Zeit 
vorzunehmen. a 

Wird die Stelle eines Ausſchußmannes erledigt, ſo hat der Ge— 
meindevorſteher jenen Erſatzmann in den Ausſchuß zu berufen, welcher 
in dem Wahlkörper, in welchem der abgängige Ausſchußmann gewählt 
worden war, die mehreren Stimmen erhalten hat. is 

Bei gleicher Stimmenzahl entſcheidet das Los. u nis (dA 

Sollte jedoch der Abgang von Ausſchußmännern derart ſein, daß 
die Zahl der von einem Wahlkörper gewählten Ausſchußmänner ſelbſt 
durch die Einberufung der Erſatzmänner nicht ergänzt werden kann, ſo 
hat der bezügliche Wahlkörper auf Grundlage der letzten Wählerliſte 
eine Ergänzungswahl für die noch übrige Dauer der Wahlperiode un- 
verzüglich vorzunehmen. f 


BEN S 20. 

Die Beſtimmungen des $. 19 über die Berufung eines Erſatz⸗ 
mannes gelten auch für den Fall einer blos zeitweiligen Verhinderung 
eines Ausſchußmannes. E | 

§. 21. 


Der Gemeindevorſteher und die Gemeinderäthe haben bei dem 
Antritte ihres Amtes Treue und Gehorſam dem Kaiſer, Beobachtung 
der Geſetze und gewiſſenhafte Erfüllung ihrer Pflichten in die Hände 
des Vorſtehers der Bezirksbehörde orer eines Abgeordneten desſelben 
in Gegenwart des Gemeindeausſchuſſes an Eivesftatt zu geloben. 

122. | _ 

Das Amt eines Ausſchuß⸗ oder Erſatzmannes iſt unentgeltlich. 

Durch Gemeindebeſchluß iſt feſtzuſetzen, ob und welche Entlohnung 
der Gemeindevorſteher und die Gemeinderäthe aus Gemeindemitteln zu 
erhalten haben. | 

Allen Gemeindevertretern gebührt die Vergütung aus der Ge- 
meindekaſſe für die mit der Gefhäftsführung verbundenen baren Aus⸗ 
lagen. 29 0 18 

Ein Mitglied des Vorſtandes, ein Ausſchuß⸗ oder Erſatzmann 
wird ſeines Amtes verluſtig, wenn ein Umſtand eintritt oder bekannt 
wird, welcher urſprünglich deſſen Wählbarkeit gehindert, oder deſſen 
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Eintritt in den Ausſchuß nach den eich der 88. 9 und 11 
der Gemeinde⸗Wahlordnung unzuläſſig gemacht hätte. 

Verfällt ein Mitglied des Vorſtandes, ein Ausſchuß⸗ oder Erſatz⸗ 
mann in eine Unterſuchung wegen einer in den 88. 3 und 11 der Ge— 
meinde⸗Wahlordnung genannten ſtrafbaren Handlung, oder wird über 
deſſen Vermögen der Konkurs eröffnet, oder das Ausgleichsverfahren 
eingeleitet, ſo kann dasſelbe, ſo lange das Strafverfahren oder die 
Konkurs- oder Ausgleichsverhandlung dauert, ſein Amt nicht ausüben. 


Viertes Hauptſtück. 
Von dem Wirkungskreiſe der Ortsgemeinde 
Erſter Abſchnitt. 
Von dem Umfange des Wirkungskreiſes. 


$. 24. 
Der Wirkungskreis der Gemeinde iſt ein doppelter; 
2) ein ſelbſtſtändiger, und 
b) ein übertragener. (Art. IV des en vom 5. Ren 1862.) 
8. 2 


Die ſelbſtſtändige, d. i. Kane Wirkungskreis, in welchem die 
Gemeinde mit Beobachtung der beſtehenden Reichs- und Landesgeſetze 
nach freier Selbſtbeſtimmung anordnen und verfügen kann, umfaßt über⸗ 
haupt Alles, was das Intereſſe der Gemeinde zunächſt berührt, und 
innerhalb ihrer Grenzen durch ihre eigenen Kräfte beſorgt und“ durch⸗ 
geführt werden kann. ö 

In dieſem Sinne gehören hieher insbeſondere: 

1. Die freie Verwaltung ihres Vermögens und rer auf den Ge⸗ 

meindeverband ſich beziehenden Angelegenheiten; 

2. die Sorge für die Sicherheit der Perſon und des Eigenthumes; 
3. die Sorge für die Erhaltung der Gemeindeſtraßen, Wege, Plätze, 
Brücken, Stege, die Ueberwachung der Ortswege und ihrer 

Brücken, ſowie die Sorge für die Sicherheit und Leichtigkeit des 

Verkehrs auf Straßen und Gewäſſern, ferner die Flurenpolizei; 

4. die Lebensmittel-Polizei und die Ueberwachung des Marktverkehres, 

insbeſondere die Aufſicht auf Muß und Gewicht; 

5. die Geſundheitspolizei; 

6. die Geſinde⸗ und Arbeiterpolizei und e, der Dienftbe- 
tenordnung; | 
7. die Sittlichkeitspolizei; 
8. das Armanwejen und die Sorge für Gemeindes@ohttpätigeits > 

anſtalten; 

9. die Hintanhaltung des Bettelns; | 
O. die Bau- und Feuerpolizei, die Handhabung der Bauordnung un 
Ertheilung der polizeilichen Baubewilligungen; 

11. die durch das Geſetz zu regelnde Einflußnahme un vie von der 
Gemeinde erhaltenen Mittelſchulen, dann auf die Volksſchulen, 
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die Sorge für die Errichtung, Erhaltung und Dotirung der Letz⸗ 
teren mit nat auf die noch beſtehenden Schulpatronate; 
12. der Vergleichs verſuch zwiſchen ſtreitenden Parteien durch aus der 
Gemeinde gewählte Vertrauens männer; W 
13. die Vornahme freiwilliger Feilbietungen beweglicher Sachen. 
Aus höheren Staatsrückſichten können beſtimmte Geſchäfte der 
Ortspolizei in einzelnen Gemeinden beſonderen landesfürſtlichen Orga⸗ 
nen im Wege des Geſetzes zugewieſen werden. (Art. V des Geſetzes 
vom 5. März 1862.) 
§. 26. 


Den übertragenen Wirkungskreis der Gemeinde, d. i. die Verpflich⸗ 
tung derſelben zur Mitwirkung für die Zwecke der öffentlichen Verwal⸗ 
tung beſtimmen die allgemeinen Geſetze und innerhalb derſelben die 
Landesgeſetze. (Art. VI: des Geſetzes vom 5. März 1862.) 5 


Zweiter Abſchnitt. 
Von dem Wirkungskreiſe des Gemeindeausſchuſſes. 


| 1 §. 27. 

Der Gemeindeausſchuß iſt in den Angelegenheiten der Gemeinde 
das beſchließende und überwachende Organ. (Art. XII des Geſetzes vom 
5. März 1862.) 1 f 

Eine vollziehende Gewalt kommt ihm nicht zu. 


In Abſicht auf den Haushalt der Gemeinde unterliegen der Be— 
rathung und Beſchlußfaſſung des Ausſchuſſe z: 
1. Jede Verfügung über das Stammvermögen und Stammgut der 
Gemeinde; | | | 
.die Beſtimmung über die Art der Benützung desſelben; 
-der Voranſchlag der Einnahmen und der Ausgaben, ſowie die 
Vorſorge für die Bedeckung des Abganges; 
die Erledigung der Jahresrechnunn ; ñ | 
überhaupt alle Angelegenheiten, welche nicht zur gewöhnlichen 
Vermögensverwaltung gehören. 
§. 29. 
Der Ausſchuß hat dem Gemeindevorſtande zur Beſorgung der 
ihm im ſelbſtſtändigen und im übertragenen Wirkungskreiſe obliegenden 
Geſchäfte das dem Bedarfe entſprechende Perſonale, insbeſondere zur 
Beſorgung der Localpolizei beizugeben. 
Erkennt der Ausſchuß zu dieſem Behufe die Beſtellung eigener 
Beamten und Diener für nothwendig, ſo beſchließt er über die Zahl 
und Bezüge derſelben, über die Art ihrer Ernennung und über ihre 
Ruhe⸗ und Verſorgungsgenüſſe. 00 * 


Sm. m 


- ” . 


Die Beſtimmungen der 88. 28 und 29 gelten auch für die An⸗ 
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ſtalten der Gemeinde, in ſoweit 8 ge oder dan nicht 
etwas anders vorgeſchrieben iſt. 


31. “u 
Zur Wirkſamkeit des Ausſchuſſes gehört ferner: 
Die Wahl des Vorſtandes; | 
. Die Verleihung des Heimatsrechtes (Art. III des Geſetzes vom 
5. März 1862); 
3. die Entſcheidung über das Aufenthaltsrecht der Gemeintegenpflen 
und Auswärtigen (8. 9 der G. O.) und die Verleihung des Ehren⸗ 
bürgerrechtes, ſowie in Städten und Märkten die Verleihung des 
Bürgerrechtes; 
4) die Ausübung eines der Gemeinde zuſtehenden Batronate- oder 
Präſentationsrechtes, oder des Verleihungsrechtes von Stiftungen; 
5. die Ertheilung der politiſchen Ehekonſenſe, ſoferne ſolche geſetzlich 
vorgeſchrieben ſind. Ueber Berufung gegen die Verweigerung des 
Ehekonſenſes entſcheſdet die 1 Behdrbe. 
3 


wo 


8 
In ſoweit die Handhabung der Ortspolizei nicht landesfürſtlichen 
Organen im Wege des Geſetzes zugewieſen iſt, kann der Ausſchuß inner⸗ 
halb der beſtehenden Geſetze ortspolizeiliche, für den Umfang der Ge— 
meinde giltige, Vorſchriften erlaſſen und gegen die Nichtbefolgung dieſer 
Vorſchriften eine Geldſtrafe bis zum Betrage von zehn Gulden oder 
eine Arreſtſtrafe bis zu 48 Stunden androhen. 
Die als Polizeiorgane beſtimmten Individuen (8 29) ſind in 
Eid und Pflicht zu nehmen, genießen die Rechte einer öffentlichen Wache 
und ſind befugt Waffen zu tragen. 

Der Ausſchuß iſt verpflichtet, für die Anftalten und Fla ngene 
die zur Handhabung der Ortspolizei erforderlich ſind, die nöthigen 
Geldmitteln zu bewilligen, und er iſt für jede ihm in diger Beziehung 
zur Laſt fallende Anterlailung verantwortlich. 

33. e 
Der Ausſchuß hat der Armenverſorgung ſeine beſondere Aufmerk⸗ 
ſamkeit zu widmen. Wenn hiezu die Mittel der beſtehenden Wohlthätig⸗ 
keits- und Armenanſtalten und Fonde nicht ausreichen, hat der Aus⸗ 
ſchuß den erforderlichen Bedeckungsbetrag zu beſchaffen, und kann die 
Art der Verwendung desſelben beſtimmen. 
4. 


Der Ausſchuß wählt aus den Gemeindemitgliedern die Vertrau⸗ 
ensmänner zum Vergleichsverſuche zwiſchen ſtreitenden Parteien. 5120 
Die näheren Beſtimmungen über dieſe Einrichtung Matten ae 
beſonderen Reichsgeſetze vorbehalten. i 


8. i 

Der Ausſchuß iſt verpflichtet, die von der politiſchen Bezirtsbe⸗ 

hörde, oder in Angelegenheiten des ſelbſtſtändigen Wirkungskreiſes der 

Gemeinden von dem Landesausſchuſſe aden Amann abzu⸗ 
geben. 8 0 
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Ir $. 36. 

Der Ausſchuß entſchelvet über Beſchwerden gegen Verfügungen 
des 1 — in den 3 des ſelbſtſtändigen Wir⸗ 
e der Gemeinden. | 


$. 3 

Der Ausſchuß überwacht die Gesu ene des Gemeindevor- 
Be und der Verwaltungen der Gemeindeanſtalten. Er iſt berech⸗ 
tigt, hiezu, ſowie zur Ueberwachung von Gemeinde⸗ „Unternehmungen und 
zur Abgabe von Gutachten und Anträgen in Gemeinde- Angelegenheiten 
eigene Commiſſionen zu beſtellen. Zu ſolchen Wer kann er 
auch Vertrauensmänner berufen. 
Der Ausſchuß ift dine here im Laufe des Hohes d die 
Kaſſe unterſuchen zu laſſen. 


Dtier Ausſchuß tritt nach Maßgabe des Bedürfniſſes, wenigſtens 
aber in jenen Vierteljahre einmal zufammen. 

Die Berufung zu einer Verſammlung erfolgt durch wen Gemeinde⸗ 
vorfteher oder in Verhinderung desſelbeu durch deſſen Stellvertreter. 
Jaede Verſammlung, der eine ſolche Berufung nicht zu Grunde 
liegt, iſt ungeſetzlich und es ſind die gefaßten Beſchlüſſe FAR 

Der Gemeindevorſteher muß den Ausſchuß berufen, wenn es we⸗ 
nigſtens von einem Drittheile der Mitglieder, oder von der politiſchen 
Bezirksbehörde, oder in einer den ſelbſtſtändigen Wirkungskreis der 
eee u: ä von dem Wr e ver⸗ 
837 Der sch ine 25 egen wenn h. Deniftens mei 
Drittheile ſeiner Mitglieder anweſend ſind. 

Wird eine Sitzung durch Ausbleiben mehyerter Ausſchußmitzlieder 
vereitelt, fo ſind bei der zweiten Zuſammenberufung gleichzeitig die Er⸗ 
fa — vorzuladen, und es iſt durch dieſelben die zur Beſchlußfähig⸗ 

erforderliche Zahl des Ausſchuſſes nach §. 19 a. 20 zu ergänzen. 
Der Gemeindevorſteher iſt berechtigt, gegen jeden bei dieſer zwei⸗ 
ieh Sitzung nicht erſcheinenden. Ausſchuß und Erſatzmarn, welcher ſein 
Ausbleiben nicht zu rechtfertigen vermag, eine in die Gemeindekaſſe flie> 
ßende Geldbuße bis zu 10 fl. zu verhängen. 

Ueber die Beſchlußfähigkeit des Ausſchuſſes zur Wahl des Vor⸗ 
ſtandes, enthält die Wahlordnung pie näheren Beſtimmungen. 

$. 40. 


un die Gebarung eines Mitgliedes des Vorſtandes oder des 
Ausſchu es den Gegenſtand der Berathung und Schlußfaß ſſung bildet, 
haben die Betheiligten der Abſtimmung zu enthalten, en jedoch 

wenn es gefordert wird, der Sitzung zur Ertheilung der gewünſchten 
Auskünfte beiwohnen. 5 | Erz 
2mm n Do Wiiſſuss §. 41. [ER IE, — 

uirsig Sides Mitglied des Bernd und ib heat abzutreten, 
Scheda's Hilfs buch. 2 
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wenn der Gegenſtand der Berathung und Schlußfaſſung ſeine privat⸗ 
rechtlichen Intereſſen oder jene ſeiner Ehegattin oder ſeiner Verwandten 
oder Verſchwägerten bis ene , 1 zweiten, Grade betrifft) 8527 


Der Gemeindevorſteher iu = Berhinberungsfalle fein Stellver⸗ 
treter führt den Vorſitz im Ausſchuſſe und jede Sitzung, bei Pride 
dies nicht beobachtet wird, iſt ungiltig, NR 
Wenn es ſich um eine Entſcheidung über Beſchwerde gegen Ber⸗ 
fügungen des Gemeindevorſtandes handelt (S. 36), darf kein Müglied 
des Letzteren den Vorſitz im Ausſchuſſe führen und es iſt der Vorſitz 
an den Aelteſten der übrigen Gemeinde-Ausſchüſſe abzutreten. Gus 
7 Der Vorſitzende eröffnet und ſchließt die Sitzungen, leitet die 
Verhandlungen und handhabt die Ordnung in der Verſammlung. 

§. 43. 


| Zu einem giltigen Beſchlüſſe⸗ iſt die abſolute Stimmenmefehet 
ro arweſenden Aus ſchußmitglieder erforderlich ic sei mi 
Der Vorſitzende ſtimmt nur bei bellen Sue un 
gibt mit ſeiner Stimme den Ausſchlag 
Die Abſtimmung geſchieht münvlich oder auf Verlangen des Dit 
ten Theile der, a e ee durch Findet. 18211 
1A dum fem 10 
IE ii, Die Yusfgußfigun gen gan ö b . de Tann ansehe pg 
die Ausſchließung der Oeffentlichkeit über Antrag des Gemeindevorſtehers 
oder dreier Ausſchußmänner beſchloſſen werden, nie aber für jene Si⸗ 
gungen, in welchen die Gemeinderechuungen oder das Gemeinde⸗Prä 
minare verhandelt werden. (Art. XIV. des Geſetzes vom 5. März 1862.) 
Sollten ſich die Zuhörer herausnehmen, in die Berathung des 
Ausſchuſſes ſtörend einzugreifen oder gar die Freiheit des ſelben zu be⸗ 
irren, ſo iſt der Vorſitzende berechtiget und verpflichtet, nach vorausge⸗ 
Angerer Mahner Ermahnung den Zuhörerraum Leeren aud lalfen rss 
idöſgu! Yu; et u 85 Anu men Tsunümen] 
nent De ve gefaßten Beſchlüſße iſt ein Protokoll zu führen, wel 8 
vom Vorſitzenden, won nei. Ausſch ga un dem Schriftführer 
zu fertigen iſt. in gung n 
Jedem Gemetndegliedg ht die Esch in denke. 3 
bid 1 2112 
10 834 Je Dritter Abſchnitt. 214 75971 
gr dem Wirkungetreiſe des Seneinuesormnsen 


8. 46. 
Gemieiadevorſtand iſt in den Angelegenheiten. der ( 
das e und an bi Sitar 9215 XII. 85 Geſe 
5. März 18 1 aui 1 da (10199 9 nd 
47. 15 rad na: 1 


Der bebe e ne, beaufſichtigt 115 dem tn 
Neffe oöſtzgendene Geſc ak Hemeinderäuge ahbe ie hierin 
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zu unterſtützen und die Geſchäfte, die ihnen der Gemeindevorſteher zu⸗ 
weiſet, ente e A und unter der . n 
30 vollziehen. Inn | 
17 chi! 109% 8. 48. 4 391190 
Dem Scncinarie r find. die Bedienſteten der ba und 
105 e ten untergepthnel und er übt über fie, die Di nar⸗ 


e 0 
u kann ſelbſt ſolche Bedienſtete, deren Ernennung fig der lac. 
ſchuß vorbehalten hat, vom Dienſte ſuspendiren; das Recht der 
e nee e jedoch dem Ausſchuße . 156 Igputsd_ gute 

2 irc fo 2200 nu 7 ee ne 14 * 

In ſo weit es zur leichten Verſehung der ortspoltzellichen Er 
anderer örtlicher Geſchäfte erforderlich iſt, kann der Ausſchuß für ein⸗ 
zelne Theile der Gemeinde dort wohnende wählbare Gemeindemitglieder 
zur Unterſtützung des Gemeindevorſtehers bei Beſorgung der Kae 
208 beſtellen. 

Die Beſtellung erfolgt über Vorſchlag des Wemeriberfeiere 
auf die Dauer der Wahlperiode. 

e Adab oder Ablehnung diefe Beſtellung gelten 
die Br ften des 17 7 1 3 0 . 00 

e Beſtellten haben ſich bei eſorzung der 1715 e n den 
fingen ve "Senne ee 0 benehmen. ag 


sam 12 
45 Des 6 e rſteh di bie Ge meinde ich A 6 u und 
e o e ein n uße 
vermitt 1 Gef 1 a ee ig Ver⸗ 
bindlichkeiten gegen dritte Perſonen begründet werden ſollen, müſſen vom 
Gemeindevorſt un m Gemeinderat rfertigt werd 
Be de Mende ve Gef 5 — — Eh dle, u⸗ 
ſtimmung des Au 6 eff eine ide Pl er * 
iſt, 1081155 muß überdie ieſe Zaſtfamung oder Genehmigun oben dh 
kunde unter Mitfertigung von zwei Mienen f i ich gemacht 
we duk 851 guſchſe 5 Eu, 4 ost 
ul 2% ou 9049 8 Ban nir 17 E 3 und 
unt Der Gemelinevonfaher Wielt die dem Ausfaufe oschepafe en 
95 1 * Bee Berathung in demſelben vor. ) 156 170 
hat die vom Ausſchuſſe geſetzmäßig gefaßten Beſchlüſſe in 
89% ſetzen, falls aber die Beſchlüſſe an eine höhere a 
une e er dieſe Genehmigung einzuholen. 
Glaubt jedoch der Gemeindevorſteher, daß ein gefaßter Beſchluß 
den Biege ie des Ausſchuſſes überſchreite, oder gegen die beſtehen⸗ 
den G ‚fo iſt er verpflichtet, mit der Vollzugſetzung eines 


ſolchen fe fine zu halten und die Entſcheidung der Frage, ob 
der Beſe uß vollzogen dernde e oder ache von der politiſchen 
Bezirksbehörde einzuholen. 87 ſiicfiack ann 395 


2* 
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8. 52. 

Der Gemeindevorſteher führt die Verwaltung des 00 
mögens und die Aufſicht über die Benützung und Verwaltung des Ge⸗ 
meindegutes, er verwaltet die Gemeinde⸗Anſtalten und beaufſichtigt die⸗ 
jenigen, für welche eigene Verwaltungen beſtehen, er leitet und über⸗ 
wacht die Ausführung aller Gemeinde ⸗ „Unternehmungen, er verfügt in 
allen Gemeinde- Angelegenheiten, welche nicht zum Wirkungskre iſe des 
Ausſchuſſes gehören, er beſorgt das Armenweſen nach den beſtehende n 
Einrichtungen. 

Der Gemeindevorſteher bewilligt die Wöcnaifihe freiwilliger Feil⸗ 
bietungen beweglicher Sachen und ſorgt für die Aufrechthaltung und 
ene Fünen der in biefer Beziehung beſtehenden 5 


$: 53. 
8113 Eine der weſentlichſſen Aufgaben des Gemef nbevonfiehene. iſt die 
Handhabung der Ortspolizei (8. 25), infoferne treinzelne. Geſchäfte 
en in, landesfürſtlichen Organen im Wege des Geige: zugewie⸗ 
en ſind 
Der Gemeindevorſteher “cl ſich hiebei nach den eben Sie 
den und Vorſchriften zu beneh 
Er iſt verpflichtet, die zur Handhabung der Ortspolizei e order⸗ 
lichen Maßregeln und Verfügungen rechtzeiti zu treffen und * die 
Aufbringung der hiezu nöthigen Geldmittel zu W N 
In allen Fällen, wo, wie z. B. bei Epidemien, zum Stu, 985 
öffentlichen Wohles blos ortspolizeiliche Vorkehrungen der Gemein 
nicht ausreichen, oder wo zur Abwendun on von Gefahren 1 195 der 
Gemeinde nicht auslangen, hat der G e unve i ich die 
Anzeige an die politiſche Beiirkskehörde z machen. = ra 
54. 17 f 185 313 71 


Der Gemeindevorſteher beforgt die Sergäfte des übertragenen 
Wirkungskreiſes der Gemeinde. 

Er hat dieſe Geſchäfte in der durch das elch öber ie Behne 
vorgezeichneten Weiſe zu vollziehen. 

Wird die Art der Ausführung ganz bert cheilweiſe ber meh 
überlaffen, fo iſt er in dieſer Beziehung an den Beſchluß des Ausſchuſſes 
gebunden. In äußerſt dringenden Fällen jedoch, wo der Beſchluß 
des Ausſchuſſes ohne Schaden oder Gefahr nicht eingeholt werden kann, 
darf der Gemeindevorſteher nach eigenem Ermeſſen 2 B muß jedoch 
unver üglich die nachträgliche Benrhmipsng des Au . 3 
ex wixen zn % 51208 nie na sTtulbtsfß 1 2800 Dei nsgef ug. Aula 

Die Regierung kann die Geſchäfte des 1 Wirtungs⸗ 

Reife ganz oder theilweise 1 Bei. Organe verſehen fate OB 900 

110 nie 117 1 192 
5 Inſoweit die Geſetze und Vorſchriften, welche üben: — | 
kungskreiſe der Gemeinde (5. 25) gehörige Ortspolizei „eine 
Straf⸗Sanktion ausſprechen, und inſoweit die Uebertretungen dieſer Ge ⸗ 
ſetze und Vorſchriften nicht durch das Strafgeſetz verpönt Kind, ſteht dem 
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Gemeindevorſteher in Gemeinſchaft mit zwei Gemeinderäthen das Straf⸗ 
recht in derlei Uebertretungsfällen zu. 
Dieſes Strafrecht wird im übertragenen Wirkungstreiſe ausgeübt. 
Andere Strafen als Geldſtrafen, oder im Falle der Sage 
un ae Arreſtſtrafen, au 9.5 verhängt werden. 
56. 


Der Gemeinde vorſteher kann in Handhabung der Ortepotigei eine 
Geldſtrafe bis zu 10 fl. oder eine Arreſtſtrafe bis zu 48 Stunden an⸗ 
drohen, wenn die Vollziehung einer unaufſchieblichen Maßregel eine ſolche 
2. ⸗Sanction nothwendig macht. 

Bezüglich der Beſtrafung gelten die Vorſchriften des 8 55. 

§. 57. 


Der Gemeindevorſteher ift für feine Amtshandlungen der Gemeinde 
und v bezüglich des übertragenen Wirkungskreiſes auch der e ver⸗ 
antwortlich. (Art. XIII. des Geſetzes vom 5. März 1862.) 

Durch dieſe Verantwortlichkeit des Gemeindevorſtehers wird aber 
die Haftung der Gemeinderäthe und der nach 8. 49 beſtellten Perſonen 
für die unterlaſſene oder nicht gehörige Vollziehung der ihnen vom Ge⸗ 
e ri übertragenen Geſchäfte nicht aufgehoben. 


Fünſtes Hauptſtück. 
Ast Don Geneinbehaushate und von den Gemeindeumlagen. 


§. 58. 

Das geſammte bewegliche und unbewegliche Eigenthum und ſämmt⸗ 
liche Gerechtſame der Gemeinde und ihrer Anſtalten ſind mittelſt eines 
genauen Inventars in Ueberſicht zu halten. 

Jedem Gemeindemitgliede iſt die Einſicht in dasſelbe geftattet. 

59. 


2) Zur: Vertheilung des Stammvermögens und des Stammgutes 
erde die Gemeindemitglieder iſt ein Landesgeſetz erforderlich. 
60. 


Das geſammte erträgnißfähige Vermögen der Gemeinden und 
ihrer Anſtalten iſt derart zu verwalten, daß die thunlich größte nachhal⸗ 
tige Rente daraus erzielt werde. 

Die Jahresüberſchüſſe ſind zur Deckung der Erforderniſſe im näch⸗ 
ſten Jahre zu verwenden, und inſoferne ſie hiezu nicht benöthigt werden, 
fruchtbringend anzulegen und zum Stammvermögen zu ſchlagen. Eine 
Vertheilung der Jahresüberſchüſſe unter die Gemeindemitglieder kann 
nur bei beſonders rückſichtswürdigen Umſtänden und jedenfalls nur unter 
der Bedinguiß ſtattfinden, daß ſämmtliche Gemeinde ⸗Erforderniſſe ohne 
Gemeinde⸗Umlagen beſtritten wurden und daß dieſelben vorausſichtlich 
= 6 859 ohne Gemeinde Umlagen beſtritten werden kön⸗ 


8. 61. 
In Bezug auf das Recht und das Maß der Theilnahme e an den 
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Nutzungen des Gemeindegutes iſt ſich nach der bisherigen unangefochte⸗ 
nen Uebung zu benehmen, mit der Beſchränkung jedoch, daß, ſoferne 
nicht ſpezielle Rechtstitel Ausnahmen begründen, kein zum Bezuge be⸗ 
rechtigtes Gemeindemitglied aus dem Gemeindegute einen größeren Nutzen 
ziehe, als zur Deckung ſeines Haus- und Gutsbedarfes nothwendig iſt. 

Wenn und inſoweit eine ſolche unangefochtene Uebung nicht beſteht, 
hat der Ausſchuß mit Beachtung der erwähnten beſchränkenden Vor⸗ 
ſchrift die, die Theilnahme an den Rugaagen: des dee regeln⸗ 
den Beſtimmungen zu treffn. me n 

Hiebei kann dieſe Theilnahme von ben Entrichtung einer jährlichen 
Abgabe, und anſtatt oder neben derſelben von der Entrichtung eines 
Einkaufsgeldes abhängig gemacht werden. 

Diejenigen Nutzungen aus dem Gemeindegute, welche nach Deckung 
aller rechtmäßig 12 7 ene r fe in die nen 
loſſe abzuführen. 5 

do iet 61° 8. 62. 1 
Das Benmaltungejahe Mich Gemeinde fü mit knen des bandes 

— 2 | enn 2 
1309 8.631. 18 nien 
Alljährlich ſind die Voranſchläge der Enn ib Ausgaben 
der Gemeinde und der Gemeinde⸗Anſtalten für das i Ver⸗ 


wasn vom en ate er zu verfaſ fe. Wah einde⸗ 
Ausſchuſſe längſtens einen © konat vor Ei feſt⸗ 


zuſtellen. 
Lioängſtens zwei Monate noch Beendigung des Verwaltungs jahres 
hat der Gemeindevorſteher die Rechnungen über die Empfänge und 
Ausgaben der Gemeinde und der Gemeinde⸗Anſtalten dem Gemeinde ⸗ 
Ausſchuſſe zur Prüfung und Erledigung vorzulegen. 
Die Voranſchläge und Jahresrechnungen müſſen wenigſtens vier⸗ 
zehn Tage vor der Prüfung durch den Ausſchuß in der Gemeindekanzlei 
zur Einſicht der Gemeindemitglieder öffentlich aufgelegt werden, (Art. 
XIV. des Geſetzes vom 5. März 1862) und es ſind die von denſelben 
hierüber abgeh benen Erinnerungen in Erwägung zu ziehen 555 
| 8. 64 bag hr 

Bei der Bermögensgebarung iſt ſich genau an den feige 
ieh yon zu halten. 

Kommen im Laufe des Verwaltungs jahres Auslagen vor, welche 
in der einschlägigen Rubrik des Voranſchlages ihre Bedeckung gar nicht 
oder nicht vollſtändig finden, gleichwohl aber unverſchieblich find, jo hat 
der Gemtindfwanffe hen are den Beſchauß des anni ein- 

valteleut 
In Fällen der äußerſten Dringlichteit, wo die vorlüuſige Eine: 
lung der Bewilligung ohne großen Schaden und ohne Gefahr nicht 
möglich iſt, darf der Gemeinde vorſteher die nothwendige Auslage be⸗ 
ſtreiten, muß jedoch . die — 9 des 
Ausſchuſſes ſich erwirken. int i 57 du 


— 
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a S8. 65. 
| Ale Ausgaben fr: Gemeinde zwecke ſind zunächſt aus den in die 
Ge meindekaſſa einfließenden . zu BEN 
66. 


Beſteht zur Bedeckung gewiſſer Ausgaben ein beſonders gewid⸗ 
metes Vermögen, ſo ſind hiezu vorerſt die Einkünfte dieſes Vermögens zu 
e 3 dürfen ihrer Widmung nicht entzogen werden. 

67. 


Wenn 1 oder mehrere Ortsgemeinden mit Vorbehalt ihres 
Eigenthums zu Einer Ortsgeme inde vereinigt worden ſind, ſo ſind die 
Einkünfte des geſonderten Eigenthums nach dem bei der Vereinigung 
geſchloſſenen Uebereinkommen, in Ermanglung eines ſolchen aber zur 
Beſtreitung des Aufwandes, der auf jede der früheren ſelbſtſtändigen 
Gemeinden entfällt, zu verwenden. 

8. 68. | 
| Die mit dem Beſitze und der Benützung des Gemeindegutes ver⸗ 
bundenen Auslagen an Steuern und ſonſtigen Abgaben, dann an Auf⸗ 
ſichts⸗ und Culturkoſten ſind, inſoweit die vom Gemeindegute in die Ge⸗ 
meindekaſſe einfließenden Nutzungen (§. 61) nicht hinreichen, dieſe Auslagen 
zu bedecken, von den Theilnehmern an den Nutzungen des Gemeinde» 
ae nach dem Verhältniſſe dieſer Theilnahme zu tragen. 

59. 


Inſoweit nicht anderweitige Einrichtungen rechtsverbindlich beſte⸗ 
05 ſiad Auslagen, wie z. B. die Koſten zur Unterhaltung der Orts⸗ 
plätze, Wege, Brücken, der Feldwege, Abzugsgräben u. dgl. bloß das 
Intereſſe einzelner Ortſchaften, Grund- und Werksbeſitzer betreffen, von 
den Betheil igten zu tragen, und iſt ſich bezüglich der Concurrenz zu 
Waſſerbauten, welche im Intereſſe der Grund- und Werksbeſitzer unter⸗ 
ar werden, an die Vorſchrift vom 10. November 1830 zu Ma 

§. 70. 
ae Beſtreitung der nach 8. 65 nicht bedeckten benen zu Ge⸗ 
meindezwecken kann der Ausſchuß Gemeindeumlagen beſchließen. 
Die Arten dieſer Umlagen ſind: 
ſchläge zu den direkten Steuern oder zur Verzehrungsſteuer; 
EN ienfte für Gemeinde⸗Erforderniſſe; 
3. Auflagen und Abgaben, welche in die Categorie der Steuerzuſchläge 
nicht gehöre, (Art. XV. des Geſetzes vom 5. März 1862.) 
§. 71. 

Zuſchläge zu den direkten Steuern ſind auf alle in der Gemeinde 
vorzeſchriehenen Steuern dieſer Art ohne Unterſchied, ob der Steuer⸗ 
pflichtige Gemeindemitglied iſt oder nicht, aufzutheilen, und auf alle 
re Ne . Steuern gleichmäßig umzulegen. ar 

72. 


| Von Zuſchlägen zu den direkten Steuern und üserfaupt von Ge⸗ 
weine Umlagen können nicht getroffen werden: 
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Hof-, Staats- und öffentliche Fondsbeamte und Diener und Mi⸗ 
litärperſonen, ſowie deren Witwen und Waiſen bezüglich ihrer Dienſt⸗ 
bezüge und aus dem Dienſtverhältniſſe entſprungenen Penſionen, Provi ⸗ 
fionen, Erziehungsbeiträge und Gnadengenüſſe. 

Auch darf die geſetzliche Congrua der Seelſorger und Welchen 
Schullehrer durch Gemeinde-Umlagen ach geſchmäkert r 29125 

. 3% 1 2 nette 

Sufofeine der §. 67 nicht zur Anwendung beam; hat die Auf⸗ 
theilung der Zuſchläge zu den direkten Steuern im ganzen Umfange 
der Gemeinde nach einem gleichem Ausmaße zu geſchehen. 

Es konnen jedoch Ausgaben für Einrichtungen, die nur dei Orte 
und ſeinen Bewohnern nützen können, wie z. B. für öffentliche Brun. 
nen und Waſſerleitungen für den Ort, für Straßenbeleuchtung, für 
Pflaſterung u. ſ. w.; ferner für die Dienſtverrichtungen, die nur 
im Intereſſe des Ortes liegen, wie z. B. für den Nachtwächter im 
Orte, nur auf jene direkten Steuern aufgetheilt werden, welche von 
dem im Orte ſelbſt gelegenen Hausbeſitze, von den im Orte ſelbſt be⸗ 
triebenen Gewerbsunternehmungen und von dem Einkommen der Orts⸗ 
bewehie, entrichtet werden. im 

8. 74. en pere 

Für neue Erwerbungen und Unternehmungen, Weicht zunächſt die 
Vermehrung der Gemeinde-Einfünfte zum Zwecke haben, ſowie zur Til⸗ 
gung und Verzinſung eines behufs ſolcher Erwerbungen oder Unterneh⸗ 
mungen aufzunehmenden Darlehens, kann der Ausſchuß Steuerzuſchläge 
und überhaupt Gemeindeumlagen nur dann beſchließen, wenn wenigſtens 
drei Viertheile der Wahlberechtigten, welche zugleich mindeſte 6, drei 
Viertheile der geſammten in der Gemeinde vorgeſchriebenen direk⸗ 
ten Steuern entrichten, ſich dafür erklären. Die Abſtimmung geſchieht 
mit Ja und Nein. Bezüglich der Vertretung der Wahlberechtigten 
gelten die für die Ausübung des Wahlrechtes durch Stellvertreter in der 
Gemeinde-Wahlordnung enthaltenen Vorſchriften. 

. 

Durch den Zuſchlag zur Verzehrungsſteuer darf bloß der 7 
brauch im Gemeindegebiete und nicht die Produktion und der Handels⸗ 
verkehr getroffen werden. (Art. XV des Geſetzes vom 5. März 1862.) 
Es dürfen. jedoch die auf die Verzehrungsſteuer umzulegenden Prozente 
nie die Hälfte jener auf die direkten Steuern überſteigen. | 

§. 76. 

Zuſchläge, welche 20 Perzent der direkten Steuern oder 10 Per⸗ 
zent der Berzehrungsſteuer überſteigen, nnd an die Bete des 
Landesausſchuſſes gebunden. 


Zauſchläge, welche 50 perzent der diretten Steuern, — 25 Per⸗ 
zent der Verzehrungsſteuer überſte igen, können nur Kraft eines Landes- 
geſetzes ſtattfinden. (Art. XV des Geſetzes vom 5. März 1862.) 
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0 ndnsenze d 8. 77. | | | | 

Durch Beſchluß des Gemeindeausſchuſſes können für Gemeinde⸗ 
een e Dienſte 3 2 —— gefordert werden. 

Die Dienſte ſind in Ge Hi 1 die Vertheilung geſchieht 
mit Beachtung der Vorſchriften d 7174 . * Maßſtabe 
der direkten Steuern. 

Die durch die Abſchätzung der Dienſte fi herausſtellenden Geld 
beträge find zwar in das Gemeindepräliminare einzuſtellen; die Vor⸗ 
ſünken des 8. 76 haben aber auf dieſelben keine Anwendung. 

Die Dienſte können durch taugliche Stellvertreter geleiſtet oder 
nach der Abſchätzung an die Gemeindekaſſe gezahlt werden. 

Ju Nothfällen, wo ein ſchleuniges gemeinſchaftliches Zuſammen⸗ 

wirken Aller erforderlich iſt, ſind alle tauglichen Perſonen in der Ge⸗ 

meinde zur nenen Leiten von Dine verpflichtet. 081 
78. 


8. 

Zur Einführung. neuer Auflagen und Abgaben. weiße in die Ca⸗ 
tegorie der Zuſchläge zu den direkten Steuern oder der Verzehrungs⸗ 
ſteuer nicht gehören, ſowie zur Erhöhung ſchon beſtehender Auflagen und 
Abgaben dieſer Art, iſt ein neee, 3 2 XV des 
2 wenn. 5. Wüm⸗ 1862) 10 5 


Yin oe ER ) no 
. "Befehläffe — usfgufie über Gemeindeumiagen jeder Art t mörfen 
kundgemacht werden. 1 2 fn 


Wer ſih durch derlei Beſchlüſſe beſchwert erachtet, hat feine, Geh 
innerungen dagegen binnen der vom Tage der Kundmachung laufenden 
vierzehntägigen Fallfriſt beim Gemeindevorſteher anzubringen. 95 

Dieſe Erinnerungen ſind, wenn der Beſchluß der Ausſchuſſes einer 
weiteren eye nicht bedarf, als Berufung zu behandeln (8. 86), 
im entgegengeſetzten Falle aber dem gern Aare um EEE | des 
Beſchluſſes betzuſchließen. noanhem N 

8. 80. 9 110 0 und 

Steuerzuſchläge find über Verlangen der Gemeinden durch diesel 
ben Organe und Mittel, wie die Steuern ſelbſt einzuheben, ſonſt wer- 
den ſie wie andere Geldleiſtungen, welche nach dem Geſetze oder nach 
einem giltigen Gemeindebeſchluſſe für Gemeindezwecke ſtattzufinden haben, 
vom Gemeindevorſteher durch ſeine Organe eingehoben und im Weige⸗ 
rungs falle dur 11 Mobilar - „Execution, wie fie für Steuerrückſtände 
beſteht, 12700 en. Verweigert der Verpflichtete die Leiſtung von 
Dienſten ßt ſie der Gemeindevorſteher auf Koſten des Verpflichte⸗ 
ten durch en Dritten vollziehen und treibt die Koſten wie andere 
Geldleiſtungen e Si Bei Gefahr am Verzuge können die eee 
e zur tung angehalten werden. * 


— 2 en Bach 


Die Coneurkenz zu Kirchen und Abe Schul, und * 
baulichkeiten iſt Gegenſtand beſonderer Geſetze. Die für gewiſſe Er⸗ 
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forderniſſe beſtehenden, auf ae . fig we — 
renzen ns u ch 


101 112770 ½ (Jin u inn 6 e H 2 ) 
iich 


N 3 gs 3 hstes Ha pt 1 je „ 0 
Nac u Se 23 au Mk. 1110 0 PL 3 


Von der e Gemeinden jur veel ef. 
ee main e nee W 
10 * 1 N * 141 8. 82. 9 1 1 8 W A5 4 . N w 
7 Den einzelnen Be desſelben 3 Bezirkes bleibt 
freigeſtellt, ſich ſowohl in Betreff des ſelbſtſtändigen 8: 25) als auch 
des übertragenen Wirkungskreiſes (F. 26) zu einer gemeinſchaftlichen 
e ene 1 57 des en ane März 
1862.) Bid | 
Die über die Art ve Belle per gemeinſchaftlichen Geſchäfts⸗ 
führung getroffene Vereinbarung iſt der Statthalterei zur Ertheilung 
85 mean ha x e sad e dem Wire ran vor 
zu 5 | | 


bite WI Ni HR e mod 

199105 welche bie Mittel zur Erfüllung der ihnen aus diu 
übertragenen Wirkungskreiſe (§. 26) erwachſenden Verpflichtungen nicht 
beſitzen, ſind für ſo lange, als dieß der Fall iſt, zu dieſem Behufe mit 
anderen Gemeinden desſelben politiſchen Bezirkes zu einer gemeinſchaftli⸗ 
chen Geſchäftsführung im Wege eines Wegeſdten zu een (Art. 
VI des Geſetzes vom 5. März 1862.) 

Nach Anhörung der betheiligten Heneinden iſt durch das Landes 
geſetz die Art und Weil r! gerne ſchafichen. re e zu 
nun ing aut 8 sirzut 

Kommt über die Vertheilung der bezüglichen Koſten ein ‚heben: 
ln zwiſchen den einzelnen Gemeinden nicht zu Stande, ſo hat 
der e 8 zu entſcheiden. 


, Ane Siebentes Hauptfick. era 
wi 13 Von der e 9055 über die Semeinen. dic ai} m 


d * 
L ing Min; 


14127411727 


ins 1 


FT 
5 


der ee wacht ante 1 e daß ie Stom. 
en und das Stammgut der Wi e 0 0 rer Anſtalten un⸗ 
e ſe 


5 erhalten werde. nch 58 es vom 5. März 


unit 

e Landesausſchuß kaun u "piefem Ende Auftlär 8 nd 
Rechtfertigungen von den 6 verlangen und durch Wen 
von Commiſſionen Erhebungen an Ort und Stelle veranlaſſen. Ihm 
kommt es in Handhabung dieſes Aufſichtsrechtes zu, erforderlichen Falles 
die entſprechende Abhilfe zu treffen. 
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3 j v 85. 7939 aich 314 
Die An Eiegenpeiten‘ in Fee die Beſchlüſſe bes Gemeindeuus⸗ 
wwuſſes der Genehmigung des Landesausſchuſſes unterzogen werden 
müſſen, ſind außer den an andern 8 dieſes Geſetzes (§§. 2, 4 
76 und 82) bezeichneten; 

1. Die Veräußerung, Verpfändung oder bleibende Belaſtung einer 
14 zum Stammvermögen meter er r e ihrer 
Auſtalten gehörige Sache; nuſu ts 
2. die Vertheilung der Sahresierfhie, unter, die, Örmeindemit 
glieder (S. 60); 100° 310 In) blau 11 

* die Aufnahme eines Darlehens —— die na kiler Haf⸗ 

tung, wenn der Betrag des Darlehens oder der Haftung mit 
Einrechnung der bereits beſtehenden Schulden, die Jahreseinkünfte 
der Gemeinde und bezüglich der Gemeindeanſtalten überſteigt. 
Art. XVIII des 3 vom 5. Mürz 1862.) 


Ar 8. 86. 
11 „De Lanes eulſcheidet über Berufungen. gegen Beſchlüſſe 
des Gemeindeausſchuſſes in allen der Gemeinde nicht vom Staate über⸗ 
tragenen Angelegenheiten. Art. XVIII des eſetzes vom 5. März 1862.) 
„Die Berufung iſt binnen der vom Tage der Kundmachung des 
Beſchluſſes oder der Verſtändigung hievon laufenden vierzehntägigen 
Fallfriſt beim Gemeindevorſteher zur weitere e an den Landes⸗ 
ausſchuß einzubringen. Am N 87. eme 1% aso au 1020 

10 U s61]197 im 5 

Der Landesausſchuß kann Mitglieder des eee ee 


Pflicht d ften des ſel 8- 
191 5 ei 5 U ai he, 0 Gulden nd 1 uche 


a ernachle de er Pflicht 
5 Statt lterei mit 
e We e Ben: 61 ’- 23 ange 12 
re 8% 1 Pe ätlichen icher Na ur offen 1 ber 1 


eit IN 1 05 sen hu an 
1 5 Nele, Mi 5 MR ssc Ki 
r 


Di 

Die Eintrag übt 15 ne über bie 1 
dahin, daß dieſelben ihren W irkungskreis nicht überſchreiten n und nicht 
900 Ha 1455 5 Geſetze vorgehen. K i des eſetzes vom 


2 11121 


ne After wird zunächſt e von der are Bat, 
e dd dan zu digt Gib dur der Beſchlüſſe des 
(Eos e kann zu ie M lung der üſſe des 
Gemeindeausſchuſſes und im not wenigen. Mn f 


9 2 oe 15e | Iulsptr3vaöonsgm * 


Wenn — Gemeindeausſchuf h faßt, welche Ane Wir⸗ 


— 


* 
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kungskreis überſchreiten, oder gegen die beſtehenden Geſetze verftoßen, 
ſo iſt die politiſche Bezirksbehörde berechtiget und verpflichtet, die Voll⸗ 
ziehung ſolcher Beſchlüſſe zu 3 wogegen der Pre an . 
Statthalterei offen ſteht. 


8. 91. 
Die politiſche Bezirksbehörde hat auch, bee r di at 25 
ſolche Beſchlüſſe des Gemeindeausſchuſſes handelt, gegen welche die 


Berufung nach $. 86 an den Lande gale e 5e, zu igen iſt, über Ber 
ſchwerden gegen Verfügungen des Gemeindevorſtandes zu entſcheiden, 
durch welche beſtehende Geſetze verletzt oder fehlerhaft ene wer⸗ 
ten. (Art. XVI des Geſetzes vom 5. März 1862.) 0 RE 
In den vom Staate der Gemeinde übertragenen Angelegenheiten 
geht die Berufung jedenfalls an die Loliiſche e (Art. 
XVIII res Geſetzes dam 5. März 1862.) 
8. 92. 1 | 

Wenn der Gemeſndegpsſchuß⸗ es unterlößt oder et die 
der Gemeinde geſetzlich obliegenden Leiſtungen und Verpflichtungen zu 
erfüllen, ſo hat die poftehe Bezrkebeh örde, wenn dieſe Leiſtungen oder 
Verpflichtungen zum ſelbſtſtändigen Wükengetreiſ der Gemeinde (S. 25 
der Gemeindeordnung) gehören und wenn keine Gefahr am eruugs 
ift, nach ihrer 100 des Landesausſchuſſes, wenn ſie aber im Aue 
tragenen Wirkungskreiſe liegen, auch ohne ſolches L e r 
Gefahr und Koſten der Gemeinde mit möglichſter Schonung Ge⸗ 
— bie erforderliche Abzilfe zu MEIN, 


993.5 | 
gen ichte, des Gemeinden 1870 rl. 
age en 1 15 A: 5 


skreiſe 
Be f Haie Wa rafen bis zu U Gulden voran hen. 
Miatverteäungen. I beſchaffen. daß die Beſorgung 
der 77 des übertragenen W Fe dem Bünde 
9 5 a ben Aula chen u 1 nicht weiterhin 0 


id 12 8. 94. j 
En Geuelrdeieteebing kann durch die Faelle aufgelöst 
werden. Der Rekurs an das Staatsminiſterium, jedoch ue aufſchie⸗ 
bende Wirkung, bleibt der Gemeinde vorbehalten. ö 
Längſtens binnen 6 Wochen nach der Auflöſung muß eine neue 
Wahl ausgeſchrieben werden. (Art. XVI des Geſetzes vom 5. Wan 
2 einſtweiligen Beſorgung der Geſchäfte bis zur Einſetzung der 
neuen Gemeindevertretung hat die Statthalterei im Einverſtändniſſe 
mit dem Landesausſchuſſe die erforderlichen Maßregeln zu treffen: 
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Anhang über die Verwaltung des Sondervermögens. 


Vermö chaf ten jener einden, welche in Folge des Geſe 
38 kt. BRAIN 58 i Men f G5 d es fait 
wurden (S. 67), re e de eine 10 75 Glieder einer Orts⸗ 
gemeinde ($. 11), ſind, ne dieſe Beſtimmung zu öffent⸗ 
lichen Gemeindezwecken haben, dieſer Widmung gemäß zu verwenden. 

Dem Gemeindeausſchuſſe ef ag d unbeſchadet der Privat- 
rechte, ein Aufſichtsrecht da 1150 Stammvermögen ſeiner 
Widmung für Semeineyne MT! deſſen Einkünfte dieſem 
Zwecke entſprechend ve ein 230 dane 150 no& 

Wo der Gemeinde Hefe Yen 10 770 die Verwaltung eines 
ſolchen Ver Eh ‚Aa Bat? jo lange fortzuführen, 
als von ben u nicht die e ſelbſtſtanvigen 


Verwaltung 1 22 
Der Gemeindeausſchuß hat dieſes 5 eh abgeſondert 


zu ae in Evidenz zu halten und f verwen⸗ 
1550 Be und ea ve 0 
9105 7 08. ) Den Ti W 

f leibt es eee * zu ver⸗ 
angen. 


ue Me un 6 diefer dau Rd end 


ehmigur ge zu 
e e u 
n gerecht 9 1 0 


it, an bleibe... 
ung eines göten“ 
in SEHR Ei he gr u M BER 


TR EEE At Bra: 


7 me tenden inen Bo" dam? Thale "ch 
sh singing gun 55310 mund dqnu its 
n eie eee e e es 317 5 . i m, 
1318958 1 in s 33941011394 
Ins sssms®d 194 1 8 lad dun 14 97. 146 
190 m ans 908 ** 1 un n nelubfslle I ni) 
149789 rer „ieee nns gn „ inizm300 


t Tgrüdnzrge 14 
nahjidnzint nis no rd nschhmsgolo nerd sls 170i > 
dad netladırs bien 
us du ur ieee Manisgnis eignen 190 
Bu moin ann diss Bo nnen An 
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spömmurs0ned 80 lan sid Tod guad 


ba — We chlordnung für de das Etzherzogthun De ſer⸗ 
die i br ee 


an dan ‚Al .2) nim: 
u un 201430 up: fümeg num git 128i ma 400 12 Demesdnis med ei 


och? 113 Bdabfeinn on 130 ds 10 ud A mal) m 
Jene Negämmenmm® Et - e nis „cher 
mstsig Bed n Res Sn ük, sadntsmad). 1b gnum id 


1 1 — 1 Wahl des 17 Huſſes 221 d 
nis nnen si Siem 124 

Wb daun gg ee bar t. noch le 
nagigutß Wen dem Wablxech eſund der [bar tei oe Bin 


ie 2 4 untl 
Irsanelsgds napamısaysdneS 258141.10 A 120 


e glieder! 
ein = der ˖ e 1 


2, unter ver -Gpmeinper Angehörigen, ‚ohne Bee 
16 5 38 
9 ee 


en eee 


des Militär Charakter 
d) dienende ſowohl, als 1 0 Militärparteien ohne Of⸗ 
fizierstitel, und dann dienende und penſionirte Militärbe - 
amte, inſoferne dieſe Perſonen in den Stand eines Trup⸗ 
penkörpers nicht gehören; 
e) die Vorſteher und Oberlehrer der in der Gemeinde befind⸗ 
lichen Volksſchulen und die an höheren Lehranſtalten in der 
Gemeinde angeſtellten Direktoren, Profeſſoren und Lehrer; 
3. die Ehrenbürger; 
4. Doktoren, welche ihren akademiſchen Grad an einer inländiſchen 
Univerſität erhalten haben. 
Den wahlberechtigten einzelnen Gemeindemitgliedern ſind auch 
inländiſche Korporationen, Stiftungen, Vereine und Anſtalten bein gäh- 
len, wenn bei ihnen die Bedingung sub 1 eintritt. 


8. 2. 

Dienende Offiziere und Milltärpartelen Rn Offiierstitel, PN die 
zum Mannſchaftsſtande oder zu den Unterparteien gehörigen Militär⸗ 
hr ausschließlich der nicht einberufenen neten . von 

N r eee an. dr f 

ais . een deze Bo nam 
Das Strafzeſeh wird Sie: Beftimmungen: feſtſetzen, ob ba 
wie longe mit dem Straferkenntniſſe auch der Ausſpruch über 8 
luſt des aktiven und paſſiven Wahlrechtes zu verbinden 18K 0 ine 

Bis dahin bleiben von dem Wahlrechte ausgeſchloſſen: 

a) Perſonen, welche wegen eines Verbrechens ſchuldig erkannt; 
b) Perſonen, welche eines Verbrechens ue in Anterfugung gezogen 
wurden, fo lange dieſe dauert; lo® 124 ann dei 
c) Perſonen, welche der Mebertretung des Diebſtables ID: des Betruges, 
der Veruntreuung oder Theilnahme an einer dieſer Uebertretungen 
ſchuldig erkannt worden ſind. (88. 460, 461, 1464. St. G. B.) 
(Art. IX des Geſetzes ren tanz 1.) 4 nis Hus ige 214 
en 20 TELIETE FT) 
Das Wahlrecht iſt in der Regel entlasten. 8 
ag Hieven beſtehen folgende Ausnahmen: 
1. Nicht eigenberechtigte Perſonen üben purch ihre Be treter, eigen⸗ 
berechtigte Frauensperſonen durch einen Bevollmächtigten das Wahl⸗ 
dus rechz ang. nad Tce ani difrndidniR 10 nan nsfloljspäult 
2. Perſonen, welche zur Beſorgung von Gemeinde⸗ oder öffentlichen 
Geſchäften von der G abweſend ſind, können zur Ausübung 
des Wahlrech 66 einen evollmächtigten beſtellen. HS . 
Ebe können HELEN TEN EL Ihulnniun®d Bun Famı 2 (d 
"bie, einer in der Gemeinde gelezenen Realität oder einer in 
der Gemeinde betriebenen Gewerbsunternehmung, wenn ſie in einer 
«th Gemeinde sanfäfjig find ihren beſtellten Verwalter oder Ge⸗ 
150 sleiter zur Ausübung des Wahlrechtes in ihrem Namen 
anne auugianss® n an ann sun gnueg 
151 gi Much Bist 575 113 8. 5.— * JS 88} * mi 829 134 

Der Staat. das Ba und die öffentlichen Fonde werden als 

—— oder Hausbeſitzer oder Inhaber einer Gewerbsunternehmung bei 
Ausübung des Wahlrechtes durch die von Be ke ga ren 
organe beſtellte Perſon a * Ay 1291 0 8 L 


Corporationen, bergan üben ihr Wahlrecht 
durch 1 Perſonen, an um fie nach den 9710 den geſetzlichen 
oder geſellſchaft lichen Beſtimmungen nach Außen PER treten berufen 
find, oder durch einen Bevollmäcktaten aus. 

mad i etui % Au 13 Nude mug 
12 Dia beſitzer eines der im 8. 1 Abſatz 1 bezeichneten ſteuer⸗ 
pflichtigen Objekte. haben nur Eine Summe. Sind ſie in ehelicher Ge⸗ 
meinſchaft lebende Eheleute, ſo übt der Ehemann das Wahlrecht aus. 
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Sonſt haben fie Einen aus ihnen oder einen ende zur Ausübung 
des . eee aun 13H 105 
2 5 n 30 . 8. 71379 4 ealın it mus 
Nur 1 dſterreichiſche Staatsbürger, denen keiner der 
im 1 3 sub a), b) und c) angeführten Ausſchließungsgründe entgegen⸗ 
ſteht, können als Bevollmächtigte oder Vertreter das Wahlrecht eines 
Andern in deſſen Namen ausüben. Der Bevollmächtigte darf nur Einen 
Wahlberechtigten vertreten und dau ns in geſetzlicher Horse ahaßer 
ſtellte Bla aan 501005 8 in du Mine 80 Hu) 
Halbfsptun sidhs re Nad Hdd nige BR 
eue ggg zur Woablbarteit in die Gemeindever⸗ 
tretung (8. 15 der Gemeindeordnung) find das zurückgelegte 24 Lebens⸗ 
jahr und der Vollgenuß der bürgerlichen Rechte. 
Wer nicht waheregige ih, l nicht wählbar. 50 m DEN (9 
pas: 10 Tafaid 1 f IR da Hunsrinm: 5 2 
„ Mulherihme on et Wi barkeit ab ont in gig hug 
1. die Bedienſteten der inn. lange ſie ſich im ne tua: 
derſelben befinden; 
2. Perſonen, welche eine Armenverſorgung genießen, in einem Geſinde⸗ 
verbande ſtehen, oder wie T ger oder gewerbliche Gehilfen Pe 
ſelbſtſtändigen Erwerb nicht en nah signs senses Wie 
e And nstgiihämloustt msnisgpugg nnen Agi 
Ausgeſchloſſen von der Wählbarkeit ſind außer den im 3 sub 
a)/ b) und c) Ge nannten nenalısi? € 
0 en, welche eines aus Gew oder 13 2 die öffentliche 
Sittlichkeit verübten Vergehens, 10 4 
b) einer aus Gewinnſucht begangenen oder einer in den 88. 501, 504, 
ri Ye 5 und 516 er gegen 
die öffentliche Sittlichkeit ſchuldig erkannt worden ſin dd; 
9 Perſonen, über deren Vermögen der Konkurs oder das leichs⸗ 
verfahren eröffnet wurde, ſo lange die Krida⸗ oder Ausg ver⸗ 
handlung dauert, und nach deren Beendigung, wenn der Verſchul⸗ 
dete des im $. 486 St. G. B B. bezeichneten Vergebene ſchuldig erklärt 
Io Worten iſtpoß nabilinsfi6 sid gan zun 8 Ion 4 Disc 
o Berfonen, wage weer eines sand Gewinnſucht verübten D 
narvergehens ihres öffentlichen Amtes oder Dienſtes eee deen 
find. (Art. X des Geſetzes vom 5. März 18620 % Med sn 


Iberldoe® 10 dh "Zieiter Abſchnttt 15 . 


nstbilgatsn 8510 177 ine byud 
5110 121 o o f. der e ahl. Isfsg 1340 
Sun sa is ung 08 gui 

Zum Behufe der Wahl des Gemeindeausſchuſſes iſt vom Ge⸗ 
meindevorſteher ein genaues Verzeichniß aller Wahlbe ten in der 
Art anzufertigen, daß darin zu oberſt die Ehrenbürger, daun die im 
8. 1 sub 2 a) und 4 bezeichneten Wähler unter . ihrer allfälli⸗ 


en in der Gemeinde vorgeſchriebenen Jahresſchuldigkeit an direkten 
Steuern verzeichnet werden. Hierauf ſind die im §. 1. sub 2 litt. b), 
c), d).und.e, angeführten Wahlberechtigten nach der Höhe und unter 
Beiſetzung ihrer Beſoldungen und Ruhegenüſſe, und endlich die übrigen 
Wähler nach der Höhe der auf jeden entfallenden, in der Gemeinde 
vorgeſchriebenen Jahresſchuldigkeit an direkten Steuern in abſteigender 
Ordnung gereiht anzuſetzen, und neben den Namen die bezüglichen 
Steuerbeträge erſichtlich zu machen. Kommen zwei oder mehrere, Wahl⸗ 
berechtigte mit gleichen Bezügen und Steuerſchuld igkeiten vor, ſo iſt im 
erſteren Falle der an Rang höhere oder an Dienſtjahren ältere, im 
letzteren Falle der an Jahren Aeltere dem Jüngeren vorzuſetzen. 
Am Schluſſe ſind ſowohl die Bezüge, als auch die Steuerſchul⸗ 
digkeiten abgeſondert zu ſummiren. 21 2 Son si 
Auf Grundlage dieſes Verzeichniſſes iſt zur Bildung der Mahl 
körper zu ſchreiten. In der Regel ſind drei Wahlkörper zu bilden, 
nur ausnahmsweiſe, wenn die Zahl der Wahlberechtigten. gering und 
der Abſtand zwiſchen den einzelnen Steuerſchuldigkeiten unbedeutend iſt, 
können durch Gemeindebeſchluß zwei Wahlkörper gebildet werden. Die 
Entſcheidung hierüber ſteht der politiſchen Bezirks⸗Behörde im Einver⸗ 
nehmen mit dem Landesausſchuſſe zu. 
Behufs der Bildung der Wahlkörper ſind die im obigen Ver⸗ 
zeichniſſe ausgewieſenen Summen der Bezüge und der Steuer abgeſon⸗ 
dert in drei, beziehungsweiſe zwei gleiche Theile zu theilen. Diejenigen 
Wahlberechtigten, welche nach den fortlaufenden Zahlen das erſte Drittel 
der ſämmtlichen Beſoldungen und Ruhegenüſſe beziehen und jene, welche 
das erſte Drittel der Geſammtſteuer⸗Summe entrichten, gehören in den 
erſten; jene, welche das zweite Drittel beziehen und rückſichtlich entrich⸗ 
ten, in den zweiten, und alle übrigen Wahlberechtigten in den dritten 
Wahl körper. nee dz schine did no 
Werden nur zwei Wahlkörper gebildet, ſo gehören die Wahlberech⸗ 
tigten, welche nach den fortlaufenden Zahlen des erwähnten Verzeichniſſes 
die Hälfte der Bezüge genießen und die Hälfte der Steuerſumme ent⸗ 
richten, in den erſten, alle übrigen in den zweiten Wahlkörpe.. 
Läßt ſich bei der Bildung der Wablkörper die Beſoldungs⸗ und 
Steuerſumme nicht nach Erforderniß theilen, ohne daß die Beſoldungs— 
und Steuerſchuldigkeit eines einzelnen Wahlberechtigten getrennt werden 
muß, fo iſt letzterer dem höheren Wahlkörper beizuzählen. 


* cg. 14. „let REN am uf dusk. din; 

Die Ehrenbürger und die in der Ortsſeelſorge bleibend verwende⸗ 

ten Geiſtlichen (8. 1 sub 2 a) und Doktoren (8. 1 sub 4) gehören in 
den erſten Wahlkörper. 1 1 Ser nog 
„Wenn der erſte Wahlkörper nicht aus wenigſtens zweimal ſopiel 
Wahlberechtigten beſteht, als derſelbe Ausſchuß⸗ und Etſotzmänner zu 
Scheda's Hilfsbuch. | Ä Daun 
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wählen hat, fo ift biefer Wahlkörper aus den im Verzeichniſſ e G. 12) 
nächftfolgenben. Beſteuerten bis auf dieſe Zahl zu ergänzen. N 
Die Steuerquote aller nach dieſer Ergänzung den een sig 
körper bildenden Steuerpflichtige wird von der ga nzen Steuerſumme a 
gezogen und der Reſt in zwei gleiche Theile getheilt. Jene Wahlberech⸗ 
tigten, welche die erſte Hälfte dieſes Reſtes entrichten, bilden den zwei⸗ 
ten, die übrigen den dritten Wahlkörper. 8 findet auch die Schluß; 
beſtimmung des §. 13 ihre Anwendung. - 
Werden nur. zwei zahlkörper gebildet, 13 beben alle nach der 
Ergänzung des erſten Aae eigene ec. A 
zweiten Wahlkörper. 8. nel. * 
e eee e e union 


Die nach §. 13 der Gent Wi brach dag von 
Ausſchuß⸗ und e wird auf die ee över in 
gleichen Theilen %% % la En: 


Der Semeinkesnther hat für keen Wobltitper ee 
Wählerliſten zu verfaſſen 

Dieſe Wülerliſten Find miudeſtens vier Wochen vor der Wahl 
zu Jedermanns Einſicht in der Gemeinde aufzulegen, und es iſt dies 
durch öffentlichen Anſchlag in der Gemeinde mit Feſtſetzung einer Prä⸗ 
eluſivfriſt von acht Mißhen ür Anbringung vom e eee dagegen 
kundzumachen ” * 

Eine Commiſſion, welche aus dem Gemeindevbrſteher als Vor⸗ 
ſitzenden und aus vier vom Ausſchuſſe gewählten Mitgliedern der Ge⸗ 
meindevertretung beſteht, entſcheidet über die rechtzeitig angebrachten 
Einwendungen binnen längſtens drei Tagen, und nimmt air zuläſſig 
erkannte Berichtigung ſogleich vor. 

Wird die begehrte Berichtigung verweigert, fo. ſteht die Berufung 
an die politiſche Bezirksbehörde offen. Die Berufung muß binnen 
längſtens drei Tagen nach der Verſtändigung von der abſchlägigen Ent⸗ 
ſcheidung bei der Commiſſion angebracht und von dieſer der politiſchen 
Bezirksbehörde ungeſäumt vorgelegt werden. Das Erkenntniß derſelben 
iſt für die im Zuge befindliche Wahl endgiltig. Acht Tage vor der 
1 kart. in den ene keine Veränderung mehr Aae, 

| 18. 


Die Vornahme! ber Wahl iſt nig ind acht Tage oh deren 
Beginne von dem Gemeindevorſteher durch öffentlichen Auſchlag mit der An⸗ 
gabe bekannt zu machen, an welchen Orten, an welchen Tagen und zu welchen 
Stunden ſich die einzelnen Wahlkörper zu verſammeln, und welche Zahl 
Gemeindevertreter ſie zu wählen haben. Gleichzeitig iR iR an die 
politiſche Bezirksbehörde die Anzeige . machen. 
| 


Die politiſche Bezirksbehörde hat darüber zu 9 — daß alle Vorbe- 
itungen zur Wahl derart rechtzeitig getroffen. deen daß mit Ablauf der 
ee die neue Gemeindevertretung ihre Wi R könne. 


9 
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Dritter Abschnitt. 77 a 
serung 
Von der n der Wahl. e 
sid ni e 8 eon 8. 2 i gnummindk 5 


5% Die Wohthandlung wird Ar eine Wahlebmmiſſion geleitet. 

Dieſelbe beſteht aus dem Gemeindevorſteher oder einem Gemeinde⸗ 
rathe als Vorſitzenden und aus vier vom Gemeinde⸗Ausſchuſſe als Ver⸗ 
trauensmänner zugezogenenen wählbaren Gemeindemitgliedern. Die 
politiſche Bezirksbehörde kann zur Wahlhandlung einen Abgeordneten 
mit der Beſtimmung abſenden, die Befolgung des Geſetzes und die 
Aufrechthaltung der Ruhe und Ordnung wahrzunehmen I0n& 

821. 


Die Wahlkörper verſammeln ſich abgeſond er.... 
ſſim Zuerſt wählt der dritte, hierauf der . zuletzt der erſte 
Wafttirpen a 1; nal fü gnudegrem 18 sid 
Jeder Wahlberechtigte tam aus allen wählbaren) Gemeinde Ange⸗ 
hörigen und Sechs ee en irn Wahlkörpers ans 120 
eres en. 1 1 Su 22 1 T2 uu BE} 195i IH mi®s ig nige 
Der Wahlact iſt öffentlich Vor dend Beginne der Abſtimmung 
hat der Vorſitzende der Wahlcommiſſion den werſammelten Wäh⸗ 
lern den Inhalt der §§. 9—11 dieſer Wahlordnung über die 
zur Wählbarkeit erforderlichen Eigenſchaftenn gegenwärtig zu halten, ihnen 
8 Vorgang bei der Abſtimmung und Stimmenzählung zun klären, 
und ſie aufzufordern, ihre Stimme nach freier Ueberzeugung ohne alle 
eigennützige Rebenrückſichten fo abzugeben, wie ſie es nach ihrem beſten 
Wiſſen und Gewiſſen für das Gemeindewohl am Juträglichſten halten. 
Jod nis ung. 2 mene 7990 duc feu ele nene 
Die Abſtimmung beginnt in dem einzelnen Wahlkörpern damit, 
daß die Mitglieder der Wahlkommiſſion, welche in dem bezüglichen 
Wahlkörper wahlberechtigt find, ihre Stimme abgeben. Hierauf werden 
durch ein Mitglied der Wahlcommiſſion die Wähler in der Reihen⸗ 
folge, wie ihre Namen in der Wählerliſte een zur Stimm⸗ 
gebung. aufgerufen mim sid 1 mand ns? Son seen 
Wahlberechtigte, die „alp geſchehenempRüfuüfr ihres Namens in 
die Wahlverſammlung kommen, haben erſt, wenn die ganze Wähler⸗ 
liſte durchgeleſen iſt, ihre. Stiame abzugeben und ſich deshalb bei der 
n zu melden. 
nomzucfene die 130 5408 24 % gnome f 
un Zeder zur Stimmgebung oufgerufene Wähler hat jene Perſonen, 
welche nach ſeinem Wunſche für die Gemeindevertretung gewählt werden 
ſollen, ohne Unterſcheidung, ob er ſie als Ausſchuß⸗ oder Erſatzmänner 
gewählt wiſſen will, in ſolcher Zahl zu nennen, als der Wahlkörper 
dem er angehört, Abefcuß oder Erxſatzmänner zu zogen hat. 
nn ind of ebe anno; 8. 25. Sr ade eng! 
Ein Dritter darf zur Abftmh im Namen Kites Wahlberech⸗ 
tigten blos in den Fällen der §§. 447 und nur unter der Bedingung 
3 * 
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zugelaſſen werden, daß er ſich über ſeine Berechtigung hiezu gehörig 
ausweiſe. 


26. 

Jede Abſtimmung iſt fogteich in Gegenwart des Wählers in die 
hiezu vorbereiteten Rubriken der Stimmliſte neben dem Namen des 
Wählers einzutragen. 

Gleichzeitig werden die genannten Namen in der Gegenliſte derart 
verzeichnet, daß bei der erſten Stimme, die Jemand erhält, deſſen Namen 
in die entſprechende Rubrik eingeſchrieben und in der nebenſtehenden 
Rubrik die 22 1, bei der zweiten Stimme, die auf 1 entfällt, die 
Zahl 2, u. ſ. w. beigeſetzt wird. 

§. 27. 

Sobald alle anweſenden Wähler eines Wahlkörpers ihre Stim⸗ 
men abgegeben haben, iſt von dem Vorſitzenden der Wahlcommiſſion 
die Stimmgebung für geſchloſſen zu erklären. 

Die Wahlcommiſſion hat ſofort das Ergebniß, das ſich wach bei⸗ 
den Stimmliſten herausſtellt, zu vergleichen, allfällige Irrungen zu berichtigen, 
ſohin die Stimmliſten zu unterfertigen und die 8 vorzunehmen. 

28. 


$. 

In jedem Wahlkörper find diejenigen, welche unter den Genann⸗ 
ten die meiſten Stimmen haben, als gewählte Ausſchußmänner und die 
mit den nächſtmeiſten Stimmen Genanuten als gewählte Erſatzmänner 
anzuſehen. 

Haben mehrere Perſonen, als zur Vollzähligkeit der auf den 
Wahlkörper entfallenden Ausſchuß⸗ oder Erſatzmänner erforderlich ſind, 
die gleiche Anzahl Stimmen erhalten, ſo entſcheidet das Los, wer von 
ihnen als Ausſchuß oder Erſatzmann einzutreten hat. 

20 


Iſt die Wahl auf Jemanden gefallen, der nicht wählbar iſt oder 
einen geſetzlichen Entſchuldigungsgrund geltend macht, ſo hat derjenige 
als Ausſchuß⸗ oder beziehungsweiſe Erſatzmann einzutreten, welcher in 
dem betreffenden Wahlkörper nach den Ausſchußmännern oder beziehungs⸗ 
weiſe nach den Erſatzmännern die meiſten Stimmen erhalten hat. 

Dasſelbe hat unbeſchadet der nach dem §. 17 der Gemeindeord⸗ 
nung zu verhängenden Geldbuße dann zu geſchehen, wenn der Gewählte 
ohne einen geſetzlichen Entſchuldigungsgrund die Wahl anzu endesa. 

$. 30. 

Iſt Jemand von einem Wahlkörper bereits als Ausſchußmann 
gewählt, ſo ſollen ihm von dem ſpäter en [N Wahlkörper keine 
weiteren Stimmen zugewendet werden. 

Geſchieht dies dennoch, ſo iſt der Abſtimmende darauf aufmertfam 
zu machen, daß eine ſolche Stimme nicht gezählt wird. 

Wird dagegen ein als Erſatzmann bereits gewählter, von einem 
ſpäter wählenden Wahlkörper zum Aus ſchußmanne gewählt, ſo hat an 
ſeine Stelle als Erſatzmann derjenige einzutreten, der nach ihm in dem 
bezüglichen Wahlkörper die meiſten Stimmen erhalten hat. U 
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10:3 FE 

Iſt die Wahl in allen Wahlkörpern vollendet, fo wird das über 
die Wahlhandlung geführte Protokoll geſchloſſen und von den Glie⸗ 
dern der Wahlkommiſſion unterfertigt. 

Der Gemeindevorſteher hat dasſelbe nebſt allen Wahlakten in 
Aufbewahrung zu nehmen. 

Derſelbe verkündet das Geſammtergebniß der in allen Wahlkör⸗ 
pern ſtattgefundenen Wahl und bringt dasſelbe zur Kenntniß der poli⸗ 
tiſchen Bezirksbehörde. 

Letztere hat Wahlen, welche auf Perſonen gefallen ſind, die von 
der Wählbarkeit ausgenommen oder ausgeſchloſſen ſind, unter Offen⸗ 
laſſung des Rekurſes an die Statthalterei, als ungeſetzlich außer Kraft 
zu ſetzen. | 

§. 32. 


Einwendungen gegen das Wahlverfahren ſind binnen der Präklu⸗ 
ſivfriſt von acht Tagen nach beendigtem Wahlakte bei dem Gemeinde⸗ 
vorſteher einzubringen, welcher dieſelben der Statthalterei zur lendgilti⸗ 
gen Entſcheidung vorzulegen hat. 

Werden binnen der obigen Friſt keine Einwendungen eingebracht, 
oder die eingebrachten als unſtatthaft zurückgewieſen, ſo iſt zur Wahl 
des Gemeindevorſtandes zu ſchreiten. 


| Zweites Hauptſtück. 
Von der Wahl des Gemeindevorſtandes. 


§. 33. 

Ueber Berufung des an Jahren älteſten Mitgliedes des neu zu⸗ 
ſammengeſetzten Ausſchuſſes haben ſich ſämmtliche Mitglieder des letz⸗ 
teren am feſtgeſetzten Tage und zur feſtgeſetzten Stunde zur Wahl des 
Gemeindevorſtandes zu verſammeln. 09 3 

Jene Ausſchußmitglieder, die entweder gar nicht erſcheinen oder 
vor Beendigung der Wahl ſich entfernen, ohne ihr Ausbleiben oder 
ihre Entfernung durch hinreichende Gründe zu lern en, verfallen 
er eine Geldbuße, welche der Ausſchuß bis zu 20 Gulden bemeſſen 
ann. | 

$. 34. 

Der Vorſteher der politiſchen Bezirksbehörde ift berechtigt, dem 
Wahlakte entweder ſelbſt oder durch einen Abgeordneten zur Wahrneh⸗ 
mung der Geſetzlichkeit des Vorganges anzuwohnen. 
| Zu dieſem Ende muß derſelbe rechtzeitig in Kenntniß geſetzt wer⸗ 
den, an welchem Tage und zu welcher Stunde die Wahl ſtattfindet. 

$. 35 


Die Wahl wird durch das an Jahren älteſte Mitglied des neu 
zuſammengeſetzten Ausſchuſſes unter Zuziehung zweier Mitglieder aus 
der Verſammlung geleitet. | 


38: 
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. 3 

Wählbar zu Mitgliedern des Gemma fad. nur die 

Ausſchußmitglieder, notolt D010 9 4 W 310 

Ausgenommen hievon find: 451797 | ” 

1. Perſonen, welche nicht in der Gemeinde on Wohyſitz haben; 

2 Hof-, Staats-, Landes- und öffentliche Banne MIR Dieren 
in der aktiven Dienfleiftungg 0 And 134. | 

3. Geiſtli che. in: Wok nie | 

Auch können Verwandte und Verſchwägerte im 2 unde en 
MEN aicgh angleic Mitglieder ig @Bsgrpinteperfkanbch ſein. 

gn Hired 

Zur Giltigkeit der Wahl Fr 5 (Anwefenheit von wenigſtens drei 
Biertheilen ſämmtlicher Ausſchußmitglieder und die abſolute Stimmen⸗ 
N der Anweſenden erforderlich.“ 

Die Wahl wird mittelſt Stimmzettelu vorgenommen. Aus den 
geſammelten Stimmzetteln ſind die darin verzeichneten Namen zu ver⸗ 
leſen und in das zu führende eee ien HAUSE OBER.: 

38. 


0 Zuerſt iſt die Wahl des Gemeindevorſtehers Len h Kommt 
bei der Abſtimmung zu dieſer Wahl eine abſolute Stimmenmehrheit 
nicht zu Stande, ſo iſt eine zweite Abſtimmung vorzunehmen, und falls 
auch bei dieſer nicht die nöthige Stimmenmehrheit ſich herausſtellt, zu 
der engeren Wahl zu ſchreite .. 

Bei ber engeren Wahl haben, die Wähler ſich auf jene zwei Per⸗ 
ſonen zu beſchränken, welche bei der zweiten Abſtimmung die relativ 
meiſten Stimmen erhalten haben. Bei Stimmengleichheit entſcheidet das 
Los, wer in nie engere Wahl einzubeziehen iſt. 

5 Jede Stimme, die bei der dritten, Abſtimmung auf eine nicht in 
big, mere Wahl gebrachte Perſon fällt, iſt als ungiltig zu betrachten. 

Ha ſich dei der engeren Wahl a 0 anden 
det das Los 


d 8. 39, : 
7957 Nach Beendigung, der Wah des Semeinbenorfafers iſt zur Wahl 
der Gemeinderäthe zu ſchreiten. 
der Mater bezeichnet fo; viele Namen,, als Gemeinderäthe zu 
wählen find. Die über dieſe Zahl bezeichneten Namen werden nicht berückſichtigt. 
Auch bei dieſer Wahl gelten die Vorſchriften der SS. 37 und 38. 
Die engere Wahl hat ſich auf jene Perſonen zu beſchränken, die 
bei der zweiten Abſtimmung nach denjenigen, welche die abſolute Mehr⸗ 
heit erlangten, die relativ meiſten Stimmen für ſich hatten. Die Zahl 
der in die engere Wahl zu bringenden Perſonen iſt die danger von 
der Zahl der noch zu wählenden Gemeinderäthe. mach lat 
40. 


H. 
Wird Jemand als Gemeinderath gewählt, der mit dem gewähl⸗ 
ten Gemeinde⸗Vorſteher im erſten oder zweiten Grade Ae en oder 
verſchwägert iſt, fo ift dieſe Wahl ungiltig. A 
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Werden zwei oder mehrere Perſonen als Gemeinderäthe gewählt, 
die in der angegebenen Weiſe untereinander verwandt oder verſchwägert 
ſind, ſo iſt derjenige, für den ſich die größere Stimmenzahl erklärte, 
und bei gleicher Stimmenzahl derjenige, für den das Los entſcheidet, 
als gewählt beizubehalten. 

Die noch unbeſetzten Stellen Ind durch Neuwahl auszufüllen. 

§. 4 

Ueber die Vornahme der Wall des Gemeindevorſtandes iſt ein 
Protokoll zu führen, welches von dem Leiter der Wahl und den übri⸗ 
gen Ausſchußmitgliedern zu unterfertigen und mit allen Faß aten bei 
der ne e zu hinterlegen iſt. 

$. 42. 


N Die Vorſchriften der 88. 33—41 kommen auch dann zur Anwen⸗ 
dung, wenn im Laufe der Wahlperiode die Stelle eines Gemeinderathes 
oder des Vorſtehers zu beſetzen iſt. 

Nur haben im erſten Falle der Gemeindevorſteher und im zweiten 
Falle der Stellvertreter des Gemeindevorſtehers die Verſammlung zur 
Wahl zu berufen und die Wahlhandlung zu leiten. Auch trifft der 
Ausnahmsgrund der Verwandtſchaft oder Schwägerſchaft nicht die ſchon 
im Amte befindlichen, ſondern die neugewählten Perſonen. | 


nie Gef vom 5 mi ür; 1862, 


ten ir die Königteiche Böhmen Dalmatien, Galizien und eodomerlen nit den Her⸗ 

zogthümern Auſchwitz und Zator und dem Großherzogthume Krakau, für die Erzherzog⸗ 

thümer See 17550 und ob der Enns, Er die 5 9 7 und Nieder⸗Schle⸗ 

ſten, Steiermark, Kärn rain, Salzburg u ukowing, für die Markgrafſchaft 

Ga n für. die gefürſtete Gruft * ER und das Land Bu für een 

Grafſchaft Görz und Gradisca, für "sr Gele Iſttien und die Stadt Trieſt it 
ihrem iete 


womit die grundſätzlichen Beſtimmungen zur Regelung des Gemeindemefen 
| vorgezeichnet werden. 
om Xi Stüte des Reiche Blattes Nr. 4 e ausgegeben am 11. März 1862.) 
hi 914 10 in Ne D 

Mit Zuſtitninnz beider. Hauser Meines Reichsrathes finde Ich 
zur Regelung des Gemeindeweſens die nachſtehenden grundſätzlichen 
Beſtimmungen vorzuzeichnen: 

Artikel J. 

Jede Liegenſchaft muß zum Verbande einer Ortsgemeinde gehören. 

Ausgenommen hievon ſind die zur Wohnung oder zum vorüber— 
gehenden Aufenthalte des Kaiſers und des Allerhöchſten Hofes beſtimm⸗ 
ten Reſidenzen, Schlöſſer und andere Gebäude, nebſt den dazu gehörigen 
Gärten und Parkanlagen. 

Das Landesgeſetz beſtimmt, ob und unter welchen Bedingungen 
der Großgrundbeſitz von dem Verbande einer, Ortsgemeinde geſchieden 
behandelt werden könne. 

Jedenfalls darf dieſe Behandlung nur unter der Bedingung Platz 
greifen, daß der geſchiedene Grundbeſitz die Pflichten und Leiſtungen 
einer Ortsgemeinde übernimmt, ohne daß ihm eine andere Amts wirk⸗ 
ſamkeit, als zur Erfüllung dieſer Pflichten und Leiſtungen nothwendig 
iſt, zugewieſen werden kann. 

Artikel ll. 
Jeder Staatsbürger ſoll in einer Gemeinde heimatsberechtigt ſein. 
Die Heimatsverhältniſſe werden durch ein beſonderes Reichsgeſetz 


beſtimmt. 
Artikel III. | 
Ueber das Anſuchen eines Auswärtigen um Verleihung des Hei⸗ 
matsrechtes entſcheidet die Gemeinde. 
Dieſelbe darf jedoch Auswärtigen, welche ſich über ihre Heimats⸗ 
berechtigung ausweiſen oder wenigſtens darthun, daß ſie zur Erlangung 
eines ſolchen Nachweiſes die erforderlichen Schritte gemacht haben, den 
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Aufenthalt in ihrem Gebiete nicht verweigern, ſo lange dieſelben mit 
ihren Angehörigen einen unbeſcholtenen Lebenswandel führen, und der 
1 — Tin u hai nicht zur Laſt fallen. 
Artikel IV. 

Der Wirkungskreis der Gemeinde . ein doppelter: 
a) ein ſelbſtſtändiger, und 
b) ein übertragener. 
Artitel v. ein 

„Der eftftändige, das iſt derjenige Wirkungskreis, in welchem 
die 8 mit Beobachtung der beſtehenden Reichs- und Landes⸗ 
geſetze nach freier Selbſtbeſtimmung anordnen und verfügen kann, umfaßt 
überhaupt Alles, was das Intereſſe der Gemeinde zunächſt berührt und 
innerhalb ihrer Grenzen durch ihre eigenen Kräfte beſorgt und durch— 
geführt werden kann. 

Ju dieſem Sinne gehören hieher insbeſondere: 
1. Die freie Verwaltung ihres Vermögens und ihrer auf den Ge» 
meindeverband ſich beziehenden Angelegenheiten; 
die Sorge für die Sicherheit der Perſon und des Eigenthums; 
die Sorge für die Erhaltung der Gemeindeſtraßen, «Wege, Plätze, 
Brücken, ſowie für die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs auf 
Straßen und Gewäſſern und die Flurpolizei; 
4. die Lebensmittel ⸗ Polizei und die Ueberwachung des Marktverkehrs, 
insbeſondere die Aufſicht auf Maß und Gewicht; 
5. die Geſundheits⸗Polizei; 
6. die Geſinde⸗ und Arbeiter⸗Polizei und die Handhabung der Neuf 
7 
8 


ve. 


boten⸗Ordnung; 
7. die Sittlichkeltspolizei; 
das Armenweſen und die Sorge für die Gemen Wepttfäigete 
Anſtalten; 
9. die Bau⸗ und die Feuerböltze, die Handhabung der Bauordnung 
und Ertheilung der polizeilichen Baubewilligungen; 
10. die durch das Geſetz zu regelnde Einflußnahme auf die von der 
Gemeinde erhaltenen Mittelſchulen, dann auf die Volksſchulen, die 
Sorge für die Errichtung, Erhaltung und Dotirung der letzteren mit 
N cht auf die noch beſtehenden Schulpatronate; 
11. der Vergleichsverſuch zwiſchen ſtreitenden Parteien durch aus der 
Gemeinde gewählte Vertrauensmänner; 
12. die Vorname freiwilliger Feilbietungen beweglicher Sachen. 

Aus höheren Staatsrückſichten können beſtimmte Geſchäfte der 
Ortspolizei in einzelnen Gemeinden beſonderen landes fürſtlichen Orga⸗ 
nen im Wege des Geſetzes zugewieſen werden. 

Artikel M. 

Den übertragenen Wirkungskreis der Gemeinden, das iſt die Ver⸗ 

pflichtung derſelben zur Mitwirkung für die Zwecke der öffentlichen Ver⸗ 
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waltung, beſtimmen die mee no. und Bu 3 ſdie 
Landesgeſetze. Inu 
Artikel VII. Ita | 

Den einzelnen Gemeinden bleibt freigeſtellt, fich ſowohl in Betreff 
des ſelbſtſtändigen (Artikel V), als auch des übertragenen Wirkungs⸗ 
kreiſes (Artikel VI) zu einer gemeinſchaftlichen Geſchäftsführung zu ver⸗ 
einigen. Gemeinden, welche die Mittel zur Erfüllung der ihnen aus dem 
übertragenen Wirkungskreiſe (Artikel VD erwachende Verpflichtungen 
nicht beſitzen, ſind, für ſo lange als dieß der Fall iſt, zu dieſem Behufe 
mit anderen zu einer gemeinſchaftlichen mene e eines 
Landesgeſetzes zu vereinigen. 5 im 94 
ö Ebenſo können durch das Landesgeſetz Gemeinden, welche in Folge 
des Geſetzes vom 17. März 1849 *) mit anderen in eine Gemeinde ver⸗ 
einiget wurden, wieder getrennt und abgeſondert zu Ortsgemeinden kon⸗ 
ſtituirt werden, wenn jede dieſer auseinander zu legenden Gemeinden 
für ſich die Mittel zur Erfüllung der ihnen aus dem übertragenen 
Wirkungskreiſe (Artikel VI) erwachſenen Verpflichtungen beste | 

. Ar tie IMI. 5 ö 

Die Gemeinde wird in ihren Angelegenheiten durch einen Ge⸗ 
meindeausſchuß und einen Gemeindevorſtand vertreten. 

Die Gemeinde wählt periodiſch ihre Vertretung. 

Das Landesgeſetz beſtimmt, ob und in wieferne auch ohne Wahl 
Gemeindemitglieder, ſei es perſönlich oder durch Stellvertreter, an der 
Gemeindevertretung Theil nehmen können. ah 

Artikel IX. 

Um zur Wahl für die Gemeindevertretung oder zur Theilnahme an der⸗ 
ſelben berechtigt zu ſein, iſt nothwendig, daß man ein Gemeindeglied ſei. 

Das Strafgeſetz wird die Beſtimmungen feſtſetzen, ob und auf 
wie lange mit dem Straferkenntniſſe auch der Ausſpruch über den Ver⸗ 
luſt des activen und paſſiven Wahlrechtes zu verbinden ſei. Bis dahin 
bleiben von dem Wahlrechte ausgeſchloſſen: 

a) Perſonen, welche wegen eines Verbrechens ſchuldig erkannt; 

bp) Perſonen, welche eines Verbrechens wegen in Unterſuchung gezogen 

wurden, ſo lange dieſe dauert; 

c) Perſonen, welche der Uebertretung des Diebſtahls, des Betruges, 
der Veruntreuung oder Theilnahme an einer dieſer Uebertretungen 
ſchuldig erkannt worden ſind (88. 460, "u 464, des Strafgeſetzbuches). 

Artikel 

Unerläßliche Eigenſchaften zur Wählbarkeit find das zurückgelegte 
vierundzwanzigſte Lebensjahr und der Vollgenuß der bürgerlichen Rechte. 
Wer nicht wahlberechtigt iſt, iſt nicht wählbar. Außerdem ſind von der 
Wählbarkeit ausgeſchloſſen: 

a) Perſonen, welche eines aus Gewinnſucht oder gegen die öffentliche 
Sittlichkeit verübten Vergehens; 31 


FT 


| 2) Ergänzungsband des Reichsgeſesblattes v. J. 1849, Nr. 170. . * 185183 
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bp) einer aus Gewinnſucht begangenen oder einer in den §8. 501, 504, 
511, 512,515 und 516 bes Strafgeſetzbaches enthaltenen Uebertre⸗ 
tung gegen die öffentliche Sittlichkeit ſchuldig erkannt worden ſind; 

e) Perſonen, über deren Vermögen der Konkurs oder das Ausgleichs: 
verfahren eröffnet wurde, ſo lange die Krida oder Ausgleichs ver⸗ 
handlung dauert, und nach deren Beendigung, wenn der Verſchuldete 
— im §. 486 des Strafsefevbnches bezeichneten Vergehens ſchul⸗ 

dig erklärt worden iſt; 

d) Perſonen, welche wegen elles aus Gewinnſucht verübten Diseipli⸗ 
narvergehens ihres öffentlichen Amtes oder Dienſtes entſetzt worden 
ind. | 
ur in dieſem Artikel enthaltenen Bedingungen beziehen ſic auch 

auf die etwa hne Wahl in den Ausſchuß eintretenden Gemeindemit⸗ 

glieder. | 

' Artikel XI. 

Das Landesgeſetz regelt die Bildung der Gemeindevertretung vrch 
eine Wahlordnung mit gebührender Rückſichtnahme auf die eum 
der er der höher Beſteuerten. 

Artikel XII. f 

Der Gemeindeaus ſchuß iſt in den Angelegenheiten der Gemeinde 
das beſchließende und überwachende, und der Wan das ver⸗ 
waltende und ee Organ. | 

Artikel XIII. 

Ber Gemeinde vorſtand iſt für ſeine Arend vet Gemeinde 
15 besglich des Wer Wirkungskreiſes au der Regierung 
verantwortlich. 

Artikel XIV. 

In allen Gemeindeangelegenheiten entſcheidet die abſolute Majo⸗ 
rität der in beſchlußfähiger Anzahl anweſenden Vertreter. ja 

Die Ausſchußſitzungen ſind öffentlich, doch kann ausnahmsweiſe 

die Ausſchließung der Oeffentlichkeit über Antrag des Gemeindevorſte⸗ 

hers oder einer gewiſſen Anzahl von Ausſchußmännern beſchloſſen wer- 
den, nie aber für jene Sitzungen, in welchen die Gemeinderechnungen 
oder das Gemeindepräliminare verhandelt werden. | Nat 
ae e ſind zur Einſicht öffentlich aufzulegen. 
Artikel XV. 

„ur Beſtreitung, der durch die Einkünfte aus dem Gemeinde⸗ 
Gigentjume nicht bedeckten Ausgaben zu Gemeindezwecken kann die Ge⸗ 
meinde die Abnahme von Zuſchlägen zu den direkten Steuern oder zur 
Verzehrungsſteuer, oder die Einhebung anderer Auflagen und Abgaben 
beſchließen. 
Das Landesgeſetz wird beſtimmen, inwieferne die Gemeinde hiebei 
mit Rückſicht auf ein beſtimmtes Ausmaß dieſer Zuſchläge an die Ge- 
nehmigung der Bezirks⸗, Gau⸗ oder Kreis vertretung, oder des Landta⸗ 
ges, oder an die e Erwirkung eines e Landerseſekef gebun⸗ 
den ist. 
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Durch den Zuſchlag zur Verzehrungsſteuer darf bloß der Ver⸗ 
brauch im Gemeindegebiete und nicht die Pfoduktzen und der Handels- 
ee getroffen werden. 

Zur Einführung neuer Auflagen und Abgaben welche in die 
Cotegorie der obigen Steuerzuſchläge nicht gehören, ſowie zur Erhöhung 
ſchon beſtehender Auflagen und Abgaben dieſer Art iſt ein Landesgeſetz 
erforderlich. 

Die Art, in welcher, und das Maß, nach welchem die einzelnen 
Gemeindemülglieder zu den Auslagen der Gemeinde konkuriren ſollen, 
beſtimmt die Gemeinde innerhalb der durch ein N ſeſtzufttzen⸗ 
den Grenzen. 

Artikel XVI. 


Die Staatsverwaltung übt das Aufſichtsrecht über die Gemeinden. 
dahin, daß dieſelben ihren Wirkungskreis nicht überſchreiten und nicht 
gegen die beſtehenden Geſetze vorgehen. 

Sie hat auch, inſoferne es ſich nicht um ſolche Beſchlüſſe des 
Gemeindeausſchuſſes handelt, gegen welche die Berufung nach Artikel 
XVIII. c) an die höhere Gemeindevertretung zu richten iſt, über Be- 
ſchwerden gegen Verfügungen des Gemeindevorſtandes zu entſcheiden, 
durch welche beſtehende Geſetze verletzt er fehlerhaft Angemenkeh, 
werden. 

Die Gemeindevertretung kann durch die politiſche Landesstelle 
aufgelöst werden. Der Rekurs an das Staatsminiſterium, jedoch ohne 
aufſchiebende Wirkung, bleibt der Gemeinde vorbehalten. Längſtens 
binnen ſechs Wochen nach der Auflösung muß eine neue Wahl ausge⸗ 
fehlern werden. 

Artikel XVII. 


Zwiſchen die Gemeinde und den Landtag kann durch das Ganwes⸗ 
geſetz eine Bezirks⸗, Gau⸗ oder Kreisvertretung eingefügt werden. Die⸗ 
ſelbe tritt in periodiſch wiederkehrenden Zeiträumen oder über Beru⸗ 
fung ihres Vorſtandes zuſammen. 

Ihre ſtändigen Angelegenheiten werden Aae einen Ausſcuß und 


Vorſteher beſorgt. 
Artikel XVIII. 


In den Wirkungskreis der Bezirks⸗, Gau⸗ oder eee 
inſoferne ſolche konſtituirt wird, gehören alle inneren, die gemeinſamen 
Intereſſen des Bezirkes (Gaues, Kreiſes) und feiner Angehörigen be- 
treffenden Angelegenheiten. 

Außerdem können der Bezirks⸗, Gau⸗ drer Kreisvertretung durch 
das Landesgeſetz rückſichtlich der Gemeinden zugewieſen werden: 

a) Die Ueberwachung, daß das Stammvermögen und Stammgut der 
Gemeinden und ihrer Anſtalten ungeſchmälert erhalten werde; 

b) die Genehmigung wichtiger, insbeſondere den Gemefrdehaushalt r 
treffender Akte; 

c) die Entſcheidung über Berufungen gegen Beſchlüſſe der Gemümbe⸗ 
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ausſchüſſe in allen der Gemeinde nicht vom Staate übertragenen 
Angelegenheiten. 

Wo keine Bezirks-, Gau⸗ oder Kreisbertretung: errichtet wird, oder 
inſoweit dieſe Geſchäfte der Bezirks⸗, Gau⸗ oder Kreisvertretung nicht 
zugewieſen werden, hat der Landtag dieſelben durch ſeinen Ausſchuß zu 
beſorgen. 

6 In den vom Staate den Gemeinden übertragenen eg 
geht die Berufung an die Staatsbehörde. N 

Artikel XIX. 

„Die Bezirks⸗ Gau,⸗ oder Kreis vertretung hat aus Vertretern fol⸗ 
gender Intereſſengruppen zu beſtehen: 

a) des großen Grundbeſitzes, 

b) der Höchſtbeſteuerten der Induſtrie und des Handels, 

c) der übrigen Angehörigen der Städte und Märkte und 

d) der Landgemeinden. 

Jede Intereſſengruppe wählt periodiſch die nach den Bestia mun⸗ 
gen des Landesgeſetzes auf ſie entfallende Zahl von Vertretern. 

Für den Fall, als die eine oder andere dieſer Intereſſengruppen 
nicht. vorhanden wäre, ſteht es dem Landtage, zu, die Wahl der Ver⸗ 
treter im Wege der Landesgeſetzgebung in einer die Intereſſen aller 
vorhandenen Gruppen Flasch ante ſichernden Weiſe zu regeln. 

Artikel XX. 

Die Bezirks-, Gau- oder Kreisvertretung wählt aus ihrer Mitte 
periodiſch den Ausſchuß und Vorſteher. Die Wahl des Vorſtehers be— 
darf der kaiſerlichen Beſtätigung. 

Artikel XXI. 

Zur Beſtreitung der durch die Einkünfte aus dem Stammvermö⸗ 
gen nicht bedeckten Ausgaben kann die Bezirks⸗, Gau⸗ oder Kreisver⸗ 
tretung Zuſchläge zu den direkten Steuern bis zu. einem beſtimmten 
Maße umlegen und einheben. 

Zuſchläge über 8 VRR ober andere Umlagen r 28 eines 
Landesgeſetzes. 

Arti t e l 


Landeshauptſtädte und über ihr Einſchreiten auch andere bedeu⸗ 
tendere Städte, ſowie bedeutende Kurorte, erhalten durch Landesgeſetze 
eigene Statute, ſoferne ſie ſolche noch nicht beſitzen. Abänderungen und 
Ergänzungen dermal beſtehender Städteſtatute bleiben der Landesgeſetz⸗ 
gebung vorbehalten. 

Die Wahl der Gemeindevorſteher in Städten und Kurorten, die 
ein eigenes Statut beſitzen, bedarf der kaiſerlichen Beſtätigung. 

Artikel XXIII. 

Die mit einem eigenen Statute verſehenen Städte und Kurorte 
beſorgen ihre Angelegenheiten durch ihre Vertretung; fie ſtehen unmit— 
telbar unter dem Landesausſchuſſe, beziehungsweiſe Landtage, und be— 
züglich des ihnen vom Staate übertragenen Wirkungskreiſes unter der 
Landesſtelle. 


. non Air t ib e Ive lo ni sen 
oh 055 Wacht mittelſt ſeines ee daß das Stamm⸗ 
vermögen der Bezirke, Gaue oder Kreiſe, ſowie der Städte und Kur- 
orte, welche mit eigenen Statuten verſehen ſind, und das Vermögen 
ihrer Anſtälten ungeſchmälert erhalten werde 

An ſeine Genehmigung ſind fuers insbefonbere beit Haushalt 
betreffende Akte gebunden. mos 

Die Landesvertretung entf: heide über Berufungen Are Beſchlüſſe 
der Bezirks-, Gau- oder Kreis vertretung in den nach Artikel XVIII zum 
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517172 Artikel XXVI, ann 9 129 

nacht Auf Grundlage ber voranſtehenden granbfägtlagen Beſti mungen 
find für die im Eingange dieſes Geſetzes genannten Königreiche und 
Länder Gemeindeordnungen durch Landesgeſetze zu erlaſſen. 
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Andina? use Fre undi 
wirkſam für das Herzogthum Salzburg, 
bühne LITER) 


Gemeindeordnung und eine Gemeinde⸗Wahlordnung 


8 en Bene 
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Mit Vici des een Meines irh e 
. . ich auf Grundlage des Geſetzes vom 5. März 1862, Z. 18 
Bl., die angef loſſene Gemeindeordnung und die dazu gehö⸗ 

. Gemei eiue Wahlordnung * ee und zu verordnen, wie „eier 


Die Wenteinsbbrbnung und die dazu grelle Gemeinde. Wahl: 
ku elten für alle Gemeinden Meines eee Selbe, 
welche ein in eigenes Statut nicht beſitzen. 
* Artikel II. E le . 
Die Beſtimmungen des erſten, Ze! * dritten Hauptſtückes 
der Gemeindeordnung treten ſofort in Kraft. rail) 
Artikel III. . NIIT 
204 Auf Grundlage der Genter Wohfehhhi und unter Auwen⸗ 
N der Be immungen des dritten Hauptſtückes der Gemeindeordnung 
ft die Beſtell ing ‚netter 1 e un verzüglich zu veranlaffen. 
011 . Arti kel E 31 
2 Sobold 1 einer Gemeinde die neue Geiteindevertretung ordnungs⸗ 
mäßig beſtellt iſt, hat in derſelben die Gemeindeordnung, inſoweit ſie 
nicht ſchon nach Artitel U. in Kraft getreten iſt, zur vollen eu 
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zu kommen. 
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I. 
BENDER 0 ang 2 — Salzburg. 
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Gries Hut 
Ven der Ortsgemeinde überhaupt! 


§. 1. 
Die dermaligen Ortsgemeinden haben als ſolche eee 
ſo . ncht im geſetzmäßigen Wege eine Aenderung eintritt. 
1 


Zwei oder * Ortsgemeinden desſelben politischen. Besch 
können ſich, wenn die politiſche Landesſtelle aus öffentlichen Rückſichten da⸗ 
gegen keine Einwendung erhebt, mit Bewilligung des Landesausſchuſſes nach 
vorausgegangenem Uebereinkommen über den Beſitz und Genuß ihres 
Eigenthumes, ihrer Anſtalten und Fonde in Eine Ortsgemeinde ver⸗ 
einigen, ſo daß ſie als eigene Ortsgemeinden zu beſtehen aufhören. fe 

Eine ſolche Vereinigung von Gemeinden darf wider deren Willen 


nicht ſtattfinden. in 113 


7 $ Re 

Gemeinden, welche in Folge EN Geſetzes vom 17. Mitz 1849 
mit anderen in Eine Gemeinde ee wurden, können durch das 
Landesgeſetz wieder getrennt und abgeſondert zu Ortsgeme inden N 
tuirt werden, wenn jede, dieſer. auseinander zu legenden | emeinden für 
ſich die Mittel zur Erfüllung der ihr aus dem übertragenen Wirkungs⸗ 
kreiſe (8. 28) erwachſenen. Verpflichtungen beſitzt. (Art. VI des Ge⸗ 
ſetzes vom 5. März 1862.) Dieſe Trennung kann wider BR Willen 
der zu trennenden Theile nicht ſtattfiuden. 

Dieſer Trennung muß auch ein Ulebereinkommen der auseinander: 
gehenden Theile über eine vollſtändige Auseinanderſetzung des Beſitzes 
und Genuſſes des gemeinſchaftlichen Eigenthumes, der Anſtalten und Fonde 
und der gemeinſchaftlichen Laſten vorhergehen. 

Unter denſelben Bedingungen kann eine Ortsgemeinde auch Aged 
dem erwähnten Falle durch das Landesgesetz in zwei oder mehrere Orts⸗ 
gemeinden aufgelöst werden. f 

8. | iin TE 

Zu Aenderungen in den Grenzen einer Misgemeinbe, bare dieſe 
als ſolche zu beſtehen nicht aufhört, iſt außer dem Einverſtändniſſe der be⸗ 
treffenden Gemeinden und der Erklärung der politiſchen Landesſtelle, daß 
dagegen aus öffentlichen Rückſichten kein Anſtand obwaltet, die Bewilli⸗ 


49 
gung des Landesausſchuſſ es erforderlich. Weun zwiſchen zwei oder mehre⸗ 
ren Gemeinden die Grenzen ſtreitig ſind, ſo hat darüber nach Einvernehmen 
der betreffenden Gemein den und nach eingeholter Erklärung der politi⸗ 
ſchen Landesſtelle, daß dagegen kein Anſtand obwaltet, der Landes Arg⸗ 
ſchuß zu entſcheiden. 40 


Jede Liegenſchaft muß zum Verbande einer Ortsgemeinde gehören. 
Ausgenommen hievon ſind die zur Wehnung oder zum vorübergehenden 
Aufenthalte des Kaiſers und des Allerhöchſten Hofes beſtimmten Reſi⸗ 
denzen und Schlöſſer und andere Gebäude, nebſt den dazu gehörigen Gär⸗ 
ten und Parkanlagen. (Artikel 1 des Geſetzes vom 5. März 1862.) 


Zweites Hauptſtück. 
Von den Gemeindegliedern. a 
8. 6. 
Zu den Gemeindegliedern werden die Gemeinde⸗Angehörigen, das 
Kin diejenigen Perſonen, welche in der Gemeinde heimatberechtigt ſind, 
dann diejenigen nicht in der Gemeinde heimatberechtigten Perſonen 
gezählt; welche im Gebiete derſelben entweder einen Haus⸗ oder Grund⸗ 
beſitz haben, oder von einem in der Gemeinde ſelbſtſtändig betriebenen 
Gewerbe oder Erwerbe eine direkte Steuer entrichten. 
Alle Den Kerr in der Gemeinde werden „Auswärtige 
ea Bi 


01 fl 11 


Die edle find durch das Befehl vom 3. Deut 
3 d i 
e e eee ee e 


u "Städten und Märkten derben lebten. Senelle ulgegbt. 
vo „ welche bisher das Bürgerrecht durch Verleihung der Gemeinde er⸗ 
halten haben, oder es in der Folge in gleicher Weiſe erwerben, Bürger 
genannt. 

Für die Verleihung des Bürgerrechtes kann lei Geitelnde eine 
Gebühr die jedoch den Betrag von a nicht überſteigen darf, abnehmeſt 


Oeſterreichiſche Staatsbürget, Beier ſich beſonders verdient ge⸗ 
macht haben, können von Stadt⸗ und Marktgemeinden zu Ehrenbürgern, 
und von anderen Gemein den zu Ehrenmitgliedern ernannt werden. 95 
10. 


Die Gemeindeglieder haben das Recht des ungeſtörten Aufenthaltes 
in der Gemeinde. Sie nehmen nach den Beſtimmungen dieſes Geſetzes 
an den Rechten und Vortheilen, wie an den Pflichten und Laſten 
der Gemeinde Theil. 

Die Gemeindeange hörigen haben überdieß den Anſpruch auf Ar- 
3 nach Maßgabe der Dürftigkeit. 
Scheda's Hilfsbuch. 4 
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Den Bürgern bleibt der Anſpruch auf die für. fie beſonderd, be⸗ 
ſtehenden Stiftungen und Anſtalten vorbehalten. 

Die Ehrenbürger und die Ehrenmitglieder der 4 — 9 
haben die Rechte der Gemeindeglieder, ohne die Berpficptungen der⸗ 
ſelben zu theilen. ‚nsciscling ug 5 

§. 11. 

Die Gemeinde darf Auswärtigen, welche ſich über ihre Heimat⸗ 
berechtigung ausweiſen oder wenigſtens darthun, daß ſie zur Erlangung 
eines ſolchen Nachweiſes die erforderlichen Schritte gemacht haben, den 
Aufenthalt in ihrem Gebiete nicht verweigern, ſo lange dieſelben mit ihren 
Angehörigen einen unbeſcholtenen Lebenswandel führen und der öffent⸗ 
lichen Mildthätigkeit nicht zur Laſt fallen. (Art. III des Geſetzes vom 
5. März 1862.) 

Fühlt ſich ein Auswärtiger in dieſer Beziehung durch eine Verfü— 
gung der Gemeinde gedrückt, ſo kann er ſich um Abhilfe an die poli— 
tiſche Bezirksbehörde wenden. 

§. 12. 
5 die privatrechtlichen Verhältniſſe überhaupt und insbeſondere die 
Eizenthums⸗ und 8 nutzungsrechte ganzer Claſſen oder dee en 


ve e eben Mead ce 1% ro ae oränsishd. unge 
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Die einde wird in ihren Angelegenheiten durch einen Ge⸗ 
eng und einen ea. = vertreten. . I des 
Geſetzes vom 5 März 1862.) u en BE ER ELLTR 12 

§. 14. 2 0 8581 

Der Gemeindeausſchuß beſteht in Gemeinden ain weniger als 
100 wahlberechtigten Gemeindegliedern aus 8 oder, 9, Mitgliedern, 
ie nachdem drei oder 11 ‚RB ahlkörper, gebildet werden, in Gemeinden 

mit 305590 wahl Wangen eee u nod 


1 391—600 on Aſtnanag 
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8. 15. 

nA Inu jeder Gemeinde 195 — Zur 5 . nn ab⸗ 

gängiger Ausſchußmitglieder, Erſatzmänner zu; beſtehen „deren Zahl die 
Hälfte der Zahl der Ausſchußmitglieder zu betragen hat. 

IJſt dieſe Zahl der Erſatzmänner durch die Zahl der Wahlkörper 

nicht theilbar, ſo muß 105 (be auf N nächſte een alleen Beil 

erhöht werden. ing neu un Mr an nice n u 

8. Ader r ene 90 

Der Bemeinbenpefanp befteht aus den Gemeindevor ſteher un 

aus miudeſtens zwei Gemeinderäthen. ggg Gan gn ros san=m 
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Wo es die Geſchäfte und Verhältniſſe nothwendig machen, kann 
der Ausſchuß die Zahl der Gemeinderäthe entſprechend erhöhen. Es 
darf jedoch dieſe Zahl den dritten Theil der . nicht 


überſchreiten. 
f §. 17. 


Die Mitglieder des Gemeindevorſtandes gehören auch deu Aus⸗ 
ſchuſſe an, und es iſt deren Anzahl in jener der Ausſchußmitglieder 
begriffen. * 

§. 18. 7 
Die Ausſchuß- und Erſatzmänner werden von den Wahlberechtig⸗ 
ten in der Gemeinde gewählt. 

Die näheren Beſtimmungen über die Wahlberechtigung und die 
Wählbarkeit, dann über das Wahlverfahren enthält die 1 
Wahlordnung. | 


$. 19. 

Der Gemeindeausſchuß wählt aus ſeiner Mitte den Pr 
fteher und die Gemeinderäthe. 

Die Gemeinde-Wahlorbuung enthält hierüber die näheren, Sein, 
mungen. | 
Die Gemeinderäthe werden nach der Zahl ber Stimmen, mit wel⸗ 
chen ſie gewählt wurden, gereiht. 

Bei Stimmengleichheit entſcheidet das Los über den. Vorzug in 
der Reihenfolge. In dieſer Reihenfolge haben ſie den ed np ien 
her in Fällen der Verhinderung zu vertreten. 

. 20. 

Jedes wählbare und ordnungsmäßig gewählte FIRE OTINS 
iſt verpflichtet, die Wahl zum Ausſchuß- oder Erſatzmanne oder nes 
Mitgliede des Gemeindevorſtandes anzunehmen. 20 40 

Das Recht, die Wahl abzulehnen, haben nu z * 2 a 
Geiſtliche und öffentliche Lehrer; u 
Hof, Staats⸗, Yandes- und öffentliche Fondsbeamte und Bebel; 
Militärperſonen, welche nicht in activer Dienſtleiſtung ſtehen; 
Perſonen, die über 60 Jahre alt ſind; 
diejenigen, welche eine Stelle im Gemeindevorſtande durch eile 
volle Wahlperiode bekleidet haben, für die nächſte Wahlperiode; 
6. diejenigen, die an einem der Ausübung der Amtepflichten hinder⸗ 
lichen Körpergebrechen, oder einer anhaltenden bedeutenden Stö⸗ 
rung ihrer Geſundheit leiden; ’ 
7. Perſonen, welche vermöge ihrer ordentlichen Beſchäftizung häufig 
und durch Dinge: Zeit in jedem Jahre aus der Gemeinde abwe⸗ 
ſend ſind. 

Wer ohne einen ſolchen Eutſchuldigungegrund die Wahl anzu⸗ 
nehmen oder das angenommene Amt fortzuführen verweigert, verfällt in 
a Geldbuße, welche der! , he k bis 100 * een 
ann. Holz anism 


e 


Die Geldbuße fließt in die Armenkaſſe der Gemeinde. 
4 * 
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Ueber Beſchwerden gegen die n m r SErpngteN Geld. 
TE * die politiſche Behörde. 
§. 21. * 900 
Die Ausſchuß⸗ und Erſatzmänner, ſowie die Mitglieder bes Bor⸗ 
ſtandes werden auf 3 Jahre gewählt. 
Nach Ablauf von 3 Jahren muß eine Neuwahl vorgenommen 
werden; die bisherige Gemeinde vertretung bleibt auch nach Ablauf dieſer 
Zeit bis zur Beſtellung der neuen im Amte. 
Die Austretenden können, wenn ihnen kein geſetzliches Hinderniß 
im Wege ſteht, wieder gewählt werden. 
E22, 
Wird die Stelle des Gemeindevorſtehers ober eines Gemeinde⸗ 
rathes im Laufe der drei Jahre erledigt, ſo hat der Ausſchuß binnen 
längſtens vierzehn Tagen eine neue Wahl für die noch übrige Zeit 
dene 
Wird die Stelle eines Ausſchußmaudes erledigt, ſo hat der Ge⸗ 
meinde de jenen Erſatzmann in den Ausſchuß zu berufen, welcher 
in de Wahlkörper, in welchem der abgängige Ausſchuß pp 
worden war, die mehreren Stimmen erhalten hat. 
Bei gleicher Stimmenzahl entſcheidet das Los. } 
Sollte jedoch der Abgang von Ausſchußmännern derart ſein, daß 
die Zahl der von einem Wahlkörper gewählten Aus ſchußmänner ſelbſt 
durch die Einberufung der Erſatzmänner nicht ergänzt werden kann, fo 
hat der bezügliche Wahlkörper auf Grundlage der letzten Wählerliſte 
eine Ergänzungswahl für die noch übrige Dauer der, ah bse un⸗ 
verzüglich vorzunehmen. - | | Gi 
8. 23. = 
Die Beſtimmungen des §. 21 über die Berufung eines Erfag: 
mannes gelten auch für den Fall einer blos er derung 
eines 1 Jneſchnümguneßz, 5 
9 280 | 8. 24. 
Der Kdeniehnbebor ſteher⸗ und Die, * 5 — bei — 
Antritte ihres Amtes Treue und Gehorſam dem Kaiſer, Beobachtung 
der Geſetze und gewiſſenhafte Erfüllung ihrer Pflichten in die Hände 
des Vorſtehers der Bezirksbehörde oder eines Abgeordneten desſelben 
in Gegenwart des Gemeindeausſchuſſes an Eidesſtatt zu geloben, jedoch 
darf 5 2 18 Gemeinde keinc neue Auslage erwachſen. 
78. 25. EI 
Das Amt eines Ausſchuß⸗ oder Grfaktinnneh ift ng 
Durch Gemeindebeſchluß ift feftzufegen, ob und welche Entlohnung 
der Gemeindevorſteher und die pe 1 menen ie 
emalten haben. 153 nd 1% namaan 
| Allen. Geineindevertpetern gebührt die Verduag aus der Ge⸗ 
meindelaſſe 5 die un der e 1 baren Aus⸗ 
lagen. ar 
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8. 26. 

an Mitglied des Vorſtandes, ein Ausſchuß⸗ oder 55 
wird feines. Amtes verluſtig, wenn ein Umſtand eintritt oder bekannt 
wird, welcher ursprünglich deſſen Wählbarkeit gehindert hätte. | 

Verfällt ein Mitzlied des Vorſtandes, ein Ausſchuß⸗ oder Erfatz⸗ 
mann in eine Unterſuchung wegen einer in den 88. 3 und 11 der Ge⸗ 
meinde⸗Wahlordnung genannten ſtrafbaren Handlung, oder wird über 
deſſen Vermögen der Konkurs, eröffnet, oder, das Ausgleichs verfahren 
eingeleitet, ſo kann dasſelbe, ſo lange das Strafverfahren oder die 
Konkurs- oder enen dauert, ſein Amt nicht ausüben. 


* Viertes Hauptſtück. ‘ 
1 Von dem Wirkungskreiſe der Ortsgemeinde. | 


Erſter Abſchnitt. 
Von dem a des Wirkungskreiſes. 


Minh . 
Der Wirkungskreis der Gemeinde iſt ein doppelter: 
a) ein ſelbſtſtändiger, und 
aD ein übertragener. Art. IW des 38 vom 5. We 1862. 
"8. 2 


Der ſelbſtſtänvite, d. i.. baserige Wirkungskreis, in welchem die 
Gemeinde mit Beobachtung der beſtehenden Reichs- und Landesgeſetze 
nach freier Selbſtbeſtimmung anordnen und verfügen kann, umfaßt über⸗ 
haupt Alles, was das Intereſſe der Gemeinde zunächſt berührt, und 
innerhalb ihrer Grenzen durch eigene Kräfte nierte und durch⸗ 
geführt werden kann. f 

In dieſem Sinne gehören hieher insbeſondere: 

1. Die freie Verwaltung ihres Vermögens und ihrer 0 den Ge⸗ 
meindeverband ſich beziehenden Angelegenheiten; | 
2. die Sorge für die Sicherheit der Perſon und des Eigenthumes; 
3. die Sorge für die Erhaltung der Gemeindeſtraßen, «Wege, Plätze, 
-Brücken, ſowie für die Sicherheit und Leichtigkeit des Ver⸗ 
kehrs auf Straßen und Gewäſſern und die Flurenpolizei; 
4. die Lebensmittel-Polizei und die Ueberwachung des Marktverkehres, 
insbeſondere die Aufſicht auf Maß und Gewicht; 
5. die Geſundheitspolizei; 
6. die Geſinde⸗ und Arbeiterpoligei und die Handhabung der Dienſtbo⸗ 
tenordnung; 
7. die Sittlichkeitspolizei; 
8. das Armenweſen und die Sorge für Gemeinde— Wohlthätigkeits⸗ 
anſtalten; | 
9. die Bau⸗ und Feuerpolizei, die Handhabung der Bauordnung und 
Ertheilung der polizeilichen Baubewilligungen; 
10. die durch das Geſetz zu regelnde Einflußnahme auf die von der 
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Gemeinde erhaltenen Mittelſchulen, dann auf die Volksſchulen, 
die Sorge für die Errichtung, Erhaltung und Dotirung der Letz⸗ 
teren mit Rückſicht auf die noch beſtehenden Schulpatrovate; Tit 

11. der Vergleichsverſuch zwiſchen ſtreitenden Poeten zt * der 
Gemeinde gewählte Vertrauensmänner; 
12. die Vornahme freiwilliger Feilbietungen beweglicher Sachen. 

Aus höheren Staatsrückſichten können beſtimmte Geſchäfte der 
Drtöpotiii in einzelnen Gemeinden beſonderen landesfürſtlichen Orga- 
nen im Wege des e ee werden. 15555 V des Geſetzes 
vom 5. März 1862.) 1 IS eee 

§. 29. 

Den übertragenen Wirkungskreis der Gemeinde, d. i. die Verpflich— 
tung derſelben zur Mitwirkung für die Zwecke der öffentlichen Verwal⸗ 
tung beſtimmen die allgemeinen Geſetze und innerhalb derſelben die 
Landesgeſetze. e des Geſetzes vom 5. Bin eee 


An 
Ant 
. 


enter Abſchnitt. 
Von dem Wirkungskreiſe des Gemeindeausſchuſſes. 


(. S8 f EI. mag 8. 30. * wi 
Der Gemeindeausſchuß ift in den Angelegenheiten der Gemeinde 
das beſchließende und überwachende Organ. (Art. XII des EIER. vom 
50% e 1862) 
Eine vollziehende Gewalt kommt ihm nicht zu. 
81. 


In Abſicht auf den Haushalt der Gemeinde unterliegen un Be. 
rache und Beſchlußfaſſung des Ausſchuſſes: 1 
Jede Verfügung über das Stammvermögen und Stammgut der 

Pr ‚Gemeinde; | 
. die Beſtimmung über die Art der Benützung desſelben; 
der Voranſchlag der Einnahmen und der Ausgaben, erh die 
Vorſorge für die Bedeckung des Abganges; 

die Erledigung der Jahresrechnung; 
überhaupt alle Angelegenheiten, welche nicht zur gewößntichen 
| Vermögens verwaltung; en t 

§. 32. 

Der Ausschuß hat denz Gemeindevorſtande zur Beſorgung der 
ihm im ſelbſtſtändigen und im übertragenen Wirkungskreiſe obliegenden 
Geſchäfte das dem Bedarfe entſprechende Perſonale beizugeben. 

Erkennt der Ausſchuß zu dieſem Behufe die Beſtellung eigener 
Beamten und Diener für nothwendig, ſo beſchließt er über die Zahl 
und Bezüge derſelben, über die Art 5 ren e und Leere Wer 
Ruhe- und Verſorgungsgenüſſe. 6 

33. 


: 4 15 m 


Die Beftimmungen der SS. 30 und 31 gelten — für die An⸗ 
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ſtalten der Gemeinde, in ſoweit durch Pre . Beta ch 
etwas anderes vorgeſchrieben iſt. J 


8.34. ii 
Zur Wirkſamkeit des Ausſchuſſes gehört‘ ferner: ja 
Die Wahl des Borftames; 72 
2 die Verleihung des Heimatsrechtes (Art. n. des Geſetzes vom 
5. März 1862); und des Bürgerrechtes; und die 1 
der Ehrenbürger und Gemeinde⸗ Ehrenmitglieder; 251 
3) die Ausübung eines der Gemeinde zuſtehenden Patronats⸗ obere 
Präſentationsrechtes, oder des Verleihungsrechtes von Stiftungen ; ; 
4. die Ertheilung der politiſchen Ehekonſenſes. 
Beſchwert ſich der Ehewerber gegen die von ſeiner Heimatgemeinde 
erfolgte Verweigerung, des 8 2 ee die a 
9 g 


— 


1 4 ir 
14 181 


Er 8. 35 

g ſewelt r die Hondbd ung der Setepofje nicht Kanbesftfithen 
Orten im Wege des Geſetzes zugewieſen iſt, kann der Ausſchuß inner⸗ 
halb der beſtehenden Gefeye ortspolizeiliche, für den Umfang der Ge⸗ 
meinde giltige Vorſchriften erlaſſen und gegen die Nichtbefolgung dieſer 
Vorſchriften eine Geldſtrafe bis zum Betrage von zehn Gulden oder 
eine Arreſtſtrafe bis zu 48 Stunden androhen. 

Der Ausſchuß iſt verpflichtet, für die Anſtalten und Einrichtungen, 
die zur Handhabung der Ortspolizei erforderlich ſind, die nöthigen 
Geldmitteln zu bewilligen, und er iſt für jede ihm in dieſer Beziehung 
zur Laſt fallende Unterlaſſung verantwortlich. 

8. 36. 

Der Ausſchuß hat der Armenverſorgung ſeine beſondere Aufmerk- 
ſamkeit zu widmen. Wenn hiezu die Mittel der beſtehenden Wohlthätig⸗ 
keits⸗ und Armenanſtalten und Fonde nicht ausreichen, hat der Aus⸗ 
ſchuß den erforderlichen Bedeckungsbetrag zu seidaflen, und, kann die 
Art der Verwenpüß desſelben beſtimmen. 

8. 37. 

Der Ausſchuß wählt aus den Gemeindemitgliedern die Vertrau⸗ 
ensmänner zum Vergleichsverſuche zwiſchen ſtreitenden Parteien. 

Die näheren Beſtimmungen über dieſe Einrichtung bleiben einem 
— 8 Reichsgeſetze vorbehalten. 

8. 38 


＋ 


— 


Der Ausſchuß iſt verpflichtet, die von der politiſchen Bezirksbe⸗ 
hörde, oder in Angelegenheiten des ſelbſtſtändigen Wirkungskreiſes der 
Gemeinden von dem Landesausſchuſſe abgeforderten ai abzu⸗ 


Ben 
$. 39. 


Me Ausſchuß entfcheibet über Beſchwerden gegen Verfügungen 
des —— in den 9 des ſelbſtſtändigen Wir- 
kungskreiſes der Gemeinde. 
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In welchen Fällen über derlei — die anbei * 
behörde zu entſcheiden hat, beſtimmt der §. 9 501 
§. 40. 

Der Ausſchuß überwacht die Geſchäftsführung des Gemeindevor⸗ 
ſtandes und der Verwaltungen der Gemeindeanſtallen. Er iſt berech⸗ 
tigt hiezu, ſowie zur Ueberwachung von Gemeinde⸗ „Unternehmungen und 
zur Abgabe von Gutachten und Anträgen in Gemeinde- Angelegenheiten 
eigene Commiſſionen zu beſtellen. Zu ſolchen Cemsiiſſionen kann er 
auch Vertrauensmänner außer ſeiner Mitte berufen. And 
Der Ausſchuß iſt verpflichtet, ens im Laufe des Hohne die 
Kaſſa we zu laſßep⸗ 


§. 4 

Der Ausſchuß tritt nach 7 des Bedürfuiſſes, wenigftene 
aber in jedem Vierteljahre einmal zufammen. 

Die Berufung zu einer Verſammlung erfolgt durch den Gemelude⸗ 
vorſteher oder in Verhinderung desſelben durch deſſen Stellvertreter. 

Jede Verſammlung, der eine ſolche Berufung nicht zu Grunde 
ligt, iſt ungeſetzlich und es find die gefaßten Beſchlüſſe ungiltig. 
Der Gemeindevorſteher muß den Ausſchuß berufen, wenn es we⸗ 
nigſtens von einem Drittheile der Mitglieder, oder von der politiſchen 
Bezirksbehörde, oder in einer den ſelbſtſtändigen Wirkungskreis der 
Gemeinde seren ee e von dem Nane ee ver⸗ 
langt wird. 1 
* 42. 


Der ah kann nicht, beschließen, wenn nicht wenig tens zwei 
Drittheile ſeiner Mitglieder anweſend ſind. 

Eine Ausnahme hievon findet ſtatt, wenn die Mitglieder des Aus⸗ 
ſchuſſes zum zweiten Male zur Berathung über denſelben Gegenſtand 
5 dennoch nicht in genügender Zahl erſchienen ſind, und dieſe 
Zahl ſelbſt durch die bei der zweiten Zuſammenberufung gleichzeitig 
vorzuladenden Erſatzmänner nicht ergänzt werden kann. 

Bei der zweiten Zuſammen berufung der Ausſchußmänner und be⸗ 
züglich der Vorladung der Erſatzmänner muß auf dieſe Beſtimmung 
ausdrücklich hingewieſen werden. 

Der Gemeindevorſteher iſt berechtigt, gegen jeden bei dieſer zwei⸗ 
ten Sitzung nicht erſcheinenden Ausſchuß und Erfagmarn, welcher fein 
Ausbleiben nicht zu rechtfertigen vermag, eine in die Gemeindekaſſe flie⸗ 
ßende Geldbuße bis zu 10 fl. zu verhängen. 

Ueber die Beſchlußfähigkeit des Ausſchuſſes zur Wahl des Vor⸗ 
ſtandes enthält die Wahlordnung die näheren Beſtimmungen. 

N H “ 43 g 


Wenn die Gebarung eines Mitgliedes des Vorſtandes oder des 
Ausſchuſſes den Gegenſtand der Berathung und Schlußfaſſung bildet, 
haben ſich die Betheiligten der Abſtimmung zu enthalten, müſſen jedoch, 
wenn es gefordert wird, der Sitzung zur Eicheln der gewüvſchten 
Auskünfte beiwohnen. 
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Jedes Mitglied des Vorſtandes und Ausſchuſſes hat abzutreten, 
wenn der Gegenſtand der Berathung und Schlußfaſſung ſeine privat⸗ 
rechtlichen Intereſſen oder jene ſeiner Ehegattin oder ſeiner Verwandten 
oder Verſchwägerten bis einſchließlich zum zweiten Grade, oder einer 
Persons, die er zu vertreten 3 hat, betrifft. 18 

N 0 1 9 

Der Gemeindevorſteher oder im Verhinderungsfalle ſein Stellver⸗ 
treter führt den Vorſitz im Ausſchuſſe und jede Sitzung, bei welcher 
dies nicht beobachtet wird, iſt ungiltig. 

Der Vorſitzende eröffnet und ſchließt die Sitzungen, leitet die 
Verhandlungen und handhabt die Ordnung in der Verſammlung. Lig 

4 


$., 46. 
Zu einem giftigen Beſchluſſe iſt die abſolute Stimmenmehrheit 
der brechen Ausſchußmitglieder erforderlich. 

Der Vorſitzende ſtimmt nur bei gleichzetheilten Stimmen und 
gibt mit ſeiner Stimme den Ausſchlag. 

Die Stimmgebung iſt mündlich nach dem Ermeſſen des Vorſitzen⸗ 
den kann ſolche auch durch Aufſtehen oder Sitzenbleiben ſtattfinden. 

Wahlen und Beſetzungen können nach Beſchluß . i es 
durch Stimm zettel vorgenommen werden. | 

§. 47. Ne 

Die Ausſchußſitzungen ſind öffentlich, doch kann Uu hay äs weise 

die 1 der Oeffentlichkeit über Be des ee 


gangener fehle Gen den Base re leeren zu laſſen. 


H. 

Ueber die gefaßten Beſchlüſſe iſt ein Protokoll zu führen, welches 
vom Vorſitzenden, von zwei Ausſchußmännern und dem Schriftführer 
zu fertigen iſt. 

Jedem Gemeindegliede ſteht die Einſicht in vasſelbe frei. 


. Dritter Abſchnitt. | 
Von dem Wirkungskreiſe des Gemeinde vorſtandes. 
8. 49. 

| Der Gemeindevorſtand ift in den Apgelegenhetten der Gemeinde 
das verwaltende und vollziehende Organ. (Art. XII des Geſetzes vom 

5. März 1862.) | | 

§. 50. 40 | 
Der Gemeindevorſteher leitet und beaufſichtigt alle dem Gemeinde⸗ 
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vorſtande obliegenden Geſchäfte. Die Gemeinderäthe haben ihn hierin 
zu unterſtützen und die Geſchäfte, die ihnen der Gemeindevorſteher zu⸗ 
weiſet, nach 1 1 2 und unter der 1 desſelben 
zu 8 a — 9 nil ns] ee rind einc: 

a tigt ug 51. Jie ig 3 173430 

Dem Gemeente er ſind Tee Gemeinde und 
der Gemeindeanſtalten untergeordnet und er 5 0 über ‚gie ‚bie ey 
Gewalk 1 

Er kann ſelbſt ſolche Bedienſtete, deren g ſich der Aus⸗ 
ſchuß vorbehalten hat, vom Dienſte ſuspendiren; das Recht * Ent⸗ 
laſſung derſelben kommt jedoch dem Ausſchuſſe zu. 

n un nagnul ind 

1 es zur leichteren 1 der ortspolizeilichen und 

abe "er cher Geſchäfle erforderlich iſt, kann der Ausſchuß für ein⸗ 

zelne Theile der Gemeinde dort ee e Gemeindemitglieder 

zur Unterſt tützung des Be fe bei iert Mpfäffachen 
Geſchäfte beſtellen. Dos en 

Die Beſtellung vanfafat + . Berfätan. des Gemeindeverſeher 
auf die Dauer der Wahlperiode. 110) 

Bezüglich der Annahme ‚oder. Ablehnung dieſer Bestellung gelten 
die Vorſchriften des §. 20. 

Die Beſtellten haben ſich bei Beſorgung der eiche 155 den 
Bei Augen des Gemieindevorſtehers zu benehmen. ö e 
8 18 53. | 5 
5 Der N vertritt die ene e nach Außen zu und 
vermittelt den Geſchäftsverkehr derſelben. Urkunden, durch welche Ver⸗ 
bindlichkeiten gegen dritte Perſonen begründet werden ſollen, müſſen vom 
Gemeindevorſteher und einem Gemeinderathe unterfertigt werden. 

Betrifft die Urkunde ein Geſchäft, zu deſſen Eingehung die Zu⸗ 
ſtimmung des Ausſchuſſes oder eine höhere Genehmigung erforderlich 
iſt, ſo muß überdieß dieſe Zuſtimmung oder Genehmigung in der Ur⸗ 
kunde unter ikea von Lu Meſehnesäpgefn ei, ast 
werden. N ende 

8 54 | jiraäitte 

Der Gemeindevorſteher bereitet die dem Ausſchuſſe eben 
Gegenſtände zur Berathung in demſelben vor. 

Er hat die vom Ausſchuſſe geſetzmäßig gefaßten Beſchlüſſe in 
Vollzug zu ſetzen, falls aber die Beſchlüſſe an eine höhere Genehmigung 
gebunden ſind, vorher dieſe Genehmigung einzuholen. 

Glaubt jedoch der Gemeindevorſteher, daß ein gefaßter Beſchluß 
den Wirkungskreis des Ausſchuſſes überſchreite, oder gegen die beſtehen⸗ 
den Geſetze verſtoße, ſo iſt er verpflichtet, mit der Vollzugſetzung eines 
ſolchen Beſchluſſes inne zu halten und die Entſcheidung der Frage, ob 
der Beſchluß vollzogen werden mi oder nicht, von der politiſchen 
Bezirksbehörde einzuholen. 
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0057 ar g 8. 55; 7. u . 

Der Gemeindevorſteher führt die — des — — 
mögens und die Aufſicht über die Benützung und Verwaltung des Ge⸗ 
meindegutes, er verwaltet die Gemeinde⸗Anſtalten und beaufſichtigt die⸗ 
jenigen, für welche eigene Verwaltungen beſtehen, er leitet und über⸗ 
wacht die Ausführung aller Gemeinde Unternehmungen, er verfügt in 
allen Gemeinde-Angelegenheiten, welche nicht zum Wirkungskreiſe des 
Ausſchuſſes gehören, er beſorgt das ern. 1 den . 
Einrichtungen. 

Der Gemeindevorſteher bewilligt die Vornahme freisifiger Feil⸗ 
bietungen beweglicher Sachen und ſorgt für die Aufrechthaltung und 
22 Verne der in Pete e beſtehenden 2 


Eine der weſentlichſten e des Gemeindevorſtehers iſt die 
Handhabung der Ortspolizei (§. 28), inſoferne nicht einzelne Geſchäfte 
derſelben landesfüeſtlichen 1 im Wege des Geſetzes e ere 
ſen ſind. 

Der Gemeindevorſteher hat ſich hiebei Ber: ben a he Ge es 
gen und Vorſchriften zu benehmen. 

Er iſt verpflichtet, die zur Handhabung der Ortspolizei feder 
lichen Maßregeln und Verfügungen rechtzeitig zu treffen und für die 
Aufbringung der hiezu nöthigen Geldmittel zu ſorgen. 

In allen Fällen, wo, wie z. B. bei Epidemien, zum Schütze des 
öffentlichen Wohles blos ortspolizeiliche Vorkehrungen der Gemeinde 
nicht ausreichen, oder wo zur Abwendung von Gefahren die Kräfte der 
Gemeinde nicht auslangen, hat der Gemeindevorſteher e die 
Aeg an die 8 Bezirksbehörde zu machen. 

8. 57. | | | 

Der Gemeindevorſteher beſorgt die Geſchäfte des übertragenen 
Wirkungskreiſes der Gemeinde. 

Er hat dieſe Geſchäfte in der durch das Geſetz oder die Behörde 
vorgezeichneten Weiſe zu vollziehen. 

Wird die Art der Ausführung ganz oder theilweiſe der Gemeinde 

überlaſſen, ſo iſt er in dieſer Beziehung an den Beſchluß des Ausſchuſſes 
gebunden. In äußerſt dringenden Fällen jedoch, wo der Beſchluß 
des Ausſchuſſes ohne Schaden oder Gefahr vorläufig nicht eingeholt 
werden kann, darf der Gemeindevorſteher nach eigenem Ermeſſen handeln, 
muß jedoch unverzüglich die uche Genehmigung des Aus⸗ 
ſchuſſes ſich erwirken. 

Die Regierung kann die Geſchäſte des übertragenen Wirkungs⸗ 
N ganz oder 1 durch ihre Organe verſehen laſſen. 

58. 


2 guſoweit bie Geſetze und Vorſchriften, welche über die zum Wir⸗ 
kungskreiſe der Gemeinde (§. 28) gehörige Ortspolizei beſtehen, eine 
Straf⸗Sanktion ausſprechen, und inſoweit die Uebertretungen dieſer Ge⸗ 
ſetze und Vorſchriften nicht durch das Strafgeſetz verpönt ſind, ſteht dem 
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Gemeindevorſteher in Gemeinſchaft mit zwei eirdehen das Straf⸗ 
* in derlei Uebertretungsfällen zune 73 

Dieſes Strafrecht wird im übertragenen Wirkungstreiſe ausgeübt. 

14 Andere Strafen als Geldſtrafen, oder im Falle der Zahlungs. 

while Mreſißrafem⸗ dürfen micht verhängt anden. 1% yit nopin 
nt 59. bo anureiii 
5 Der⸗ Gemeindevorſteher kann in Handhabung der Ortspolizei eine 
Geldſtrafe bis zu 10 fl. oder eine Arreſtſtrafe bis zu 48 Stunden an⸗ 
drohen, wenn die Vollziehung einer. al len Maßregel ent: ſolche 
Straf⸗Sanction nothwendig macht. 

anne der Beſtrafung! gelten die Borfihrften des 8. 58. 

§. 60. 


Der ndeporſieber it für feine n der 9 7 52 
und bezüglich des übertragenen Wirkungskreiſes auch der Negierung ver⸗ 
ee (Art. XIII des Geſetzes vom 5. März 1862.) 75 

Durch dieſe Verantwortlichkeit des Gemeindevorſtehers wird ‚aber 
die Haftung der Gemeinderäthe und der nach §. 52 beſtellten Perſonen 
für die unterlafjene oder nicht gehörige Vollziehung der ihnen vom Ge⸗ 
5 —— Geſchäfte nicht naeh bra inn 


Fünftes Hauptstück. A. 
Vom Gemetihihandhale und von. den Gemeindeumlagen. 


8. 61. 
Das Alanus bewegliche und unbewegliche Eigenthum und ſämmt⸗ 
liche Gerechtſame der Gemeinde und ihrer Anhaften ſind Mittelſt eines 
genauen Inventars in Ueberſicht zu halten. | 
Jedem Gemeindemitglieve iſt die 3 in basfelbe geftatte. 
nen 8˖. 62. 
Das Stammvermögen und das Shows der Gemeinden und 
ihrer Anſtalten iſt ungeſchmälert zu erhalten. 
Zur Vertheilung des Stammvermögens und des Stammgutes 
unter die Gemeindemitzlieder it ein Landesgeſet erforderlich. 
63. 


Das geſammte erträgnißfähige Vermögen der e und 
ihrer Anſtalten iſt derart zu verwalten, daß die thunlich größte nach hal⸗ 
tige Rente daraus erzielt werde. 

Die Jahresüberſchüſſe ſind zur Deckung der Erforderniſſe im näch⸗ 
ſten Jahre zu verwenden, und inſoferne ſie hiezu nicht benöthigt werden, 
fruchtbringend anzulegen und zum Stammvermögen zu ſchlagen. Eine 
Vertheilung der Jahresüberſchüſſe unter die Gemeindemitglieder kann 
nur bei beſonders rückſichtswürdigen Umſtänden und jedenfalls nur unter 
der Bedingung ſtattfinden, daß ſämmtliche Gemeinde⸗Erforderniſſe ohne 
Gemeinde⸗Umlagen beſtritten wurden und daß dieſelben vorausſichtlich 
auch in ek ohne Gemeinde eden beſtritten mmh kön⸗ 
nen. (S. 88 
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| 1 860. | 5105 

In Bezug auf das Recht und das Maß der Theiluahme an den 
Nutzungen des Gemeindegutes iſt ſich nach der bisherigen unangefochte⸗ 
nen Uebung zu benehmen, mit der Beſchränkung jedoch, daß, ſoferne 
nicht ſpezielle Rechtstitel Ausnahmen begründen, kein zum Bezuge be- 
rechtigtes Gemeindemitglied aus dem Gemeindegute einen größeren Nutzen 
ziehe, als zur Deckung ſeines Haus- und Gutsbedarfes nothwendig iſt. 

Wenn und inſoweit eine ſolche unangefochtene Uebung nicht beſteht, 
hat der Ausſchuß mit Beachtung der erwähnten beſchränkenden Vor⸗ 
ſchrift die, die Theilnahme an den Nutzungen des Gemeindegutes regeln⸗ 
den Beſtimmungen zu treffn. 

Hiebei kann dieſe Theilnahme von der Entrichtung einer jährlichen 
Abgabe, und anſtatt oder neben derſelben von der Entrichtung eines 
Einkaufsgeldes abhängig gemacht werden. 115 nf Nufinid 
| Diejenigen Nutzungen aus dem Gemeindegute, welche nach Deckung 
aller rechtmäßig gebührenden Anſprüche erübrigen, ſind in die Gemeinde⸗ 
kaſſe abzuführen. Wet ur anz 1138 

§. 65. 

Das Verwaltungsjahr der Gemeinde fällt mit jenem des Staates 
zuſammen. D Nigel 1971 
Alljährlich ſind die Voranſchläge der Einnahmen und Ausgaben 
der Gemeinde und der Gemeinde-Anſtalten für das nächſtfolgende Ver⸗ 
waltungsjahr vom Gemeindevorſteher zu verfaſſen, und vom Gemeinde⸗ 
Ausſchuſſe längſtens einen Monat vor Eintritt dieſes Jahres feſt⸗ 
1. 0ͥ—·—2mmü˙¹w —vK—ô - a we 

Kängſtens zwei Monate nach Beendigung des Verwaltungsjahres 
de eee e die Rechnungen über die Empfänge und 
usgaben der Gemeinde und der ede az dem Gemeinde⸗ 
Ausſchuſſe zur Prüfung und Erledigung vorzulegen. 
Die Voranſchläge ſowohl wie die Jahresrechnungen müſſen we⸗ 
nigſtens vierzehn Tage vor der Prüfung durch den Aus ſchuß beim Ge⸗ 
meindevorſteher zur Einſicht der Gemeindemitglieder öffentlich aufgelegt 
werden (Art. XIV. des Geſetzes vom 5. März 1862) und es ſind die 
von denſelben hierüber abgegebenen Erinnerungen bei der Prüfung in 
Erwägung zu ziehen. I IE: eee en 
§. 67 


Bei der Vermögensgebarung iſt ſich genau an den feſtgeſtellten 
Voranſchlag zu halten. * a a ae 

Kommen im Laufe des Verwaltungsjahres Auslagen vor, welche 
in der einſchlägigen Rubrik des Voranſchlages ihre Bedeckung gar nicht 
oder nicht vollſtändig finden, gleichwohl aber unverſchieblich ſind, ſo hat 
. hierüber den Beſchluß des Ausſchuſſes ein- 


N. } 570 172777 135 U un On E | 
In Fällen der äußerſten Dringlichkeit, wo die vorläufige Einho⸗ 
lung der Bewilligung ohne großen Schaden und ohne Gefahr nicht 
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möglich ift, darf der Gemeindevorſteher die nothwendi je Auslage be- 

ſtreiten, muß jedoch unverzüglich die nachträgliche ene des 

Ausſchuſſes ſich erwirken. 1 ton 1 
68. 


95 4 
Alle Ausgaben für 3 ſind zunächſt aus den in die 
Semsinpetaf FinBipeuhen Einkünften zu beſtreiten. 
a 69. 


Beſteht zur Bedeckung gewiſſer Ausgaben ein * gewid⸗ 
metes Vermögen, ſo ſind hiezu vorerſt die Einkünfte dieſes Vermögens zu 
verwenden. Dieſelben dürfen ihrer dere nicht entzogen werden. 

8. 7 


Wenn zwei oder mehrere 2 — mit Vorbehalt 8 
Eigenthums zu Einer Ortsgemeinde vereinigt worden ſind, ſo ſind die 
Einkünfte des geſonderten Eigenthums nach dem bei der Vereinigung 
geſchloſſenen Uebereinkommen, in Ermanglung eines ſolchen aber zur 
Be ſtreitung des Aufwandes, der auf jede der heren n 
Gemeinden entfällt, zu verwenden. 

§. 71. 

Die mit dem Beſitze und der Benützung des Gemeindegutes ver⸗ 
bundenen Auslagen an Steuern und ſonſtigen Abgaben, dann an Auf— 
ſichts⸗ und Culturkoſten ſind, inſoweit die vom Gemeindegute in die Ge— 
meindekaſſe einfließenden Nutzungen (8.64) nicht hinreichen, dieſe Auslagen 
zu bedecken, von den Theilnehmern an den Nutzungen des Semetndes 
u. 25 2 ‚Derpättiitife * r zu Pape | 90 

Die oerbalung von Feldwegen, Abzugsgräben u. 1 hl 
bloß das Intereſſe einzelner Grundbeſttzer betreffen, muß, inſoweit nicht 
anderweitige Einrichtungen rechtsverbindlich beſtehen, Nen Betheiligten 
nach Maßgabe ihres darfes überlaſſen werden. 

ezüglich der Concurreuz zu 0 775 welch e im Zutereſſe 

der Grundbeſitzer übernommen werden, h. an die e vom 
10. e 1830, 1 KL. = 
3 5 =, 


99 150 in 


IERERE 


lee 
Die Arten dieſer Umlagen ab 7 
60 Zuſchläge zu den direkten Steuern oder zur Verzehrungsſteuer; 1055 
2. Dienſte für Gemeinde⸗ Erforderniſſe; 
3. Auflagen und Abgaben, welche in die Categorie der Steuerzuſchläge 
Mei! A A en, (e XV des Geſetzes vom 5. März 1862.) 1 10 


| 8. 74. 
2 155 Regel ſind Zuſchläge zu — direkten Steuern — * in 
der Gemeinde vorgeſchriebenen Steuern dieſer Art aufzutheilen, und 
auf alle Gattungen dieſer Steuern gleichmäßig umzulegen. 
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gun Nena ein, Jans! 943 
Von Zuſchlägen zu den direkten Steuern und überhaupt ven Ge⸗ 
meinde⸗Umlagen können nicht getroffen werden: 
1. Hof⸗, Staats-, Landes⸗ und. öffentliche Fondsbeamte und Diener, 
dann e ee ſowie deren Witwen und Waiſen bezüg⸗ 
llich ihrer Dienſtbezüge und aus dem Dienſtverhältniſſe entſprun⸗ 
genen Penſionen, Proviſionen, Erziehungsbeiträge und Gnaden⸗ 
genuſſe. a endes 
wi: an und öffentliche Schullehrer bezüglich der Congrua; 
3. Perſonen, welche in der Gemeinde nicht wohnen, bezüglich ihres 
weder aus einem Realbeſitze, noch aus einer Gewerbsunterneh⸗ 
mung fließenden Einkommens. *. Ken 
5 7 * ö 4 ir f 8. 6. 7 if ur „Hs 
Inſoferne der 8. 70 nicht zur Anwendung kommt, hat die Auf⸗ 
theilung der Zuſchläge zu den direkten Steuern im ganzen Umfange 
der Gemeinde nach einem gleichem Ausmaße zu geſchehen. 
Es können jedoch Ausgaben, für Einrichtungen, die nur dem Orte 
und ſeinen Bewohnern nützen können, wie z. B. für öffentliche Brun⸗ 
nen und Waſſerleitungen für den Ort, für Straßenbeleuchtung, für 
Pflaſterung u. ſ. w.; ferner für die Dienſtverrichtungen, die nur 
im Intereſſe des Ortes liegen, wie z. B. für den Nachtwächter im 
Orte, nur auf jene direkten Steuern aufgetheilt werden, welche von 
dem im Orte ſelbſt gelegenen Hausbeſitze, von den im Orte Ga 
triebenen Gewerbsunternehmungen und von dem Einkommen der Orts⸗ 


bewohner entrichtet werden. 

8. 77. | 
Für neue Erwerbungen und Unternehmungen, welche zunächſt die 
Vermehrung der Gemeinde-Einfünfte zum Zwecke haben, ſowie zur Til⸗ 
gung und Verzinſung eines behufs ſolcher Erwerbungen oder Unterneh⸗ 
mungen aufzunehmenden Darlehens, kann der Ausſchuß Steuerzuſchläge 
und überhaupt Gemeindeumlagen nur dann beſchließen, wenn wentgfteng 
drei Viertheile der Wahlberechtigten, welche zugleich mindeſtens drei 
Viertheile n der Gemeinde vorgeſchriebenen direk⸗ 
ten Steuern entrichten, ſich dafür erklären. Die Abſtimmung geſchieht 
mit Ja und Nein. Bezüglich der Vertretung der Wahlberechtigten 
gelten die für die Ausübung des Wahlrechtes durch Stellvertreter in der 
Gemeinde⸗Wahlordnung enthaltenen Vorſchriften. 

78 * For 


* . 0a 133 LI 

Durch den Zuſchlag zur Verzehrungsſteuer darf bloß der Ver⸗ 
brauch im Gemeindegebiete und nicht die Produktion und der Handels⸗ 
verkehr getroffen werden. (Art. XV des Geſetzes vom 5. März 1862.) 
danbiſbtrtzusie rü A iat nnn ide bud ofs gun 
ZBauſchläge, welche 30 Perzent der direkten Steuern oder 15 Per⸗ 
zent der Verzehrungsſteuer überſteigen, ſind an die Bewilligung des 
Landesausſchuſſes gebunden. III nens rut 11 
Zuſchläge, welche 60 Perzent der direkten Steuern, oder 20 Per⸗ 
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zent der Verzehrungsſteuer überſteigen, können nur Kraft eines Landes⸗ 
geſetzes ſtattfinden. (Art. XV des Geſetzes vom 5. März aß 
0 180. | 

Durch Beſchluß des Gemeindeausſchuſſes können für Gemeinde 
Götter Dienfte (Hand⸗ und Zugdienſte) gefordert werden. 

Die Dienſte 1995 in Geld abzuſchätzen; die Vertheilung geſchieht 
mit Beachtung der Vorſchriften der 88. 74— 77 nach dem Maßſtabe 
der direkten Steuern. 

Die Dienſte können durch taugliche Stellvertreter geleiſtet oder 
nach der Abſchätzung an die Gemeindekaſſe gezahlt werden. 

Wenn der nach der Abſchätzung ſich ergebende Werth der Dienſte 
entweder für ſich allein oder im Vereine mit den gleichzeitig beſchloſſe⸗ 
nen Zuſchlägen zu den directen Steuern jenes Percent dieſer Steuern 
überſteigt, welches der Ausſchuß ſelbſt bewilligen kann, jo haben. bie 
Vorſch iften des §. 79 zur Anwendung zu kommen. 

In Nothfällen, wo ein ſchleuniges gemeinſames Zuſammen⸗ 
wirken Aller erforderlich iſt, find alle tauglichen Perſonen in der Ge⸗ 
meinde zur unentgeltlichen Lalturg von Dienſten verpflichtet. * 

§. 81. 


17 885 Einführung neuer Auflagen und Abgaben, welche in die Ca- 
tegorie der Zuſchläge zu den direkten Steuern oder der Verzehrungs⸗ 
ſteuer nicht gehören, ſowie zur Erhöhung ſchon , (6 Aufl Wh und 
Abgaben dieſer, Art, iſt 185 Landesgeſetz e NER des 
Geſehes vom 5. März 1862.) 


tente des Ausſchuſſes über Semeinbeumtagen jeder Ark müſſen 

fen emacht werden 
* fh durch derlei Beſchlüſſe beſchwert erachtet, hat feine, Er⸗ 

innen — dagegen binnen der vom Tage der Kundmachung laufenden 
biene ntägigen Fallfriſt beim Gemeindevorſteher anzubringen. 

Dieſe Erinnerungen find, wenn der Beſchluß der Aus ſchuſſes einer 
weiteren Genehmigung nicht bedarf, als Berufung zu behandeln (§. 89), 
im entgegengeſetzten Falle en dem 1 e um e me m 
Beſchlüſſes Peiniſchlleßen. ER gg 
90 Br 


Steuerzuſchläge ſind bur dieselben ante — 7 Mittel, wie ur 
Steuern ſelbſt einzuheben. 

Andere Geldleiſtungen, welche nach dem Geſetze oder nach einem 
gütigen Gemeindebeſchluſſe für Gemeindezwecke ſtattzufinden haben, werden 
vom Gemeindevorſteher durch ſeine Organe eingehoben und im Weige⸗ 
rungsfalle durch die Mobilar-Execution, wie fie für Steuerrückſtände 
beſteht, eingetrieben. Verweigert der Verpflichtete die Leiſtung von 
Dienſten, ſo läßt ſie der Gemeindevorſteher auf Koſten des Verpflichte⸗ 
ten durch einen Dritten a de. und gr die 1 wie andert 
Geldleiſtungen ein. | 


65 


Bei Gefahr am Verzuge können die Verpflichteten unmittelbar 
zur Leiſtung angehalten werden. 2 | 


Die Concurrenz zu Kirchen⸗ und Pfarrhof⸗, Schul⸗ und Straßen⸗ 
baulichkeiten iſt Gegenſtand beſonderer Geſetze. Die für gewiſſe Er⸗ 
forderniſſe beſtehenden, auf ſpecielle Rechtstitel ſich gründenden Concur⸗ 
renzen verbleiben aufrecht. 


Sechstes Hauptſtück. | 
Von der Vereinigung der Gemeinden zur gemeinſchaft⸗ 
lichen Geſchäftsführun g. Du 


| 794% Kr 5 | 
| Den einzelnen Gemeinden desſelben politiſchen Bezirkes bleibt 
freigeſtellt, ſich ſowohl in Betreff des ſelbſtſtändigen (§. 28) als auch 
des übertragenen Wirkungskreiſes (§. 29) zu einer gemeinſchaftlichen 
Geſchäftsführung zu vereinigen. (Art. VII des Geſetzes vom 5. März 
1862.) 17 5 


Die über die Art und Weiſe der gemeinſchaftlichen Geſchäfts— 
führung getroffene Vereinbarung iſt der politiſchen Landesſtelle zur 
Ertheilung der Genehmigung im Einverſtändniſſe mit dem Landesaus⸗ 
ſchuſſe vorzulegen. | 

8. 86. 

Gemeinden, welche die Mittel zur Erfüllung der ihnen aus dem 
übertragenen Wirkungskreiſe (§. 29) erwachſenden Verpflichtungen nicht 
beſitzen, ſind für ſo lange, als dieß der Fall iſt, zu dieſem Behufe mit 
anderen Gemeinden desſelben politiſchen Bezirkes zu einer gemeinſchaftli⸗ 
chen Geſchäftsführung im Wege eines Landesgeſetzes zu vereinigen. (Art. 
VII des Geſetzes vom 5. März 1862.) 

Nach Anhörung der betheiligten Gemeinden iſt durch das Landes— 
geſetz die Art und Weiſe der gemeinſchaftlichen Geſchäftsführung zu 
beſtimmen. | 1 

Kommt über die Vertheilung der bezüglichen Koſten ein Ueber⸗ 
einkommen zwiſchen den einzelnen Gemeinden nicht zu Stande, ſo hat 
der Landesausſchuß hierüber zu entſcheiden. un ET 


Siebentes Hauptſtück. | 
Von der Aufſicht über die Gemeinden. 


§. 87. 

Der Landtag wacht mittelſt ſeines Ausſchuſſes, daß das Stamm⸗ 
vermögen und das Stammgut der Gemeinden und ihrer Anſtalten un⸗ 
ä erhalten werde. (Art. XVIII des Geſetzes vom 5. März 
1862. | 


Scheda's Hilfsbuch. 5 
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Der Landesausſchuß kann zu dieſem Ende Aufklärungen und 
Rechtfertigungen von den Gemeinden verlangen und durch Abſendung 
von Commiſſionen Erhebungen an Ort und Stelle veranlaſſen. Jede 
Gemeindevorſtehung hat alljährlich längſtens bis letzten März den Ex⸗ 
tract der letzten Jahresrechnung ſammt dem Stammvermögens-Ausweiſe 
dem Landesausſchuſſe einzuſenden. Ihm kommt es in Handhabung dieſes 
. zu, erforderlichen Falls die entſprechende Abhilfe zu 
treffen. 

§. 88. 


Die Angelegenheiten, in welchen die Beſchlüſſe des Gemeindeaus⸗ 
ſchuſſes der Genehmigung des Landesausſchuſſes unterzogen werden 
müſſen, find außer den an andern Orten dieſes Geſetzes (SS. 2, 4, 
79 und 85) bezeichneten: 

1. Die Veräußerung, Verpfändung oder bleibende Belaſtung einer 
zum Stammvermögen oder Stammgute der Gemeinde oder ihrer 
Anftalten gehörige Sache; ot Hi A2 

2. die Vertheilung der Jahresüberſchüſſe unter die Gemeindemit⸗ 
glieder (S. 63); | | 10 1 1913 

3. die Aufnahme eines Darlehens oder die Uebernahme einer. Haf- 
tung, wenn der Betrag des Darlehens oder der Haftung mit 
Einrechnung der bereits beſtehenden Schulden, die Jahreseinkünfte 
der Gemeinde und bezüglich der Gemeindeanſtalten überſteigt. 
(Art. XVIII des Geſetzes vom 5. März 1862.) 

§. 89. 

Der Landesausſchuß entſcheidet über Berufungen gegen Beſchlüſſe 
des Gemeindeausſchuſſes in allen der Gemeinde nicht vom Staate über— 
tragenen Angelegenheiten. (Art. XVIII des Geſetzes vom 5. März 1862.) 

Die Berufung iſt binnen der vom Tage der Kundmachung des 
Beſchluſſes oder der Verſtändigung hievon laufenden vierzehntägigen 
Fallfriſt beim Gemeindevorſteher zur weiteren Vorlage an den Landes- 
ausſchuß einzubringen. | 
§. 90. 

Der Landesausſchuß kann Mitglieder des Gemeindevorſtandes, 
welche ihre Pflichten in den Geſchäften des ſelbſtſtändigen Wirkungs— 
kreiſes verletzen, mit Ordnungsſtrafen bis 20 Gulden zum Beſten des 
betreffenden Gemeindearmenfondes belegen. Bei grober Verletzung oder 
fortdauernder Vernachläſſigung ihrer Pflichten können dieſelben von der 
politiſchen Landesſtelle im Einverſtändniſſe mit dem Landesausſchuſſe 
ihres Amtes entſetzt werden. 5 

§. 91. 


Iſt eine Angelegenheit privatrechtlicher Natur zwiſchen der Ge— 
meinde und einer ganzen Claſſe von Gemeindemitgliedern oder Einzelnen 
derſelben ſtreitig, ſo hat bei Befangenheit des Gemeindeausſchuſſes der 
Landesausſchuß falls eine gütliche Ausgleichung nicht zu Stande kommt, 
einen Vertreter für die Gemeinde zur Austragung der Sache auf dem 
Rechtswege von Amtswegen beſtellen 081 
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8. 92. 
Die Staatsverwaltung übt das Aufſichtsrecht über die Gemeinden 
dahin, daß dieſelben ihren Wirkungskreis nicht ü erſchreiten und nicht 
gegen die beſtehenden Geſetze vorgehen. (Art. XVI des Geſetzes vom 
% Mi (1862. 1 Won 70 monnid gg 15 
＋ 1. * eb mi. zunächſt von der politiſchen Bezirks⸗ 
behörde eee u bid e et gel ‚uenilisamtinis 8 
| Diefelbe kann zu dieſem Ende die Mittheilung der Beſchlüſſe des 
Gemeindeaus ſchuſſes und die nothwendigen Aufklärungen verlangen. 
Auch haben die Vorſteher der politiſchen Behörde oder deſſen 
Abgeordneten das Recht, den Sitzungen des Gemeindeausſchuſſes bei— 
zuwohnen und jederzeit das Wort zu ergreifen, an der Abſtimmung 
nehmen ſie nur Theil, wenn ſie 3 des Ausſchuſſes ſind. 


Wenn der Gemeindeausſchuß Beſchlüſſe faßt, welche feinen Wir⸗ 
kungskreis überſchreiten, oder gegen die beſtehenden Geſetze verſtoßen, 
fo iſt die politiſche Bezirksbehörde berechtiget und verpflichtet, die Voll— 
ziehung ſolcher Beſchlüſſe zu unterſagen, wogegen der Rekurs an die 
politiſche Landesſtelle offen ſteht. 

§. 94. 

Die politiſche Bezirksbehörde hat auch, inſoferne es ſich nicht um 
ſolche Beſchlüſſe des Gemeindeausſchuſſes handelt, gegen welche die 
Berufung nach S. 89 an den Landesausſchuß zu richten iſt, über Be— 
ſchwerden gegen Verfügungen des Gemeindevorſtandes zu entſcheiden, 
durch welche beſtehende Geſetze verletzt oder fehlerhaft angewendet wer— 
den. (Art. XVI des Geſetzes vom 5. März 1862.) 

In den vom Staate der Gemeinde übertragenen Angelegenheiten 
geht die Berufung jedenfalls an die politiſche Bezirksbehörde. (Art. 
XVIII des Geſetzes vom 5. März 1862.) a 


- 


$. 95. 

Wenn der Gemeindeausſchuß unterläßt oder verweigert, die der 
Gemeinde geſetzlich obliegenden Leiſtungen und Verpflichtungen zu er— 
füllen, ſo hat die politiſche Bezirksbehörde auf Koſten und Gefahr der 
Gemeinde die erferderliche Abhilfe zu treffen. 

| §. 96. A 

Die politiſche Bezirksbehörde ift berechtigt, Gemeindevorſteher, welche 
ihre Pflichten in den Geſchäften des übertragenen Wirkungskreiſes ver— 
letzen, mit Ordnungsſtrafen bis zu 20 Gulden zu Gunſten der Gemeinde— 
Armenkaſſe zu belegen. 

Sind dieſe Pflichtverletzungen ſo beſchaffen, daß die Beſorgung 
der Geſchäfte des übertragenen Wirkungskreiſes dem Gemeindevorſteher 
ohne Gefährdung des öffentlichen Intereſſes nicht weiterhin überlaſſen 
werden kann, und muß deshalb zur Beſorgung dieſer Geſchäfte, ein 
anderes Organ beſtellt werden, ſo hat die Gemeinde die mit dieſer 
Beſtellung verbundenen Koſten zu tragen. 

5 *. 


68 4 


§. 97. 

Die Gemeindevertretung kann durch die politiſche Landesſtelle auf⸗ 
gelöst werden. Der Rekurs an das Staatsminiſterium, aa ur 
aufſchiebende Wirkung, bleibt der Gemeinde vorbehalten. 

Längſtens binnen 6 Wochen nach der Auflöſung muß eine neue 
Wahl ausgeſchrieben werden. (Art. XVI des Geſetzes vom 5. März 1862.) 

Zur einſtweiligen Beſorgung der Geſchäfte bis zur Einſetzung der 
neuen Gemeindevertretung hat die politiſche Landesſtelle im Einver⸗ 
fen. mit dem Landesausſchuſſe die erforderlichen Maßregeln zu 
treffen 


a I. 
Gemeinde⸗Wahlordnung für das Herzogthum Salzburg. 


Erſtes Hauptſtüick. | 
Von der Wahl des Gemeindeausſchuſſes. 


Erſter Abſchnitt. 
Von dem Wahlrechte und der Wählbarkeit. 


§. 1. 
Wahlberechtigt ſind: 
1. Diejenigen Gemeindeglieder, welche öſterreichiſche Staatsbürger ſind 
und von ihrem Realbeſitze, Gewerbe oder Einkommen ſeit wenig⸗ 
ſtens einem Jahre in der Gemeinde eine direkte Steuer entrichten; 
2. unter den Gemeinde⸗Angehörigen, ohne Rückſicht auf eine Steuer⸗ 
zahlung: 

a) die in der Ortsſeelſorge verwendeten Geiſtlichen; 

b) Hof⸗, Staats-, Landes- und öffentliche Fondsbeamte; 

c) Offiziere und Militärparteien mit Offizierstitel, wel che ſich 
im definitiven Ruheſtande befinden, oder mit Beibehaltung 
des Militär⸗Charakters quittirt haben; 

d) dienende ſowohl, als penſionirte Militärparteien ohne Of⸗ 
fizierstitel, dann dienende und penſionirte Militärbeamte, 
inſoferne dieſe Perſonen in den Stand eines Truppenkör⸗ 
pers nicht gehören; | 

e) Männer, welche von einer inländiſchen Lehranſtalt ein Diplom 
erlangt haben, ſowie diejenigen, welche die Richteramts⸗ 
oder die politiſchen Prüfungen abgelegt haben; 

) die Vorſteher und Oberlehrer der in der Gemeinde befind⸗ 
lichen Volksſchulen und die an höheren Lehranſtalten in der 
Gemeinde angeſtellten Direktoren, Profeſſoren und Lehrer; 

3. die Ehrenbürger und Ehrenmitglieder. 5 
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Den wahlberechtigten einzelnen Gemeindegliedern ſind auch in— 
ländiſche Korporationen, Stiftungen, Vereine und Anſtalten beizuzäh— 
len, wenn bei ihnen die Bedingung sub 1 eintritt. 


8.2. 

Dienende Offiziere und Militärparteien mit Offizierstitel, dann die 
zum Mannſchaftsſtande oder zu den Unterparteien gehörigen Militär- 
perſonen, ausſchließlich der nicht einberufenen Reſervemänner, ſind von 
der Wahlberechtigung ausgenommen. 

8.8 

Das Strafgeſetz wird die Beſtimmungen feſtſetzen, ob und auf 
wie lange mit dem Straferkenntniſſe auch der 5 0 3 den Ver⸗ 
luſt, des ‚aktiven und paſſiven Wa PEN zu W 

„Vis dahin bleiben von em ner age ch ‘disk 5 
= Perſonen, welche een eines Verbre ens ſchuldig erkannt; 
b) Perſonen, welche eines Verbrechens wegen in Unterſuchung gezogen 
wurden, ſo lange dieſe dauert; 


c) Perſonen, welche 15 Ueber danke, des Betruges, 
der Veruntreuung h 5 Mast b G 6. 8) 
ſchuldig erkaßift Wade 464 St. G. B.) 


(Art. IX des 5 N — 


Das Wahlrecht ih ft in 1 55 eg perſönlich e N 

Hievon beſtehen folgende Ausnahmen: 
1. Nicht eigenberechtigte Perſonen üben durch ihre Vertreter, die in 
du ehelicher Gemeinjchaftlebende Gattin durch ihren Ehegatten, andere eigen- 
| a A Frauensperſonen Fe idee a gie Aan Wahl⸗ 
recht aus f 
125 Perſonen, welche zur Beſorzung von Wemkeindes oder Aäderent öffent⸗ 
lichen Geſchäften von der Gemeinde E oder 5 — 1245 


einen oe e 1 1774 139 
14 0 a) iin sun‘ el Nack A 


121997 


, 7 in 124 dun 

ano m0 . 500 5 
„Der Stagt, das Laud und die nen onde werden als 
Grund⸗ oder Hausbeſttzer oder Inhaber. einer Gewerbsunternehmung bei 
Ausübung des Wahlrechtes durch die s dem Bes igli Hen ne 
orggße⸗ beſtellte Beton vertreten. 8 


1300 


1 37214 


585 5.8 
tee Vereine und Ges 1 nr Wahlrecht 
durch diejenigen Perſonen, welche ſie nach dei eftehenben «gef etzlichen 
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oder geſellſchaftlichen Beſtimmungen nach Außen zu vertreten berufen 
ſind, oder durch einen Bevollmächtigten aus. 
a 
Die Mitbeſitzer einer ſteuerpflichtigen Realität haben nur Eine 
Stimme. Sind ſie in ehelicher Gemeinſchaft lebende Eheleute, ſo übt 
der Ehemann das Wahlrecht aus. Sonſt haben ſie Einen aus ihnen 
oder einen Dritten zur Ausübung des Wahlrechtes zu bevollmäch⸗ 
tigen. 
§. 8. 


Nur eigenberechtigte öſterreichiſche Staatsbürger, denen keiner der 
im §. 3 sub a), b) und c) angeführten Ausſchließungsgründe entgegen⸗ 
ſteht, können als Bevollmächtigte oder Vertreter das Wahlrecht eines 
Andern in deſſen Namen ausüben. Der Bevollmächtigte darf nur Einen 
Wahlberechtigten vertreten und muß eine in geſetzlicher Form ausge⸗ 
ſtellte Vollmacht vorweiſen. | | 


Wählbar als Ausſchuß- oder Erſatzmänner find nur diejenigen 
Gemeindeglieder männlichen Geſchlechts, welche wahlberechtigt ſind, das 
24. Lebensjahr zurückgelegt haben und im Vollgenuſſe der bürgerlichen 
Rechte ſich befinden. Art. X des Geſetzes vom 5. März 1862.) 

§. 10. 

Ausgenommen von der Wählbarkeit ſind: 

1. die Bedienſteten der Gemeinde, ſo lange ſie ſich im wirklichen Dienſte 
derſelben befinden; 

2. Perſonen, welche eine Armenverſorgung genießen, in einem Geſinde⸗ 
verbande ſtehen, oder wie Taglöhner oder gewerbliche Gehilfen einen 
ſelbſtſtändigen Erwerb nicht haben. 

8. 10 

Ausgeſchloſſen von der Wählbarkeit ſind außer den im §. 3 sub 
a), b) und c) Genannten: . 

a) Perſonen, welche eines aus Gewinnſucht oder gegen die öffentliche 
Sittlichkeit verübten Vergehens, 

b) einer aus Gewinnſucht begangenen oder einer in den 88. 501, 504, 
511, 512, 515 und 516 St. G. B. enthaltenen Uebertretung gegen 
die öffentliche Sittlichkeit ſchuldig erkannt worden ſind; 

e) Perſonen, über deren Vermögen der Konkurs oder das Vergleichs- 
verfahren eröffnet wurde, fo lange die Krida- oder Ausgleichsver— 
handlung dauert, und nach deren Beendigung, wenn der Verſchul⸗ 
dete des im S. 416 St. G. B. bezeichneten Vergehens ſchuldig erklärt 
worden iſt; | 

d) Perſonen, welche wegen eines aus Gewinnſucht verübten Discipli- 
narvergehens ihres öffentlichen Amtes oder Dienſtes entſetzt worden 
ſind. (Art. X des Geſetzes vom 5. März 1862.) 
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Zweiter Abſchnitt. 
Von der Vorbereitung der Wahl. 


8. 12. 

Zum Behufe der Wahl des Gemeindeausſchuſſes iſt vom Ge⸗ 
meindevorſteher ein genaues Verzeichniß aller wahlberechtigten Ge⸗ 
meindeglieder in der Art anzufertigen, daß darin zuoberſt die Ehren⸗ 
bürger oder Ehrenmitglieder, dann die im §. 1 sub 2 bezeichneten Ge- 
meindeangehörigen unter Angabe ihrer in der Gemeinde vorgeſchriebe— 
nen Jahresſchuldigkeit an direkten Steuern, dann die übrigen wahl⸗ 
berechtigten Gemeindemitglieder nach der Höhe der auf jeden entfallen» 
den, in der Gemeinde vorgeſchriebenen Jahresſchuldigkeit an direkten 
Steuern in abſteigender Ordnung gereiht, angeſetzt und neben dem 
Namen die bezüglichen Steuerbeträge erſichtlich gemacht werden. Kommen 
zwei oder mehrere Wahlberechtigte mit gleicher Steuerſchuldigkeit vor, 
ſo iſt der an Jahren Aeltere dem Jüngeren vorzuſetzen. Am Schluſſe 
120 . iſt die 1 aller „ zu 
ziehen. fi 


8.1 

Auf ren dieſes Bereinifes it zur Bildung der Wahl⸗ 
körper zu ſchreiten. 

Wenn die Zahl der wahlberechtigten Gemeindeglieder 300 über⸗ 
ſteigt, ſind drei Wahlkörper zu bilden, wenn ſie aber nur 300 oder 
weniger beträgt, ſo werden zwei Wahlkörper gebildet. 

Die Abtheilung der Wahlkörper hat jedoch ganz zu unterbleiben, 
wenn die Zahl der Mitglieder eines Wahlkörpers nicht einmal das 
Dreifache der durch ſie zu wählenden Gemeindevertreter betragen würde. 

Behufs der Bildung der Wahlkörper iſt die im obigen Ver⸗ 
zeichniſſe ausgewieſene Geſammtſteuerſumme in drei, beziehungs⸗ 
weiſe zwei gleiche Theile zu theilen. 

Die Wahlberechtigten, welche nach den fortlaufenden Zahlen des 
gedachten Verzeichniſſes das erſte Drittel der Geſammtſteuerſumme ent⸗ 
richten, gehören in den erſten, jene, welche dasz weite Drittel der Ge⸗ 
ſammtſteuerſumme entrichten, in den zweiten, alle übrigen Wahlberech⸗ 
tigten in den dritten Wahlkörper. 

Werden nur zwei Wahlkörper gebildet, ſo gehören die Wahlberech— 
tigten, welche nach den fortlaufenden Zahlen des erwähnten, Verzeichniſſes 
die Hälfte der Geſammtſteuerſumme entrichten, in den erſten, alle übri- 
gen in den zweiten Wahlkörper. 
| Läßt ſich bei der Bildung der Wahlkörper die Geſammtſteuer⸗ 

ſumme nicht nach Erforderniß theilen, ohne daß die Steuerſchuldigkeit 
eines einzelnen Wahlberechtigten getrennt werden muß, ſo iſt letzterer 
demjenigen Wahlkörper beizuzählen, an welchem ſeine ee 
dem „ Theile nach gezogen werden müßte. 
§. 14. | 


Die Ehrenbürger oder Ehrenmitglieder der Gemeinde, ſodann die nach 
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8. 1 sub 2 wahlberechtigten Gemeindeangehörigen gehören in den erſten 
Wahlkörper. 8 1 25 | 


Wenn der erſte Wahlkörper nicht aus wenigſtens zweimal ſoviel 
Wahlberechtigten beſteht, als derſelbe Ausſchuß⸗- und Erſatzmänner zu 
wählen hat, ſo iſt diefer Wahlkörper aus den im Verzeichniſſe ($- 12) 
nächſtfolgenden Beſteuerten bis auf dieſe Zahl zu ergänzen. 

Die Steuerquote aller nach dieſer Ergänzung den erſten Wahl— 
körper bildenden Steuerpflichtigen wird von der ganzen Steuerſumme ab— 
gezogen und der Reſt in zwei gleiche Theile getheilt. Jene Wahlberech— 
tigten, welche die erſte Hälfte dieſes Reſtes entrichten, bilden den zwei⸗ 
ten, die übrigen den dritten Wahlkörper. Hiebei findet auch die Schluß⸗ 
beſtimmung des §. 13 ihre Anwendung. | 
Werden nur zwei Wahlkörper gebildet, ſo gehören alle nach der 
weng des erſten Wahlkörpers erübrigenden Wahlberechtigten zum 
zweiten Wahlkörper. 1 

R i §. 16. 


Die nach §. 14 der Gemeindeordnung entfallende Anzahl von 
Ausſchuß⸗ und Erſatzmännern wird auf die einzelnen Wahlkörper in 
gleichen Theilen vertheilt. 


= 


§. 17. N38 
Der Gemeindevorſteher hat für jeden Wahlkörper abgeſonderte 
Wählerliſten zu verfaſſen. 

Dieſe Wählerliſten ſind mindeſtens vier Wochen vor der Wahl 
zu Jedermanns Einſicht in der Gemeinde aufzulegen, und durch 
öffentlichen Anſchlag in der Gemeinde mit Feſtſetzung einer Prä⸗ 
cluſiofriſt von acht Tagen zur Anbringung von Einwendungen dagegen 
kundzumachen. a 

Eine Commiſſion, welche aus dem Gemeindevorſteher oder deſſen 
Stellvertreter als Vorſitzenden und aus vier vom Ausſchuſſe gewählten 
Mitgliedern der Gemeindevertretung beſteht, entſcheidet über die recht⸗ 
zeitig angebrachten Einwendungen binnen längſtens drei Tagen, und 
nimmt die zuläßlich erkannte Berichtigung ſogleich mittelſt Protokoll vor. 

Wird die begehrte Berichtigung verweigert, ſo ſteht die Berufung 
an die politiſche Bezirksbehörde offen. Die Berufung muß binnen 
längſtens drei Tagen nach der Verſtändigung von der abſchlägigen Ent— 
ſcheidung bei der Commiſſion angebracht und von dieſer der politiſchen 
Bezirksbehörde ungeſäumt vorgelegt werden. Das Erkenntniß der poli— 
tiſchen Bezirksbehörde iſt für die im Zuge befindliche Wahl endgiltig. 


Acht Tage vor der Wahl darf in den Wählerliſten keine Verän⸗ 


derung mehr ſtattfinden. 
§. 18. 

Die Vornahme der Wahl iſt wenigſtens acht Tage vor deren 
Beginn von dem Gemeindevorſteher durch öffentlichen Anſchlag mit der An— 
gabe bekannt zu machen, an welchen Orten, an welchen Tagen und zu welchen 
Stunden ſich die einzelnen Wahlkörper zu verſammeln, und welche Zahl 


> 
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Gemeindevertreter fie zu wählen haben, Gleichzeitig iſt hirvan an die 
politiſche Bezirksbehörde die Anzeige zu machen. | Mans 


8. 19. 
Die politiſche Bezirksbehörde hat darüber zu wachen, daß alle Vorbe; 
reitungen zur Wahl derart rechtzeitig getroffen werden, daß mit Ablauf der 
Weblperiode die neue Gemeindevertretung ihre Wirkſamtele beginnen ane, 


Dritter Abſchnitt. 
Von der Vornahme der Wahl. 


8. 20. | 

Die Wahlhandlung wird durch eine Wohleonmiffon geleitet. 

Dieſelbe beſteht aus dem Gemeindeverſteher oder einem Gemeinde⸗ 
rathe als Vorſitzenden und aus vier vom Gemeindevorſteher als Ver⸗ 
trauensmänner zugezogenen wählbaren Gemeindemitgliedern Die 
politiſche Bezirksbehörde kann zur Wahlhandlung einen Abgeordneten 
mit der Beſtimmung abſenden, die Befolgung des Geſetzes und die 
Aufrechthaltung der Ruhe und Drbuung wahrnehmen. 

' A l 


Die Wahlkörper derfabnmekn ſich abgefonbert. 1 0 

Zuerſt wählt der dritte, hierauf der zweite, zuletzt der erſte 
Wahlkörper. 

Jeder Wahlberechtigte kann aus allen wählbaren Gemeinde⸗Mit⸗ 
denk ohne Unterſchied des Wahlkörpers wählen. 
8. 22. 

Der Wahlact iſt öffentlich. Vor dem Beginne der Abſtimmung 
hat der Vorſitzende der Wahlcommiſſion den verſammelten Wäh⸗ 
lern den Inhalt der SS. 9—11 dieſer Wahlordnung über die 
zur Wählbarkeit erforderlichen Eigenſchaften gegenwärtig zu halten, ihnen 
den Vorgang bei der Abſtimmung und Stimmenzählung zu erklären 
und ſie aufzufordern, ihre Stimme nach freier Ueberzeugung ohne alle 
eigennützige Nebenrückſichten ſo abzugeben, wie ſie es nach ihrem beſten 
Wiſſen und Gewiſſen für das Gemeindewohl am zuträzlichſten halten. 

§. 23. 

Die Abſtimmung findet durch Stimmzettel Statt und beginnt in 
den einzelnen Wahlkörpernſ damit, daß die Mitglieder der Wahlkom⸗ 
miſſion, welche in dem bezüglichen Wahlkörper wahlberechtigt ſiad, 
ihre Stimmzettel abgeben. Hierauf werden durch ein Mitglied der Wahl⸗ 
commiſſion die Wähler in der Reihenfolge, wie ihre Namen in der 
Wählerliſte eingetragen ſind, zur Abgabe ihrer Stimmzettel aufgerufen. 

Wahlberechtigte, die nach geſchehenem Aufrufe ihres Namens in 
die Wahlverſammlung kommen, haben erft, wenn die ganze Wühler- 
liſte durchgeleſen iſt, ihre Stimmzettel ann und ſich deshalb bei 
der Wahlcommiſſion zu melden. 

§. 24. 
Jeder Wähler hat auf ſeinem Stimmzettel jene Perſonen, zu ver⸗ 
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zeichnen, welche nach ſeinem Wunſche Ausſchußmän ner, und welche Er- 
ſatzmänner werden ſollen, jedoch nur in ſolcher Zahl, als der Wahlkörper, 
dem er angehört, Ausſchuß⸗ und Erſatzmänner zu wählen hat. Dieſen 
Stimmzettel hat der s aa erfolgtem Wü Barr Namens 
mee; | 
nis! 2 8. 25. 

in Dritter barf zur Abgabe des Stimmzeltels, im Namen eines 
Wahlberechtigten blos in den Fällen der SS. 4— 7 und nur unter der 
Bedingung zugelaſſen werden, daß er ſich über ſeine Berechtigung 
kun gehörig, legitimire. 


F 26. 

Sobald alle "anwelenben Wähler eines Wahlkörpers ihre Stimm⸗ 
zettel abgegeben haben, wird von dem Vorſitzenden der Wahlcommiſ— 
ſion die Abſtimmung für geſchloſſen erklärt, und dann das Scru— 
tinium vorgenommen in der Art, daß bei der erſten Stimme, die Jemand 
als Ausſchnß⸗ oder Erſatzmann erhält, deſſen Name in die hiezu vor⸗ 
bereiteten Rubriken des zweifachen Abſtimmungs⸗Verzeichniſſes einge⸗ 
ſchrieben und in der nebenſtehenden Rubrik die Zahl 1, bei der zwei⸗ 
ten Stimme, die auf ihn entfällt, die Zahl 2, u. 1, w. beigeſetzt wird. 

$. 27: 

Wenn auf einem Stimmzettel mehr Namen verzeichnet ſind, als 

Aieſchuß oder Erſatzmänner zu wählen ſind, ſo werden nur diejenigen 
Kamen von Wählbaren gezählt, welche zuerſt geſchrieben ſtehen. 

Bedingungen und Aufträge, welche auf Wahlzetteln ausgedrückt 
erscheinen, Men ungiltig. Ueber die gänzliche oder theilweiſe Ungil⸗ 
tigkeit eines Wahlzettels entſcheidet ſogleich die Wahlcommiſſion ohne 
Zulaſſung eines Recurſes. 

Nach Vollendung des zweifachen, Abſtimmungsverzeichniſſes iſt das⸗ 
ſelbe von dem Norfigenpen und den übrigen Mitgliedern der Wahl⸗ 
commiſſion zu unterzeichnen und vom PRBIAENDEN das Reſultat der 
e ſogleich bekannt zu geben. 

$- 28. 

4 In jedem Wahlkörper find diejenigen, welche unter den als Aus⸗ 

BELA Verzeichneten die meiſten Stimmen haben, als gewählte 
Ausſchußmänner und jene, welche unter den als Erſatzmänner Verzeich— 
neten die meiſten Stimmen haben, als gewählte Erſatzmänner anzuſehen. 

Haben mehrere Perſonen, als zur Vollzähligkeit der auf den 
Wahlkörper entfallenden Ausſchuß⸗ oder Erſatmäaner erforderlich ſind, 
die gleiche Anzahl Stimmen erhalten, ſo entſcheidet das Los, wer von 
ihnen als Ausſchuß⸗ oder Erſatzmaun einzutreten hat. 

§. 29. 


gſt die Wahl auf Jemanden gefallen, der nicht wählbar iſt, oder 
einen geſetzlichen Entſchuldigungsgrund geltend macht, ſo hat derjenige 
als Ausſchuß⸗ oder beziehungsweiſe Exrſatzmann einzutreten, welcher in 
dem betreffenden Wahlkörper nach den Ausſchußmännern oder beziehungs⸗ 
weiſe nach den Erſatzmännern die meiſten Stimmen erhalten hat. 
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Dasſelbe hat unbeſchadet der nach dem S. 20 der Gemeindeord⸗ 
nung zu verhängenden Geldbuße dann zu geſchehen, wenn der Gewählte 
ohne! einen geſetzlichen Entſchuldigungsgrund die Wahl anzunehmen verweigert. 

$. 30. 


Iſt Jemand von einem Wahlkörper bereits als Ausſchußmann 
gewählt, ſo ſollen ihm von dem ſpäter wählenden Wahlkörper keine 
weiteren Stimmen zugewendet werden. 

Die Wähler ſind darauf aufmerkſam zu machen, daß eine ſolche 
Stimme nicht gezählt wird. 

Wird dagegen ein als Erſatzmann bereits Gewä hlter von einem 
ſpäter wählenden Wahlkörper zum Ausſchußmanne gewählt, ſo hat an 
ſeine Stelle als Erſatzmann derjenige einzutreten, der nach ihm in dem 
bezüglichen Wahlkörper die lte en erhalten hat. | 


Iſt die Wahl in allen Waßltörpern vollendet, ſo wird das über 
die Wahlhandlung geführte Protokoll geſchloſſen und von den Glie⸗ 
dern der Wahlkommiſſion unterfertigt. 

Der Gemeindevorſteher hat dasſelbe nebſt allen Wahlakten in 
Aufbewahrung zu nehmen. 

Derſelbe verkündet das Geſammtergebniß der in allen Wahlkör⸗ 
pern ſtattgefundenen Wahl und bringt dasſelbe zur Kenntniß der poli⸗ 
tiſchen Bezirksbehörde. 

Letztere hat Wahlen, welche auf Perſonen gefallen ſind, die von 
der Wählbarkeit ausgenommen oder ausgeſchloſſen ſind, unter Offen⸗ 
laſſung des Rekurſes an die politiſche Landesſtelle als nügeſehlih außer 


Kraft zu ſetzen. 
§. 32. 


Einwendungen gegen das Wahlverfahren ſind bien der Präklu⸗ 
jiofrift von acht Tagen nach beendigtem Wahlakte bei dem Gemeinde⸗ 
vorſteher einzubringen, welcher dieſelben der politiſchen Landesſtelle zur 
endgiltigen Entſcheidung vorzulegen hat. 

Werden binnen der obigen Friſt keine Einwendungen eingebracht, 
oder die eingebrachten als unſtatthaft zurückgewieſen, to iſt zur Wahl 
des Gemeindevorſtandes zu ſchreiten. 


Zweites Hauptſtück. 
Von der Wahl des Gemeindevorſtandes. 


$. 33. | | 

Ueber Berufung des an Jahren älteſten Mitgliedes des neu ge⸗ 

wählten Ausſchuſſes haben ſich ſämmtliche Mitglieder des letzte⸗ 

ren am feſtgeſetzten Tage und zur feſtgeſetzten Stunde zur Wahl des 
Gemeindevorſtandes zu verſammeln. 

Jene Ausſchußmitglieder, die entweder gar nicht erſcheinen oder 

vor Beendigung der Wahl ſich entfernen, ohne ihr Ausbleiben oder 

ihre Entfernung durch hinreichende Gründe zu entſchuldigen, verfallen 


17 
in eine Geldbuße, welche der Ausſchuß bis zu 20 Gulden bemefjen 
kann. ii 

§. 34. | | 
Der Vorſteher der politifchen Bezirksbehörde iſt berechtigt, dem 
Wahlakte entweder ſelbſt oder durch einen Abgeordneten zur Wahrneh⸗ 
mung der Geſetzlichkeit des Vorganges anzuwohnen. | 
Zu dieſem Ende muß derſelbe rechtzeitig in Kenntniß geſetzt wer⸗ 
den, an welchem Tage und zu Ber Stunde die Wahl ſtattfindet. 
$ 


20 Die Wahl wird durch das an Jahren älteſte Mitglied des neu 
gewählten Ausſchuſſes unter Zuziehung zweier Mitglieder aus der 
Verſammlung geleitet. 2 5 
it $. 36. 


Wählbar zu Mitgliedern des Gemeindevorſtandes find nur bie 
Aus ſchußmitglieder. | 10 | 1150 
Ausgenommen hievon ſind: 0 
1. Perſonen, welche nicht in der Gemeinde ihren Wohnſitz haben; 
2. Hof⸗, Staats⸗, Landes⸗ und öffentliche Fondsbeamte und Diener 
in der aktiven Dienſtleiſtung; 1 > 
3. Geiſtliche. 
Auch können Verwandte und Verſchwägerte im erſten und zweiten 
Grade nicht zugleich Mitglieder des imeer kunde ſein. 
| 8.3 


Zur Giltigkeit der Wahl iſt die Anwefenheit von wenigſtens drei 
Viertheilen ſämmtlicher Ausſchußmitglieder und die abſolute Stimmen⸗ 
mehrheit der Anweſenden erforderlich. f 

Die Wahl iſt mittelſt Stimmzetteln vorzunehmen. Aus den 
geſammelten Stimmzetteln ſind die darin verzeichneten Namen zu ver⸗ 
leſen und in das zu führende Abſtimmungs⸗Verzeichniß einzutragen. 


| $. 38. 

Zuerſt ift die Wahl des Gemeindevorſtehers vorzunehmen. Kommt 
bei der Abſtimmung zu dieſer Wahl eine abſolute Stimmenmehrheit 
nicht zu Stande, ſo iſt eine zweite Abſtimmung vorzunehmen, und falls 
auch bei dieſer nicht die nöthige Stimmenmehrheit ſich herausſtellt, zu 
der engeren Wahl zu ſchreiten. 

Bei der engeren Wahl haben die Wähler ſich auf jene zwei Per⸗ 
ſonen zu beſchränken, welche bei der zweiten Abſtimmung die relativ 
meiſten Stimmen erhalten haben. Bei Stimmengleichheit entſcheidet das 
Los, wer in die engere Wahl einzubeziehen iſt. 

Jede Stimme, die bei der dritten Abſtimmung auf eine nicht in 
die engere Wahl gebrachte Perſon fällt, iſt als ungiltig zu betrachten. 
a = ſich bei der engeren Wahl Stimmengleichheit, jo entjcheis 

et das Los. 


f §. 39. 
Nach Beendigung der Wahl des Gemeindevorſtehers iſt zur Wahl 
der Gemeinderäthe zu ſchreiten. 
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Jeder Wähler bezeichnet fo viele Namen, als Gemeinderäthe zu 
wählen ſind. Die über dieſe Zahl bezeichneten Namen werden nicht 
berückſichtiget. 

Auch bei dieſer Wahl gelten die Vorſchriften der §. 38, wenn für 
2 einen ober den anderen keine abſolute Bam enmeßtheite zu Stande 
ommt. 

Hiebei hat ſich die engere Wahl auf jene Perſonen zu beſchränken, die 
bei der zweiten Abſtimmung nach denjenigen, welche die abſolute Mehr⸗ 
heit erlangten, die relativ meiſten Stimmen für fich hatten. Die Zahl 
der in die engere Wahl zu bringenden Perſonen iſt — Loppelte von 
der Zahl der noch zu wählenden Gemeinderäthe. 5 

$. 40. on Huna 1s. 
Wiiird Jemand als Gemeinderath gewählt, der mit * Lil. 
ten Gemeinde-Vorſteher im erſten oder zweiten Grade verwandt oder 
verſchwägert iſt, ſo muß für die hiedurch offen gewordene Gemeinde 
rathsſtelle eine neue Wahl vorgenommen werden. 

Werden zwei oder mehrere Perſonen als Gemeinveräthe gewählt, 
die in der angegebenen Weiſe untereinander verwandt oder verſchwägert 
ſind, ſo iſt derjenige, für den ſich die größere Stimmenzahl erklärte, 
und bei gleicher Stimmenzahl derjenige, für den das Los entſcheidet, 
als gewählt beizubehalten. 

Die Stellen der übrigen find einer neuen Wahl zu IT SIR EL. 

§. 41. 

Ueber die Vornahme der Wahl des Gemeindevorſtandes ift ein 
Protokoll zu führen, welches von dem Leiter der Wahl und allen Aus⸗ 
ſchußmitgliedern zu unterfertigen und mit allen Wahlakten 11 hi Ge⸗ 
meinde zu hinterlegen iſt. a 
§. 42. | 

Die Vorſchriften der SH. 33—41 kommen auch dann zur Anwen⸗ 
dung, wenn im Laufe der Wahlperiode die Stelle eines e la ang 
oder des Vorſtehers zu beſetzen iſt. 

Nur haben im erſten Falle der Genleindrvbrſteher und ih zweiten 
Falle der Stellvertreter des Gemeindevorſtehers die Verſammlung zur 
Wahl zu berufen und die Wahlhandlung zu leiten. Auch trifft der 
Ausnahmsgrund der Verwandtſchaft oder. Schwägerſchaft nicht die ſchon 
im Amte befindlichen, ſondern die neugewählkess Perſonen. 


— 


III. 


Die freie Verwaltung des Gemeindevermögens und der auf 
den Gemeindeverband ſich beziehenden Angelegenheiten. 


Im fünften Hauptſtücke der Gemeindeordnung von Oberöſterreich 
und Salzburg ſind die geſetzlichen Grenzen vorgezeichnet, innerhalb wel⸗ 
cher ſich die Gemeinde bei der freien Verwaltung ihres Eigenthumes 
zu bewegen hat. 5 | 

Durch die nachfolgende Inſtruktion werden einzelne Paragrafe 
dieſes Haupiſtückes erläutert und es wird hiebei die mit Erlaß des k. k. 
Miniſteriums vom 11. Dezember 1850, Z. 13.353 (Landesgeſetzblatt 
vom J. 1851 Seite 5) gegebene Anleitung zur Verwaltung des Ge— 
meinde⸗Eigenthumes mit den erforderlichen den bezüglichen Beſtim mungen 
8 neuen Gemeindeordnung entſprechenden Aenderungen zu Grunde 
gelegt. 120 191 


Nach 858 der Gemeinde⸗-Ordnung von Oberöſter⸗ 
reich und §. 61 der G. O. von Salzburg „ſind das ge⸗ 
ſammte bewegliche und unbewegliche Eigenthum und 
ſämmtliche Gerechtſame der Gemeinde und ihrer An- 
ſtalten mittelſt eines genauen Inventars in Ueberſicht 
zu halten. | 

Das Gemeinde⸗Eigenthum iſt entweder Gemeinde: 
Vermögen oder Gemeinde-Gut. Unter Gemeinde-Ver⸗ 
mögen begreift man alle der Gemeinde eigenthümlichen Sachen, deren 
Einkünfte zur Beſtreitung der Gemeinde-Auslagen beſtimmt ſind. Kein Mit⸗ 
glied der Gemeinde kann für ſich den Gebrauch oder Genuß dieſer Sachen 
anſprechen; jeder Nutzen, den ſie abwerfen, geht der Gemeinde als moraliſche 
Perſon zu Guten und iſt beſtimmt, die Bedürfniſſe und Auslagen derſelben 
z. B. die Beſorgung des Gemeindedieners, die Erhaltung der Feuerlöſch—⸗ 
requiſiten u. dgl. zu bedecken. Es ändert übrigens nichts im Begriffe 
des Gemeinde⸗Vermögens ob der Ertrag aus der Sache unmittelbar 
in die Gemeindecaſſe fließt, oder ob ſich der Nutzen der Sache für die 
Geſammtheit dadurch ergibt, daß durch ihre Verwendung eine Auslage 
in Erſparung gebracht wird, die ſonſt von der Gemeinde beſtritten 
werden müßte. So z. B. gehört das zur Wohnung des Wächters be⸗ 


* 
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ſtimmte Gemeindehaus zum Gemeinde-Vermögen, weil durch deſſen Ver⸗ 
wendung für die Wohnung des Wächters die Gemeinde den Miethzins 
erſpart, den ſie ſonſt bezahlen müßte. 

Dagegen bilden alle der Gemeinde eigenthümlichen Sachen, die 
entweder zum Gebrauche eines jeden in der Gemeinde oder ausſchließend 
nur zum Gebrauche der Gemeindemitglieder dienen, das Gemein de— 
gut im weiteren Sinne. Zu dem Gemeindegut der erſten Art 
gehören Gemeindewege, Gemeindebrücken, Brunnen, Spaziergänge, ꝛc., 
kurz alle Objecte, deren Natur und Zweck einen ausſchließenden Ge⸗ 
brauch im Intereſſe der Gemeinde, oder auch ſelbſt nur der einzelnen 
Gemeindemitglieder nicht zulaſſen. Auf ihre Benützung hat Jedermann 
in der Gemeinde Anſpruch, ohne Unterſchied, ober Mitglied derſelben 
iſt oder nicht, nach Maß der beſtehenden Einrichtungen z. B. gegen 
Entrichtung des Brückengeldes ꝛc. und namentlich mit Beobachtung der 
poltzeilichen Vorſchriften. 

Jene der Gemeinde eigenthümlichen Sachen, welche bloß zum Ge⸗ 
brauche der Gemeindemitglieder dienen, bilden das Gemeindegut 
im engeren Sinne. Dahin gehören z. B. Viehweiden, inſoweit 
jedes Gemeindemitglied berechtiget iſt, ſein Vieh darauf zu treiben. 
Ebenſo ſind die der Gemeinde gehörigen Wälder, Auen, Wieſen, 
u. ſ. w. Gemeindegut, wenn deren Nutzen unter die einzelnen Gemeinde⸗ 
mitglieder vertheilt wird. 

Die Nutzungen mancher Gemeindegüter bedecken nicht nur den 
Bedarf aller Gemeindemitglieder, ſondern es erübrigt noch ein Exträg— 
niß, das ſohin für die Bedürfniſſe der Gemeinde verwendet werden und 
daher in die Gemeindecaſſe fließen muß. Dieß ändert aber nichts in 
der Natur der Sache, fie bleibt Gemeindegut, weil ihre erſte Beſtim⸗ 
mung die iſt, zum Gebrauche der Gemeindemitglieder zu dienen. 

Gewiſſe Objecte des Gemeinde-Vermögens haben eine beſtimmte 
Widmung, der ſie nicht entzogen werden dürfen. Sie ſind zur Erhaltung 
von gemeinnützigen Anſtalten, oder für beſondere gemeinſame Zwecke 
z. B. für Kranken⸗, Waiſen⸗, Armenverſorgungshäuſer, Sparcaſſen 
u. ſ. w. beſtimmt. Diefe Objecte bilden das gewidmete oder ge⸗ 
ſtiftete Gemeinde⸗Vermögen. 

Jeder ordentliche Hausvater erhebt vorerſt den Stand ſeines Ver⸗ 
mögens, bevor er über dasſelbe verfügt. Ohne ſeine Vermögenskräfte 
genau zu kennen, läuft man leicht Gefahr, entweder durch Nichtbenützung 
derſelben um Vortheile zu kommen, die man ſonſt hätte erzielen können, 
oder aber über dieſe Kräfte hinaus ſich in Auslagen einzulaſſen, die 
man zu tilgen dann außer Stande iſt. 

Die Gemeinde befindet ſich in ganz gleicher Lage, ſie muß 
vorerſt wiſſen, was ſie beſitzt, um hiernach ihren Haushalt ordnen zu 
können. Deßhalb legt die Gemeindeordnung der Gemeinde die Pflicht 
auf, das geſammte, ſowohl bewegliche als unbewegliche Eigenthum der 
Gemeinde und ſämmtliche Gerechtſame mittelſt eine: ene Inventars 
in Ueberſicht zu halten. | 


Das Gemeinde⸗Eigenthum kann beſtehen: 
a) in Realitäten; 
b) Gerechtſamen; 
c) Capitalien und öffentlichen Fonden; 
d) Privat⸗Capitalien und Activ⸗Rückſtänden; 
e) Material- und Natural⸗Vorräthen; 
1) Requiſiten und Gerähſchaften; 
g) Barſchaft. 
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Alle dieſe verſchiedenen Zweige des Gemeinde⸗Eigenthumes müſſen 
genau erhoben und nebſt den Schulden und Laſten der Gemeinde in 
ein Inventarium gebracht werden, wozu das folgende Formulare 


als Muſter dienen kann. 


über das Eigenthum der Ortsgemeinde N. im politiſchen Bezirke N. 


I. Realitäten. 

1.] Das Gemeindehaus in N. auf⸗ 

1 ſcheinend im Grundbuche N. Fol. 500 

2.) 20 Joch Waldung in der Steuer⸗ 

| gemeinde N. sub. Parz. N. auf- 
ſcheinend im Grundbuche N. 
ee ee 

II. Gerechtſame. 

3. Das Fiſchereirecht der Gemeinde 

verpachtet um jährlich 10 fl. . 200 


III. Capitalien in öffent⸗ 
3 lichen Fonden. 
4.] Die 5% National⸗Anlehens⸗Ob⸗ 
ligation N. ddo. 31. Auguſt 
1854 r 
IV. Privatcapitalien und 
Activrückſtände. 
5.] Das dem N. N. laut Schuldſchein 
a vom dargeliehene und 
auf deſſen Haus Nr. primo 
loco einverleibt zu 5% verzins⸗ 
liche Capital pr. J 260 
Scheda's Hilfsbuch. 


6000 


einzeln zufammen Anmerkungen 


fl. kr. I fl. 


6 


je ei 
do 


| 


— 


| Geldwerth | ber 8 
Artiv-Stamd einzeln zuſammen] Anmerkungen 
fü. kr. 1 ff. k. | 
V. Material- und Natural: h | 


Vorräthe. 
6.“ 100 Klafter K en 
holz. 


Poſten⸗Zahl 


1200 1200 
VI. Requifiten u. Gerät. * 
ſchaften. 5 
7. Einrichtung der Gemeindekanzlei 
beſtehend aus: 
3 Tiſchen . . 15 fl. 
10 Seſſelnn .. 10 fl. 
3 Bänken . 9 fl. 
3 Schränken . 30 fl. 
5 Leuchter . . 5 fl. 
einer Caſſatruhe ION. 99 
u. ſ. w. 
8.“ 1 Feuerſpritze mit Zugehör. 150 
9.] 2 Waſſerwägen mit Fäſſern } 80 
u. ſ. w. 
200 200 


VII. Barſchaft. 
10) In Banknoten f 
Summe des Aelivſtandes 


| 
| Dalfiv-Stamd. 
1 
| 
| 
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1.] Die Gemeinde ſchuldet den Erben 
des verſtorbenen Zimmermeiſters | 
N. für die von demfelben im“ 


v. J. unternommene Herſtellung An 
| eines Straßengeländers . 1200 200 N 
| | Wird von dem Activſtande pr. 13629 
| der Paſſivſtand pr... . 200 . 
| abgezogen, jo verbleibt ein reines | 41 
| | Activpermögen von. | 13429 
1 

N 


| Gemeinde N. am i 
| ; Gemeindevorſteher. 
; Gemeindeausſchus. 

r a al) J ö 71 


rr 


rnelnbenneſhuß 
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Insbeſondere iſt darauf zu ſehen, ob das Gemeinde-Vermögen 
gehörig geſichert ſei, ob nämlich das Eigenthumsrecht der Gemeinde be⸗ 
züglich ihrer Realitäten intabulirt ſei, ob die Privatcapitalien eine ge⸗ 
nugſame Sicherheit genießen u. ſ. w. Das Fehlende hierin nachzuholen 
muß eine vorzügliche Aufgabe des Ausſchuſſes ſein. Sollte ſich zeigen, 
daß ein Dritter in dem Beſitze einer Sache ſei, die nach den vorhan- 
denen Beweiſen unzweifelhaft der Gemeinde angehört, ſo iſt es Pflicht 
des Ausſchuſſes, nach fruchtloſem gütlichem Verſuche dieſelbe im gericht- 
lichen Wege zurück zu fordern. Damit das Inventarium einen voll⸗ 
ſtändigen Ueberblick über das Gemeindeeigenthum gewähre, iſt es zweck— 
mäßig, die Realitäten und Gerechtſame näher zu beſchreiben und deren 
Werth nach den localen Mittelpreiſen, oder nach dem Durchſchnitte eines 
mehrjährigen Erträgniſſes anzuſetzen. Zu den Gerechtſamen gehören 
Marktprivilegien, Mauth, Jagd-, Forſt⸗, Weide⸗, Fiſchereirecht u. |. w. 

Die Capitalien in öffentlichen Fonden ſind mit allen ihren Merk⸗ 
malen als: Datum, Nummer, Betrag, Perzentenfuß, Name auf den ſie 
lauten und Gattung zu welcher ſie gehören, genau anzugeben. Die 
Privatcapitalien und Forderungen ſind unter genauer Bezeichnung der 
Schuldſcheine und ſonſtiger Urkunden worauf ſie ſich gründen, unter 
Angabe des Schuldners, der hiefür beſtehenden Hypotheken, des Be⸗ 
trages und Percentes in das Inventarium aufzunehmen. Der Werth 
der Material⸗ und Naturalvorräthe, der Requiſiten und Geräthſchaften 
wird nach Verſchiedenheit des Gegenſtandes entweder nach den Er— 
zeugungs⸗ oder Anſchaffungspreiſen oder nach den Marktdurchſchnitts⸗ 
preiſen oder endlich nach den localen Mittelpreiſen anzuſetzen ſein. 

Zuſchläge zu den landesfürſtlichen Steuern, oder andere unter die 
Gemeindeglieder repartirte Umlagen gehören, da ſie kein Einkommen 
aus dem Gemeinde⸗Eigenthume bilden, unbeſtimmt und abwechſelnd ſind, 
mit keinem Capitalsbetrage, ſondern nur ſoferne in das Inventar, als 
an der laufenden Jahresſchuldigkeit mit Schluß des Jahres Rückſtände 
geblieben ſind, wo ſodann die rückſtändig gebliebenen Beträge unter die 
Forderungen an Private nachgewieſen werden müſſen. dh 

Das Inventarium muß ſowohl das Gemeiubevermögen als das 
Gemeindegut umfaſſen. Auch das für beſondere Zwecke gewidmete Ge⸗ 
meindeeigenthum iſt in dem Inventar unter Angabe ſeiner Widmung in 
den ene Rubriken erſichtlich zu machen. Iſt jedoch dieſes ge⸗ 
widmete Gemeinde⸗Eigenthum erheblich und beſteht es aus verſchiedenen 
Objecten, oder iſt für ſelbes eine eigene Verwaltung aufgeſtellt, ſo wird 
es nothwendig ſein, hiefür ein abgeſondertes Inventarium zu errichten. 

Das genehmigte Inventar wird vom Gemeindevorſteher und von 
zwei vom Ausſchuſſe zu benennenden Mitgliedern desſelben zu unter⸗ 
zeichnen ſein. | is annular 
Das Inventar muß vom Ausſchuſſe jährlich geprüft werden. Alle 
im Laufe des Jahres vorfallenden Aenderungen in den verſchiedenen 
Zweigen des Gemeindeeigenthums, jeder Zuwachs oder Abfall muß in 
dem Inventar erſichtlich gemacht werden. Hiezu dient in dem 
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Formulare die Rubrik „Anmerkung.“ In keinem Falle darf in dem In⸗ 
ventar etwas durchſtrichen werden. Sind z. B. die im Inventar auf⸗ 
geführten Einrichtungsſtücke zu Grunde gegangen, ſo ſind ſie nicht zu 
durchſtreichen, ſondern es iſt in der Rubrik „Anmerkung“ anzugeben, 
daß ſie im Laufe des Jahres zu Grunde gegangen ſind. 

Treten in dem Stande des Gemeindeeigenthums häufige Verän— 
derungen, ein, ſo iſt es zweckmäßig, das Inventar zu erneuern, weil, 
wenn in dem alten Inventar zu viele Anmerkungen über den Zuwachs 
oder Abfall des Vermögens gemacht werden, die klare Ueberſicht über 
den Stand desſelben verloren geht. 

In Gemeinden, die größeres Vermögen haben, wird das Inventar 
jährlich zu erneuern ſein. 

Die Gemeinde hat ſelbſtſtändig ihr Eigenthum zu verwalten, ſie 
legt dieſe Verwaltung in die Hände des durch ihr Vertrauen berufenen 
Gemeindeausſchuſſes. Dieſe Selbſtſtändigkeit in der Vermögensver⸗ 
waltung darf jedoch mit Willkür und Ungebundenheit in der Gebahrung 
nicht verwechſelt werden. Der Gemeindeausſchuß kann ſich bei Ver⸗ 
waltung des Gemeindeeigenthums nur innerhalb der Schranken bewegen, 
welche in dieſer Beziehung das Gemeindegeſetz gezogen hat. Er iſt 
nicht minder an die Geſetze, z. B. das Forſtpatent ꝛc. gebunden, welche 
gewiſſe Beſchränkungen in der Eigenthumsverwaltung im Intereſſe der 
großen Staatsgeſellſchaft, dem ſich jenes der Gemeinde unterordnen muß, 
ausſprechen. | 

§. 59 der G.⸗O. von Oberöſterreich und 8. 62 der Salzb. G. O. 
enthalten eine Beſchränkung in der Verwaltung des Gemeindeeigenthums, 
da nach ihrer Beſtimmung zur Vertheilung des Stammvermögens und 
des Stammgutes unter die Gemeindemitglieder ein Landesgeſetz erfor» 
derlich iſt. Weitere Beſchränkungen find im §. 85 der Gemeinde⸗Ord⸗ 
nung, reſp. S. 88 der Salzb. G.⸗O. vorgezeichnet, nach ee der 
Genehmigung des Landesaus ſchuſſes vorbehalten iſt: f 

1. Die Veräußerung, Verpfändung oder bleibende Belaſtung einer 
zum Stammvermögen oder Stammgute 557 Gemeinde oder ihrer An⸗ 
ſtalten gehörigen Sade, 

2. die Vertheilung der Jahresüberſchüſſe unter die Gemeindemit⸗ 
glieder; 

3. die Aufnahme diet Darlehens oder die Seen einer 
Haftung, wenn der Betrag des Darlehens oder der Haftung mit Ein⸗ 
rechnung der bereits beſtehenden Schulden, die Jahreseinkünfte der Ge⸗ 
meinde und bezüglich der Gemeindeanſtalten überſteigt. 

Die Beſchränkungen, welche die Gemeindeordnung hinſichtlich der 
Verwaltung des Gemeindeeigenthums ausſpricht, fließen aus der Natur 
der Gemeinde. Die Gemeinde iſt eine unſterbliche Perſon, die ſich 
immer wieder verjüngt. Ihr Eigenthum gehört nicht den jetzigen 
Gliedern der Gemeinde allein, ſondern auch ienen: aus denen die Ge⸗ 
meinde künftig beſtehen wird. * ing 133 
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Hieraus ergibt ſich von ſelbſt die Regel der Gemeindeordnung, 
daß jede Vertheilung, ſowie jede Veräußerung, Verpfändung und blei⸗ 
bende Belaſtung des Gemeindevermögens und Gutes nur mit höherer 
Bewilligung geſtattet ſei. 1 

Letztere wird dann ertheilet werden, wenn die Vertheilung des Ge⸗ 
meindeeigenthums, z. B. der Gemeindegründe, zur beſſeren Bewirth- 
ſchaftung weſentlich und nachhaltig beiträgt; wenn die Veräußerung eines 
gewiſſen Gegenſtandes des Gemeindeeigenthums nicht nur für jezt, ſondern 
auch für die Zukunft von überwiegendem Vortheile für die Gemeinde 
iſt, und wenn für die Verpfändung oder Belaſtung Gründe der Noth- 
wendigkeit oder Rückſichten einer in die Zukunft hinaus greifenden 
Nützlichkeit ſprechen. 

Der Gemeindevorſtand darf einen auf Vertheilung, Veräußerung, 
Verpfändung oder bleibende Belaſtunz des Gemeindeeigenthums lau— 
tenden Beſchluß vor eingeholter höherer Genehmigung nicht in Vollzug 
ſetzen. Ein ſolcher der höheren Bewilligung entbehrender Beſchluß iſt 
ein ungiltiger Act, aus welchem dritte Perſonen niemals Rechte erwer— 
ben können; die auf Grund derſelben abgeſchloſſenen Verträge ſind un⸗ 
wirkſam, zur grundbücherlichen Eintragung nicht geeignet, es können die etwa 
ſchon übergebenen Gegenſtände des Gemeindeeigenthums von dem Beſitzer 
wied er zurückverlangt werden und es bleiben die Schuldtragenden für den 
Schaden verantwortlich, welcher der Gemeinde hieraus ergehen kann. 

Aus der Natur der Gemeinde fließt die weitere Beſchränkung hin- 
ſichtlich der Aufnahme von Darlehen und Uebernahme einer Haftung. 
Ob den Nachkommen in der Gemeinde kein, oder ein ganz ver⸗ 
ſchuldetes Vermögen hinterlaſſen werde, läuft auf dasſelbe hinaus. Sie 
ſollen nicht die Unwirthſchaft und die Fehler ihrer Vorfahrer zu büßen 
haben. Dem leichtſinnigen Schuldenmachen ſoll daher vorgebeugt werden. 

Der Gemeindeausſchuß iſt zur Aufnahme eines Darlehens oder 
Uebernahme einer Haftung ohne Genehmigung des Landesausſchuſſes 
berechtiget, wenn der Betrag des Darlehens oder der Haftung mit Ein» 
rechnung der bereits beſtehenden Schulden die Jahreseinkünfte der Ge⸗ 
meinde nicht überſteigt. Unter den Jahreseinkünften können nur die 
ordentlichen, d. i. die Einkünfte aus dem Gemeinde-Eigenthum ohne 
Rückſichtnahme auf Umlagen verſtanden werden. 

Zu Darlehen und Haftungen, welche mit Einrechnung der beſte⸗ 
henden Schulden das jährl. Einkommen der Gemeinde überſteigen, iſt 
die Genehmigung des Landesausſchuſſes erforderlich. Wird ein dieß⸗ 
fälliger Beſchluß des Gemeindeausſchuſſes ohne höhere Genehmigung in 
Vollzug geſetzt, ſo iſt das Darlehen oder die Haftung ungiltig und zur 
Intabulirung ungeeignet und es bleiben die Schuldtragenden für die 
nochtheiligen Folgen verantwortlich. | 

Der Gemeindeausſchuß hat nach §. 60 der G. O. für Oberöſter⸗ 
reich und §. 63 der Salzb. G. O. das geſammte erträgnißfähige Ver⸗ 
mögen der Gemeinde und ihrer Anſtalten derart zu verwalten, daß die 
thunlich größte nachhaltige Rente daraus erzielt werde. Er wird alſo 
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dafür forgen, daß der zur Beurbarung fähige Grund und Boden be« 
baut werde, daß die bebauten Realitäten die höchſte ſichere, anhaltende 
Rente abwerfen, und daß aller Ertrag daraus in die Gemeindecaſſe 
einfließe. Durch welche beſondere Benützungsweiſe die möglich größte 
nachhaltige Rente gewonnen werden könne, bleibt dem klugen, die Zeit- 
und Ortsverhältniſſe berückſichtigenden Ermeſſen des Gemeindeausſchuſſes 
anheimgeſtellt, in ſoferne nicht die Geſetze ſelbſt bei gewiſſen Objecten 
eine beſtimmte Benüzungsart vorzeichnen; wie dieß bei dem Jagdrechte 
der Fall iſt. 

Bezüglich der Ausübung des Jagdrechtes bemerken wir folgende 
Geſetze und Verordnungen: 

Kaiſerliches Patent vom 7. März 1849. (R. G. B. 1849. 
Seite 173.) 1. Das Jagdrecht auf fremden Grund und Boden iſt 
aufgehoben. 2. Eine Entſchädigung für das aufgehobene Jagdrecht findet 
zu Gunſten des bisherigen Berechtigten nur in den Fällen Statt, wo es 
ſich erweislich auf einen mit dem Eigenthümer des damit belaſteten 
Grundes abgeſchloſſenen entgeldlichen Vertrag gründet. 3. Jagdfrohnen 
und andere Leiſtungen für Jagdzwecke ſind ohne Entſchädigung aufge⸗ 
hoben. 4. Die Jagdgerechtigkeit in geſchloſſenen Thiergärten bleibt in 
der Art, wie ſelbe bisher zugeſtanden, aufrecht, es mögen die in dem 
abgeſchloſſenen Jagdbezirke gelegenen Grundſtücke dem Eigenthümer der 
Jagd oder dritten Perſonen gehören. 5. Jedem Beſitzer eines zuſam⸗ 
menhängenden Grundcomplexes von wenigſtens 200 Joch wird die Aus⸗ 
übung der Jagd auf dieſem eigentlichen Grundkomplexe geſtattet. 
6. Auf allen übrigen in den §§. 4 und 5 nicht ausgenommenen, inner» 
halb einer Gemeindemarkung gelegenen Grundſtücken wird vom Zeit⸗ 
punkte der Wirkſamkeit dieſes Patentes die Jagd der betreffenden Ge— 
meinde zugewieſen. 7. Die Gemeinde iſt verpflichtet, die ihr zugewieſene 
Jagd entweder ungetheilt zu verpachten, oder ſelbe durch eigens beſtellte 
Sachverſtändige (Jäger) ausüben zu laſſen. 8. Der jährliche Reiner⸗ 
trag der den Gemeinden zugewieſenen Jagd iſt am Schluſſe jedes Ver⸗ 
waltungs⸗ oder Pachtjahres unter die Geſammtheit der Grundeigen- 
thümer, auf deren in der Gemeindemarkung gelegenen Grundbeſitze die 
Jagd von der Gemeinde ausgeübt wird, nach Maßgabe der Ausdehnung 
des Grundbeſitzes zu vertheilen. 9. Jede Gemeinde iſt bei einer Strafe 
von 10 bis 200 fl. dafür verantwortlich, daß keine andere Benützung 
der ihr zugewieſenen Jagd als die im §. 7 bezeichnete ſtattfinde. 

Verordnung des Miniſteriums des Innern vom 
15. Dez. 1852. (L. G. B. 1852, Seite 1074.) 1. Das Jagdrecht 
auf dem, den Gemeinden nach §. 6 des a. h. Jagdpatentes vom 7. Mär; 
1849 zur Ausübung der Jagd zugewieſenen, oder denſelben eigenthüm⸗ 
lichen Grundbeſitze darf, den Fall des §. 10 dieſer Verordnung ausge⸗ 
nommen, von nun an nicht anders, als im Wege der, durch die poli- 
tiſche Bezirksbehörde vorzunehmende Verpachtung ausgeübt werden. 
2. Die Verpachtung hat im Wege des öffentlichen Aufrufes in der 
Regel am Amtsorte der politiſchen Bezirksbehörde zu geſchehen. 


. 
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Die Ausschreibung: ift foweit thunlich drei Monate vor Ablauf des 
früheren Pachtes durch öffentlichen Anſchlag bei der genannten Behörde 
nach Umſtänden auch auf eine ausgedehntere Art kundzumachen. 
3. Als Pächter der Jagd iſt nur derjenige zuzulaſſen, gegen welchen in 
dieſer Eigenſchaft kein Bedenken obwaltet. Die Gemeinde als ſolche, 
iſt von der Pachtung der Jagd ausgeſchloſſen, und alle die Umgehung 
dieſer Vorſchrift bezielenden Pachtverträge ſind ungiltig. 4. Der Ver⸗ 
pachtungsact unterliegt der Beſtätigung der pol. Bezirksbehörde. 5. Kann 
die Verpachtung einer ſolchen Jagd nicht erzielt werden, ſo hat die pol. 
Behörde, mit Ausſchluß der eigenen Ausübung durch die Gemeinde die 
eutſprechende anderweitige Verfügung zu treffen. 6. Die Dauer der 
Pachtzeit ſoll in der Regel nicht unter 5 Jahre und nur aus erheb⸗ 
lichen Gründen auf eine kürzere Zeit niemals aber unter 3 Jahre feſt⸗ 
geſetzt werden. 7. Der Jagdpächter hat einen zweijährigen, ſtets in 
Geld feſtzuſetzenden Pachtbetrag in vorhinein zu erlegen, wovon die eine 
Hälfte als Caution, die andere Hälfte als Pachtſchilling des erſten 
Jahres zu gelten hat. Die Caution kann auch in Staatspapieren nach 
dem Börſecurſe des Erlagstages berechnet, erlegt werden. 8. Der einjäh⸗ 
rige Pachtbetrag muß immer vier Wochen vor Beginn eines jeden Pacht⸗ 
jahres, bei ſonſtiger neuerlicher Licitation des Pachtes auf Koſten und Gefahr 
des Pächters, in vorhinein entrichtet werden. 9. Die Cautions⸗ und 
Pachtbeträge ſind bei dem Steueramte zu erlegen. Vier Wochen nach 
Ablauf der Pachtzeit wird dem Pächter der Cautionsbetrag, inſoweit er 
nicht für Erſatz⸗ oder Strafbeträge in Anſpruch genommen wird, über 
Anweiſung der politiſchen Behörde erfolgt. 10. Ausnahmsweiſe, und 
wenn der Pächter ſelbſt den, in der gegenwärtigen Verordnung vorge⸗ 
zeichneten Bedingungen entſpricht, kann die pol. Behörde bereits beſte⸗ 
henden Pachtverträge nach Einvernehmung der betreffenden Gemeinde auch 
ohne Einleitung einer öffentlichen Lizitation nach Maßgabe der Vorſchrift 
dieſer Verordnung verlängern. 11. Hinſichtlich der Vertheilung des jährlichen 
Reinertrages der Jagd iſt ſich nach der Beſtimmung des §. 8 des a. h. 
Jagdpatentens vom 7. März 1849 zu benehmen. 12. Die theilweiſe oder 
gänzliche Ueberlaſſung gepachteter Jagden in Afterpacht oder an Dritte 
gegen Vergütung in Geld oder Vorbehalt eines Theiles des Jagderträgniſſes 
darf ohne Zuſtimmung der politiſchen Behörde bei ſonſtiger Ungiltigkeit 
des Geſchäftes und Straffälligkeit der Parteien nicht ſtattfinden. Ebenſo 
iſt der Austauſch einzelner Theile an einander grenzender Jagdgebiete 
von der Genehmigung der politiſchen Behörde abhängig. 13. Die 
Jagdpächter, ſowie die im §. 5 des a. h. Jagdpatentes vom 7. März 
1849 bezeichneten Grundbeſitzer müſſen unter eigener Verantwortung 
zur Beaufſichtigung der Jagd gelernte Jäger oder doch wenigſtens von 
der politiſchen Behörde dazu als befähigt anerkannte ſachkundige Per⸗ 
ſonen beſtellen und der genannten Behörde namhaft machen. 14. Mit 
Bewilligung der politiſchen Behörde kann auch der Jagdinhaber ſelbſt 
(Grundeigenthümer oder Jagdpächter) als fachkundiger Aufſeher beſtellt 
werden. 15. Zu dieſer Nachweiſung, (SS. 13 und 14) wird den Jagd⸗ 
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inhabern eine dreimonatliche Friſt vom Tage der Kundmachung dieſer 
Verordnung zugeſtanden. Erfolgt die Nachweiſung nicht, ſo ſind die 
ſelbſtberechtigten Jagd beſitzer dazu durch die geeigneten Vollzugsmittel zu - 
verhalten, gegen die Jagdpächter iſt aber ſofort mit Auflöfung der 
Pachtung und Wiederverpachtung auf ihre Gefahr und Koſten vorzu— 
gehen. 16. Einwendungen aus einem privatrechtlichen Titel gegen den 
Vollzug der, in dieſer Verordnung enthaltenen Beſtimmungen finden 
nicht Statt. 17. Zur Ausübung der Jagd im eigenen oder fremden 
Namen iſt Niemand berechtiget, der nicht in Gemäßheit des a. h. Pa⸗ 
tentes vom 24. October 1852 die Bewilligung zum Tragen der Jagd⸗ 
waffen erhalten hat. 18. Jede Uebertretung oder Umgehung dieſer Vor⸗ 
ſchriften iſt von der politiſchen Behörde mit einer Geldſtrafe von 25 
bis 200 fl. zu belegen, welche dem Armeninſtitute des Ortes, wo die 
Uebertretung begangen wurde, zufällt. Wenn die zu verhängende Geld⸗ 
ſtrafe an und für ſich oder mit Rückſicht auf die Verhältniſſe des 
Straffälligen nicht eingebracht werden kann, ſo iſt ſie in Arreſtſtrafe 
von je Einem Tage für 5 Gulden zu verwandeln. 5 

Mit Erlaß des Statthalters von Oberöſterreich 
vom 11. April 1852, Z. 598 Prs. (L. G. B. 1852 Seite 365) wurde 
beſtimmt, daß Niemand ohne Jagdkarte die Jagd ausüben dürfe. 
Für die Jagdkarte iſt eine Taxe zu entrichten, welche mit Verordnung 
des Statthalterei⸗Präſidiums vom 4. Auguſt 1862, Z. 3738 Prs. von 
4 fl. 20 kr. auf 2 fl. ö. W. herabgeſetzt wurde. Nur den zur Aus⸗ 
übung der Jagd beſtellten Sachverſtändigen wird die Jagdkarte unent⸗ 
geldlich ausgefertigt. Die Jagdkarte wird durch die politiſche Behörde 
ausgeſtellt. Die Taxe hat dem Armenfonde des Ortes zuzufließen, wo 
der mit der Jagdkarte Betheilte wohnt. Uebertretungen dieſer Ver⸗ 
ordnung werden von der politiſchen Bezirksbehörde beſtraft. 

Mit Verordnung der Miniſterien des Innern und 
der Juſtiz vom 2. Jänner 1854 (L. G. B. 1854 J. Abth. Seite 4) 
wurde die Beeidigung des Jagd⸗Aufſichtsperſonales für den Jagddienſt 
durch die politiſche Behörde angeordnet. Das beeidete Perſonale ge- 
nießt im Jagddienſte die Rechte einer öffentlichen Wache und hat das 
auf Grund des §. 54 des Forſtgeſetzes vorgeſchr iebene Dienſtkleid, oder 
die zur öffentlichen Kenntniß des Bezirkes gebrachte bezeichnende Kopf⸗ 
bedeckung oder Armbinde im Jagddienſte zu tragen. 

Mit Erlaß des Statthalters von Oberöſt. v. 28. Dez. 1852, Z. 18419 
(L. G. B. 1852 II. Abth. Seite 1) wurden in Folge miniſterieller Anord⸗ 
nung die beſtehenden jagdpolizeilichen Vorſchriften kundgemacht. 


In der Regel wird bei Brauereien, Gaſthäuſern, Aekern, Wieſen 

u. dgl. die Verpachtung der eigenen Bewirthſchaftung vorzuziehen ſein. 

Im Falle der Verpachtung dürfte auf dem Wege der öffentlichen 
Verſteigerung der größtmögliche Pachtſchilling erzielt werden. 

Aufgabe des Gemeindevorſtehers iſt es, zu wachen, daß die Päch⸗ 

ter die verpachteten Realitäten nicht vernachläſſigen, oder von denſelben 
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einen andern als den etwa bedungenen Gebrauch machen, daß der Pacht- 
zins zur gehörigen Zeit bezahlt und gegen den ſäumigen Pächter recht- 
zeitig unter Geltendmachung des nach §. 1101 b. G. B. dem Verpächter 
zuſtehenden Pfandrechtes eingeſchritten werde, und daß die verpachteten 
Realitäten in dem etwa beſonders bedungenen Zuſtande, oder wo eine 
ſolche Bedingniß fehlt, mit Rückſicht auf die Jahreszeit, in welcher der 
Pacht beendigt worden iſt, in gewöhnlicher wirthſchaftlicher Cultur 
(S. 1109 b. G. B.) zurückgeſtellt werden. 

Gemeindewaldungen können in keinem Falle verpachtet werden. 

Die Jahresüberſchüſſe ſind zur Deckung der Erforderniſſe 
im nächſten Jahre zu verwenden, und inſoferne ſie hiezu nicht benöthiget 
werden, fruchtbringend anzulegen und zum Stammvermögen zu ſchlagen. 

Dieſe fruchtbringende Anlegung hat, wie ſich von ſelbſt verſteht 
nicht nur bei den Jahresüberſchüſſen, ſondern auch bei den Geldbeträgen, 
welche aus zurückbezahlten Privatcapitalien, veräußerten Realitäten ꝛc., 
einfließen, kurz bei allen Geldern, die zum Stammbermögen der Ge- 
meinde gehören, einzutreten. Der Gemeindeausſchuß hat zu beſtimmen, 
wie die fruchtbringende Verwendung dieſer Gelder zu geſchehen hat, ob 
durch Ankauf von Realitäten, oder von Staatspapieren, oder durch 
Darlehen an Private. Er muß hiebei zunächſt im Auge haben, daß 
das Capital ſicher und unverkümmert erhalten werde, und unter meh- 
reren Verwendungsarten, welche die gleiche Sicherheit gewähren, wird 
er jene wählen, die der Gemeinde den meiſten erlaubten Nutzen ein⸗ 
bringt. Der Gemeindeausſchuß muß übrigens dieſe Beſtimmung ohne 
Aufſchub treffen, damit die Gemeinde nicht ohne Noth den Genuß des 
Stammvermögens entbehre. | 

Es dürſte zweckmäßig fein, Gemeinve-Capitalien zunächſt bei Pri- 
vaten und zwar bei Mitgliedern der eigenen Gemeinde, die ein Darle« 
hen zur Verbeſſerung ihrer Landwirthſchaft oder zu induſtriellen Zwecken 
aufzunehmen wünſchen, anzulegen. 

Kein Capital ſoll bei Privaten ohne pupillarmäßige Sicherheit an— 
gelegt werden, welche nach den SS. 230 u. 1374 b. G. B. nur dann 
vorhanden iſt, wenn durch die Sicherſtellung mit Einrechnung der etwa 
vorhergehenden Laſten, ein Haus nicht über die Hälfte und ein 
Grundſtück nicht über zwei Drittheile ſeines wahren Werthes be- 
ſchwert wird. 

Wenn daher auf einem Hauſe im Werthe von 6000 fl. ſchon 
2000 fl. Schulden einverleibt find, fo können auf dasſelbe mit pupilla— 
riſcher Sicherheit nur mehr 1000 fl. angelegt werden. Zur Beurthei⸗ 
lung der pupillariſchen Sicherheit iſt die Kenntniß des wahren Werthes 
der zu verpfändenden Realität und des auf derſelben haftenden Schul⸗ 
denſtandes nothwendig. Um erſtere zu erlangen, hat der Darlehens— 
werber eine gerichtliche Schätzung der zu verpfändenden Realität beizu⸗ 
bringen. Der Schuldeuſtand iſt aus dem Grundbuche erſichtlich. 

Es muß übrigens den Gemeinden anempfohlen werden, zu ver— 
langen, daß in jedem Schuldſcheine über ein dargeliehenes Capital die 
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Bedingung aufgenommen werden, daß, falls die Zinſen 6 Wochen nach 
ihrer Verfallszeit nicht gezahlt werden ſollten, das Capital ſogleich ohne 
Rückſicht auf die bedungene Rückzahlungszeit eingetrieben werden könne. 


Wenn der Ausſchuß den Ankauf von öffentlichen Obligationen be- 
ſchließt, ſo iſt ſich zu hüten, Obligationen, welche zu einem beſtimmten 
Zwecke, z. B. als Caution vinkulirt ſind, oder ſolche von unbekannten 
Perſonen einzuhandeln. Obligationen, welche zur Claſſe derjenigen 
gehören, deren Zinſen gegen Coupons ausgezahlt und die mit einem 
Talon zur Behebung der neuen Coupons hinausgegeben werden, ſollen 
nicht gekauft werden, wenn ſie nicht mit allen Coupons bis zur letzten 
Verfallszeit der Intereſſen und mit deren Talon verſehen ſind. Die auf 
Namen lautenden Obligationen ſind über die vom Verkäufer beigefügte 
Zeſſion auf den Namen der Gemeinde umſchreiben zu laſſen, und eben 
ſo räth es die Vorſicht, die Vinkulirung der auf Ueberbringer lautenden 
Obligationen für die Gemeinde zu erwirken, weil hiedurch im Falle des 
Verluſtes die Amortiſirung (Ungiltigerklärung) viel leichter durchgeführt, 
und ſelbſt gegen dritte Beſitzer die Eigenthumstlage wirkſam angeſtrengt 
werden kann. A. | lun d 


Gelder, die in einer gewiſſen Zeit zu irgend einem gewiſſen Ge⸗ 
meindezwecke verwendet werden müſſen, können, damit ſie bis dahin 
nicht unfruchtbar liegen bleiben, bei einer mit öffentlicher Genehmigung 
beſtehenden Sparcaſſe angelegt werden, was auch rückſichtlich jener Be⸗ 
träge geſchehen kann, die zwar zum Stammcapitale gehören, aber wegen 
ihrer Geringfügigkeit nicht anders angelegt werden können. 


Nach §. 62 der G.⸗O. von Oberöſterreich fällt das Verwaltungs⸗ 
jahr der Gemeinde mit jenem des Landes, und nach S. 65 der Salz⸗ 
burger G.⸗O. mit jenem des Staates zuſammen. | 


Das Verwaltungsjahr des Staates und des Landes ift gegenwärtig 
das Sonnenjahr, welches mit 1. Jänner beginnt und mit Dezember endet. 


§. 63 der G.⸗O. von Oberöſterreich und §. 66 der Salzburger G.⸗O. 
handeln von dem Voranſchlage der Gemeinde. 


Schon vor Beginn eines jeden Jahres muß der Aufwand, der 
in demſelben vorausſichtlich zu beſtreiten ſein wird, veranſchlagt, und 
um möglichen Geldverlegenheiten vorzubeugen, müſſen auch die Mittel 
abgewogen werden, wodurch dieſer Aufwand gedeckt werden kann. 


Zu dieſem Zwecke iſt der Voranſchlag (das Präliminare) zu ver⸗ 
faſſen. In demſelben ſind vergliedert alle Einnahmen und Ausgaben 
anzuführen, welche die Gemeinde vorausſichtlich im kommenden Jahre 
haben wird. 2 


— 
S 


Formulare. | Borentdleag 
der Einnahmen und Ausgaben der Ortsgemeinde N. für das Jahr 18 


vorgeſchla⸗genehmiget 
gen vom vom [ An⸗ 
Gemeinde: F Gemeinde: 
Vorſteher J Ausſchuſſe 


fl. kr. fl. kr. 


vorgeſchlagenf genehmiget 
vom vom An⸗ 


8 
— 
4 Gemeinde⸗ Gemeinde⸗ 


fl. kr. fl. kr. 


Aus gaben 


merkung merkung 


Landesfürſtliche Steuern und 
Landesumlage 
Brandaſſecuranz . » 
Beſoldungen 
Kanzlei⸗Erforderniſſe 


Beheizung der Kanzlei und 


2 

3 

4 

3.) Kapitalszinſes 5 
. Arreſe 60 
0 4 Vorſpannsaufzahlung 20 

8 

9 

0 


Summa 800 50 800 50 


Armenverſorgung 
Baureparatureen 
Erhaltung der Straßen 
Verſchiedene Auslagen. 


Summe . 2295 


2 


In up der prä- 
liminirten Einnahmen pr. — 


Bleiben nicht bedeckte Ausgabennk — 


ö Gemeinde N. am N. N. 
Gemeindevorſteher. 
N. N. 
Gemeindeausſchuß. 
Gemeindeausſchuß. 
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Der Gemeindevorſteher hat den Voranſchlag für das künftige 
Jahr anzufertigen. 88 | 

= 2 Einnahmen und Ausgaben find entweder gewöhnliche oder 
außergewöhnliche, d. i. ſolche, die in der Regel jedes Jahr, oder ſolche, 
die nur aus beſonderen Anläſſen und Ereigniſſen vorkommen. Die 
gewöhnlichen ſind beſtimmt oder unbeſtimmt, je nachdem ſich die Größe 
derſelben ſchon im vorhinein mit Zuverläſſigkeit angeben läßt, oder 
aber dieß der Fall nicht iſt. Zu den gewöhnlichen beſtimmten Einnah— 
men und Ausgaben gehören z. B. die Intereſſen aus den Stammkapi⸗ 
talien, die Beſoldungen ꝛc. Gewöhnliche unbeſtimmte Einnahmen und 
Ausgaben find z. B. Standgelder, Baureparaturen 2c. 

Die gewöhnlichen beſtimmten Einnahmen und Ausgaben hat der 
Gemeindevorſteher mit ihren ſchon im voraus bekannten Beträgen in 
den Voranſchlag aufzunehmen. Bei den gewöhnlichen unbeſtimmten 
Einnahmen und Ausgaben hat ſich der Gemeindevorſteher an das Ergeb— 
niß der erledigten Rechnung des letzt verfloſſenen Jahres zu halten, 
welches 5 Beobachtungsjahr heißt. Für das Präliminare des Jahres 
1865 iſt daher das Jahr 1863 das Beobachtungsjahr und die erledigte 
Rechnung aus dieſem Jahre dient dem Präliminare zur Grund lage. 

In das Präliminare find demnach die gewöhnlichen unbeſtimm⸗ 
ten Einnahmen und Ausgaben in jenen Beträgen einzuſtellen, wie ſie 
im Beobachtungsjahre wirklich vorgekommen ſind. Es hat dieß darin 
ſeinen Grund, weil derlei Einnahmen und Ausgaben nicht ſo ſchnell 
mit bedeutenden Unterſchieden ſich ändern. 


Wenn jedoch ſeit Ablauf des Beobachtungsjahres bis zur Zeit der 
Präliminirung beſondere Ereigniſſe eingetreten oder aber Verhältniſſe 
vorauszuſehen ſind, die ein gleiches Reſultat wie im Beobachtungsjahre 
nicht erwarten laſſen, fo ſind die Anſätze im Prälimiſtare mit Rückſicht 
auf dieſe Ereigniſſe und Verhältniſſe zu machen, was der Gemeindevorſteher 
im Präliminare in der Rubrik „Anmerkung“ kurz zu begründen hat. 

Eine außergewöhnliche Einnahme kann ſich ergeben, wenn z. B. 
der Gemeinde ein Vermächtniß zugefallen iſt, deſſen Entrichtung an die 
Gemeindekaſſe ſich im kommenden Jahre gewärtigen läßt. 2 ’ 

Außergewöhnliche Ausgaben find z. B. neue Bauten ıc. 

Wenn es der Gemeindevorſteher für nothwendig erachtet, daß im 
kommenden Jahre eine ſolche außerordentliche Ausgabe z. B. die Umle⸗ 
gung einer Gemeindeſtraße ſtattfinden ſoll, ſo wird er ſchon vor der 
Verfaſſung des Präliminares in einer Ausſchußſitzung ſeinen Antrag 
auf Beſtreitung dieſer Ausgabe ſtellen und die Bewilligung des Gemein- 
deausſchuſſes hiezu erwirken. Iſt dieſe Bewilligung ertheilt, ſo wird er, 
inſoweit dieß nicht ſchon früher geſchehen wäre, den dießfälligen Koſten⸗ 
aufwand erheben, mithin bei einem vorzunehmenden Bau die Koſten⸗ 
überſchläge von Sachverſtändigen einholen. Die auf die eine oder die 
andere Art ausgemittelte Ziffer der wahrſcheinlichen Beköſtigung ſtellt 
der Gemeinde vorſteher in das Präliminare ein. 
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In das Präliminare der Ortsgemeinde dürfen eben nur die 
Einnahmen und Ausgaben der Ortszemeinde eingeſtellet werden. So 
gehören Auslagen für die Pfarrkirche, für das Pfarrhaus und den 
Seelſorger nicht in das Präliminare der Ortsgemeinde, ſondern in jenes 
der Pfarrgemeinde. in: 5 | 
| Wenn in der Gemeinde beſondere Gemeinde-Anſtalten, (Spital, 
Sparcaſſe ꝛc.) beſtehen, fo find rückſichtlich derſelben eigene Voranſchläge 
von den aufgeſtellten Verwalteru vorzulegen und von dem Gemeinde⸗ 
ausſchuſſe feſtzuſtellen. g | 1 

Die Voranſchläge der Gemeinde und der Gemeindeanſtalten müſſen 
wenigſtens 14 Tage vor der Prüfung durch den Ausſchuß in der 
Gemeindekanzlei zur Einſicht der Gemeindemitglieder öffentlich aufgelegt 
werden, und es ſind die von denſelben hierüber abgegebenen Erinnerungen 
bei der Prüſung in Erwägung zu ziehen. % nad 124 

Zur Verhandlung über die Präliminarien hat der Gemeindevor— 
ſteher längſteus einen Monat vor Eintritt des nächſten Jahres ſomit läng« 
ſtens Ende November eine Ausſchußſitzung anzuberaumen, und es hat in 
ſelber der Gemeindevorſteher über die Präliminarien Vortrag zu halten. 

Poſt für Poſt iſt anzufragen, ob etwas zu bemerken iſt, und wie 
eine Bemerkung gemacht wird, darüber abzuſtimmen. In die betreffende 
Rubrik des Präliminares ſind ſohin die Anſätze der Einnahmen und Ausga— 
ben jo einzuſtellen, wie fie vom Gemeindeausſchuſſe genehmiget worden find. 

Der Gemeindeausſchuß wird bei dieſer Verhandlung wohl zu 
erwägen haben, wie die Einnahmen zu erhöhen und welche Erſparungen 
zu erzielen wären. Bei dem Einen, wie bei den Andern wird er jedoch 
die richtige Mitte inne zu halten nicht unterlaſſen. Er wird nicht 
gleichgiltig für die Vermehrung der Gemeinde-Einkünfte ſein; er wird 
aber auch nicht durch Bedrückung anderer oder gar durch Verletzung 
fremder Rechte dieſe Vermehrung zu erzielen ſtreben; er wird eben ſo 
weit von Verſchwendung wie von übertriebener Sparſamkeit entfernt 
ſein, da beide in der Regel zum gleichen Reſultate führen. Werden 
aus Sparſamkeit die Reparaturen eines Hauſes unterlaſſen, ſo führt 
dies gar bald zum Rain deſſelben und die Gemeinde wird nach wenigen 
Jahren genöthigt ſein, daſſelbe ganz neu zu erbauen, während es durch 
jährliche unbedeutende Reparaturen fortan im guten Stande hätte er⸗ 
halten werden können. 9 ind Me dit I 
Wenn die 5 77 einer Auslage beantragt wird, die der 
Gemeinde geſetzlich obliegt, oder wenn auf Einnahmsquellen hingedeutet 
wird, die geſetzlich unzuläſſig ſind, ſo hat der Gemeindevorſteher das 
Zweckloſe vou derlei Auträgen und Hindeutungen dem Gemeindeaus⸗ 
ſchuſſe zuſtellen. Würde aber Letzterer dennoch die Ausſcheidung 
einer der Gemeinde geſetzlich obliegenden Ausgabe, oder die Aufnahme 
einer geſetzlich unzuläſſigen Einnahme beſchließen, fo hat der Gemeinde⸗ 
vorſteher dieß der Bezirksbehörde anzuzeigen und er iſt vor der Ent⸗ 
ſcheidung derſelben an en Beſchluß nicht gebunden, (§. 51, reſp. 8. 51 
ber e e ee 


1— 1 12 Y 
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Der vom Gemeindeausſchuſſe genehmigte Voranſchlag iſt vom 
Gemeindevorſteher, dann von zwei vom Ausſchuſſe zu ernenneunden Mit⸗ 
gliedern desſelben zu unterfertigen. 

Längſtens zwei Monate nach Beendigung des Verwaltungsjahres, 
ſomit längſtens am 1. März hat der Gemeindevorſteher die Rech⸗ 
nungen über die Empfänge und Ausgaben der Gemeinde und der 
Gemeindeanſtalten dem Gemeindeausſchuſſe zur Prüfung und Erledigung 
vorzulegen. Die Jahresrechnungen müſſen ebenſo wie die Voranſchläge 
wenigſtens 14 Tage vor der Prüfung durch den Ausſchuß in der Ge⸗ 
meindekanzlei öffentlich aufliegen und es ſind die hierüber gemachten 
Erinnerungen von OGemeindemitzlürdern mit der Prüfung in Erwägung 
zu ziehen. 

Die Rechnungen müſſen in allen Einnahmen und Ausgaben 1 
den betreffenden Documenten gehörig belegt ſein. 


Formulare. 
5 Rechnung | 
über die in der Gemeinde N. im Jahre 18 eingegangenen und 
verausgabten Gelder. 


5 Von dieſer Ge⸗ 
— | A 88 | bühr find 


Ende des 
dem Nech⸗ 
nungsjahr 


14 — 5 | 


Nro. des Voranſchlages 
Nro. der Beilage 


. Caſqajournal 
2 1 Pachtſchillinge 
L | für die Verpachtung des Ge- 
meindewirthshauſes 
I | für die Verp. der Gem.⸗Wieſe 
III für die Verpachtung des Ge⸗ 
meinde⸗Steinbruches 
Capitals⸗Zinſen. 
236 44 nen von der 5%, 967 a 
r. ddo. pr. 500 fl. 
11 [Erlös aus dem Ketbenfe von 
Naturalien 
IVI f. d. bei der Lizitation am 
verkft. 100 K. buch. Scheiter 
Außergewöhnliche eee 
Vermächtnis 
VI! Gemeindeumlage 


Summe der Einnahmen: 


2 


1 Sas areſt übertragen aus dem „ 
4 
1 


Gebühr 

2 eee er 
. — u. den 1 8 
S ückſtän⸗ 
S aeg für das = 
2 nde de — 
8 2 Ausgaben ne Rede T zu bezahlt 5 
el” vordusge.] nungs⸗ ſammen] worden = 
1 * — 
£ ahr f 
= * ö etlichen jahr Ii 
ei ſind 

n NL UT USE A MEET, I: 08 


Landesfürſt. Steuern, Landes⸗ 
umlage und Brand ⸗Aſſe⸗ 
curranz 


laut Steuer⸗ und Wr, 
bezahlt — 
Beſoldungen 
laut Quittungen 
Kanzleierforderniſſe 
laut Quittungen 
Beheizung der Kanzlei und 
Arreſte 


800 —4 800—4 8001 —]-|— 


laut Empfangsbeſtätigung 5 
Armenverſorgung 
laut Verzeichniß vertheilt . 
Baureparaturen 
laut Koſtenverzeichniß ür Re⸗ 
paraturen im Hf 
hauſe. i 
5 Straßen 
Bau der Mühlbrücke laut 
l Bauacten 
laut 3 für Erhal⸗ 
[tung der Straßen 
| Summe der Ausgaben. 
Hiezu der Caſſareſt dieſes 38. 


Gemeinde N. am 


N. N. 
onen de. 


1 


Bei der Aukiahef kung ſind die Einnahmen Rubrit für Rubrik 
mit Zuhandnahme des Inventars und des für das Rechnungsjahr ge⸗ 
nehmigten Voranſchlages genau zu prüfen und es iſt insbeſondere darauf 
zu ſehen, ob der baare Caſſareſt und die verbliebenen Activrückſtände 
des verfloſſenen Verwaltungsjahres richtig übertragen, ob alle außeror⸗ 
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dentlichen Zuflüſſe, oder die der Gemeinde an Schenkungen oder fonft 
zugegangenen Einkünfte richtig in Empfang geſtellt ſind. 

Einer beſonders eindringlichen Prüfung find die Activ- Rückſtände 
in der Richtung zu unterziehen, ob alle Schritte ordnungsmäſſig einge- 
leitet wurden, um den Rückſtand einzubringen, oder ob und welches 
Verſäumniß dem Gemeindevorſteher zur Laſt falle. 

Der vom Gemeindevorſteher geſtellte Antrag auf Abſchreibung 
einer oder der andern Rückſtandspoſt muß genau erwogen werden. 

Die Ausgaben ſind genau mit dem Inventar und dem genehmig⸗ 
ten Präliminare zu vergleichen, und es iſt darauf zu ſehen, ob in jeder 
Rubrik der Präliminar⸗Anſatz eingehalten und wenn er überſchritten 
wurde, ob dafür die vorgeſchriebene Bewilligung des Gemeindeaus— 
ſchuſſen 1 75 worden iſt. 

s iſt ſich zu überzeugen, ob die in Ausgabe geſtellten Beträge 
wirkt zu dem in der Rechnung angegebenen Zwecke verwendet wurden, 
ob die Quittungen in der Ordnung ſind. 

In Gemeinden, die ein größeres Vermögen haben, wo daher auch 
die Jahresrechnung nicht ſo einfach iſt, wird es nothwendig ſein, daß 
der Gemeindeaus ſchuß aus ſeiner Mitte eigene Rechnungsrevidenten be⸗ 
ſtelle, denen die Rechnung einige Zeit vor der Sitzung vom Gemeinde⸗ 
vorſteher übergeben wird. Dieſelben haben in der angegebenen Weiſe 
die Rechnung der eingehendſten und ziffermäßigſten Prüfung zu unterziehen, 
wenn ſie Anſtände finden, dem Gemeindevorſteher um die nothwendigen 
Erläuterungen anzugehen, ſohin in der Sitzung den Vortrag über die 
Rechnung zu halten und hiebei den Antrag zu ſtellen, ob die Rechnung 
genehmiget, ob dieſe oder jene Poſt zu rectifiziren oder auszuſcheiden, oder 
dem Gemeindevorſteher zum Erſatze vorzuſchreiben ſei. 

Nach jedem einzelnen Antrage ſteht es dem Gemeindevorſteher oder 
dem betheiligten Ausſchuſſe frei, ſeine aufklärende oder rechtfertigende 
Aeußerung abzugeben, wernach zur Abſtimmung zu ſchreiten iſt. Hiebei 
hat ſich der ee oder das bethelligte Ausſchußmſtglied 
der bſtimmung er en | 

Nach Maßgabe der gefaßten Beſchlüſſe hat er Gemeindeausſchuß 
dem ae big Enderledigung über die Rechnung Da zu 
geben 

Wird die Rechnung in Ordnung befunden, fo kann dieſe Ender⸗ 
ledigung alſo lauten: 

„Der Ausſchuß der Ortsgemeinde N. hat bei feiner Sitzung 
am die von dem Herrn Gemeindevorſteher vor⸗ 
gelegte Rechnung über alle Empfänge und Ausgaben der Gemeinde 
im Verwaltungsjahre 18. geprüft und durchaus in Ordnung befun- 
den. Hievon ſetzen wir, als vom, Gemeindeausſchuſſe zur run 
dieſer Urkunde a den Kain, RER IN in Kenutnſß. 

Daene nee 17 

n N. wo id 1 Ta N N. N 

Aus ſchuß. eg 
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Wäre in der Rechnung etwas vergeſſen worden, ober ſonſt ein 
Verſtoß untergelaufen, ſo kann dieß ungeachtet dieſes Zeugniſſes weder 
der Gemeinde, noch dem Gemeindevorſteher zum Nachtheile gereichen 
und eben ſo wenig kann dieſes Zeugniß von der Verbindlichkeit, aus 
einer erſt ſpäter entdeckten argliſtigen Handlung loszählen. | 


Wird der Gemeindevorſteher durch die Enderledigung zu einem 
Erſatze verhalten, ſo kann hiezu folgendes Formulare dienen: 


„Der Ausſchuß der Ortsgemeinde N. hat bei ſeiner Sitzung 
die von dem Herrn Gemeindevorſteher gelegte 
Rechnung über die Empfänge und Ausgaben der Gemeinde für das 
Verwaltungsjahr 18 .. geprüft und hiebei befunden: 
1. Daß der Herr Gemeindevorſteher gegen den Beſchluß des 
Ausſchuſſes vom .... die Klafter Holz ſtatt um 12 fl. um 11 fl. 
50 kr. verkauft, daher für 100 Klafter Holz um 50 fl. zu wenig in 
Empfang geſtellt und 2. daß derſelbe an Baureparaturen gegen 
das Präliminare um 30 fl. ohne genügender Rechtfertigung zu viel aus⸗ 
gegeben hat. Hiernach werden dem Herrn Gemeindevorſteher 80 fl. 
zum Erſatze vorgeſchrieben. Wovon wir als vom Ausſchuſſe zur 
Ausſtellung dieſer Erklärung gewählt, den Herrn Gemeindevorſteher 
in Kenntniß ſetzen. 
Datum 


167 % 5 


rr 
| Läßt ſich der Gemeindevorſteher zum Erſatze nicht herbei, ſo iſt 
die Angelegenheit im Wege Rechtens vor dem competenten Gerichte 
auszutragen. 


Der vom Gemeinde-Ausſchuſſe genehmigte Voranſchlag dient dem 
Gemeindevorſteher als Regulativ, an das ſich derſelbe nach §. 64 der 
G.⸗O. von Oberöſterreich und nach 8.67 der Salzburger G.⸗O. genau 
zu halten hat. Wenn alſo z. B. auf Baureparaturen nur 200 fl. be⸗ 
williget wären, ſo muß der Gemeindevorſteher dieſelben ſo vornehmen, 
daß dieſe Summe nicht überſchritten werde. 

Kommen jedoch dringende Auslagen vor, welche in der einſchlä⸗ 
gigen Rubrik des Voranſchlages ihre Bedeckung gar nicht oder nicht 
vollſtändig finden, z. B. der Sturmwind hätte das Dach des Gemeinde⸗ 
hauſes abgedeckt und es könnte dieſe Herſtellung aus dem für Repara⸗ 
turen oder Herſtellung präliminirten Betrage nicht beſtritten werden, ſo 
muß der Gemeindevorſteher hiezu die Bewilligung des Ausſchuſſes er⸗ 
wirlen. Sind jedoch dieſe Auslagen fo dringend, daß die Einholung 
der Bewilligung ohne großen Schaden und ohne Gefahr nicht möglich 
iſt, z. B. Auslagen für die bei Ueberſchwemmungen zu treffenden Vor⸗ 
kehrungen, ſo darf der Gemeindevorſteher die nothwendigen Auslagen 
beſtreiten, er muß jedoch unverzüglich die nachträgliche Genehmigung 
des Ausſchuſſes ſich erwirken. In dem einen wie in dem andern Falle 

Scheda's Hilfsbuch. 7 
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hat der Gemeindevorſteher, inſoferne es erforderlich iſt, zugleich die 
7 vorzuschlagen, wie der allfällige Ausfall zu decken it: 

Nach 8. 65 der G.⸗O. von Oberöſterreich und 8. 68 der ‚Sal 

burger Gez „ ſind alle Ausgaben für Gemeindezwecke zunächſt aus den 
in die Gemeindekaſſe einfließenden Einkünften zu beſtreiten. 
1 Dgs Kaſſageſchäft iſt von einem Gemeindekaſſier zu führen, er 
entweder ein Mitglied der Gemeindevertretung oder ein Gemeinde eamter 
ſein kann. Die dießfällige Beſtimmung iſt vom Gemeindeausſchuſſe zu 
treffen, welcher Fu die er. ei a der Kaſſagebahrung Bor» 
ani, hat. 

Der Miniſterial Erlaß vom 11 Dezember 1850, 3: 13353 
(2. G B. 1851 Seite 5) enthält hierüber folgende Anfeitungen, die 
ſich zur Annahme empfehlen. 52 

Der Ausſchuß hat einen 17 ße Mitte mit ber, Gegenſperre 
zu betrauen. | nn 

129 Die Gemeindecaſſe ſoll in einem möglich ſicheren ſeuerfeſten Lo⸗ 

cale aufbewahrt werden. Sie muß mit zwei Schlöffern‘ verſchloſſen ſein. 
Dier Gemeinde⸗Caſſier erhält den Schlüſſel zu dem einen Schloffe 
und das mit der Gegenſperre betraute Ausſchußmitglied den Schlüſſel 
zu dem andern Schloffe.. 

In der Gemeindecaſſe ſollen nebſt dem baaren Gelde alle öffent⸗ 
lichen und Privat⸗Urkunden, alle Verträge und überhaupt alle für die 
Gemeinde wichtigen Urkunden und Schriften aufbewahrt werden. 

Der Gemeinde⸗Caſſier hat die Gemeindeeinkünfte einzuheben und 
die Zahlungen für Rechnung der Gemeinde zu leiſten. Ueber die täg— 
lichen Einnahmen und Ausgaben Ba ev ein gang 1 


nach beiſtehendem Muſter zu kehren a mi idee 
der ee N. für das Jahr 18 130 


f ede usgabe 
Obliga⸗ Obliga⸗/ Jar 
es Wear tio 55 | 4 
FF 


ö 2 120 1— 
kalt N N. die e wache für j 1 | 
den gepachteten | 
zu) wird dem Krämer N. für Papier, Spa: 


1255 und Tinte laut Buittung bezahlt! 


eh Ben 7 der Monatsgehalt 9 
u ahl ö 
dem . ed der Monatsgehat 
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4 Wird der Caſſarreſt laut Rechrungsab⸗ 
8 0 bes vorigen Jahres ee 


SIE Einnahme 

= 8 ensure 1201 Obli r Obl iga⸗ 

10 er Belelele 
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bug 10 Aoebertrag: 
J wird von N. N. das laut Schuldſchein vom 
1. Februar 1859 ihm dargeliehene Ca- 
pital pr. 400 f. nebſt 50% 10 7 95 
vom 1. Auguſt v. J. bis 1. Febr. 
pr. 10 fl. bezahlt, — 2 —1110 
d und wird dagegen an N. N. * nn 
Schuldſchein pr. 
verausgabt. 
Nachdem leben die Scontrirungs⸗Com- 
miſſion zur Caſſe gekommen iſt, um ſich 
von dem Stande derſelben zu überzeu⸗ 
en, wurde dieſes Journal abgeſchloſſen. 
eber Abzug der N pr. 100 —1 88 
ergibt ſich ein Caſſareſt mit 
welcher rü fig a det wurde. 
J. ee 
** N. Gemeindevorſteher. 
N. N. Ausſchuß. 
N. N. Ausſchuß. 
JI. X. zahlt den Miethzins von Michaeli 
bis Lichte für die im Gemeindehaus 
A f Wohung - 12115. 
Mit 31. Dezember 18 „ wurde dieſes 
Journal abgeſchloſſen, wobei ich 8 
Abzug der Einnahmen pr. f 
ein Caſſareſt p r. 201 
zeigte, der in baz Journal für bas 
naͤchſte Jahr 18... Wege wurde. 
f Caſſier. ie * 

In das Caſſa⸗ Journal ſind alle Einnahmen und Ausgaben, wie 
ke vorfallen, ungefäumt einzutragen und zwar in der Art, daß die 
fortlaufende Zahl oder der Journal⸗Artikel angemerkt, das Datum der 
Einnahme oder Ausgabe genau beigeſetzt, und der Gegenſtand derſelben 
in gedrängter Kürze angeführt werde. Es iſt auch zu bemerken, ob die 
Aus- und Einzahlungen auf Abſchlag oder zur gänzlichen Tilgung der 
vorgeſchriebenen Poſt und von welcher und an welche Parteien ſie ge⸗ 
ſchehen. ſeien. 

In Gemeinden, welche ein größeres Vermögen haben, wird zur 
vollſtändigen Ueberſicht ein Hauptbuch anzulegen ſein, in welchem für 
die verſchiedenen Einnahms⸗ und Ausgabspoſten eigene Conto zu er⸗ 
öffnen ſind, aus welchen das Sollen und Haben der Gemeinde erſichtlich 
iſt. Da dieſe Gemeinden ohnedieß einen in Caſſageſchäften ganz be⸗ 
trauten Beamten 6 werden, ſo iſt es überflüſſig, über die Art 
7 * 
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— Anlegung eines ſolchen Hauptbuches nähere Beſtimmungen zu 
SUCHER. SI \ FE 
Die direkten Steuern, welche der Gemeindevorſteher einzuheben 
hat, ſind kein Gegenſtand des Kaſſa⸗Journals, ſie fließen nicht in die 
Gemeindekaſſe. Der Gemeindevorſteher hat ſich bezüglich der Einhebung 
und Abfuhr derſelben an die beſondere Inſtruktion zu haltn. 
Der Gemeinde⸗Caſſier wird bei der Einhebung die bezügliche Quit⸗ 
tung aus fertigen. u noc 10 E K nan nd 6. 19 

Auszahlungen können nur über Auftrag des Gemeindevorſtehers 
gegen ordnungsmäßig auf gehörigen Stempel ausgefertigte Quittung 
geſchehen. Dieſe Quittungen ſind mit dem Journals⸗Artikel zu verſe⸗ 
hen; und als Belege des Journals in der Caſſe aufzubewahren. Bei 
Zahlungen, welche an eine des Schreibens unkundige Partei geleiſtet 
werden, muß dieſelbe zwei Zeugen, von welchen einer deren Namen 
unterfertiget, beiziehen und ihr gewöhnliches Handzeichen beirücken. Der 
Zeuge, der den Namen unterfertiget hat, unterſchreibt ſich als „Namens- 
unterfertiger und erſuchter Zeuge,“ der andere als „erfuchter Zeuge.“ 

Der Gemeinde⸗Caſſier hat zu ſorgen, daß die Einkünfte der Gemeinde 
ſogleich nach der Verfallszeit eingebracht werden. Die Rückſtändler find dem 
Gemeindevorſteher zur Einleitung der erforderlichen Schritte anzuzeigen. 
5 Ebenſo hat der Caſſier zur gehörigen Zeit den Gemeindevorſteher 

von dem Ablaufe der Miethen und Pachtungen, von dem Rückzahlungs⸗ 
termine der Capitalien u. ſ. w. zu verſtändigen, damit bei Zeiten die 
geeigneten Vorkehrungen wegen der neuen Miethe oder Pachtung der 
Capitals⸗Anlegung u. ſ. w. getroffen werden können. 

Es bleibt dem Ermeſſen des Gemeindeausſchuſſes überlaſſen, zu 
beſtimmen, welchen Betrag der Caſſier in ſeinen Händen behalten darf. 
Was darüber iſt, hat er von Fall zu Fall, wie er die Einbringung be⸗ 
werkſtelliget, in die Caſſe abzuführen. | i 

Mit dem letzten Dezember eines jeden Jahres, iſt das Caſſa⸗ 
Journal abzuſchließen und der Caſſarreſt in das Journal des kommen⸗ 
den Jahres zu übertragen. | 

Im Journale und in den ſonſt etwa geführten Büchern ſollen 
keine Radirungen vorgenommen werden, jeder Fehler iſt blos mit der 
Feder mittelſt Ausſtreichung in der Art zu verbeſſern, daß das Aus⸗ 
geſtrichene noch geleſen werden kann. u n 

Der Ausſchuß iſt nach §. 37 der o. ö. und nach §. 40 ene 
verpflichtet, die Caſſe im Laufe eines Jahres öfters unterſuchen (ſcontriren) 
zu laſſen. a J let 1 Ron 5738700 
ler hat hiezu eine eigene Commiſſion aus feiner Mitte zu beftim-, 
men, welche aus dem Gemeindevorſteher und zwei Ausſchußmitgliedern 
beſtehen kann. Die Commiſſion möge auf die Dauer eines Jahres ernannt und 
beauftragt werden, im Verlaufe desſelben die Caſſe mindeſtens viermal zu 
ſcontriren. Dieſe Skontrirung hat. jedesmal unerwartet zu geſchehen, undes iſt 
hiebei das Caſſa⸗Journal abzuſchließen und nachzuſehen, ob der nach dieſem 
Abſchluſſe ſich zeigende Caſſareſt auch wirklich in der Caſſe vorhanden iſt. 
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9 Die vorgenommene Scontrirung iſt im Journale in der im For⸗ 
mulare eines Caſſe⸗Journals angezeigten Art erſichtlich zu machen. 
ae ina er 2 18 FR re 


Die bei 8. 69 der G. O. von Oberöſterreich (§. 72 der Slzbg. G. O.) 
zitirte Vorſchrift v. 10. Nov. 1830 betrifft die Grundſätze über das Verfah⸗ 
ren bei Wafferbauten und der Bedeckung des hiezu erforderlichen Aufwan⸗ 
des, welche mit a. h. Entſchließung vom 30. Okt 1830 laut herab gelangten 
Hofkanzlei⸗Dekretes vom 10. Nov. 1830, Z. 25657 (P. G. S. 1830 S. 372) 
zur Richtſchnur vorgezeichnet wurde. Die Vorſchrift lautete: 
Erſten s: Vor jedem Waſſerbau ſoll der relative Nutzen des⸗ 
ſelben im Verhältniſſe zu dem dazu erforderlichen Aufwande mit Zuzie⸗ 
hung der dazu gehörigen Intereſſenten ausgemittelt werden. 

Unter der Nützlichkeit eines Baues wird ſowohl der poſitive Vor⸗ 
theil, der davon erwartet wird, als die Abwendung der Nachtheile, die aus 
der Unterlaſſung des projektirten Baues zu beſorgen ſind, verſtanden. 

Unter den Intereſſenten ſind ſowohl das Aerarium, wenn es zu 
konkuriren berufen iſt, alſo die das Aerarium vertretenden Behörden, 
wie auch die Privaten, deren Intereſſe in Berührung kommt, gemeint. 

Zweitens: Ueber die Vollziehung eines projektirten Waſſer⸗ 
baues haben die dazu berufenen Behörden nach Maßgabe ihres Wir⸗ 
kungskreiſes zu entſcheiden. me 18 
Drittens: Zur Bedeckung des Aufwandes eines als noth⸗ 
wendig oder nützlich erkannten, und gehörig beſchloſſenen Waſſerbaues 
ſind nach den weiter folgenden Beſtimmungen der Staat, und die Pri⸗ 
vat⸗Intereſſenten berufen. 9079401 

Viertens: Waſſerbauten für reine Staats; wecke ſind, aus⸗ 


gegen das Ausland oder Ungarn auf die Verſicherung der Ufer als 
Staatsteritorium gerichtet ind mundbssl@ slllanlın 
Jünftense: Waſſerbauten, welche nur allein zur Erreichung von 
Privatzwecken unternommen werden, ſollen auch nur auf Koſten derje⸗ 
nigen Privaten, denen daraus ein Vortheil zugeht, oder von denen da⸗ 
durch ein Nachtheil abgewendet wird, getragen werden. 
Sechstens: Wenn ein Waſſerbau, obgleich vorzugsweiſe aus 
Staatszwecken unternommen, auch Privaten zu Nutzen gereicht, oder 
wenn ein ſolcher Bau für Privatzwecke zunächſt berechnet, auch dem 
Staate direkte und berechenbare Vortheile gewährt, ſo haben auch im 
erſten Falle die Privaten, und im letzten Falle auch der Staat zu den 
Koſten verhältnißmäßig beizutragen. 904 n 
Siebentens: Die gehörig berechneten Koſten eines beſchloſſenen 
Waſſerbaues find, wenn dazu theils der Staat, theils Privat⸗Intereſſen 
beizutragen berufen ſind, vor Allem mit Zuziehung der Intereſſenten 
von den dazu geeigneten Behörden von Fall zu Fall nach dem Ver⸗ 
hältniſſe des erwarteten Nutzens oder abgewendeten Schadens zwiſchen 


Int 
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dem Staate und den Privat⸗Intereſſenten feſtzuſetzen, in der Art, daß 
auch für die letzteren vorläufig nur die auf ſie im Ganzen ausfallende 
Summe mit dem Vorbehalte der Subrepartition ausgemittelt wird. 

Achte ns. Die Subrepartition der Baukoſten auf die Privat ⸗ 
Intereſſenten, dieſe mögen mit dem Staate gemeinſchaftlich oder allein 
und ausſchließend konkuriren, iſt jedesmal mit ihrer Zuziehung von 
der eh berufenen Behörde durch geeignete Kunſtverſtändige auszumitteln. 

RNeunt ens. Inſoferne die Privat⸗Intereſſenten eines Flußwaſſer⸗ 
dans vorzugsweiſe aus den Fluß⸗Aureinern beſtehen, iſt zu bemerken, 
daß darunter nur jene verſtanden werden, deren Realbeſitzthum inner 
dem Innundations⸗Gebiete des Flußes gelegen iſt, daß aber dieſer Be⸗ 
griff außer den unmittelbaren Grundbeſitzern auch auf die Grund⸗ und 
Zehent⸗Obrigkeiten nach dem Verhältniſſe ihres Nußantheiles an 7 
n und Realitäten anszudehnen ſi. 

Zehntens. Unter den Privat⸗Intereſſenten werden ſemers 85 
jene öffentlichen Fonde verſtanden, welche, obſchon ſie unter der Verwal⸗ 
tung der Staatsbehörde ſtehen, gleichwohl nach den Grundſätzen des 
Privatrechts adminiſtrirt werden, welche Fonde daher in Beziehung auf 
Waſſerbauten, bei welchen ſie intereſſirt vun Suan wie ren . Ferme 
zu behandeln ſein werde. 

Eilftens. Zum Maßſtabe der Beitragsleistung soll ber Copi⸗ 
talswerth dienen, um welchen die Grundſtücke oder Realitäten eines 
jeden einzelnen Intereſſenten entweder poſitiv durch Vermehrung des⸗ 
ſelben, oder negativ durch Verminderung rer wanne aden 
1 

Zwölften s. Jedem Privat⸗Zutereſſenten iſt von der Behörde 
ber Betrag, der auf ihn entfällt, und der Maßſtab, nach welchem der⸗ 
ſelbe n. worden iſt, in einem gehörig verfaßten ver Wes bekannt 
zu geben. 1 1370 nim 124 pn 
800 Sollte ein Privat- Intereſſent Birth bie von der⸗ Behörde ihm 158 
geſtellte Berechnung ſeines Beitrages oder des Maßſtabes der Aus mittlung 
fi beschwert finden, ſo ſteht es ihm frei, binnen einer Friſt von höch⸗ 
ſteus 14 Tagen um eine gerichtliche Würdigung des auf ihn angewen⸗ 
deten Maßſtabes anzuſuchen, welche in jedem Falle zu bewilligen iſt, 
und nach deren Ausfpruch ſich zu benehmen ſein wird, nan einen wei⸗ 
teren Re RR Beſchwerde zuzulaſſenn 12 2 © 

Die Koſten der gerichtlichen Schätzung wird n Recurent nur 
dann zu tragen haben, wenn die deen war ee era e. als 
ungegründet erkannt werden ſollte. 

Dreizehntens. Wer nach Verlauf bein jeſtgeſetzten Friſt von 
14 Tagen das Anſuchen um eine gerichtliche Schätzung nicht geſtellt 
haben ſollte, iſt zur Leiſtung des ihm zugetheilten Beitrages verpflichtet. 

Vierzehntens. Sollte Jemand es vorziehen, den Grund oder die 
Realität, für welchen er einen definitiv ausgemittelten Beitrag zu leiſten 
hätte, lieber ganz aufgeben, als ſich dieſem Beitrage zu unterziehen, ſo 
ſteht ihm ſolches frei, nur muß die Erklärung darüber in einer Friſt 
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von 14 — wur inphiifber: Jeſiſtelung nan, . abgegeben 
den. 1015 20 
1 Solche übenkafferte Grundstücke oder Realitäten ind zum Vor⸗ 
theile der n im Wegs der Ante Verſtelgerung!) 
zu veräußern. mag mi 
Fünfzehntens. Um die Vollziehung eines beſchloſſenen Waſ⸗ 
ſerbaues nicht aus Mangel an den dazu erforderlichen Geldmitteln ins 
Stocken zu bringen, iſt ſich nach der Beſchaffenheit der Concurrenz darüber 
die vollkommene Sicherheit zu verſchaffen, in welcher besteht iipigenbe 
Beſtimmungen feſtgeſetzt werden: 9701 
az) In den Fällen, wo der Staat den Aufwand allein — zeſtrei⸗ 
ten hat, kann die angemeſſene Erfolglaſſung der erforderlichen Summen mit 
Rückſicht auf die beſtehenden Vorſchriften ohnehin keinem Anſtande unterliegen, 
bh) In jenen Fällen, wo die Concurrenz zwiſchen dem Staate und 
den Privaten getheilt iſt, der Bau jedoch für jeden Fall aus Staats⸗ 
rückſichten unternommen werden ‚muß, iſt der ganze Koſtenbetrag aus 
dem Aerarium vorſchußweiſe zu berichtigen, und der auf die Privaten 
entfallende Antheil für das Aerarium gehörig wan che 2 
5 5300 In allen andern Fällen iſt den Behörden die Sorge überloſſen, 
die, von den Privaten 5 Summen gehörig ſicher zu ſtellen und 
einzubringen, ah daß auf Aerarial Vorſchüſſe gerechnet Werden darf. 
Die Waters h Beſtimmungen des fünften, Hupen bedürfen 
elner Erläuterung, nur ſoll zum Schluſſe dieſer d Salt RE noch die 
kaiserliche Verordnung. vom 20. April 1854 über Bir 5 reckung der 
V erfügungen, uud Zenit der l. f. politiſchen und po i Beh 05 Rs 
8.6. B. v. J. 1854, S. 182) Aufnahme finden, indem dieſelbe 150 7 
G. O. area der Salzbg. G. O.), theilweiſe an, Bufammenfa ge ſte . 
i Verordnung lautet: 


„Alle Anordnungen, zerfügungen un e ue 8 ei 
hie e e enen 11 7 age 5 örden. im en 
rer Amtswirkſamkeit ED oder im Auftrage der Ian 

„Behörden e werden von A durch die ihnen geieß zu⸗ 
ſteh enden N ittel zum Vollzüge ebr 

F. 2. Liquide Leiſtungen, bweig. durch A zu deu direkten 
oder indirekten Steuern um elegt werden, ſind über Anordnung der po⸗ 
litiſchen Behörden durch bie für die Einhebung dieſer Steuern beru⸗ 
fenen Organe, und mie der dafür beſtehenden wangsmittel einzubringen. 
Ceebeuſo find im Wege der Steuer-Einhebung und der Steuer⸗ 
Erecution jene Leiſtungen, die durch das Geſetz hinſichtlich ihrer Ein⸗ 
bringung den Steuern gleichgehalten werden, über Anordnung derjenigen 
Organe einzubringen, die über die Pflicht und den Aeg der Eriſie 
er zu entſcheiden haben. : 

$. 3. Vorſchriftsmäßig ſenfeneßſe! bet beſtehende Gelvleiſtungen 
anderer Art, welche im Geſchäftskreiſe der politiſchen Verwaltung zu 
Ware gut in der meiſtgeleſenen Zeitung der Provinz auszuſchreiben. 
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öffentlichen Zwecken einzubringen find, z. B. Curkoſten und andere Sa» 
nitätsbeiträge, Geldbußen, Bezüge der von der Staatsverwaltung auf 
Koſten der Gemeinden angeſtellten Gemeinde⸗Beamten, Beiträge für 
Kirchen, Pfarren und Schulen, Schulgelder u. dgl. ſind über Anordnung 
der Behörden durch deren eigene Organe oder in ihrem Namen und 
Auftrage durch die Organe der Gemeinden einzuheben. Dasſelbe gilt 
von den bisher der Einbringung im politiſchen Wege zugewieſenen Na⸗ 
turalleiſtungen für Kirchen, Pfarren und Schulen, in ſoweit das Be⸗ 
zugsrecht unbeſtritten oder im Falle der Beftreitung ber — im 
Beſitze geſchützt iſt. 

Wenn die Leiſtung ganz oder theilweise verſäumt tber deweigert 
wied, iſt die politiſche Behörde berechtiget, nach fruchtloſer, unmittelbar 
oder durch die Gemeinde⸗Organe geſchehener Einmahnung, die Execu⸗ 
tionsmittel, welche ſonſt für die Eintreibung der Rückſtände — direkten 
Steuern Platz greifen, in Anwen dung zu bringen. 


8. 4. Geldleiſtungen, welche nach dem Geſetze odet dl einem 
von der eompetenten politiſchen Behörde genehmigten Gemeinde⸗Be⸗ 
ſchluſſe zu einem Gemeindezwecke ſtattzufinden haben, und nicht in Zu⸗ 
ſchlägen zu den direkten oder indirekten Steuern beſtehen, haben die Ge⸗ 
meindevorſteher durch ihre eigenen Organe einzuheben; bleibt ein Ver⸗ 
pflichteter im Rückſtande, ſo iſt derſelbe unter Androhung der Execution 
an die Erfüllung ſeiner Schuldigkeit zu mahnen, und falls innerhalb 
der nächſten vierzehn Tage die Leiſtung nicht erfolgt, wird von der 
landesfürſtlichen politiſchen Bezirksbehörde oder dem mit der politiſchen 
Geſchäftsführung betrauten Gemeindeamte (Magiſtrate) die Execution 
verhängt, wobei der Gemeindevorſteher durch ſeine eigenen Organe die 
Pfändung und nöthigen Falles die Transferirung von beweglichen Gü⸗ 
tern, Früchten und Fahrniſſen des Rückſtändners bis zu einem den 

Rück tand und die Executionskoſten deckenden Betrag, und nach frucht⸗ 
loſem Verlaufe von weiteren acht Tagen, unter Aufſicht der die Execu⸗ 
tion bewilligenden Behörde, die öffent iche Feilbietung der Affe ere 

Gegenſtände einzuleiten hat. 


Im Uebrigen iſt ſich bei einer gde Pfändung, Transferttung 


und Feilbietung an die Beſtimmungen zu halten, welche für die Mobi⸗ 
lar⸗Execution bei Steuer⸗Rückſtänden beſtehen. 


Reeichen die Kräfte und Mittel der Gemeinde zur Durchführung 
der Execution nicht aus, ſo ſteht es dem Gemeindevorſteher zu, ſich 
mit dem Anſuchen um Aſſiſtenzleiſtung (S. 8) an die politiſche Behörde 
zu wenden. 

8. 5. Wenn das Geſetz, die Anordnung einer politiſchen Behörde, 
oder der von der competenten Behörde genehmigte Beſchluß einer Ge⸗ 
meinde die Verpflichtung zu einer Arbeits⸗ oder Nataralleiſtung aus⸗ 
ſpricht, und dieſer Verpflichtung über Aufforderung der mit der Voll⸗ 
ziehung beauftragten Behörden oder Gemeindevorſteher entweder gar 
nicht, oder nicht vollſtändig, oder nicht zur gehörigen Zeit nachgekom⸗ 
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men wird, ſo ift die mangelnde Leiſtung auf Gefahr und Koften der 
Verpflichteten bewerkſtelligen zu laſſen, und der gemachte Aufwand, ohne 
daß gegen den von der politiſchen Behörde richtig zu ſtellenden Betrag 
der Aufrechnung eine Einwendung zuläſſig iſt, von den Säumigen 
nach den in den 88. 2,73: und 4 enthaltenen e einzu⸗ 
bringen. 

“ 8. 6.1. 9ft eine Leiſtung in der Art erforderlich, daß ſie wegen 
Gefahr am Verzuge oder wegen ihrer eigenthümlichen Beſchaffenheit 
durch dritte Perſonen, wenn auch auf Koſten der Verpflichteten ſich 
nicht bewerkſtelligen läßt, ſo ſind die Verpflichteten ee zur 
Leiſtung zu verhalten. 

8. 7. Iſt im Wirkungskreiſe der Aachen oder pofigeitichen 
Behörden ein Verbot erlaſſen worden, ſolches mag ſich auf eine einzelne 
Handlung oder auf eine beſtimmte Gattung von Handlungen beziehen, 
ſo haben die betreffenden politiſchen oder polizeilichen Behörden zur 
Durchſetzung dieſer Vorſchrift unmittelbar gegen diejenigen, welche das 
Verbot zu übertreten ſuchen, oder in deſſen Nichtbeachtung verharren, 
die zum Zwecke führenden Vollzugs⸗ und Executionsmittel in Anwen⸗ 
dung zu bringen, und die für den Fall der Uebertretung oder Wider⸗ 
ſetzlichkeit beſtimmte oder in Ermanglung einer ausdrücklichen beſonderen 
Strafſanction die im §. 11 feſtgeſetzte Strafe zu verhängen. 

; „Webertretungen und Außerachtlaſſungen ſolcher Verbote unterliegen, 
wenn dafür nicht ausdrücklich eine beßandaren eratianstion feſtgeſetzt it. 
der im 8. 11 beſtimmten Strafe. 

Bei der Vollziehung der durch ie. bolitiicheg aba: polizei 
lichen Behörden erlaſſenen Anordnungen und Verbote und bei den ein⸗ 
geleiteten Executionsführungen hat die Gend'armerie oder die im Orte 
ſtehende Polizeiwache nach Maßgabe der dießfälligen Inſtruktionen die 
erforderliche Aſſiſtenz zu gewähren, und die Behörden ſind berechtiget, 
ihren Agordnungen durch Auftcetung der Mitt Affistes 9 
Nacherus zu geben. 

8. 9. Die landesfürſtlichen poliliichen: ober palizeifichen, Behörden 
find berechtiget, die in ihrem Amtsgebiete befindlichen Perſonen, deren 
Erſcheinen in einer Amtshandlung nöthig iſt, vorzuladenn 
J den Fällen, in welchen es nicht zuläſſig i ſt, daß der Vorge⸗ 
ladene ſich durch einen beglaubigten Bevollmächtigten vertreten laſſe, iſt 
in der Vorladung ausdrücklich zu bemerken, daß dag perſönliche Er⸗ 
Ielun, 2 digg ſei. 

Wer nicht durch Krankheit, Gebrechlichkeit ober 4 1050 gegründete 
Hinderniſſe vom Erſcheinen abgehalten zu ſein nachweiſet, hat die Ver⸗ 
pflichtung, der Vorladung Folge zu leiſten und die verlangten Aus⸗ 
künfte zu geben. 

Erſcheint ein Vorg eladener nicht, ſo wird er in der Regel neuer⸗ 
lich vorgeladen, unter Androhung einer Geldbuße von einem bis ein⸗ 
ſchließig zwanzig Gulden Conventions⸗Münze und der Erlaſſ ung oder 
Erwirkung eines Vorführungsbefehls für den Fall des Nichterſcheinens. 
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Bleibt der Vorgeladene ungeachtet der nachgewieſenen Vorladüng, ohne 
giltige Entſchuldigungsgründe vorzubringen, dennoch aus, ſo kann wider 


ibn die Geldbuße verhängt, und erforderlichen Falles der Vorführun, 
ger went h 6 dg en rare 95 
i Ausnahmsweiſe kann in dringenden Fällen ſchon in der erſten 
Vorladung, unter ausdrücklicher Hinweiſung auf die Dringlichkeit des 
Erſcheinens, die ſonſtige Erlaſſung eines Vorführungsbefehles in Aus⸗ 
ſicht geſtellt werden, wornach es geſtattet iſt, die Vorführung gleich 
nach der erſten, nicht durch giltige Entſchuldiguagegralade gerechtſer⸗ 
tigten Ausbleiben eines Vorgeladenen zu veranlaſſen. Iſt die Vorladun 
von Seite einer politiſchen Behörde erfolgt, fo wird der Vorführungs“ 
befehl von ihr ſelbſt ausgefertiget. Der Gemeinde⸗Vorſteher aber hat 
die Erlaſſung eines Vorführungsbefehles gegen einen von ihm frucht⸗ 
los Vorgeladenen, unter Nachweiſung der Nothwendigkeit des Erſchei⸗ 
nens und der gehörig geſchehenen Vorladung, bei der unmittelbar vor⸗ 
geſetzten Behörde nachzuſu chen. 
Der Vorführungsbefehl wird entweder vurch die Diener der po⸗ 
litiſchen oder polizeilichen Behörden, oder durch die Gend'armerie, oder 
die im Orte beſtehende Polizeiwache und nöthigen Falles durch Militär: 
Aſſiſtenz vollſtreckt. n eee eee eee e e em Nabulgst 

Durch vorſtehende Beſtimmungen werden die ſonſtigen Folgen, 
welche nach dem Geſetze mit dem Nichterſcheinen der Vorgeladenen ver⸗ 
bunden ſind, nicht aufgehoben, es mag die Vorladung der betreffenden 
Perſon entweder unmittelbar zugekommen, oder durch Einſchaltung in 
öffentliche Blätter oder Anſchlag an öffentlichen Orten erfolgt ſein. 
Ebenſo werden dadurch jene Fälle nicht berührt, wo Jemand nach ges 
ſetzlicher Vorſchrift ohne Vorladung ſogleich vor eine Behörde zu ſtellen 
„ um lläiänie 19 sein /Ü don ahmanisila? ac 
8. 10. Die Gemeinde⸗Vorſteher haben, bei Vermeidung der in 
den beſtehenven Vorſchriften angedrohten nachtheiligen Folgen, den an 
ſie ergehenden Aufträgen der politiſchen landesfürſtlichen Behörden 


ktlich und genau nachzukommen, und vor denſelben, wenn ſie vorge⸗ 
kufen Weben zn erscheinen! esu modi ni sid nrg dan 
Dieſe Behörden haben ihrerſeits die Gemeinde⸗Vorſteher in der 
Durchführung der von ihnen in Vollziehung beſtehender Geſetze oder 
beſonderer Aufträge der Behörden getroffenen Verfügungen mit allem 
Nachdrucke zu unterſtüt zen. . 
8. 11. Jedes polizeiwidrige Verhalten an öffentlichen Verſamm⸗ 
lungsorten, namentlich in Hörſälen, Theatern, Ballſälen, Wirths⸗ und 
Kaffeehäuſern u. ſ. w., dann auf Eiſenbahnen, Dampfſchiffeu, Poſtwä⸗ 
gen u. dgl., wodurch die Ordnung und der Anſtand verletzt, das Ver⸗ 
gnügen des Publikums geſtört oder ſonſt ein Aergerniß gegeben wird, 
ferner jede demonſtrative Handlung, wodurch Abneigung aer die Re⸗ 
gierung oder Geringſchätzung ihrer Anordnüngen ausgedrückt werden ſoll, 
wird unvorgreiflich der etwa eintretenden ſtrafgeri lien Behandlun 
mit einer Ordnungsbuße von Einem bis einſchließig Hundert Guld' 
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Conventions⸗Münze oder von ſechsſtündiger bis vierzehntägiger Anhal⸗ 
tätig geahndet, je nachdem die eine oder andere Buße nach Umſtänden 
angemeſſener oder wirkſamer erſch eint. 

Bei den in 8. 248 des Strafgefetzes erwähnten Perſonen und 
un ter den dort beſtimmten Beſchränkungen, kann ſtatt der Anhaltung 
oder in Verſchärfung derſelben, auch körperliche Züchtigung in Anwen⸗ 


dung kommen. 101720 1 ni 8 > sig 265 
- Im Hinficht der zu verhängenden Strafe ift jedoch von dem Grund⸗ 
ſatze auszugehen, daß die Strafe nie höher, als der kleinſte Grad jener 
Strafe zu bemeſſen ſei, welche nach dem allgemeinen Strafgefege hätte 
verhängt werden müſſen, wenn die in Frage ſtehende Handlung die 
Eigenſchaft eines Vergehens oder einer Uebertretung im Sinne dieſes 
Strafgeſetzbuches gehabt hätte. hn er nun dee ra 
8. 12. Sowie den politiſchen und polizeilichen Organen unter 
ſtrenger Verantwortlichkeit im ämtlichen Verkehre mit Jedermann ein 
anſtändiges Benehmen zur Pflicht gemacht iſt, ebenſo iſt auch denſelben 
bei ihren Amtshandlungen von Jedermann mit Achtung zu begegnen. 
Wer ſich daher uf eee e nn eee i i ruf 180 
az) gegen einen politiſchen oder polizeilichen Beamten in Ausübung 
geſetzlicher Amtshandlungen, oder gegen Wachen und obrigkeitliche 
Diener, welche an öffentlichen Orten oder in Privatwohnungen 
amtliche Aufträge zu vollziehen haben, ungeſtüm und beleidigend 
benimmt, und ungeachtet vorausgegangener Ermahnung in einem 
den ämtlichen Charakter verletzenden Betragen beharrt, wer ſich 
b) gegen einen Gemeinde⸗Vorſteher bei Vollziehung eines Auftrages, 
welcher ihm nach dem Geſetze oder Kraft einer beſonderen Wei⸗ 
ſung einer Behörde zu vollführen obliegt, beharrlich ein unge⸗ 
ſtümes und beleidigendes Verfahren zu Schulden kommen läßt, 
öden wee ne isnis 18 fenegfz 137 mar inis seid manün 
c in einer, von ihm ſelbſt, oder über ſeinen Auftrag von einem 
dritten verfaßten Eingabe an eine Behörde ſich eine, dieſelbe be⸗ 
lleidigenden Schreibart bedient, oder eine ſolche Eingabe für einen 
„Dritten verfaßt, verfällt der im §. 11 feſtgeſetzten Stra fbe⸗ 
ag rs enen ese 2 972 


= ‚8: 13. Der Thatbeſtand iſt auf die möglichft einfache Art zu er⸗ 
e een eee m Fun e fz "on ol 

Jau den Fällen des F. 12 lit. a) und b) kann die mit Berufung 
auf den Dienſteid abgegebene Aeußerung des politiſchen und polizei⸗ 
lichen Beamten oder Dieners, ſowie die gleichartige Aus ſage des Ge⸗ 
meinde⸗Vorſtehers, inſoferne dieſelbe nicht durch irgend einen Umſtand zwei- 
felhaft gemacht wird, zum rechtlichen Beweiſe als hinreichend ange⸗ 
ſehen werben.. bie - ee fen uu en oe 
g. 14. Die Handhabung der Strafgewalt bezüglich der im 8. 11 
bezeichneten Handlungen ſteht in Orten, wo ſich eine landesfürſtliche 
Polizeibehörde befindet, dieſer Be hörde, und wo dieß nicht der Fall iſt, 


der politiſchen Bezirksbehörde zu. Dagegen hat in den, im F. 12 be⸗ 
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zeichneten Fällen, der Vorſtand der politifchen oder polizeilichen Be⸗ 
hörde, bei deren Amtshandlung das zu ahnende Verfahren ſtattfand, 
und wenn dieſes gegen einen Gemeinde⸗Vorſteher verübt wurde, der Vor⸗ 
ſtand jener politiſchen Bezirksbehörde, in deren Gebiet die betreffende Ge⸗ 
meinde gelegen iſt, das Straferkenntniß zu ſchöpfen. 

2 Sit: die Beleidigung in einer schriftlichen Eingabe geſchehen, und 
gegen die Behörde im Ganzen, oder gegen die Perſon des Vorſtehers 
gerichtet, ſo hat die vorgeſetzte Stelle eine andere Behörde zur Ver⸗ 
handlung des Gegenſtandes und zur Urtheils ſchöpfung zu delegiren. 

§. 15. Beſchwerden gegen die in Gemäßheit dieſer Verordnungen 
erlaſſenen Verfügungen oder Disziplinar⸗Er kenntniſſe ſind an die poli⸗ 
tiſche Landesbehörde, in höherer Linie aber in der. Regel, an das Mir 
man des Innern zu richten. 

In den Fällen aber, wo gegen ein — einer Sort de er 
in W des ämtlichen Anſehens geſchöpftes Disziplinar⸗Erkenntn iß 
(88.9 und 12) einer Polizeibehörde recurrirt, oder über das Beneh men 
einer Polizeibehörde oder eines polizeilichen Organes Beſchwerde ge⸗ 
führ wird, iſt die Beſchwerde an die oberſte Polizeibehörde zu richten. 

Eine ſolche Berufung hat jedoch in den Fällen des §. 12, a) 
falls nicht durch die in erſter Inſtanz erkennende Behörde auf die 
Strafe der körperlichen Züchtigung erkannt worden iſt, keine die Voll⸗ 
ſtreckung der Verfügung oder des Erk enntniſſes hemmende Kraft, und 
bildet für die höhere Behörde nur in ſoweit einen Gegenſtand der Ver- 
handlung, als jeder Beamte für die Geſetznäßigkeit ſeiner Anthend⸗ 
lungen verantwortlich iſt. 

Gegen Strafertenntuiſſe, die in den Fällen des 8. 11, ſowie nach 
§. 12, lit. b) und c) gefällt werden, oder wobei in den Fällen des 
§. 12, lit. a) auf körperliche Züchtigung erkannt worden iſt, findet, es 
mögen dieſe Erkenntniſſe von der eigenen oder einer delegirten Behörde 
erlaſſen ‚fein, die Berufung an die höhere Stelle, und zwar mit auf- 
ſchiebender Wirkung ſtatt, jedoch muß dieſelbe binnen der geſetzlichen 
Stift; bei der Behörde, die das Ertenniniß⸗ ‚gefält hat, aun reicht 
werden. 1917 
. 16. Den landesfürſtlichen politiſchen Behörden werden in Be⸗ 
treff der Handhabung der in den vorherſtehenden Paragraphen beſtimmten 
Executiv⸗ und Strafgewalt, auch diejenigen Gemeindeämter (Magi⸗ 
ſtrate u. dgl.) gleichgeſtellt, welchen in dem ihnen zugewieſenen Amts⸗ 
gebiete an der Stelle der landes fürſtlichen Bezirtsbehörden die poli⸗ 
tiſche eee anvertraut iſt. 
17. Die Verordnungen vom 11. Mai 1851 Meichs⸗Geſetz⸗ 
Blatt, XXXIX. Stück, Nr. 127 und Landes⸗Geſetzblatt Nr. 213) und 
vom 14. Auguſt 1853 (Reichgeſetz⸗Blatt, LI. Stück, Nr. 163 und 
Landes⸗Regierungsblatt, I. Abth. Nr. 170), werden in den Ländern, 
wofür ſie erlaſſen worden ſind, hiemit außer Wirkſamkeit geſetzt. 

In ſoferne andere, mittlerweile ergangene Verordnungen aus An⸗ 

laß der Hinweiſung auf die politiſche Zwangs⸗ und Disziplinargewalt 
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ſich auf die genannten Verordnungen vom Jahre 1851 und 1853 be» 
rufen, iſt künftighin dieſe Berufung auf die Velka, der gegen 
er i ens z ai ‚ | 


Sorge für die e Sicherheit der Perfonen und des Eigenthune. | 


Die Vbrſocge für die Sicherheit der Batman: und des Eigen⸗ 
thums 1 die meiſten Arten der Ortspolizei (Geſundheits⸗Bau⸗ 
Polizei u. ſ. w.) bei deren Beſprechung die einſchlägigen Geſetze und 
Verordnungen ihre Aufnahme finden. Hier muß ſich auf jene geſetzlichen 
Beſtimmungen beſchränkt werden, die zu den übrigen Zweigen der Si⸗ 
cherheltapolihei in keiner oder nur theilweiſen Beziehung ſtehe. 

Mit Erlaß der Statthalterei Linz vom 4. Nov. 1851, Z. 17102 (L. 
0. B. 1851 Seite 967) wurde zum Schutze der perſönlichen Sicherheit 
die Verzäunung oder Umplankung der Hauslaken angeordnet. Die 
Verzäunung iſt in der Art herzuſtellen, daß Kinder weder den Zaun 
oder die Planke überſteigen, noch durchkriechen, noch den Zugang, 
welcher durch eine feſte Thür mit einem Riegel zu verſchließen iſt, öffnen 
können. Auf die Unterlaſſung dieſer Herſtellung oder der nöthigen Aus⸗ 
beſſerung wird eine Geldſtrafe von 2 bis 10 fl. für den Hausbeſitzer feſt⸗ 
geſetzt und es iſt, wenn derſelbe dem Auftrage zur Herſtellung der ent⸗ 
ſprechenden Verzäunung nicht ungeſäumt nachkommen ſollte, dieſe ohne 
Weiters auf ſeine Koſten durch den Gemeindevorſteher zu veranlaſſen. 
In Fällen, wo die unterlaffene oder nicht nach Vorſchrift bewirkte 
Verzäunung der Hauslaken die ſchwere körperliche Beſchädigung, oder 
den Tod ein es Menſchen zur Folge hat, wird die gerichtliche Straf⸗ 
Amtshandlung wegen Uebertretung oder Vergehen gegen die Sicherheit 
des Lebens ($ 335 St. G. B.) eingeleitet werden. 
Mit Statthalterei⸗Erlaß vom 16. Juni 1854, Z. 1938 Pr. (L. 
G. B. 1854 Seite 25) wurde den in Handhabung dieſer Vorſch rift 
ſäumigen Gemeindevorſtehern eine Disziplinarſtrafe von 10 — 25 fl. 
angedroht. Nach der Beſtimmung des Statthalterei-Erlaſſes vom 24. 
April 1857, Z. 1746, Pr. (L. G. B. 1857 II. Abth. Seite 15) hat der 
Gemeinde vorſteher über die Hauslaken im Gemeindebezirke und über 
den Zuſtand der Verſicherung derſelben eine Vormerkung zu führen und 
ſich in dieſer Ueberſicht durch periodiſche Nachſchau, die namentlich beim 
Gate des Früß jahres nöthig wird, zu erhalten. 


5 runnen ſollen entweder gedeckt, oder mit einem wenigſtens 

2½ Fuß hohen Geländer verſehen und bei Nichtbefolgung diejenigen, 

welchen ſelbe zur Laſt füllt, unnachſichtlich beſtraft werden r e 
vom 9. April 1792.) 
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Die Landesregierung Salzburg fand ſich laut Erlaſſes vom 1. 
Der 1885 beſtimmt, die beſtehenden Verordnungen wegen vollſtändig 
ſicherer Verzäunung der Hauslaken und Kothfänge, vom 3. September 
1834, Z. 14.964 Prov. ee u Band 16 Nro. 169 S. 284, 
und vom 18. Nov. 1841, Z. 30.451, Band 23, Nro. 195, S. 351, 
zur genaueſten Darnachachtung und Sehufe der geeigneten Ueberwachung 
durch die berufenen Behörden unter Mitwirkung der Gemeindevorſte⸗ 
hungen mit der Weiſungnin Erinnerung zu bringen, daß die gehörige 
Verzäunung der etwa gar nicht oder nur mangelhaft verſicherten Haus⸗ 
laken und Kothfänge ‚unverzüglich; und längſtens binnen eines nicht zu 
überſchreitenden Termines von ſechs Wochen einzuleiten und ſich, von 
dem pünktlichen Vollzuge der hierwegen erlaſſenen ſpeciellen Aufträge, 
ſowie von der entſprechenden Verwahrung der Hauslaken und Rolle 
fänge Überhaupt. dene rend die Ueberzeugung zu verſchaffen fist. 18 

ausbrunnen ſind entweder in gleicher Weiſe wie die Haus 
laken > "Sorbfänge mittelſt einer gehörig verſicherten Berzäunung, oder 
wo dieß wegen der beſonderen Beſchaffenheit eines ſolchen Brunnens 
unthunlich wäre, mittelſt einer Eindeckung mit gehörig ſtarken und be⸗ 
feſtigten Brettern in der Art zu verwahren, daß dadurch ieder Gefahr 
des Hineinfallens vorgebeugt werde. 

Die Beſtrafung in allen gegen dieſe Verordnung begangenen 
Uebertretungsfällen hat, inwieferne nicht etwa nach Beſchaffenheit der 
Uebertretung die Beſtimmungen der 88. 335 oder 431 des Strafgeſetz⸗ 
buches vom 27. Mai 1852 anzuwenden ſind — nach der taſſerlchen 
Verordnung vom 294 April, 1854 Rattzufinden. Aunun z nnz 

Zur Hintanhaltung von Unglücksfällen, welche aus dem Mangel 
der Vorſichten bei der Benützung der Steinbrüche, Leh m⸗, Schot⸗ 
ter- und Sandgruben entſtehen, wurden mit Regierungs⸗Verordnung 
vom 22. September 1842, Z. 25.999 folgende Maßregel vorgezeichnet: 

1. Sollen in den Steinbrüchen, und beſonders zum Sprengen der 
Steine, nur ſolche Leute aufgeſtellt werden, welche dieſe Arbeiten ordent⸗ 
lich erlernet, Kenntniß der verſchiedenen Steinarten haben, und mit den 
nöthigen- Vorſichten, die fie dabei zu ihrer eigenen und überhaupt allge⸗ 
meinen Sicherheit zu beobachten haben, bekannt ſind, weil alle in den 
Steinbrüchen ſich ereignenden Unglücksfälle wohl nur größtentheils in 
der Unkunde der angeſtellten Arbeiter, und in der aus dieſer entſprin⸗ 
genden Unvorſichtigkeit ſolcher Leute ihren Grund haben. 

2 Sollen zum Sprengen, dann zur Anlegung und A 
ter Minen immer nur werkverſtändige Individuen verwendet werden, 
welchen ſtrengſtens einzuſchärfen iſt, daß ſie bei der Ladung der Minen 
nur das im Verhältniſſe des Durchmeſſers und der Tiefe der gebohr⸗ 
ten Oeffnung des Steines ſtehende Quantum Pulver, und den glühen⸗ 
den Schwamm nicht zu kurz nehmen, bei Legung desſelben alle Vorſicht 
gebrauchen, und ſich ſodann fo ſchnell als möglich von der Mine ent⸗ 
fernen, wobei aber zugleich dafür geſorgt werden muß, daß auch die 
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übrigen Arbeiter vor der Entzündung der Mine an einen ſicheren Ort 
ſich begeben, und daß dort, wo Steinbrüche an öffentlichen Straßen be⸗ 
ſtehen, die Paſſauten durch in angemeſſener Entfernung an beiden Sei⸗ 
ten auszuſtellende Poſten zur gehörigen Zeit gewarnt werden. 

3. Bleibt der Gebrauch der eiſernen Ladnadeln und Ladſtöcke, 
wenn dieſe nicht aus ſehr weichen Eiſen verfertiget ſind, bei dem 
Steinſprengen ungeachtet aller Vorſicht und Aufmerkſamkeit immer ge⸗ 
fährlich, weil jene aus hartem Eiſen leicht Funken geben, durch dieſe 
die Minen vor der Zeit entzünden und Unglücksfälle veranlaſſen. 

Die Steinbruch Unternehmer find daher zu verpflichten, ſich der 
Ladnadeln und Ladſtöcke aus ſehr weichem Eiſen oder zur Erzielung voll⸗ 
kommener Sicherheit aus Kupfer oder Meſſing zu bedienen. 

, 4. Müſſen die Arbeiter in den Steinbrüchen unausgeſetzt über⸗ 
wacht, daher der genaueſten Aufſicht unterzogen werden. Den Be⸗ 
hörden wird aufgetragen, die Unternehmer von Steinbrüchen in ihren 
Bezirken vorzurufen, über die ihnen obliegenden Verpflichtungen gegen 
ihre Arbeiter umſtändlich zu belehren, zur Ea alan derſelben 
unter Androhung der ſtrengſten Verantwortung im Falle Aber erwieſe⸗ 
nen Schuld an etwa ſich ereignenden Unglücksfällen mit allem Nach⸗ 
drucke anzuweiſen. ae e 

Aausbeſondere iſt denſelben zu bedeuten, daß ihnen nach Maßgabe 
der Umſtände ſelbſt die Behandlung nach dem II. Theile des St. G. B. 
bevorſtehe, und die Verbindlichkeit der Entſchädigung verunglückter Ar 
beiter und ihrer Familien zuerkannt werden müßte. 

Hierüber iſt ein Protokoll aufzunehmen und in den Akten auf⸗ 
zubewahren. ande uz eee ed ie 
Aber auch bei den Arbeiten in den Sand⸗ und Schottergruben 
muß die wegen der gewöhulich lockeren Beſchaffenheit des Grundes noth⸗ 
wendige Vorſicht beobachtet werden, daß dieſe Gruben eine mit ihrer 
Tiefe im Verhältniſſe ſtehende Böſchung mit einem Winkel von wenig⸗ 
ſtens 45 Graden erhalten, weil das zu ſenkrechte Graben des Schotters 
und Sandes das Abrollen und den Abſturz einer zu großen Maſſe zur 
Folge haben könnte, und dadurch die Arbeiter gefährdet würden. 

Mit Erlaß der o. ö. Statthalterei vom 10. Februar 
1852, Z. 20416 (L. G. B. 1852 S. 205) wurde beſtimm: 
1. Während des Ladens des Bohrſchuſſes iſt durch ſortgeſetztes 
Läuten mit einer Glocke die baldige Abfeuerung deſſelben kund zu geben, 
damit die nahenden Fuhrwerke oder Perſonen aufmerkſam gemacht wer⸗ 
den und Zeit finden, in angemeſſener Entfernung zu bleiben. Zugleich 
ſind aber auch vor dem Anzünden des Schuſſes zu beiden Seiten auf 
der Straße außerhalb der Schußweite Arbeiter aufzuſtellen, welche die 
Straße ſo lange geſperrt zu halten haben, bis der Schuß abgefeuert iſt. 

Dieſe Warnung und Abſperrung muß auch dann vorgenommen 
werden, wenn Steine aus dey höheren Theilen des Bruches herabge⸗ 
laſſen werden, da ſie nicht ſelten auf die Straße fallen und das Scheu⸗ 
werden der Pferde veranlaſſen oder ſonſt den Paſſagieren Gefahr drohen. 
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2. Daß bei dem Abräumen der Steinbrüche oder Schottergruben, 
oder bei der Steinſprengung gewonnene Materiale muß ohne Ver zug 
von der Straße hinweggeſchafft und es darf überhaupt die Fahrſtraße 
durch Anhäufung oder waffe von derlei 8 re beengt 
er Int 

3. Es iſt daher auch ter keiner Bedingung zuläſſig, daß die 
Stein⸗ oder Schotterwägen auf der Straße beladen, oder daß derlei be⸗ 
ladene Wägen auf der Straße ſtehen bleiben; das Stein⸗ oder Schot⸗ 
teraufladen muß vielmehr auf von der Straße abſeits gelegenen Plätzen 
geſchehen. 

4. Sollten durch die Steinſprengung an Abhängen, oder durch 
die Wegſchaffung ſolcher Materialien die Straßengeländer zerſtört wer⸗ 
den, ſo ſind dieſelben ſogleich wieder herzuſtellen, und, wo dieß durch⸗ 
aus nicht möglich wäre, muß eine proviſoriſche Sicherheits⸗ Maßregel 
getroffen werden. 

5. Bei mehreren nächſt Flüſſen gelegenen Steinbrüchen befteht 
der Unfug, daß die gewonnenen Vorräthe, ſelbſt Steinblöcke von größe⸗ 
rem Umfange über die Straße gewälzt und dann an den Abhängen in, 
das Waſſer hinabgelaſſen werden, wodurch oft bedeutende Beſchädigun⸗ 
gen an den Straßen verurſacht werden. Zur Vermeidung derſelben 
werden daher im Einvernehmen mit der Straßen⸗Aufſichtsbehörde die 
nach Umſtänden nothwendigen Vorkehrungen zu treffen ſein. 


Die Außerachtlaſſung der Vorſichten iſt, inſoferne nicht die beſte⸗ 
henden Strafgeſetze Anwendung finden, polizeilich durch een 
arbiträre Geld- oder Arreſtſtrafen zu ahnden. 


Mit Regierungs⸗Präſidial⸗Erlaß vom 17. April 1846, Z. 1195 
(L. G. B. 1852, Seite 208) wurden auf Grund techniſcher Würdigung 
die Beſtimmungen bekannt gegeben, in welcher Art die Steinbrüche zu 
bearbeiten ſind, um einem durch den Druck und das Abſtürzen der ober⸗ 
halb befindlichen Erd- und Steinſchichten entſtehenden Exeigniſſe vor⸗ 
zubeugen. | 

Zur Vermeidung von Uebervortheilungen wurde im Intereſſe der 
Sicherheit des Eigenthums von der Landesregierung unterm 23. Juli 
1818, Z. 13887 verordnet, daß jeder Gaſt⸗ und Einkehrwirth und jeder 
Pächter eines Wirthshauſes an Reichs⸗ und Commerzialſtraßen über 
die an die Gäſte abzureichenden Getränke und Speiſen einen ordentlich 
verfaßten Speiſezettel mit dem darauf angemerkten Preiſe der 
Speiſen und Getränke in den Gaſtzimmern zu Jedermanns Einſicht auf⸗ 
zulegen habe. Dieſer Speiszettel muß von dem Wirthe unterſchrieben 
auf Verlangen der Polizei⸗Aufſichts⸗Behörde vorgezeigt werden. 

Die dagegen Handelnden ſind mit einer Geldſtrafe zu belegen und 
ſchuldig, dem Gaſte das zu viel Bezahlte zurück zu erſetzen. 

Die Verpflichtung zum Auflegen oder Anheften von Speiſezetteln 
in den Gaſthaus⸗Lokalitäten wurde mit Regierungs + Decret vom 26. 
November 1845, Z. 31392, auch auf jene Gewerbsleute ausgedehnt, 
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welche Speifen und Getränke in der Nähe der Kira gen Stationen zu 
verabreichen berechtiget Fade 


Mit Erlaß der ee Sau bom 1. Dezember 1855 
wurde verordnet, daß die Gaſt⸗ und Einkehrwirthe und alle zur Ver⸗ 
abreichung von Speifen. und Getränken berechtigten Gewerbsleute in den 
Städten und Märkten, dann in jenen Orten, wo ſich eine Poſtſtation 
ehe Speiſe⸗ und Getränke, Tarife z führen haben. 


Nachdem die Erfahrung gezeigt hat, daß durch das Mitnehmen 
von Hu den bei Viehmärkten auf jenen Plätzen, wo das Vieh aufge⸗ 
ſtellt wird, letzteres, insbeſondere die Kälberkühe häufig ſcheu gemacht 
werden, in Unordnung gerathen, und daß hiedurch nicht ſelten die Ver— 
anlaſſung zu Beſchädigungen und Verletzungen von Menſchen und Vieh 
gegeben wird, ſo fand ſich die Landesregierung Salzburg laut Erlaſſes 
vom 15. Dezember 1855 zur Verhütung ſolcher Unglücksfälle beſtimmt, 
zu verordnen, daß von nun an auf jene Plätze bei Viehmärkten, wo das 
Vieh zuſammengetrieben und aufgeſtellt wird, keine Hunde mitgenommen 
werden dürfen, ſowie daß alle Hunde und insbeſondere; jene, welche zum 
Auftrieb des Viehes benützt zu werden pflegen, während der Dauer des 
Viehmarktes von jenen Plätzen ferne gehalten werden müſſen. Nachdem 
ferner ebenfalls nicht ſelten durch Viehtriebe auf den Straßen Hem⸗ 
mungen der Paſſage, ja ſelbſt körperliche Verletzungen herbeigeführt 
werden und dieſe Uebelſtände erfahrungsmäßig hauptſächlich in dem 
Mangel der Anzahl von Treibern bei größeren Viehtransporten ihren 
Grund haben, ſo wird verordnet, daß in Zukunft bei derlei Viehtrieben 
eine verhältnißmäßige und zur Aufrechthaltung der Ordnung vollkom⸗ 
men ausreichende Zahl von Treibern beigegeben werden müſſe, wobei 
noch darauf aufmerkſam gemacht wird, daß es nach dem Urtheile von 
Sachverſtändigen zur Vermeidung jedes Straßenhemmniſſes ſehr zweck⸗ 
mäßig iſt, wenn einer der Treiber dem Triebe, welcher ſodann willig 
zu folgen pflegt, vorangeht. 

Uebrigens verſteht es ſich von ſelbſt, daß zu Viehtreibern nur 
hiezu vollkommen geeignete Individuen, und nicht, wie dieß häufig zu 
geſchehen pflegt, ganz alte und gebrechliche Leute oder Kinder beſtellt 
werden. 

Die Beſtrafung in allen gegen dieſe Verordnung begangenen 
Uebertretungsfällen hat, inſoferne dieſelbe nicht etwa nach Beſchaffenheit 
der Verhältniſſe in Gemäßheit der SS. 335 und 431 des II. Theiles 
des Strafgeſetzbuches vom 27. Mai 1852 einzutreten hat, nach der 
a. h. Verordnung vom 20. April 1854 ſtattzufinden. 


In dem Waffenpatente vom 24. Oktober 1852 werden als ver⸗ 


botene Waffen erklärt: 
Dolche, Stilete und hohlgeſchliffene ſtiletartige Meſſer, dreiſchnei⸗ 
dige Degen, Trombone, Terzerole unter dem Maße von 7 Wiener 
' 8 


Scheda's Hilfsbuch. 
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Zoll mit Inbegriff des Schaftes und Laufes, Windbüchſen jeder Art, 
Hand» und Glasgranaten, Petarden und Brandraketen, endlich alle ver: 
borgenen, zu tükiſchen Angriffen geeigneten Waffen, was immer für einer 
Art, wie z. B. Stockflinten, Degenſtöcke u. dgl. Zu den verbotenen 
Waffen ſind auch alle jene Werkzeuge zu rechnen, deren urſpüngliche 
und natürliche Form abſichtlich verändert erſcheint, um damit ſchwerer 
verwunden zu können, ſowie im Allgemeinen jedes verſteckte, zu tüfifchen 
Anfällen geeignete Werkzeug, welches feiner Beſchaffenheit nach weder 
zur Ausübung einer Kunſt oder eines Gewerbes, noch zum häuslichen 
Gebrauch beſtimmt iſt. 

Als verbotene Munition werden die Sahießbaumwolfe und ähnliche 
ee ee Fife erklärt. | 

Mit e Erlaß vom 1. guni 1826 8. 13286 wurden 
fetzende Vorſichten bezüglich des Giftverkaufes angeordnet: 

1. Niemand iſt berechtigt, ohne von der Behörde mit einem 
eigenen Erlaubnißſcheine verſehen zu ſein, mit Arſenik, oder was immer 
für einer Gattung von Gift, Handel zu treiben. 

2. Der Apotheker darf nur dann Gift verkaufen, wenn dasſelbe 
von einem Arzte als ein Beſtandtheil einer Arznei verordnet wird. 

3. Alle Händler und Hauſirer mit ſogenanntem Ratten⸗ und 
Mäuſepulver oder anderen Gattungen des Giftes ſind, wenn ſie betreten 
werden, zu verhaften, und ſammt den Feilſchaften zur pe win an 
die kompetente Behörde abzuliefern. 

4. In Rückſicht des Aufbewahrens des Giftes ſind von ten Apo⸗ 
thekern und von den zum Gifthandel berechtigten Kaufleuten die Vorräthe 
ſowohl im Großen, als zum Handverkaufe im Kleinen ſammt den Ge⸗ 
räthſchaften in wohlverſchloſſenen geeigneten Behältniſſen abgeſondert 
von anderen Medikamenten und Waaren, aufzubewahren und zu ver⸗ 
ſperren. 

Die Gefäße, in welchen ſie enthalten ſind, müſſen ſicher und zweck⸗ 
mäſſig gut erhalten, genau bedecket und mit dem Namen des Giftes, 
welches ſie enthalten, deutlich bezeichnet ſein. Selbſt jene Werkzeuge, 
womit ſie aus den Gefäßen genommen, gemeſſen, abgewogen, abgetheilt, 
oder gerieben werden, ſind Reichfae einzuſperren, und zu Nichts An⸗ 
derem zu verwenden. 

5. Die Schlüſſel zu dieſen Behältniſſen, wo die Gifte zum Vor⸗ 
rathe oder zum Handverkaufe aufbewahret werden, hat der Apotheker 
oder der zum Gifthandel berechtigte Kaufmann ſelbſt zu verwahren und 
nur in ſeiner Abweſenheit hat er dieſelben dem Stellvertreter in der 
Apotheke oder der Handlung zu überlaſſen, nie aber unverläſſigen In⸗ 
dividuen, oder Lehrlingen zu übergeben. 

Jedermann, welcher Gift, von welcher Gattung und zu welchem 
Gebrauche es immer ſei, kaufen will, hat bei der politiſchen Obrigkeit 
eine ſchriftliche Anweiſung anzuſuchen, und * dem 1290 Kauf⸗ 
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manne vorzuzeigen. Ju dieſer Anweiſung muß die Abſicht, wozu das 
Gift und deſſen Menge verwendet werden ſoll, nebſt dem Namen, dem 
Charakter, Gewerbe und dem Wohnorte des Käufers beſtimmt angege⸗ 
ben ſein. Ohne eine ſolche Anweiſung darf Niemand ein Gift, unter 
Befahrung der geſetzlichen Strafe verabfolgt werden; der Verkäufer 
aber hat dieſe Anweiſung zu behalten und zu ſeiner Rechtfertigung auf⸗ 
zubewahren. 17855 | 151 

6. Jeder zum Giftverkaufe berechtigte Kaufmann und jeder Apo- 
theker hat ein eigenes Buch zu führen, worin der Name, Charakter oder 
das Gewerbe und der Wohnort des Käufers, dann der Endzweck oder 
Gebrauch, die Gattung und Menge des abgenommenen Giftes, endlich das 
Jahr, der Monat und der Tag des geſchehenen Verkaufes deutlich ein- 
zutragen, und die obrigkeitliche Anweiſung beizulegen iſt. Iſt der Käufer 
nicht zugleich der Abnehmer des Giftes, ſo iſt auch der Name, Stand 
und Wohnort des Abnehmers beizuſetzen, und dieſem das verkaufte 
Gift nur verſiegelt zu übergeben. 1 „ ER 

Perſonen, welche unbekannt ſind, und auch ohne eine obrigkeitliche 
Anweiſung Gift zu kaufen verlangen, ſind nicht allein unter geſetzlicher 
Ahndung abzuweiſen, ſoudern auch, wenn fie, oder ihr Endzweck ver⸗ 
dächtig ſind, der Obrigkeit anzuzeigen. 17 Bir er 


Weitere Beſtimmungen bezüglich der Sicherheit der Berfou- und 
des Eigenthumes ſind in dem allgemeinen Strafgeſetzbuche enthalten. 
Außerdem beſtehen hierüber noch mehrere geſetzliche Vorſchriften, deren 
. nicht in den ſelbſtſtändigen Wirkungskreis der Gemeinde 
gehört. | 1111183 
Sorge für die Erhaltung der Gemeindeſtraßen, Wege, Plätze, 
Brücken, Stege. Die Ueberwachung der Ortswege und ihrer 
Brücken, fowie die Sorge für die Sicherheit und Leichtig⸗ 
keit des Verkehrs auf Straßen und Gewüſſern, ferner die 
D ser Flurenpolizei. 

Geſetz vom 3. Juni 1864, betreffend die Herſtellung und Erhaltung der 
öffentlichen nicht ärariſchen Straßen und Wege in Oberöſterreich.“) 


I. Bon den Straßen und Wegen überhaupt. 


g Die öffentlichen Straßen und Wege, deren Bau und Erhaltung 
nicht aus dem Staatsſchatze beſtritten wird, ſind: 
N ) Dieſes Geſetz tritt erſt nach Feſtſtellung der neuen Straßeneintheilung durch ein 
Landesgeſetz in Wirkſamkeit. Bis dahin beſteht die Straßenverordnung vom 1. Oktober 
1851 in Kraft, deren Handhabung nicht in den ſelbſtſtändigen Wirkungskreis der Gemein ⸗ 
den gehört, daher dieſelbe in dieſem Buche keine Aufnahme findet. 5 

8 
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Landesſtraßen; e | 
Bezirksſtraßen; er „ e dir 
Gemeindeſtraßen und Wege 0 | 0 2 


17 | | 

Landesſtraßen find jene Straßen, welche wegen ihrer besonderen 
Wichtigkeit für den Verkehr des Landes . ein Sandergenee „> 
ſolche (SS. 16 und 2³0 erklärt 8 


8. 3 8 
Bezirksſtraßen ſind jene Straßen, welche wegen ihrer Wichtigkeit 
für die Verbindung mehrerer Ortſchaften oder Straßenzüze durch ein 
ee als ſolche 8. 16 und 23) erklärt werden. | 
. 4. 


Gemeindeſtraßen und Wege Find jene öffentlichen Straßen 1 und 
Wege, welche die Verbindung im Innern einer Gemeinde oder mit be⸗ 
nachbarten Gemeinden herſtellen, und nicht in eine der in den vorſte⸗ 
henden Paragraphen genannten Categorien von 1 ſind. 

5. 


$. 

Brücken und andere Bauobjecte find in der Regel als Theile 
der betreffenden Straße zu behandelu. Ausnahmsweiſe können dieſelben 
aber auch mit Rückſicht auf ihre Wichtigkeit und Koſtſpieligkeit als 
ſelbſtſtändige Bauobjecte einer höheren Categorie angehörig erklärt 
e als zu welcher die betreffende Straße gehört. 6. 405 

6. 


Landesſtraßen ſind in der Regel chauſſéemäßig und in einer r dahr⸗ 
breite von 18 Schuh herzuſtellen. 

Bezirksſtraßen erhalten 15 Schuh Breite. 

Gemeindeſtraßen und Wege müſſen für das in der Gemeinde ge⸗ 
wöhnlich vorkommende Fuhrwerk entſprechend in gut fahrbarem, letztere 
aber, inſoferne ſie nur als Fußwege e, in Mn nn Zu⸗ 
ſtande hergeſtellt und erhalten werden. 


II. Beſtreitung der Koſten für den Bau, umbau und die 
f ö ee der Straßen und en 
8. . I 

Die Kosten des Neubaues, der Amegung und der Erweiterung 
von Landesſtraßen, ſowie jene für die Grundvergütung überhaupt und 
insbeſondere für die Schotter⸗Materialplätze werden von dem Landes⸗ 
fonde beſtritten. 

Die Koften der Erhaltung dieſer Straßen trägt gleichfalls der 
Landesfond; jedoch iſt die Durchführung dieſer Erhaltung mit Einſchluß 
des Baues und der Erhaltung der Durchläſſe von jenen Gemeinden, 
durch deren Gebiet die Landesſtraße zieht, innerhalb ihrer Gemarkung 
gegen Entgelt zu übernehmen. 

Dieſes Entgelt, welches der Leiſtung gleichzukommen hat, iſt, inſo⸗ 
ferne nicht ein freiwilliges Uebereinkommen ſtattfindet, mit Beachtung 
der Länge, Beſchaffenheit, Lage, größeren oder geringeren Benützung der 
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Straße zu erheben, der hiernach entfallende jährliche Koſtenbetrag wird 
von dem Landtage über Vorſchlag des Landesausſchuſſes beſtimmt und 
den Gemeinden nur nach Vollzug ihrer Leiſtung ausgefolgt. 

Ausnahmsweiſe kann die Erhaltung einer Landesſtraße auch Ge— 
meinden, welche nicht von der Straße durchzogen ſind, übertragen werden. 

Die übrigen Straßenbauobjecte, als Brücken⸗, Wand⸗ und Stütz⸗ 
mauern und Geländer baut und erhält der Landesfond ausſchließend. 

Dasſelbe gilt auch für jene Objecte auf Bezirksſtraßen, welche 
nach $. 5 dieſes Geſetzes der höheren Categorie eingereiht werden. 

| | 8 


| 8. 8. 1528 

Für die Herſtellung neuer oder den Umbau beſtehender Bezirks⸗ 
ſtraßen ſind eigene Concurrenzbezirke aus den betheiligten Ortsgemein— 
den zu bilden, welche in der Regel die Hälfte der Koſten zu beſtreiten 
haben. (§S. 9, 16, 17, 18.) 5 

Die zweite Hälfte beſtreitet der Landesfond. 

Gemeinden, welchen die betreffende Straßenſtrecke keinen Nutzen 
gewährt, ſind in den Concurrenzbezirk nicht einzubeziehen. Die Ge- 
ſchäftsleitung für den Bau oder Umbau der Bezirksſtraßen wird durch 
einen eigenen Ausſchuß beſorgt. | 

Die Erhaltung der Bezirksſtraßen obliegt den Gemeinden, in deren 
Gebiete dieſelben liegen; es können aber in beſonders rückſichtswürdigen 
Fällen auch Gemeinden, welche nicht von der Straße durchzogen wer— 
den, als beitragspflichtig zu deren Erhaltung erklärt werden. 

Faiür die Erhaltung der Bezirksſtraßen mit Ausnahme der nach 
$: 6 ausgeſchiedenen Bauobjecte werden vom Landesfonde Beiträge, 
(Subventionen) geleiſtet. Die Vergütung aus dieſem Fonde an die er⸗ 
haltungs pflichtigen Gemeinden hat in der Regel die Hälfte jener Koſten 
zu betragen, welche der Landesfond für eine gleiche Länge der Landes⸗ 
ſtraßen (S. 7) unter gleichen Verhältniſſen zahlt. 

Zur Herhaltung der nicht im §. 5 begriffenen Bauobjekte auf den 
Bezirksſtraßen wird das gleiche Beitragsverhältniß beſtimmt. 

Die Ausfolgung der Beiträge findet ſtatt, nachdem ſich der Landes: 
ausſchuß von der guten Herſtellung überzeugt her. 

In beſonderen Fällen können aus dem Landesfonde auch Vor⸗ 
ſchüſſe gegeben werden. | 
Die Grundvergütung überhaupt und insbeſondere für die Schot⸗ 
termaterialplätze beſtreitet der Landesfond. N 

Für Bezirksſtraßen, welche vorwiegend zur Förderung der Jnte⸗ 
reſſen einzelner Grund- oder Werksbeſitzer oder beſonderer Unterneh- 
mungen dienen, wird über Einſchreiten der betheiligten Gemeinden eine 


beſondere Concurrenz (58. 16 und 17) ausgemittelt. 
9 


§. 9. * 
Die Straßenverwaltung (Concurrenz⸗Ausſchuß §. 8) hat mit Rück⸗ 
ſicht auf die Verhältniſſe und Wünſche der einzelnen Gemeinden feſtzu⸗ 
ſetzen, ob deren Leiſtung zum Neu- oder Umbau der Straßen in Geld 
oder in natura ſtattzufinden habe. 10 
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Jedenfalls iſt die nach Art und Menge genau zu beſtimmende 
Arbeitsleistung oder Materialbeiſtellung nach den ä PEN zu 
af er und als Geldleiſtung n | 

10. 


$. 

Wenn eine Landes- oder Bezirksſtraße eine größere Drtfeft 
ein oder Markt) durchzieht, fo trifft die Gemeinde jener Theil der 
Auslagen allein und ausſchließend, welcher ſich aus einer koſtſpieligeren 
Conſtruktionsart dieſer Straßenſtrecke blos aus Rückſicht für die Orts⸗ 
bewohner durch Pröfterung, Errichtung von Kanälen und anderen Bor: 
richtungen ergibt, ſund als entbehrlich unterbleiben würde, wenn die 
Straße nicht im Orte, ſondern im rer ſich u . W 

§.1 i 
n, Otlsgemeinde iſt arp eiche die nothwendigen Gemeinde⸗ 
Straßen und Wege muh ihres gr her — 2 
zu erhalten. 
| | $. 12. 7 
Die eisen und Erhaltung der — nern und Wege iſt 
eine innere Angelegenheit der Gemeinden, ae deren anna 
Vollzug jede Ortsgemeinde haftet. 

Für die Aufbringung der hiezu erforderlichen Geld⸗ und Arbeits⸗ 
leiſtungen ſind die Beſtimmungen des Gemeindegeſetzes maßgebend. 

13. 


§. 

3 Schneeſchauflung auf Landes⸗ und Bezirksſtraßen wird iu 
der Regel von jenen Gemeinden beſorgt, durch deren Gemarkung die 
Straße zieht, doch können auch andere benachbarte enen ‚Hiegu in 
die Concurrenz einbezogen werden. 

Welche Gemeinden und bezüglich welcher Straßenſtrecken dieſelben 
concurrenzpflichtig ſind, dann welche, Gemeindevorſteher die bezügliche 
Anordnung zu erlaſſen haben, wird für jede einzelne Straße mit Rück⸗ 
ſicht auf die örtlichen und ſonſtigen Verhältniſſe 2 und feſtge⸗ 
jest. (5. 20.) 


§. 14. 

Das Erträgniß der Mauthen gehört zu den Einnahmen t der Con⸗ 
eurrenz und fließt bei Landesſtraßen ganz, bei Bezirksſtraßen zur Hälfte 
in den Landesfond. Hat eine Gemeinde jedoch eine Pflaſter- oder Brücken⸗ 
mauth, ſo muß ſie die betreffende Durchfahrtſtrecke oder Brücke ganz 
auf eigene Koſten erhalten; wogegen ihr das Erträgniß dieſer Mauth 
belaffen bleibt. (8. 19.) 

15. 

Die in beſonderen Rechtstiteln oder Uebereinkommen gegründeten 
Verpflichtungen bleiben bezüglich jeder Categorie von Straßen und 
Wegen aufrecht. 


Ul. Gempe ten; in Straßen-Angelegenheiten., 


5 587 16 M * 
Die Sebeheal eg neuer Landes- oder Bezirkeſtraßenanlagen, bi 
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Feſtſtellung der Trace bei neu anzulegenden Straßen in ihren Haupt⸗ 
puncten, die völlige Auflaſſung einer ſchon beſtehenden derlei Straße, 
die Einreihung beſtehender nicht ärariſcher Straßen und Straßenſtrecken 
in die Categorie der Landes- oder Betirksſtraßen, ſowie die Ausſcheidung 
derſelben, die Bildung oder Ausdehnung der Concurrenzbezirke in Abſicht 
auf den Bau- oder Umbau und die Erhaltung der Bezirksſtraßey unter 
Feſtſtellung der bezüglichen Concurrenzpflicht der Gemeinden und der im 
8. 8 bezeichneten beſonderen Intereſſenten, ſowie der Beiträge (Sub⸗ 
ventionen) aus dem Landesfonde erfolgen durch ein Landesgeſetz. 
Die Hauptbeſtimmungen über die Baudurchführung, ſowie die 
ausnahmsweiſe Erklärung von Brücken und anderen Bauobjekten als 
ſelbſtſtändige Bauobjekte (8. 5) erfolgen durch Lantagsbeſchluß. Vor 
Einbringung der betreffenden Vorlagen im Landtage bat ſich der Landes 
aus ſchuß in Bezug auf öffentliche und militäriſche Rückſichten mit der 
Staatsverwaltung in das Einvernehmen zu ſetzen. 

In den Wirkungskreis des Landesausſchuſſes gehören: 

Die Baudurchführung ſowie die geſammte techniſche und öcono⸗ 
miſche Verwaltung der Landesſtraßen, die Vertheilung der vom Land- 
tage (§. 7) bewilligten Erhaltungskoſten, die Ueberwachung der Herſtel⸗ 
lung und Inſtandhaltung der Bezirksſtraßen, die Vertheilung der ges 
nehmigten Beitragsſumme aus dem Landesfonde, die Ertheilung von 
Vorſchüſſen innerhalb des vom Landtage genehmigten Voranſchlags, die 
Entſcheidung über Beſchwerden von Seite der Gemeinden oder einzelner 
Gemeindeglieder gegen Verfügungen des Concurrenz⸗Ausſchuſſes und die 
Beſtimmung der Vergütung für die den Gemeinden obliegende Schnee⸗ 
ſchauflung. RE 
Auch hat der Landesausſchuß in dringenden Fällen von Ver⸗ 
kehrsſtörungen, innerhalb der beſtehenden allgemeinen Geſetze und Anord⸗ 
nungen und mit Beachtung der Beſtimmungen des §. 22 dieſes Ger 
ſetzes jene Vorkehrungen und Einleitungen zu treffen, welche nothwendig 
ſind, um das Verkehrsbedürfniß ſicher zu ſtellen oder großen Schaden 
abzuwenden, es liegt ihm jedoch ob, wenn er hiebei ſeinen normalen 
Wirkungskreis zu überſchreiten genöthiget iſt, im nächſten Landtage ſein 
Vorgehen zu rechtfertigen. | 
ee 8. 17. | 

Jede in die Concurrenz einbezogene Gemeinde wählt durch ihren 
Gemeindeausſchuß ein Mitglied in den zu bildenden Concurrenzausſchuß. 
Wer in den Gemeindeausſchuß wählbar iſt, iſt es auch in den 
Concurrenz⸗Ausſchuß. og; 

Bei Straßen, zu deren Herſtellung oder Inſtandhaltung ein Bei⸗ 
trag aus dem Landesfonde geleiſtet wird, (§. 8) iſt der Landesausſchuß 
berechtiget, einen Vevollmächtigten für den Concurrenzausſchuß zu er⸗ 
mennen 2 20 0005 a 1 2 | 
* Ebenſo ſteht im Falle beſonderer Concurrenzen ($. 8) den be⸗ 
treffenden Intereſſenten oder ihren Bevollmächtigten der Beitritt zum 
Concurrenzausſchuſſe frei. Der Concurrenzausſchuß wählt aus ſeiner 
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Mitte einen Obmann und einen Obmann-Stelfvertreter ze Ausführung 
7 1 Beſchlüſſe. Dieſer Ausſchuß muß aus mindeſtens 5 Mitgliedern 
eſtehen, widrigens der Abgang durch Geſammtwahl der Ausſchüſſe der 
concurrenzpflichtigen Gemeinden erſetzt wird. 
Der Vertreter des Landesausſchuſſes im Concurrenzausſchuſſe hat 
das Recht, von der Gebahrung des Obmannes Einſicht zu nehmen. 
Die Mitglieder des Concurrenzausſchuſſes versehen ihr Amt un⸗ 
entgeltlich; ſie können jedoch die Vergütung beſonderer barer Auslagen 
beanſpruchen. 
Jedermann iſt verpflichtet, die auf ihn gefallene Wahl anzunehmen. 
Im Weigerungsfalle haben die im Gemeindegeſetze für den Fall der 
Nichtannahme einer Wahl geltenden Beſtimmungen einzutreten. | 
18. N 


Der Concurrenzausſchuß repräſentirt ſämmtliche Conecurrenzge⸗ 
meinden; er iſt berufen, über den Abtheilungsmaßſtab, ſowie über die 
Art und Weiſe der Durchführung des Bauplanes überhaupt ſeine 
Wünſche und Bemerkungen auszusprechen. Er prüft den Voranſchlag, 
erledigt 5 Rechnung und leitet ſie zur Ueberprüfung an den Landes. 
ausſchu 
0. Ae Mitglied des Concurrenzausſchuſſes iſt betechlut, Einfict 

in die Rechnung zu nehmen. 
Der Concurrenzausſchuß wird vom Obmann nach Bedarf berufen, 
und beſchließt mit abſoluter Stimmenmehrheit. Zur Beſchlußfähigkeit 
iſt die Anweſenheit von mehr als die Hälfte feiner Mitglieder erfor⸗ 
derlich. Der Obmann führt die Caſſe unter Mitſperre eines Ausſchuß⸗ 
mitgliedes. 

Die Landesſtelle iſt berechtigt, wenn fie es für nothwendig findet, 
den Concurrenzausſchuß aufzulöſen. Doch hat ſie hierüber vorher mit 
dem Landesausſchuſſe das Einvernehmen zu Feen und e ei mit 
der Auflöſung die Neuwahl zu veranlaſſen. 

19. 


Die Errichtung von Mauthen für öffentliche nicht brariſche Straßen, 
(§. 1) und die auf denſelben befindlichen Bauobjecte, ſowie die Feft- 
ſtellung der darauf bezüglichen Tarife erfolgt durch die Landesgeſetzgebung. 

Die bereits beſtehenden Mauthen bleiben für die Dauer ihrer 
Bewilligung aufrecht. 
| Die Entſcheidung bei Streitigkeiten über die Befreiung von 
Mauthgebühren, Aufſtellung oder Verſetzung der Mauthſchranken u. |. w. 
bleiben bezüglich jeder Categerie von Straßen der Staatsverwaltung 
vorbehalten. In Betreff der Aufſtellung oder Berfeßung von de 
ſchranken iſt der Landesausſchuß einzuvernehmen. 

120 f 1 

5 Die Feſtſtellung der Concurrenz für die Säneefauftuig” auf 
Landes- und Bezirksſtraßen, fo wie die Beſtimmung des dieſelbe anord⸗ 
nenden Gemeindevorſtehers (§. 13) gehört in den, Wirkungskreis der 
politiſchen Behörde. | 
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§. 21. 

Das Erkenntniß über Expropriationen fteht nach Maßgabe der 
diesfalls beſtehenden Geſetze und Verordnungen den politiſchen Be⸗ 
hörden zu. un 100 1 nn 

Die politiſchen Behörden ſind berechtigt und verpflichtet, darauf 
zu dringen, daß die öffentlichen Straßen im geſetzlich vorgeſchriebenen 
Zuſtande erhalten werden, und daß die Benützung derſelben für Jeder— 
mann ungehindert bleibe. J inn 

Es liegt ihnen ob, in Fällen, wo durch das vorgefundene Stra⸗ 
gengebrechen die Communication gehemmt, oder die Sicherheit der Perſon 
oder des Eigenthumes gefährdet iſt, die erforderliche Abhilfe von den 
hiezu zunächſt verpflichteten Organen in Anſpruch zu nehmen, und wenn 
ſelbe nicht rechtzeitig geleiſtet wird, oder bei Gefahr am Verzuge unter 
gleichzeitiger Mittheilung an den Landesausſchuß die dringendſte Abhilfe 
mit möglichſter Schonung der Zahlungspflichtigen zu leiſten. 

Die Einreihung der Straßen in die Categorie von Landes⸗ und 
Bezirksſtraßen erfolgt durch ein beſonderes Landesgeſetz. (S. 16.) 


Die Vorkehrungen, welche bei der Einführung dieſes Geſetzes 
nothwendig erſcheinen, bilden den Gegenſtand einer ſpeciellen Vereinba- 
rung zwiſchen der k. k. Statthalterei und dem Landesausſchuſſe. 


Geſetz vom 10. Mai 1863, wirkſam für das Herzogthum Salzburg, 
betreffend die Herſtellung und Erhaltung der nicht ärarial öffent⸗ 
ndanaiint, Synnn lichen Straßen und Wegen. na! ci 


J. Von den Straßen und Wegen überhaupt. 


| . e kur | 

Die öffentlichen Straßen und Wege, deren Bau und Erhaltung 
nicht aus dem Staatsſchatze beſtritten wird, find: ie 
Liandesſtraßen, oder * 

Gemeindeſtraßen und Wege. 


8. 2. | 73 9 
Landesſtraßen ſind jene Straßen, welche nicht nur mehrere Bezirke 
oder benachbarte Länder miteinander verbinden, ſondern auch wegen ihrer 
Wichtigkeit für den Verkehr des Landes durch ein Landesgeſetz als ſolche 
erklärt werden (S. 13). 1 vnn tn 


GSGemeindeſtraßen und Wege ſind jene öffentlichen Straßen und 
Wege, welche die Verbindung nur im Innern der Gemeinde oder 
mit benachbarten Gemeinden herſtellen. nie} 
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8. 4. 

Brücken und andere Kunſtbauten ſind in der Regel als Theile 
der betreffenden Straße zu behandeln. 

Ausnahmsweiſe können aber auch piefelben mit Rückſicht * ihre 
Wichtigkeit und Koſtſpieligkeit vom Landtage als ſelbſtſtändige Bau⸗ 
objekte erklärt und ſo⸗ behandelt 8 als wenn ſie zu einer — 
ſtraße gehören würden. W ui naß tasitn 

8. 5. 

Landesſtraßen ſind in der Regel chauſſeemäßig, und — Bedarf 
in einer Fahrbreite von mindeſtens 12“ und höchſtens 18“ herzuſtellen. 
Gemeindefahrtwege müſſen für das in der Gemeinde gewöhnlich vorkom⸗ 
mende Fuhrwerk entſprechend hergeſtellt und erhalten werden. 1272 
II. 8 der Koſten für den Bau, Umbau und die 

n der 1 und We ge. 1 1 
. 6 

Die e Koſten des Neubaues, der Umlegung — n e von 
Landesſtraßen werden, inſoweit fie. nicht durch freiwillige eden 
aufgebracht werden, vom Landesfonde beſtritten. 

Die Inſtandhaltung der Landesſtraßen fällt theils deut Landes⸗ 
fonde, theils den betreffenden Gemeinden zur Laſt, und zwar in der Weiſe, 
daß die Gemeinden für die innerhalb ihrer Gemarkung gelegenen Stra⸗ 
ßenſtrecken den Deckſtoff zu liefern, aufzuführen und einzubetten, das Auf⸗ 
ſtecken der Schneeftangen auf Landes ſtraßen und andere Taglöhner⸗Ar⸗ 
beiten zu verrichten haben, während der Landesfond alle übrigen Aus- 
lagen zu tragen hat, inſoweit ſie nicht durch allfällige Mautherträgniſſe 
gedeckt ſind. 

AJn Fällen einer Ueberbürdung der Gemeinden kann der Landtag auch 
zur Lieferung des Deckſtoffes einen Beitrag aus dem Landesfonde bewilligen. 

Auch kann vom Landtage den Gemeinden die ganze Inſtandhal⸗ 
tung einer Landesſtraßenſtrecke gegen eine 2 0 Averſualſumme über⸗ 
laſſen werden. 

Innerhalb der einzelnen * wird die Aufbringung der 
ihnen auferlegten Naturalle iſtungen wie 1275 andere Geweindeerforder⸗ 
niß behandelt. | | si: 

5. 7. At 

Wenn eine gandesſtraße eine Ortſchaft durchzieht, m trifft die 
Gemeinde jener Theil der Auslagen allein und ausſchließlich, welcher 

ſich aus einer koſtſpieligeren Conſtructionsart dieſer Straßenſtrecke blos 
aus Rückſicht für die Ortsbewohner durch Pflaſterung, Errichtung von 
Canälen und andere Vorrichtungen ꝛc. ergibt, und als entbehrlich unter⸗ 
bleiben würde, wenn die Straße nicht im Orte ſondern im Freien ſich befände. 

Hat dieſe Gemeinde eine Pflaſtermauth, ſo muß ſie die Durchfahrts⸗ 
es ganz auf eigene Lesern beſtreiten. 

8. 


aun S. 
sr Die Schneeſchaufung auf Landesſtraßen ft iſt von ben. Gemeinden 
unentgeltlich und zwar in der Regel von jenen „ zu beſorgen, 
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durch deren Gemarkung die Straße zieht. In außerordentlichen Fällen 
können aber auch andere Gemeinden, deren Gebiet nicht eine Meile von 
der Straße entfernt iſt, durch die — Behörde zur Schneeſchauf⸗ 
r —— werden. 


| 8. 9 
Gere Ortsgemeinde ie verpflichtet, die weifniitnhigen, Gemeinde⸗ 
1 und Wege innerhalb re Gebietes Berpafitiehn und: zu er⸗ 


halten. 
8. 10. 


Einzelnen !benisinben können, wenn fie entweder ſehr dürftig, ra 
wenn ihre Gemeindeſtraßen beſonders koſtſpielig ſind, Beiträge zu deren 
Bau oder Erhaltung aus dem Landesfonde bewilliget werden. AALEN 

8. 11. 
Die Herftellung und Erhaltung der Gemeindeſtraßen und Wege 
iſt eine innere Gemeindeangelegenheit, und ſind für die Aufbringung 
der hiezu erforderlichen Geld⸗ und er — die 2 
des Gemeindegeſetzes maßgebend. — | 

§. 2121 8 

Straßen, welche ausſchließlich zum Betriere von Berhwerten, 
Fabriken oder andern Unternehmungen, oder nur als Zufahrt zu einer 
Privatbeſitzung erforderlich ſind, werden als Privatſtraßen, deren Her⸗ 
ſtellung und Erhaltung weder dem Lande, noch den Gemeinden b 
durch dieſes Geſetz nicht betroffen. 

Diejenigen Verpflichtungen, welche Privaten, Gemeinden Geſell⸗ 
ſchaften, Bergwerks⸗ und andern Unternehmungen in Betreff der Bei- 
tragsleiſtung zu einzelnen Landes oder Gemeindeſtraßen aus beſonde⸗ 
ven Rechtstiteln oder wegen des ihnen aus der Benützung dieſer * 
ßen 8 zukommenden Nutzens obliegen, bleiben aufrecht. 


ien 


Mm. Competenz in Straßen⸗ Angelegenheiten. 


unses. 1. 

Die bisher aus dem Landesfonde erhnitenen Strafen werden als 
Landesſtraßen erklärt. 

Die Aufnahme einer neuen Straße in die Categorie der Landes⸗ 
ſtraßen, und die Auflaſſung einer ſchon beſtehenden Landesſtraße erfolgt 
durch ein Landesgeſetz. 

Deer Einbringung eines ſolchen Landesgeſetzes muß die * 
liche Verhandlung mit den Betheiligten und in Abſicht auf die öffent⸗ 
lichen und militäriſchen Rückſichten in ee e der einiclögigen 
Behörden vorangehen. 

n 8. 14. 

Die Baudurchführung, ſowie die geſammte techniſche und stono⸗ 
miſche Verwaltung der Landesſtraßen gehören in den Wirkungskreis 
des Landes ⸗Ausſchuſſes. Die unmittelbare Aufſicht über die Landes⸗ 
ſtraßen liegt den betreffenden Gemeinden ohne Anſpruch auf eine Ver⸗ 
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gütung ob. Die Oberaufſicht übt der Landes⸗Ausſchuß. Ein hiebei be ⸗ 
anſpruchter Beiſtand der Staatsorgane muß durch kennen 25 
der Staatsverwaltung geregelt werden. | 


§. 15. 

Die Bewilligung zur Straßen- und Brückenbemauthung, ſowie bie 
Entſcheidung bei "Streitigkeiten, bezüglich der Befreiung von Mauth⸗ 
gebühren, Aufſtellung oder Verſetzung der Mauthſchranken u. ſ. w. blei⸗ 
ben bezüglich beider Categorien von Sehen der Staatsverwaltung vor⸗ 
behalten. 

16. 


$. 
Das Gefenntuiß, über Eehdopintiaheh ſteht u Maßgabe der 
dießfalls beſtehenden Geſetze und er den politiſchen Verwal⸗ 
tungsbehörden zu. 


8. | 

Die Potitifchen Behörden ſind berechtiget a. verpflichtet, u 
zu dringen, daß die öffentlichen Straßen im geſetzlich vorgeſchriebenen 
Zuſtande erhalten werden, und daß die Benützung derſelben für Jeder⸗ 
mann ungehindert bleibe. 

Es liegt ihnen ob, in Fällen, wo durch das vorgefundene Stra⸗ 
ßengebrechen die Communication gehemmt oder die Sicherheit der Per⸗ 
ſonen oder des Eigenthumes gefährdet iſt, die erforderliche Abhilfe von 
den hiezu zunächſt verpflichteten Organen in Anſpruch zu nehmen, und 
bei Gefahr am Verzug, oder wenn die Abhilfe nicht rechtzeitig geleiſtet 
wird wie unmittelbar auf Koſten der Verpflichteten zu treffen. 

18. 


Die Uebergangsbeſtimmungen, welche bei Einführung dieſes Geſe⸗ 
bes ane 1 nden den een e einer 0 72 0 


l 


Bezüglich der Straßenpolizei, enthält für die e traßen in 
Oberöſterreich der Statthalterei-Erlaß vom 1. Okt. 1851, 3. 13744 
(L. G. B. 1851, S. 889) folgende Beftimmungen, bie größtentgeile 
auch auf Gemeindeſtraßen Anwendung finden: 

Oeffentliche Straßen ſollen für die allgemeine Benützung ſtets 

ffen ſein, es ſind die Hemmniſſe, welche die Benützung erſchweren, zu 
be eitigen und Beſchädigungen der Straße und ihrer Beſtandtheile fern 
zu halten. Häuſer oder ſonſtige Gebäude und Behältniſſe dürfen nicht 
zu nahe an den Straßen angebaut oder in ſelbe vorgerückt werden, damit 
die Straßen nicht beengt, oder der Einwirkung der Sonne und der Luft 
nicht beraubt werden. Dachrinnen dürfen nicht über die Straßen über⸗ 
hängen, ſondern ſind bis zum Abfalle des Waſſers in die Straßen⸗ 
gräben abzukürzen. So ferne der Hauseigenthümer die Befolgung un⸗ 
terläßt, iſt derſelbe mit einer Geldſtrafe von 1 fl. 5e kr. zu belegen 
und die Abkürzung iſt auf ſeine Koſten einzuleiten. Aecker und andere 
Grundſtücke und deren Zäune dürfen nicht in den Straßengrund vor⸗ 
gerückt oder die Straßengräben verengt werden. Die Zäune der Grund⸗ 
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ſtücke find mindeſtens ſo weit zurückzuſetzen, daß der Raum von der 
Straße zu ſelben mit Einrechnung der Straßengräben mindeſtens 4 Schuh 
beträgt. Uebertreter ſind mit einer Geldſtrafe von 2 fl. zu belegen. 
Von den beſtehenden Obſt⸗ und anderen Bäumen ſind die über die 
Straßen überhängenden Aeſte abzuſtümmeln. Von den ſo dicht geſetzten 
Bäumen, daß ſie Luftzug und Sonnenſtrahlen von der Straße abhalten, 
find einige in gleichem Verhältniſſe aus zuſtocken. Neue Obſt- oder an⸗ 
dere Bäume dürfen nur fo gepflanzt werden, daß ihre Aeſte im An- 
wachſen nicht über die Straßengräben reichen, und dem Luftzuge und 
dem Einfallen der Sonnenſtrahlen auf die Straße nicht hinderlich ſind. 
In Uebertretungsfällen iſt die Abſtümmlung der Aeſte oder die Ab⸗ 
hauung der zu nahe an die Straßen geſetzten Bäume auf Koſten des 
Grundbeſizers vorzunehmen. Die durch die Wälder führenden Straßen 
ſind auf beiden Seiten in einer Breite von 3 Klaftern baum⸗ und 
buſchfrei zu halten. Nur in dem Falle, wenn ein Grundbeſitzer nur 
einen wenige Klafter breiten, neben der Straße laufenden Holzgrund 
beſitzt, und durch deſſen Abholzung dem Wirthſchafts betriebe ein auf⸗ 
fallender Nachtheil zuginge, kann geſtattet werden, daß die Bäume nur 
gegen die Straßenſeite ausgeäſtet werden. Fallgattern dürfen auf öffent⸗ 
lichen Straßen nicht angebracht werden, es ſind daher auch die zu ihrem 
Einhängen beſtimmten ſteinernen Gatternſäulen zu beſeitigen. Zur Aus⸗ 
fuhr von der Straße auf die einzelnen Grundſtücke dürfen die Straßen⸗ 
gräben nicht mit Erde ausgefüllt werden, ſondern es ſind zu den Feld⸗ 
arbeiten von den Grundbeſitzern Brücken über die Straßengräben zu 
legen. Das Ausleeren und Auswerfen des Unrathes, das Auslegen des 
Düngers und der Holzvorräthe auf die Straße und die Seitengräben 
iſt unterſagt und bei Uebertretungen die Wegräumung auf Koſten der 
Uebertreter zu veraulaſſen. Die Hemmung des Verkehrs durch Ver⸗ 
ſtellung der Straßen vor den Wirthshäuſern iſt bei einer Strafe von 
1 fl. bis 4 fl. verboten. Die Breite der Ladung der Laſtwägen ſoll 
das Maß von 7 Wiener Schuhen bei einer Strafe von 2 bis 25 fl. 
nicht überſteigen. Das Gewicht der Ladung von Wägen mit weniger 
als 6 Wiener Zoll breiten Radfelgen darf bei einer Strafe von 10 fl. 
60 Wiener Zentner nicht überſteigen. Eine Ausnahme findet nur bei 
Verführung ſolcher untheilbarer Gegenſtände ſtatt, deren Breite oder 
Gewicht das normalmäßige Maximum überſchreitet. Alle Fuhrwerke 
find verpflichtet, ſich über Berge bei Vermeidung einer Strafe von I fl. 
50 kr. der Radſchuhe zu bedienen. Das Einlegen von Reißketten oder 
der Gebrauch von was immer für Mitteln, womit ein Aufreißen der 
Straßenbahnen verurſacht wird, iſt ausnahmsweiſe nur dann geſtattet, 
wenn dieſe zeitweilig mit Glatteis oder Schnee bedeckt ſind, ſonſt aber 
gegen einen Strafbetrag von 20 fl. und gegen Verluſt der Ketten oder 
ſonſt angewendeten Vorrichtungen verboten. Die den Vekturauten über 
Berge Vorſpann leiſtenden Fuhrleute dürfen bei der Rückkehr die Wage 
bei Verluſt derſelben nicht von den Pferden nachſchleppen laſſen, ſondern 
haben ſie den Pferden anzulegen. Unbeſpannte Wägen dürfen an ber⸗ 
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gigen Straßenſtrecken nicht ſtehen gelaſſen werden. Zur Zeit der 
Schlittenbahn oder bei Schneeverwehungen iſt die Ausſteckung der 
Straßenbahn nothwendig. Die Gemeindevorſtände haben die Vorſichts⸗ 
maßregel vorhinein ausführen zu laſſen, es find jedoch hiezu nur abge⸗ 
laufene Schwarzholzſtämme oder Aeſte von Schwarz- oder wee 
nicht aber re Stämme von ine zu verwenden. 


Die Beſchödizung der an den öffentlichen Wegen jeder Art 96 
pflanzten Bäume oder Alleen, fie möge aus böſer Abſicht, Muthwillen, 
Unachtſamkeit, oder bei Viehtreiben und anderen Gelegenheiten aus ver⸗ 
nachläſſigter Aufficht entſpringen, iſt, wenn ſich dieſelbe zur Ahndung 
nach dem Strafgeſetzbuche nicht eignen ſollte, als ein Polizei⸗Vergehen 
mit einer Geldſtrafe zu ahnden, welche nach Beſchaffenheit der dieſelbe 
begleitenden Umſtände und Folgen mit einem bis fünf Gulden für jeden 
beſchädigten Baum zu bemeſſen und dem Ergreifer des Thäters, oder 
dem Angeber, wenn deſſen Anzeige zur Entdeckung und Ergreifung des 
Thäters führt, als Beko nung zu erfolgen iſt⸗ (Reg. Cirk. vom 3. Febr. 
TOR, Z. 3430. 


Zur Beſeitigung von Beſchädigungen der Straßen⸗Ban quets darf 
das Vieh nur Unter Aufſicht von Hirten auf die Reichs- und Com⸗ 
merzialſtraßen getrieben werden, und es ſind die Uebertreter dieſer Vor⸗ 
ſchrift, zu beſtrafen und die Eigenthümer des Viehes zum Erſatz des 
von ihrem Vieh an der Straße angerichteten Schadens zu verhalten. 
Wenn die Straßengräben durch ausgetriebenes Borſtenvieh beſchädiget 
werden, iſt das bei der Beſchädigung betretene Vieh zu pfänden und 
der Beſttzer zur Auslöſung mit 12 kr. zu verhalten. Jene Vieheigen⸗ 
thümer und Viehtreiber, welche das Vieh nicht von dem Zertreten der 
Straßen⸗Banquets und der Schotterhaufen abhalten, find zu einer Geld ⸗ 
ſtrafe von 1 bis 3 fl. oder zu einer entſprechenden Arreſtſtrafe zu ver⸗ 
halten. (Erlaß der o. . Stutthalterei vom 10. Nov. 1856, Z. 14.485 
L. G. B. 1856, II. Abth. Seite iR: | 


Die Gemeinde hat zugleich für die Sicherheit und Leichtigkeit des 
Verkehrs auf Gewäſſern (Waſſerpolizei) Sorge zu tragen. 

Unter den hierüber in Kraft beſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen, 
inſo weit ihre Handhabung den ſelbſtſtändigen Wirkungskreis der Ge⸗ 
meinden nicht über ſchreitet, iſt vor allem die mit Regierungsdecret vom 
12. Mai 1822, Z. 9849 republizirte Schiffahrts Ordnung vom 
20. März 1770 bemerkenswerth, welche auszugsweiſe lautet wie folgt: 

1. Die zum Transport von Perſonen oder Frachten beſtimmten 
Schiffe müſſen vollkommen feſt, But und zur Ertragung 2. 
Belaſtung tauglich fein. 
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2. Die Schiffe ſind öfters zu unterſuchen und es iſt ihnen bei 
dem Abgange eines Anſtandes die Jahreszahl der Unterſuchung einzu⸗ 
brennen. Bei wahrgenommener Gefährlichkeit iſt der Schiffeigenthümer 
zur A anzuweiſen, vor welcher der Brand nicht vorgenommen 
und der Gebrauch des Schiffes nicht geſtattet werden darf. ui 
3. Bei 12 Reichsthalern Strafe muß jedes Schiff ** Schuh im 
Lichte außer Waſſer ſtehn. 

4. Die Schiffe find mit dem erforderlichen Schiffzeug bon guter 
Sualiät zu n 
in Waſſerfahrten 8 ee ein. 

6. Insbeſondere ſollen die Seßthaler oder Wealth ehrliche, 
wachſame, nüchterne und friedliche Menſchen ſein. 

7. Die Schiffmeiſter dürfen ſich keiner der Trunkenheit ergebenen 
Schiffleute bedienen. Die bei Waſſerfahrten in der Betrunkenheit be⸗ 
tretenen Schiffleute ſind ſogleich anzuhalten und zu beſtrafen. 

8. Schiffmeiſter, welche einen Schiffknecht ohne ein entſprechendes 
Heugni ſſeines, Hüter nt Wenſiſtern. ‚aufnehmen, BFH, in eine 
Geldſtrafe, 94 15116 

9. Seßthaler oder Nauführer ſind verpflichtet, 13 1 Schiff⸗ 
leute ſogleich an das Land führen zu laſſen. Wird durch deren Ab⸗ 
gang die Weiterfahrt verhindert, ſo kann der Schiffmeiſter für die hie⸗ 
durch verurſachten Koſten von den betrunkenen Schiffknechten Schad⸗ 
los haltung begehren und es liegt ihm ob, Schiffknechte, die in der Trun⸗ 
kenheit verharren, ohne Zeugniß entſprechender Dienſtleiſtung zu entlaſſen. 

10. Bei großem Nebel, Wind und Hagelwetter vom Lande zu 
ſtoßen, iſt verboten. Wenn während der Fahrt ein ſolches widriges 
Wetter eintreten ſollte, ſo iſt nach Thunlichke it am nächſten Orte anzs= 
landen und eine günſtigere ſicherere Witterung abzuwarten. 


11. Wenn Auf⸗ und Naufahrende einander begegnen und zum 
gegenſeitigen Ausweichen der Raum zu enge iſt, dann ſoll der Nau⸗ 
fahrende anlanden und dem Auffahrenden die Fahrt frei überlaſſen. 
Würde die Gegend dem Naufahrenden die Anlandung nicht geſtatten, 
ſo hat der Auffahrende ae und dem 2 ee den 1 
raum frei zu machen. g 

12. Kein Floß darf bei Veimewüng einer Geldſtrafe von 50 
Dur mehr als 7 Klafter Breite und über 17 Klafter Länge haben. 

13. Wenn ein Schiffmeiſter im Waſſer verborgene Stöcke, oder 
an Schiffmühlen etwas der Fahrt ſchädliches, oder bei der Zulandung 
einen Mangel an feſten Haftſtöcken entdecken ſollte, ſo hat er allſogleich 
hievon die Anzeige zu erſtatten. 

14. Die Beſitzer von Ufergründen, auf welchen Stöcke und Bäume 
ſtehen, die unter Waſſer geſetzt der Schifffahrt gefährlich werden können, 
haben dieſelben zu beſeitigen, widrigens ſie mit 12 Reichsthalern be⸗ 
* werden. 
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135. Schiff mühlen dürfen nur an Orten, wo durch fie die Schif⸗ 
fahrt nicht behindert oder gefährdet wird, angeheftet werden. 

16. An beſtimmten Landungsplätzen dürfen keine leeren unnöthig 
ſtehenden Fahrzeuge geduldet werden. Die Landungspläge find ferner 
mit ſtarken, tief eingegrabenen Haftſtöcken zu verſehen und es ſind die⸗ 
. ſowie die Hufſchläge und Ufer⸗Beſchlächte in gutem Stande zu 
erhalten. DE ji 


Jedes zum Transport von Perſonen beſtimmte Schiff muß bei 
ſonſtiger Beſtrafung des Dawiderhandelnden mit einer ſogenannten 
Bodenbrücke verſehen fein. (Regierungs⸗Decret vom 18. Oct. 1832, 
Z. 26576.) | 1 inn e een a f | 

Die Schiffmeiſter und Ueberfuhr⸗Inhaber haben unter ihrer Haf- 
tung und ſchweren Verantwortung nicht nur die vollkommen ſichere 
und ſchiff ſahrts-ordnungsmäßige Beſchaffenheit, dann für die gehörige 
Bemannung der zur Transportirung von Menſchen beſtimmten Fahr⸗ 
zeuge, ſondern auch insbeſondere dafür Sorge zu tragen, daß nicht zu 
viele Menſchen aufgenommen werden. (Regierungs⸗Decret vom 31. Mai 

Die Ruderſchiffe auf der Donau müſſen an den Seiten mit 
Windläden verſehen werden, welche wenigſtens 12 Zoll über den Rand 
des Schiffes emporragen und das Eindringen der Wellen in das In⸗ 
nere des Schiffes verhindern ſollen. (Reg.⸗Decret vom 8. Auguſt 1845, 
Z. 22506.) | | 151106 | 

Jedes Schiff, zu deſſen gehöriger Leitung mehr als zwei Schiff- 
leute erforderlich ſind, und jede Wallfahrtfuhre muß bei Vermeidung 
einer Strafe von 36 fl. eine leere, mit den nöthigen Schiffs requiſiten 
verſehene Waidzille in gutem Zuſtande von 4 Klaftern in der Länge, 
drei Fuß in der Breite und 18—20 Zoll in der Tiefe bei ſich führen. 
(Reg. Decr. vom 9. Febr. 1846, Z. 1566.) 


Bezüglich der Flurenpolizei wurde unterm 30. Jänner 1860 
folgende Verordnung der k. k. Miniſterien des Innern und der Juſtiz 
erlaſſen, deren Handhabung durch die neue Gemeindeordnung auf die 
Gemeinden übergegangen iſt. 

Um die Hintanhaltung und Entdeckung der Beſchädigungen oder 
widerrechtlicher Eingriffe, welchen das Feldgut ausgeſetzt iſt, zu erleich- 
tern, und dem dringenden Bedürfniſſe eines Schutzes des Feldbaues 
eine wirkſame Abhilfe zu gewähren, wird auf Grund der von Sr. k. k. 
apoſtoliſchen Majeſtät mit a. h. Entſchließung vom 28. Jänner 1860 
ertheilten Ermächtigung, die Beſtellung eines beeideten Feldſchutzper⸗ 
ſonales (Feldhüter, Flurwächter) geſtattet, und zur Regelung des In⸗ 
ſtitutes der für den Feldſchutzdienſt beeideten Feldhüter oder Flurwächter, 
ſowie des Verfahrens über Feldfrevel verordnet, wie folgt: 
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7 ef §. 1. 

Unter ffeldgut werden alle Gegenſtände begriffen, welche mit dem 
Betriebe der Land⸗ und Feldwirthſchaft im weiteſten Sinne im unmit⸗ 
telbaren oder mittelbaren Zuſammenhange ſtehen, in ſo lange ſie ſich 
auf offenem Felde befinden. | 

Es find daher eben fo wohl die Grundſtücke ſelbſt, wie Aeder, 
Wieſen, Gärten, Weingärten, Obſtbäume und Pflanzungen aller Art, 
Preßhäuſer, Heuſtadeln, Bienenhäuſer, Feldhütten, Zäune, Hecken, Alleen, 
Fiſchteiche, Be⸗ und Entwäſſerungsanlagen, Dämme, Waſſerwerke und 
Leitungen, Feldwege und Stege, Feldbrunnen u. ſ. w. zum Feldgute zu 
rechnen, als auch alle noch nicht eingebrachten Früchte und Saaten, 
Heu⸗ und Fruchtſchober, die auf dem Felde zurückgelaſſenen landwirth⸗ 
ſchaftlichen Geräthe und Werkzeuge, das Zug⸗ und Weidevieh, der Dün⸗ 
ger u. ſ. w. Ati 
8. 2. | 


Auf den Feldſchutzdienſt können nur jene Feldhüter oder Flur⸗ 
wächter beeidet werden, welche: | | 
a) Entweder von einer Gemeinde zur Ueberwachung des Feldgutes 
aller oder einzelner, in der Gemeindegemarkung gelegenen Fluren, 
oder ö 1 | 

b) von dem Beſitzer eines größeren Guts- oder Wirthſchafts-Com⸗ 
plexes zur Ueberwachung ſeines Feldgutes beſtellt werden. a 
In dem letzteren Falle muß der Beſitzſtand in der Regel min- 
deſtens 100 niederöſterreichiſche Joche an dem Feldbaue gewid⸗ 
meten Grundſtücken betragen; ausnahmsweiſe kann jedoch auch 
den Beſitzern von Realitäten, welche dieſen Umfang nicht erreichen, 
die Bewilligung von der politiſchen Behörde ertheilt werden, wenn 
nach den perſönlichen Verhältniſſen und den übrigen Umſtänden 
eine entſprechende Beachtung der in dieſer Verordnung enthal⸗ 

tenen Vorſchriften mit Grund erwartet werden kann. 

3 


1314 1 


Der aus dem Gemeindeverbande ausgeſchiedene, vormals herr— 
ſchaftliche, „größere“ Grundbeſitz, welcher ein eigenes Gutsgebiet bildet, 
iſt im Sinne dieſer Verordnung einer Gemeinde gleich zu halten, und 
der Vorſtand des Gutsgebietes hat alle jene Rechte und Pflichten, 
t nach dieſer Verordnung dem Gemeinde⸗Vorſtande zukommen oder 
obliegen. | 
Im Verfolge dieſer Verordnung wird der Gemeinde-Vorfteher 
und der Vorſtand des ſelbſtſtändigen Gutsgebietes mit der gemeinſchaft⸗ 
lichen Benennung „Ortsvorſtand“ bezeichnet. 

Be N 
Die Vornahme der Beeidigung auf den Feldſchutzdienſt ſteht der 
unterſten politiſchen Behörde des Bezirkes zu, und kann nur über Ver⸗ 
langen des Dienſtherrn, beziehungsweiſe Beſtellers des zu beeidenden 
Feldhüters oder Flurwächters erfolgen. | „. 
Scheda's Hilfsbuch. 9 


7 
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Der Eid ift 1 der beiliegenden Eidesformel abzunehmen. 
5. 


Jedem auf den Feloſchutzdienſt Beeideten iſt eine Schriftliche Bes 
ſtätigung des geleiſteten Eides zu erfolgen, welche nebſtbei den Namen 
des Beſtellers und die genaue Beſchreibung des Umfanges des, dem 
Feldhüter oder Flurwächter zugewieſenen Ueberwachungsbezirkes zu ent⸗ 
halten hat. Dieſe Beſtätigung hat dem beeibeien Feldhüter oder Flur⸗ 
wächter zur Legitimation zu a. | | 


. 6. 

Für den Feldſchutzdienſt dürfen von den nn Ze Behörden nur 
Perſonen von unbeſcholtenem Benehmen, welche das 20. Lebensjahr zu⸗ 
cane haben, in Eid und Pflicht genommen werden. 

4 Te 


Perſonen, ae wegen eines Verbrechens, eines aus Gewaltthä⸗ 
tigkeit gegen die Perſon eines Andern verübten Vergehens oder einer 
ſolchen Uebertretung, ferner eines aus Gewinnſucht entſpringenden, oder 
der öffentlichen Sittlichkeit zuwider laufenden Vergehens oder einer 
Uebertretung dieſer Art ſchuldig erkannt, oder blos wegen Unzuläng⸗ 
lichkeit der Beweismittel freigeſprochen worden ſind, endlich Perſonen, 
welche wegen einer andern Geſetzesübertretung zu einer, wenigſtens ſechs⸗ 
monatlichen Freiheitsſtrafe verurtheilt worden ſind, dürfen für 55 Feld⸗ 
ſchazdienſt nicht in Eid und Pflicht genommen werden. 

98. 


Die Zulaſſung zur Beeidigung kann wegen Schwäche des Wahr⸗ 
nehmungs⸗ und Erinnerungsvermögens, wegen Hanges zur Trunkenheit, 
zum Spiele, zu Raufhändeln und Exzeſſen, wegen Verdachtes der Be- 
ſtechlichkeit oder des Schleichhandels, überhaupt wegen ſolcher phiſiſchen 
und moraliſchen Gebrechen verweigert werden, die nach dem Dafürhalten 
der Behörden zur Ausübung des Feldſchutzdienſtes mit dem Rechte einer 
obrigkeitlichen Perſon und Civilwache minder geeignet, oder ganz uns 


fähig machen. 


S. 9. a 

Das auf den Feldſchutzdienſt beeidete Perſonale wird in der Aus⸗ 
übung dieſes Dienſtes als öffentliche Wache angeſehen und genießt in 
dieſer Beziehung alle in den Geſetzen gegründeten Rechte, welche den 
obrigkeitlichen Perſonen und Civilwachen zukommen. Die mit Berufung 
auf ihren Dienſteid abgegebenen Ausſagen der beeideten Feldhüter oder 
Flurwächter über Thatſachen oder Umſtände, die ſich auf die Ausübung 
ihres Dienſtes beziehen, und die fie bei Ausübung desſelben wahrge⸗ 
nommen haben, find nach Maßgabe des §. 426 lit. c. der Strafprozeß⸗ 
ordnung vom 29. Juli 1853 Ki he 


Damit das für den gelbichnkpien beeidete Perſonale erkannt und 
als öffentliche Wache geachtet werden könne, hat es im Dienſte einen 
Armſchild zu tragen, deſſen bezeichnende Form zur öffentlichen e 
des Bezirkes zu bringen iſt. 
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Zugleich iſt das beeidete Feldſchutzperſonale befugt, im Dienfte 
ein kurzes Seitengewehr zu tragen, von welchem hi nur im Falle 
gerechter Nothwehr Gebrauch Bear werden darf. 


Die für den Seguin — Perſonen verlieren im Falle 
des Eintrittes eines der im 8.7 feſtgeſtellten Ausſchließungsgründe, die 
durch die Beeidigung erlangten Rechte einer rigen Perſon und 
Civilwache kraft des Geſetzes. 8. 12 | 

Die zur Beeidigung für den Feldſchutzdienſt berufenen politifchen 
Behörden (§. 4) haben auch über die Zulaſſung zur Eidesablegung und 
über den Verluſt der mit der Beeivigung erworbenen Rechte (8. 11) zu 
erkennen. As 
Gegen dieſe Erkenntniſſe findet das Rechtsmittel des Relur⸗ 
ſes ftatt 

| 8. 13. 

— iſt gehalten, den dienſtlichen Aufforderungen des beei⸗ 
u Feldſchutzperſonales Folge zu leiſten, wogegen dasſelbe ſich aller 
geſetzwidrigen Vorgänge bei ſtrenger Verantwortung au enthalten hat. 


Wenn eine Perſon bei Verübung eines Felddiebſtahles oder einer 
andern Beſchädigung des Feldgutes betreten wird, ſo iſt dieſelbe, wenn 
ſie unbekannt iſt, oder keinen feſten Wohnſitz hat „ feſtzunehmen. An⸗ 
dere Perſonen dürfen nur dann feſtgenommen werden, wenn ſie ſich der 
dienſtlichen Aufforderung des beeideten Feldſchutzperſonales widerſetzen, 
es beſchimpfen oder ſich an ihm rg oder bedeutende Beſchädi⸗ 
gungen en 
S- 15. N 

HH. eine Perſon, welche. nach Zulaſſung des 8. 14 delten 
werden darf, von dem Orte, an welchem ſie auf der That betreten 
wurde, entflohen, ſo kann ſie von dem beeideten Feldſchutzperſonale ver⸗ 
iofgt und au außerhalb des N Pfigenammeen werden. 


1 Das Feldſchutzperſonale hat 175 bei Verübung eines Felddieb⸗ 
ſtahles oder einer andern Beſchädigung des Feldgutes Betretenen die 
entwendeten Gegenſtände, ſowie die zur Verübung des Diebſtahles oder 
Frevels verwendeten Werkzeuge abzunehmen. 

Es iſt demſelben geſtattet, auch den, der Verübung eines Feld⸗ 
frevels dringend verdächtigen Perſonen, wenn ſie auf fremdem Grunde 
betreten werden, die gewöhnlich zur Gewinnung der Bodenproduete ver⸗ 
wendeten Werkzeuge, falls ſie deren Mitnahme nicht zu fe benen 
Ferment, abzunehmen. 

932 8. 17. 

Jede feſtgenommene Perſon muß ohne Verzug dem Ortsvor⸗ 


152 zur weiteren e vor die competeute Behörde eee 
werden. | 


153 


9 * 


z 
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Die abgenommenen Gegenſtände und Werkzeuge find gleichfalls 
ohne Verzug dem Ortsvorſtande zu übergeben, welcher ſie dem Be⸗ 
ſchädigten, wenn er bekannt iſt, ſogleich gegen ee zu 
erfolgen hat. 

Sf der Beſchädigte unbekannt, fo hat der Ortsvorſtand, wegen 
deſſen Ausforſchung das Geeignete zu verfügen und jedenfalls die Vor⸗ 
ſorge zu treffen, daß die abgenommenen Gegenſtände, wenn ſie dem 
Verderben unterliegen, zum Beſten des noch nicht ermittelten Beſchä⸗ 
digten verwerthet werden. 


| Die aus einem Felddiebſtahle oder Fturenfrevel herrührenden Ge⸗ 
genſtände oder der dafür erzielte Erlös verfallen dem Ortsarmenfon de, 
wenn der unbekannte Eigenthümer deren Ausfolgung binnen der vom 
Tage des begangenen Frevels zu berechnenden Friſt von einem Jahre 
nicht begehrt. 

Demſelben Fonde verfallen auch die abgenommenen Werkzeuge, 
wenn nicht von der competenten Behörde die Rückſtellung weer we⸗ 
gen ungerechtfertigter . ausgeſprochen wird 41 

18th. id, n ee ue 

Wird das Feldgut durch Thier beſchädigt, ſo hat das 9 
Feldſchutzperſonale die Privatpfändung für den Beſchädigten zu voll⸗ 
ziehen (§. 1321 des allgemeinen bürgerl. Geſetzbuches.) Dieſe Pfändung 
hat von Seite des von der Gemeinde beſtellten Feldſchutzperſonales 
dann zu unterbleiben, wenn die Beſchädigung durch die zu der Ge⸗ 

meindeherde gehörigen und einem von der Gemeinde en 1 4 
zur Ueberwachung anvertrauten Thiere geſchieht. I 


49, 

Das von einer Gemeinde oder von dem Beſitzer e eines ſelbſſtän⸗ 
digen Gutsgebietes (8. 3) beſtellte beeidete Forſtſchutzperſonale hat das 
gepfändete Vieh ohne Verzug dem Ortsvorſtande zu übergeben, welcher 
hievon ſowohl dem Eigenthümer des gepfändeten Viehes, wenn dieſer 
bekannt iſt, als auch dem Beſchädigten, und dieſem letzteren insbeſon⸗ 
dere mit dem Bedeuten ſogleich zu verſtändigen hat, daß er ſein Recht 
auf den Schadenerſatz längſtens binnen acht Tagen geltend zu machen 
habe, widrigens das gepfändete Vieh dem ſich meldenden Eigenthümer 
zurückgeſtellt werden würde. 

Der Ortsvorſtand hat über die Höhe der Eniſchädigung zwiſchen 
dem Beſchädigten und dem Eigenthümer des gepfändeten Viehes ein 
gütliches Uebereinkommen zu vermitteln und iſt im Falle, wenn beide 
Parteien ihm unterſtehen, und keine Abfindung zu Stande kommt, be⸗ 
rechtigt, die Sicherſtellungsſumme feſtzuſetzen, gegen deren Erlag das ge⸗ 
pfändete Vieh dem Eigenthümer noch vor der behördlichen Entſcheidung 
über den Schadenerſatz ausgefolgt wird ($. 1322 des allg. b. Geſetzb.) 

Iſt der Beſchädigte zugleich Vorſtand des ſelbſtſtändigen guts⸗ 
herrlichen Gebietes, ſo iſt derſelbe verpflichtet, binnen acht Tagen ent⸗ 

weder mit dem Eigenthümer des Viehes ſich abzufinden, oder ſeine Ent⸗ 
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ſchädigungsanſprüche bei der Behörde anhängig zu n. widridenfalls 
dee gepfändete Vieh . muß. 
2 


Das von dem, im §. 2 unter b) angeführten Privatperſonen bes 
ſtellte beeidete Feldſchutzperſonale hat das gepfändete Vieh ohne Verzug 
ſeinem Dienſtherrn zu übergeben, und gleichzeitig dem Ortsvorſtande 
die geſchehene Pfändung anzuzeigen. 

Der beſchädigte Dienſtherr hat ſich binnen acht Tagen entweder 
mit dem Eigenthümer des Viehes abzufinden, oder ſeine Entſchädigungs⸗ 

ſprüche bei der Behörde anhängig zu machen, widrigenfalls das ge⸗ 
pfändete Vieh zurückgeſtellt werden muß. 
§. 21. 15 

Das beeidete Feldſchutzperſouale hat alle von ihm entdeckten Feld— 
diebſtähle und ſonſtigen Beſchädigungen des Feldgutes ſelbſt dann, wenn 
der Thäter unbekannt iſt, zur Kenntniß ſeines Dienſtherrn zu bringen 
und zwar das von einer Gemeinde oder einem ſelbſtſtändigem Gutsge⸗ 
biete beſtellte Perſonale zur Kenntniß des Ortsvorſtandes, und das von 
Privaten beſtellte Perſonale zur Kenntniß feines Beſtellers und gleich⸗ 
zeitig des Ortsvorſtandes. 
$. 22. 


Der Ortsvorſtand ift apf, von allen zu ſeiner Kenntniß 
gebrachten Verletzungen der Sicherheit des Feldgutes die Beſchädigten, 
ſoweit ſie bekannt ſind, ungeſäumt in Kenntniß zu ſetzen und diejenigen 
Verletzungen, welche in dem allgemeinen Strafgeſetze vorgeſehen ſind, 
ohne Verzug der Strafbehörde zur weiteren Behandlung anzuzeigen. 

Das von Privaten beſtellte Feldſchutzperſouale oder deſſen Dienſt⸗ 
herr iſt verpflichtet, derartige nach dem allgemeinen Strafgeſetze zu be⸗ 
handelnde Veiletzungen des Feldgutes unmittelbar der Strafbehörde an⸗ 


iueigen. 
8. 23. 


Alle wie immer geartete Verletzungen oder Beschädigungen des 
Feldgutes, welche nicht unter die Beſtimmungen des allgemeinen Straf- 
eſetzes fallen, werden als Feldfrevel erklärt, über welche von der com⸗ 
petenten Behörde das Verfahren nur auf Verlangen des Beſchädigten 
oder auf die unmittelbare Anzeige eines auf den Feldſchutz beeideten 
Individuums einzuleiten iſt. 

§. 24. 

Die Feldfrevel ſind nach Verhältniß der Milderungs⸗ oder Er⸗ 
ſchwerungsgründe in der Regel mit einer Geldſtrafe don fünfundzwanzig 
Kreuzer bis vierzig Gulden öſt. W. oder einer Arreſtſtrafe bis zur 
Dauer von acht Tagen, oder mit jenen Strafen zu ahnden, welche die 
in einzelnen Kronländern in Wirkſamkeit beſtehenden feldpolizeilichen 
Ae en für beftimmt bezeichnete Feldfrevel feſtſetzen. 

25. 


Die Unterſuchung und Beſtrafung der Feldfrevel ſteht der poli⸗ 
tiſchen Behörde des Bezirkes zu, in welchem ſie begangen wurden. 
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Das dabei zu beobachtende Verfahren iſt durch die Verordnung 
des Ministeriums des Innern vom 5. März 1858 Nr. 34 des 9 4 
gelraplattes geregelt. 


S. 26. | 

| Das Erkenntniß hat ang den zu leitenden Schadenerſatz feſtzu⸗ 
ſtellen und im Falle dritte Perſonen, welchen eine Mitſchuld nicht zur 
Laſt fällt, aus dem Feldfrevel Nutzen gezogen haben, wie bei Beſchä⸗ 
digungen durch Abweiden u. dgl. auch zu beſtimmen, inwiefern . 
Perſonen dem Beſchädigten Erſatz zu leiſten haben. 
Bei Feldfreveln, welche von mehreren Perſonen. begangen wurden, 
haftet jede derſelben für den ganzen Schaden zur 1 Hand 
Ge und 1302 des allg. daes Geſetzbuches.) | Pin 
* 8. 27. . 

| ei, Beschädigungen des Feldgutes durch Thiere haftet der . 
thümer für den Schadenerſatz, es mag eine Pfändung vorgenommen 
ſein oder nicht und zwar auch dann, wenn die Thiere mit andern in 
einer Herde vereinigt und einem Hirten anvertraut waren. 

Wenn bei Beſchädigungen, welche durch eine gemeinſchaftliche 
Herde geſchehen, die Thiere, durch welche die Beſchädigung verurſacht 
wurde, oder deren Eigenthümer nicht ermittelt ſind, ſo haften die Eigen⸗ 
thümer aller in der Herde befindlichen Thiere dem Beſchädigten für 
den Schadenerſatz zur ungetheilten Hand, unter ſich aber tragen ſie dazu 
nur nach Gattung und Zahl des Viehes bei, welches ein jeder von 
ihnen zur Zeit der Beſchädigung in der gemeinfgaftficen Herde ge⸗ 
habt . 50 | 

| 8. 28. | | 

Der ſüerkaupte Schadenerſatz, welcher wegen Armuth b des Schul⸗ 
digen nicht beigetrieben werden kann, iſt von der Behörde über Be— 
gehren des Beſchädigten in Arbeitstage umzuwandeln, wobei der in der 
Gemeinde des Beſchädigten übliche Taglohn zum Maßſtabe zu dienen hat. 

Verweigert der Schadenerſatzpflichtige dem Beſchädigten die Lei⸗ 
ſtung dieſer Arbeitstage, ſo iſt über denſelben ein 24 ſtündiger Arreſt 
verſchärft mit Faſten zu verhängen, was bei fortdauernder Weigerung 
in Zwiſchenräumen von drei Tagen ſo lange wiederholt werden kann, 
bis der 1 geleiſtet wird. 

9,429 bo | 

Zur Schätzung des durch einen Feldfrevel dern sagn Sac 

iſt zunächſt das beeidete Feldſchutzperſonale berufen. 
* Ueberſteigt der Schade nach dem Dafürhalten des berideten Felb⸗ 
hüters 5 fl. ö. W., fo hat er ſogleich die Abſchätzung deſſelben durch 
beſonders beeidete Schätzleute bei dem Ortsvorſtande zu begehren, und 
letzterer iſt verpflichtet, die Schätzung ſogleich vornehmen zu laſſen und 


über den Schätzungsbefund eine ſchriftliche Sen err 2 ic 
Feldhüter zu erfolgen. 
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Die Vornahme der Schätzung des Schadens durch die beeideten 
Schätzleute kann in allen Feldfrevelfällen ſowohl von dem Beſchädigten, 
als auch vom Erſatzpflichtigen beim Ortsvorſtande binnen acht Tagen, 
vom Zeitpunkte des begangenen oder entdeckten Feldfrevels an gerech— 
net, begehrt werden. PN | 


| $. 
Durch Verjährung erlifcht Unterſuchung und Strafe der Feld» 
frevel, wenn der Frevler binnen drei Monaten vom Tage des began⸗ 
genen Frevels nicht in Unterſuchung gezogen worden iſt. 
Die aus einem durch Verjährung erloſchenen Feldfrevel herrüh⸗ 
renden Schadenerſatzanſprüche ſind auf dem Civilrechtswege auszutragen. 
D * | | 31 


Die zur Beeidigung berufenen politiſchen Behörden haben über 
alle in ihrem Bezirke befindlichen auf den Feldſchutzdienſt beeideten Per⸗ 
ſonen genaue Vormerkungen zu führen und in ſteter Evidenz zu halten. 
Die Dienſtherren oder deren Stellvertreter ſind bei Vermeidung einer 
Ordnungsſtrafe von zwei bis zehn Gulden ö. W. verpflichtet, jede Ver⸗ 
änderung in dem Stande ihres auf den Feldſchutzdienſt beeideten 
Dienſtperſonales innerhalb einer Friſt von längſtens ſechs Wochen zur 
Kenntniß der betreffenden politiſchen Behörde zu bringen. up‘ 
u ane Eides formel 

für das Fel dſchutz⸗Perſonale. | 

Ich ſchwöre, das meiner Aufſicht anvertraute Feldgut ſtets mit 
möglichſter Sorgfalt und Treue zu überwachen und zu beſchützen, all' 
diejenigen, welche dasſelbe auf irgend eine Weiſe zu beſchädigen trachten 
oder wirklich beſchädigen, ohne perſönliche Rückſicht gewiſſenhaft anzu⸗ 
zeigen, nach Erforderniß in geſetzmäßiger Weiſe zu pfänden oder feſtzu⸗ 
nehmen, keinen Unſchuldigen fälſchlich anzuklagen oder zu verdächtigen, 
jeden Schaden möglichſt hintanzuhalten und die verurſachten Beſchädi⸗ 
gungen nach meinem beſten Wiſſen und Gewiſſen anzugeben und ab⸗ 
zuſchätzen, ſowie deren Abhilfe im geſetzlichen Wege zu verlangen, mich 
den mir aufliegenden Pflichten ohne Wiſſen und Genehmigung meiner 
Vorgeſetzten oder ohne unvermeidliche Verhinderung niemals zu ent⸗ 
ziehen und über das mir anvertraute Gut jederzeit gehörig Rechenſchaft 
zu geben. i 

So wahr mir Gott helfe! 


Die Lebensmittelpolizei und die Ueberwachung des Markt 
verkehres, insbeſondere die Aufſicht auf Maß und Gewicht. 


Die Lebensmittelpolizei umfaßt die Obſorge, daß die un⸗ 
entbehrlichen Lebensmittel in hinlänglicher Menge vorhanden ſeien, und 
daß der Geſundheit ſchädliche Eßwaaren nicht verkauft werden. 
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In Ueberwachung des Marktverkehres iſt dafür Sorge 
zu tragen, daß die Marktordnungen genau beobachtet und daß alle Stö⸗ 
rungen der Ruhe und Ordnung, ſowie die Gefahren der Sicherheit des 
Eigenthums durch Feuer, Diebſtähle und Betrügereien fern gehalten 
werden. 3302 1d dan 

Von den die Märkte beſuchenden Parteien kann ein mäſſiges 
Standgeld abgefordert werden. ich Anuzd hinge cru 

Die Standgelder wurden mit Reg. Decret vom 26. Nov. 1830 
Z. 32179 in nachſtehender Art regulirt: An Jahrmärkten wird für einen 
Stand oder Verkaufplatz die Gebühr bei einer Länge von 2 Klafter und 
darüber auf 40 kr. CM., von einer Klafter und darüber auf 20 kr. EM: 
von einer halben Klafter und darüber auf 10 kr. und von weniger als 
einer halben Klafter auf 5 kr. CM. feſtgeſetzt und zugleich beſtimmt, 
daß, wenn der Jahrmarkt länger als einen Tag dauert, für die ganze 
übrige Zeit noch die Hälfte dieſer Gebühr abgenommen werden darf. 
An Kirchtagen und Wochenmärkten wird die Gebühr für Verkaufsplätze 
und Stände von 2 Klaftern Länge und darüber auf 20 kr. CM., von 
einer Klafter Länge und darüber auf 10 kr. CM., von einer halben 
Klafter Läuge und darüber auf 5 kr. CM. und für noch kleinere Ver⸗ 
kaufspläze auf 3 kr. CM. feſtgeſetzt. Die an einigen Orten unter der 
Benennung Victualien⸗, Platz⸗ und Wochenmarktsgefäll, Körbelgeld, u. dgl. 
bisher an Wochenmärkten oder beim täglichen Verkaufe der Feilſchaften 
abgenommenen Gebühren werden in der Art regulirt, daß künftig für 
jeden Wagen, worauf Fe ilſchaften ſich befinden, 3 kr. EM. und von 
jedem Korbe, Karren, Schaffe, jeder Steige u. dgl., worin Feilſchaften 
zum Verkaufe ausgeſtellt find, 1 kr. CM. abgenommen werden darf. 
Auch kann für das auf den Markt gebrachte und zum Verkaufe aufge⸗ 
ſtellte Vieh in den dazu berechtigten Orten ein Platzgeld und zwar für 
jedes Stück Vieh größerer Gattung als: Ochſen, Pferde Kühe, Terzen 
von 3 kr. CM. und für jedes Stück Vieh kleinerer Gattung als: 
Kälber, Schafe, Lämmer, Ziegen und Schweine von 1 kr. CM. gefordert 
werden. Der an einigen Orten beobachtete Unterſchied in der Gebüh⸗ 
ren-Abnahme zwiſchen den Ortsbewohnern und den Auswärtigen wird 


aufgehoben. Nur der Eigenthümer des Platzes kann für die Benützung 
desſelben ein Stand⸗ oder Platzgeld fordern. 8 FOUR 

Mit Erlaß der o. ö. Statthalterei vom 9. Dez. 1854, Z. 17757, 
wurde angeordnet, die Pächter von Jahrmarkt-Standgeldern und ihre 
Beſtellten mit verificirten Einhebungs-Tarifen zu verſehen, und ſie zu 
verhalten, die Marktparteien auf ihr Verlangen davon Einſicht nehmen 
zu laſſen. Den Gemeindeämtern der Jahrmarktorte wurde zur Pflicht 
gemacht, ſolche Tarife in dem Marktorte immer vor dem Marktbeginne 
auf zweckdienlichſte Art zu Jedermanns Einſicht öffentlich anzuheften, wo⸗ 
durch Conflikten und dem hie und da gegen die Einhebung der Markt⸗ 
ſtandgelder vorkommenden Mißtrauen vorgebeugt werden ſoll. 

In Handhabung der Aufſicht auf Maß und Gewicht haben 
die Gemeindevorſteher in ihrem Gemeindebezirke die in Gebrauch ſtehen⸗ 
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den Maße und Gewichte öfters zu unterſuchen, und die mit keinem 
Zimentirungszeichen verſehenen, oder als unecht befundenen late Hand 
zunehmen. Zeigt ſich hiebei eine nach dem Strafgeſetz verpönte Hand⸗ 
lung, ſo iſt der Gerichtsbehörde die Anzeige zu erſtatten; außerdem hat 
der Gemeindevorſteher das weitere Verfahren zu pflegen und Schuld⸗ 
tragende zu beſtrafen. Die Aufſicht auf Maß und Gewicht erſtreckt ſich 
auf die Beaufſichtigung der Wagen. e mie Ach 
Vron den vielen hierüber beſtehenden Vorſchriften erwähnen wir 
olgende: 1 nn oh 162 | 
= Nach der Hofverortnung vom 20. September 1761 dar kein 
Bindermeiſter ein neues Faß anders, als nach dem Drittel, bei Strafe 
der Confiscation und 12 Reichsthaler an Geld, verfertigen. Er hat 
demſelben ſeinen Namen oder ſein Meiſterzeichen nebſt dem Namen des 
Ortes, der Jahreszahl und des haltenden Maßes einzuſchneiden oder 
einzubrennen und vor dem Verkaufe das Faß der Obrigkeit zur Vi⸗ 
ſirung und Einbrennung ihres Namens anzuzeigen. Kein unviſirtes und 
nicht vorſchriftsmäßig gezeichnetes Faß ſoll auf Märkten zu verkaufen 
geſtattet werden. Alte Fäſſer ſind gleichfalls der Viſirung zu unter⸗ 
ziehen und mit dem Namen der viſirenden Obrigkeit und der Bezelch⸗ 
nung ihres Inhaltes zu verſehen. Die ohne ſolcher Bezeichnung öf⸗ 
fentlich gebrauchten Fäſſer fellen confiszirt und es ſoll der Schuld: 


1 


tragende noch beſonders geſtraft werden. \ | 

Nach der Regierungs⸗Verordnung vom 12. September 1795 haben 
Zinngießer, Kupferſchmiede, Klampferer und Hafner die von ihnen ver- 
fertigten, als Maß zur öffentlichen Ausſchank beſtimmten Geſchirre mit 
ihrem Meiſterzeichen zu verſehen und obrigkeitlich zimentiren zu laſſen, 
Die mit ſolchen unzimentirten Geſchirren in Verkauf betretenen Gewerbs⸗ 
leute, ſowie die Wirthe und Wirthſchaftseigenthümer, die ein ſolches 
Geſchirr ohne Zeichen kaufen und ſich mit ſolchen als Maß im Aus⸗ 
ſchank oder auf dem Markte betreten laſſen, ſind nebſt Zerſchlagung des 
Geſchirres mit drei Reichsthalern zu beſtrafen. ee 
Mit Hofkanzlei⸗Deeret vom 18. Auguſt 1787 wurde angeordnet, 
daß ſich die Obrigkeiten mit echten Maßen und Gewichten (Muſter 
Maße und Gewichte) zu verſehen haben, um hiernach jene Maße und 
Gewichte, deren die Parteien zum Verkaufe gebrauchen, in Rückſicht auf 
ihre Richtigkeit zu beurtheilen, und wenn ſie ſolche für echt erkannt 
haben, zum allgemeinen Beweiſe der Echtheit mit dem obrigkeitlichen 
Stempel unentgeltlich bezeichnen zu können. Ohne einer ſolchen Be⸗ 
zeichnung ſind keine Maße und Gewichte in Städten und auf dem 
Lande zu geſtatten und den dagegen handelnden Parteien das unbezeich⸗ 
nete Maß und Gewicht ſogleich abzunehmen, auch iſt denſelben aller 
Handel und Verkauf inſolange einzuſtellen, bis fie ſich mit echterkaunten 
Maß und Gewicht verſehen haben. 

Mit Regierungs-Decret vom 13. Dez. 1806 wurde beſtimmt, daß 
alle Parteien nach Ablauf von 3 Jahren die Maße und Gewichte zur 
Zimentirungs-Obrigkeit zu bringen haben, und daß dieſe jedesmal die 
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Jahreszeit der geſchehenen Zimentirung nder Rezimentirung nebſt dem 
Stempel beizufügen hat, damit hieraus die in der feſtgeſetzten Zeit ge⸗ 
ſchehene, oder etwa unterbliebene Rezimentirung entnommen werden 
könne. Die Obrigkeiten (Gemeindevorſteher) haben einigemale des 
Jahres unverſehens auf den richtigen Vollzug der alle 3 Jahre zu er⸗ 
neuern kommenden Rezimentirung ſowohl, als auch überhaupt, ob nicht 
vielleicht unzimentirte und unbezeichnete Gewichte und Maße gebraucht 
oder ſelbe nicht etwa vorſätzlich unecht gemacht worden find, nachzuſehen 
und bei gefundenen derlei Gebrechen nach Maßgabe der Vorſchrift vom 
18. Auguſt 1787 ſich zu benehmen. 
Gewichte von Meſſing ſind die eigentlich geſetzlich erlaubten. Ge⸗ 
wichte von Blei, ſowie auch die damit adjuſtirten ſind verboten, (Ver⸗ 
ordnung vom 10. Nov. 1784) ebenſo jene von Stein (Verord. vom 
8. Auguſt 1787.) Gußeiſerne Gewichte dürfen nur dann zimentirt 
werden, wenn ſie mittelſt eines eiſernen Ringes, auf dem der Approba⸗ 
tions⸗ Stempel anzubringen iſt, adjuſtirt ſind und es ſind ſolche Gewichte 
mit einem Blei- oder anderem Zuſatze zu confisciren. (Miniſterial⸗Ver⸗ 
ordnung vom 5. Mai 1856, L. G. B. 1856, I. Abth. Seite 158.) 
In Folge a. h. Eutſchließung vom 3. Nov. 1855 wurde verord⸗ 
net, daß ſich die Zimentirungsanſtalten als allgemeines Verifications⸗ 
zeichen des k. k. Reichsadlers mit Beiſetzung der erſten Anfangsbuch⸗ 
ſtaben des Ortes, wo das Zimentirungsamt ſeinen Sitz hat, an bedienen 
haben. (L. G. B. 1855, 1. Abth. Seite 469.) 6 


Mit Erlaß der o. ö. Statthalterei vom 5. guli 1850, 3 13195, 
(L. G. B. 1850, Seite 385), wurde eine Minifterial- Vorſchrift über den 
Gebrauch und die Prüfung der Brückenwagen kund gemacht, ee von 
zwei zu zwei Jahren einer Prüfung zu unterziehen ſind. 

Mit Miniſterial⸗Verordnung vom 2. März 1857, (L. G. B. 1857, 
I. Abth., Seite 131), wurde der Gebrauch der einſtehenden, ſowie der 
nicht einſtehenden Schnellwagen beim Detail⸗Verkauf an das Publicum 
allgemein verboten. Nur für den Verkauf im Großen wurde die An⸗ 
wendung der ordentlich zimentirten einſtehenden Schnellwagen bei Zu⸗ 
ſtimmung des Käufers noch geſtattet, welchem das Recht vorbehalten 
bleibt, die Anwendung einer Schalwage zu verlangen, wo ſodann der 
Verkäufer ſeiner Forderung Folge zu geben verpflichtet iſt. Nicht ein⸗ 
ſtehende Schnellwagen dürfen auch beim Verkaufe im Großen nicht an⸗ 
gewendet werden. 

Uebertretungen ſind nach der kaiſ. Verordnung vom 20. April 
1854 (Siehe Seite 31) zu beſtrafen und es ſind die in verbotener 
Auwendung betretenen Schnellwagen als verfallen zu erklären. 
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V. 


L Geeſundheitspolizei. 


Die Geſundheitspolizei bezieht ſich auf die Aufſicht und Beſei⸗ 
tigung alles deſſen, was der Geſundheit der Gemeindemitglieder ge⸗ 
fährlich werden kann. er e TER 
Von beſonderer Wichtigkeit für die Gemeindevorſtände erſcheint 
in dieſer Beziehung die von der Statthalterei unterm 23. Jänner 1856, 
Z. 20.363, (L. G. B. 1856, II. Abth. Seite 9) erlaſſene Verordnung 
über die Vornahme der Fleiſchbeſchau auf dem Lande folgenden Inhaltes: 


I. Auf ſtellung geeigneter Fleiſchbeſchauer. 


Die Fleiſchbeſchau hat an allen Orten, und ſonach ſowohl in den 
Städten und Märkten, als in allen übrigen Ortſchaften des ganzen 
Landes ſtattzufinden, und iſt nicht nur bei den Fleiſchhauern, ſondern 
bei allen mit der Zubereitung des Fleiſches gegen Entgelt ſich abge⸗ 
benden Gewerbsleuten, als bei den Selchern, Fleckſiedern, Wirthen und 
Garköchen u. ſ. w. vorzunehmen; dieſelbe iſt nicht auf das Hornvieh zu 
beſchränken, ſondern auch auf das Borſtenvieh und; alles, andere Stech⸗ 
vieh auszudehnen. Bei Privatſchlachtungen iſt jedoch dieſe Beſchau 
nicht vorgeſchrieben. 100 or 

Zum Behufe der Vornahme der Fleiſchbeſchau find in jeder Orts⸗ 
gemeinde eigene Fleiſchbeſchauer aufzuſtellen, doch können auch dieſelben 
Perſonen für mehrere Gemeinden als Fleiſchbeſchauer aufgeſtellt werden. 

Die Zahl der Fleiſchbeſchauer in jeder Gemeinde iſt nach der 
Zahl der Fleiſchhauer und der übrigen mit der Zubereitung des Fleiſches 
ſich abgebenden Gewerbsleuten zu bemeſſen, und es iſt jedem Fleiſch be⸗ 
ſchauer für den Fall der Verhinderung ein Stellvertreter beizugeben. 
| Die Ernennung der Fleiſchbeſchauer hat durch die Gemeindevor⸗ 
ſteher zu geſchehen, welche ſich hierüber bei dem k. k. Bezirksamte aus⸗ 
1 und die Beſtätigung der ernannten Fleiſchbeſchauer einzuholen 
aben. 

Nach erfolgter Beſtätigung find die gewählten Fleiſchbeſcha uer, 
ſowie ihre Stellvertreter bei der Gemeindevorſtehung mittelſt Hand⸗ 
ſchlages und Angelobung zu verpflichten, und mit einem Exemplare 
dieſer Verordnung und der beiliegenden Belehrung zu betheilen. 

Für den Dienſt eines Fleiſchbeſchauers ſind nur ſolche Männer 
zu wählen, welche mit ſtrenger Rechtlichkeit und Unbefangenheit auch 
die nöthigen Kenntniſſe in dieſem Geſchäfte verbinden, und des Leſens 
und Schreibens kundig ſind; auch ſind dieſelben, wo möglich in der 
Nähe des Wohnortes der Fleiſchhauer aufzuſtellen, und hiezu vorzüglich 
Wundärzte, Thierärzte Kurſchmiede, und nur in deren Ermanglung andere 
Sachverſtändige zu beſtimmen. 5 
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I. Beſtreitung der mit der Fleiſchbeſchau verbundenen 
Auslagen. | 

Da das Geſchäft der Fleiſchbeſchau mit manchen Unaunehmlich⸗ 

keiten und Zeitverluſte verbunden iſt, ſo haben die Fleiſchbeſchauer eine 


5 


ihrer Mühewaltung angemeſſene Entſchädigung zu erhalten. | 
Die Entſchädigung ift von den Gemeindevorſtehern im Wege 
eines Uebereinkommens mit den Fleiſchbeſchauern auszumitteln wenn 
jeroch ein ſolches Uebereinkommen nicht zu Stande kommt, ſo hat das 
k. k. Bezirksamt den Entſchädigungsbetrag feſtzuſetzen. ie 
Dieſe Entſchädigung, ſowie ſämmtliche aus Anlaß der Fleiſch⸗ 
beſchau ſich ergebenden Koſten find aus Gemeindemitteln zu beſtreiten, 
da die Fleiſchbeſchau eine Gemeindepolizei-Anſtalt iſt, und die Hand⸗ 
habung der Geſundheitspolizei in dem natürlichen Wirkungskreiſe der 
Gemeinde, gelegen iſt. 0 c che ENT 0 
III. Pflichten der Fleiſchbeſchauer. 

Sobald eine Schlachtung angemeldet wird, hat der Fleiſchbeſchauer 
oder in deſſen Verhinderung ſein Stellvertreter ſich an Ort und Stelle 
zu begeben und das zu ſchlachtende Vieh einer ordentlichen und gewif- 
ſenhaften Beſchau zu unterziehen. ar TRIER 

Die Beſchau iſt nur bei Tage, und dort, wo eigene Schlacht- 
locale beſtehen, nur in dieſen vorzunehmen. Re ee e 
In den Städten und größeren Märkten ſind eigene Orte und 
Stunden zur Vornahme der Fleiſchbeſchau zu beſtimmen. 

Die Schlachtung iſt dem Fleibeſchauer bekannt zu geben.. 
In jenen Fällen, wo das Vieh nach allen äußeren Merkmalen 
und Kennzeichen ganz zweifellos als vollkommen geſund angefehen 
werden kann, genügt die äußere Beſchau, jedoch hat der Beſchauer je⸗ 
derzeit die ſogleich vorzunehmende Schlachtung des beſchauten Viehes ab⸗ 
zuwarten, damit nicht etwa nach deſſen Entfernung ſtatt des beſchauten 
ein anderes umgeſtandenes Stück Vieh unterſchoben werde. 

In allen anderen Fällen iſt nebſt der äußeren auch die innerliche 
eigentliche Fleiſchbeſchau des getödteten Thieres, jedoch erſt nach deſſen 
Erkaltung vorzunehmen. | | ira 

Ueber die Krankheiten, welche den Genuß des Fleiſches des mit 
denſelben behafteten Viehes ſchädlich machen, gibt die im Anſchluße mit⸗ 
folgende Belehrung Aufſchluß, welche ſich jeder Fleiſchbeſchauer ſorg⸗ 
fältig eigen zu machen, und zur genauen Ausübung der Fleiſchbeſchau 
zu nehmen hat. | | | | | 
Außer dem auf geſundheitsſchädliche Weiſe erkrankten, fol auch 
das, durch Treiben oder Heben: abgemattete, in fieberhafte Aufregung 
gebrachte Vieh, deſſen Fleiſch zum Genuſſe beſtimmt iſt, ſo lange nicht 
geſchlachtet werden, bis es ſich wieder vollſtändig erholt hat. Die mit 
friſchen Beinbrüchen behafteten, oder durch andere Unglücksfälle gefähr« 
deten Thiere dürfen nur vor dem Eintritte der Fieberreaction geſchlach⸗ 
tet werden. Nen u 301 ya 
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Wenn ſchon bei der äußeren Beſchau auf Krankheiten deutende 
Erſcheinungen wahrgenommen werden, ſo iſt bei der innerlichen, jedoch 
wie ſchon erwähnt, erſt nach dem Erkalten des getödteten Thieres vor⸗ 
zunehmenden Fleiſchbeſchau mit einer beſonderen Genauigkeit und Umſicht 
vorzugehen, und wenn dabei bedenkliche Zeichen einer Krankheit vor⸗ 
kommen, hievon dem Gemeindevorſteher ungeſäumt die umſtändliche An⸗ 
zeige zu erſtatten, welcher den Verkauf zu verhindern, und bei Entdeckung 
von ſeuchenartigen oder ſonſt bedenklichen Krankheiten hierüber ohne 
Verzug an das Bezirksamt zu berichten hat. 

Haben ſich jedoch bei der innerlichen Fleiſchbeſchau durchaus keine 
verdächtigen Krankheits⸗Symptome vorgefunden, ſo iſt das Fleiſch eines 
ſolchen Thieres, ungeachtet der bei der äußerlichen Beſchau wahrgenom⸗ 
menen bedenklichen Erſcheinungen von Seite des Beſchauers nicht zu 
beanſtänden. | | ‚TR mog Bisher age 8 

Die Fleiſchbeſchauer haben ein eigenes Protokoll über die vorge» 
nommene Beſchau zu führen, in welches jeder Beſchauakt einzutra⸗ 
gen iſt. | | N 1 

Findet der Fleiſchbeſchauer das zu ſchlachlende Vieh, und nach 
deſſen Tödtung das Fleiſch unbedenklich, ſo wird den Parteien zur un⸗ 
gehinderten Verfügung mit dem Fleiſche der vorgeſchriebene Beſchau⸗ 
zeitel unentgeldlich verabfolgt. ge | At 

Wird hingegen das Thier krank, oder das Fleiſch verdächtig ge⸗ 
funden, ſo darf kein Beſchauzettel ausgefolgt werden. 5 | 

Wer ſich durch die Erklärung des Fleiſchbeſchauers, daß das zu ſchlach⸗ 
tende Vieh krank ſei, oder durch die Verweigerung des Beſchauzettels 
beſchwert findet, hat feine Beſchwerde bei dem Gemeindevorſteher anzu⸗ 
bringen, welcher dann die fernere Unterſuchung mit Beiziehung eines 
anderen Sachverſtändigen, welcher in der Regel ebenfalls ein Wundarzt, 
Thierarzt oder Kurſchmied ſein muß, auf Koſten des Beſchwerdeführers 
einzuleiten, und nach Maßgabe des Befundes zu beſtimmen hat, ob die 
Schlachtung vorgenommen, und das Fleiſch zum Genuſſe verwendet 
werden dürfe oder nicht. uu | ieee 7 

Inſofern geſchlachtetes Vieh oder das Fleiſch davon nach den be⸗ 
ſtehenden polizeilichen Vorſchriften aus andern Orten auf den Markt 
hereingebracht werden darf, muß der Verkäufer mit dem Beſchauzettel 
— am Orte der Schlachtung vorgenommene Beſchau ſich aus— 
weiſen. ; bisigt 10 0 mi fi gun ie 

Die Fleiſchbeſchauer find mit den Formilarien der Fleiſchbeſchau⸗ 
Protokolle und der Beſchauzettel durch die Gemeinden zu betheilen. 

Nach Verlauf eines jeden Monates haben die Fleiſchbeſchauer die 
Beſchauprotokolle, die Schlächter aber die Beſchauzettel dem Gemeinde- 
vorſteher zum Behufe der Controlirung der ordentlichen Vornahme der 
Fleiſchbeſchau zu übergeben, welcher dieſelben in der Gemeindekanzlei 
aufzubewahren hat. 

Die Fleiſchbeſchauer haben aber auch öfters, und zwar wenigſtens 
alle 14 Tage unvermuthet in den Verkaufslocalitäten der Fleiſchhauer, 
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Stechviehhändler, und anderer Gewerbtreibenden, welche Fleiſch zum 
Genuſſe verkaufen, Nachſicht zu pflegen, um ſich zu überzeugen, ob nur 
Fleiſch von gehörig beſchauten Thieren verkauft werde, wenn ſie in 
dieſer Beziehung etwas Vorſchriftswidriges wahrnahmen, die erforder⸗ 
lichen Vorkehrungen zu treffen, und MAR ee ie dem mme 
en die Anzeige au erſtatten | 


IV. Strafen gegen die uebertre tung der greifasersu 
| Vorſchriften. 


Wenn bei einem Gewerbe, welches zum Verkaufe von rohen, oder 
auf irgend eine Art zubereiteten oder verkochtem Fleiſche berechtiget iſt, 
etwas von einem nicht beſchauten Viehe verkauft wird, ſo iſt nach 8. 
399 des allgem. Strafgeſetzes vom 27. Mai 1852 die Strafe dieſer 
Uebertretung das Erſtemal nebſt dem Verluſte des nicht beſchauten 
Fleiſches, oder des daraus gelöſten Geldes 25 bis 200 Gulden, bei 
der zweiten Uebertretung iſt die Geldſtrafe zu verdoppeln, bei einem 
dritten Falle ſoll der Uebertreter ſeines Gewerbes verluſig, und zu 
einem Gewerbe dieſer Art für verluſtig erklärt werden. 

Alle übrigen Uebertretungen der Vorſchriften über die Fleiſchbeſchau 
ſind nach Maßgabe der Verordnung der Miniſterien der Innern, der 
Suftiz und der oberſten Polizeibehörde vom 3. April 1855 (Landesre⸗ 
gierungsblatt Jahr 1855 J. Abth. Nr. 61) von der hiezu berufenen 
politiſchen — mit einer angemeſſenen Geld⸗ oder Arreſtſtrafe zu 


V. ueber agg der Vorſchriften über bie Fteifg- 
nel bern! 331 


t Die Ueberwachung der genauen Befolgung dieſer Vorſchriften 
liegt zunächſt den Gemeindevorſtänden und Ausſchüſſen, A den Ge⸗ 
Wind inet ob. | 


. 


Der Ren ift im ganbesgefgöftte zug eine Belehrung 
r die Fleiſchbeſchauer beigefügt. 
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Formulare A. 


Gattung des beſchauten 


5 Name, Stand, = 
S Zeit bel Wohnort und > | 3 
a 16 0 HausRr. der | |. 2 „ 5 „2 he = 
S nemme, Partei, welche JE 2 8 8 IS, = 
= nen Be⸗ . — = 73 28 2 ‚= 
— f au die Beſt au per 2 22 28 2 5 21 2 2 4 .— = 
s| m nachgeſucht hat Oe eee 


Ye Formulare B. 
Nro. des Beſchau⸗Protokolles. BR: 
Fleiſchbeſchau⸗Zettel. 


Dem (Vor⸗ und Zuname, Stand, Wohnort und Haus-Nr, der 
Partei, welche die Beſchau nachgeſucht hat) wird hiermit beſtätiget, daß 
nachbezeichnete Stück Vieh heute um Uhr (Vor⸗ oder Nach⸗ 
mittag) der vorgeſchriebenen Beſchau unterzogen und vollkommen geſund 
befunden worden ſind, nämlich: (Zahl und Gattung des beſchauten 
Viehes.) W 

Datum. | . 
| Name des Fleiſchbeſchauers. 


Zur Geſundheitspolizei gehören auch die Vorſichten zum Schutze 
des Lebeus und der Geſundheit vor der Gefährdung durch verwahrloſte, 
wüthende oder wuthverdächtige Hunde. Mit Erlaß der o. 5. Statthalterei 
vom 26. Februar 1852, Z. 2089 (L. G. B. 1852, Seite 233) wurde 
hierüber folgendes angeordnet: 

1. Die Bauern und Wirthſchaftsbeſitzer ſind zu verhalten, daß 
ihre Hunde ſtets an der Kette angetroffen werden. 
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2 Bösartige Hunde find von dem Eigenthümer auch bei Haufe 
ſo zu verwahren, daß Niemand durch ſie beſchädigt werden kann. 
3 . Das Mitnehmen der Hunde auf das Feld, wie es durch die 
Bauern und deren Dienſtgeſinde öfter geſchieht, iſt unterſagt. 
4. Die dawider Handelnden, inſoweit ſie nicht ſchon dem allge⸗ 
meinen Strafgeſetze unterliegen, ſind von dem Bezirkshauptmanne im 
polizeilichen Wege mit einer arbiträren Geld» oder Arreſtſtrafe zu be⸗ 


legen. N 

5. Alle frei ohne Aufſicht herumlaufenden Hunde ſind ohne weiters 
zu vertilgen. Zu dieſem Behufe ſind zunächſt die Waſenmeiſter ſtrenge 
zu verpflichten, daß ſie unausgeſetzte Streifungen in ihren Bezirken vor⸗ 
nehmen und derlei Hunde ſogleich einfangen und abtödten. 

Eine Auslöſung derſelben iſt nicht ftatthaft. 

6. Für jeden derlei vertilgten Hund hat nach dem Ausſpruche des 
Bezirkshauptmannes der Eigenthümer einen Strafbetrag von 3 fl. EM. 
zu entrichten, wovon ½ dem betreffenden Armenfonde, zur Ent⸗ 
ſchädigung des Waſenmeiſters für die gehabte Mühewaltung oder bare 
Auslagen beſtimmt wird. | | 

7. Wenn ber Eigenthümer nicht zu ermitteln ift, fo hat die Ge⸗ 
meinde, in deren Bezirke der Hund vertilgt wurde, den Theilbetrag für 
den Waſenmeiſter zu entrichten. i 

8. Dieſem zu Folge ſind die Gemeindediener, Jäger und ſonſtige 
Aufſichtsindividuen der Gemeinde zu verpflichten, daß ſie ſolche frei ohne 
Aufſicht herumlaufende Hunde gleichfalls verfolgen und vertilgen. 

9. Wer an ſeinem Hunde Kennzeichen der wirklichen Wuth, oder 
auch nur ſolche wahrnimmt, welche vermuthen laſſen, daß die Wuth 
erfolgen könne, hat hievon ſogleich bei der Gemeinde Anzeige zu machen, 
bei Vermeidung der im St. G. B. beſtimmten Strafe. 

10. Wenn ein wüthender oder wuthverdächtiger Hund herumläuft, 
ſo iſt derſelbe eifrigſt zu verfolgen, damit er abgetödtet werde. Ebenſo 
ſind alle Hunde, mit denen er irgendwie in Berührung gekommen iſt, 
ja ſelbſt, wenn nur ein gegründeter Verdacht hierwegen vorliegt, un⸗ 
nachſichtlich zu vertilgen. a 100 

11. Die Gemeindevorſtände werden ſtrenge dafür verantwortlich 
gemacht, daß dieſen Maßregeln unverweigerlich Folge geleiſtet werde. 

12. Die k. k. Gendarmerie wird aufgefordert, daß ſie dieſe uner- 
läßlichen Vorſichtsmaßregeln durch wachſame Aufſicht und thätige Mit- 
wirkung kräftigſt unterſtütze. 

13. Um der allenthalben vorhandenen übermäßigen Anzahl der 
Hunde zu ſteuern, wird nebſt der ſtrengen Handhabung dieſer Maßregel 
auch die Einführung einer Abgabe von jedem Hunde Seitens der Ge⸗ 
meinde dienlich ſein. | 308 KN 8 8 
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Mit po der o. 8. Statthalterei vom 18. October 1851,3.17511 

(L. G. B. 1851, S. 946) wurde das Einſpannen der Hunde und ihre 
Verwendung als Zugvieh allgemein verboten, indem eine folche Ver⸗ 
wendung zur Hervorrufung der Hundswuth beitragen ee 


HI} 


Mit Erlaß des Miniſteriums des Innern vom 26. Mai 1854, 
(L. G. B. 1854, I. Abth. Seite 209) wurde eine längere Belehrung 
über die nothwendigen Vorſichtsmaßregeln und Mittel, um den Aus⸗ 
bruch der Wuth bei Thieren und der Waſſerſcheu bei Menſchen zu ver⸗ 
hüten, zur Darnachachtung hinaus gegeben. 


* Pr zu 
14 


— 
pr 4 


Ziaur Abſtellung der ſanitätswidrigen Quälereien von Thieren, deren 
Fleiſch zum menſchlichen Genuſſe beſtimmt iſt, ſowie jener Thierqusle⸗ 
reien, durch welche öffentliches Aergerniß gegeben wird, wurde von der o. ß, 
Statthalterei unterm 29. Mai 1853, 3.2136, (L. G. B. 1853, II. Abth. 
Seite 237) folgende Vorſchrift erlaſſe nnn 
Die ob der ennſiſche Landetzrezierung hat bereits unterm 23. Mai 
1845, Z. 9845, die politiſchen Behörden angewieſen, möͤglichſt auf die 
Abſtellung der vorkommenden Thierquälereien, namentlich auf die⸗ 
jenigen einzuwirken, welche einen ſanitätswidrigen Einf luß auf 
das zum menſchlichen Genuſſe beſtimmte Fleiſch von 
Thieren ausüben. ae 7 9 
Leider kommen ſolche Thierquälereien noch immer häufig vor. 
Ansbeſondere iſt dies rückſichtlich des Transportes der Kälber 
und des Stechviehes der Fall, indem dieſe Thiere gewöhnlich an 
den Füßen feſt gebunden derart auf den Wagen oder Schubkarren ge⸗ 
laden werden, daß die Köpfe vom Wagen herabhängen und nicht ſelten 
an den Rädern oder an der Erde geſchleift werden, mithin während 
des Transportes auf eine empörende Weiſe gemartert werden. Die ge⸗ 
wöhnlich feſt aneinander gebundenen Füße laufen den Kälbern an, das 
Fleiſch iſt oft bis an die Knochen eingeſchnitten, den Thieren wird durch 
die gekrümmte Lage der Urin krampfhaft zurückgehalten, und die Blaſe 
und Lunge ſind öfters von Blut unterlaufen. Lie "aha 
Es iſt klar und iſt auch durch die gepflogenen Erhebungen ficher- 
geſtellt, daß ein ſolcher Transport auf das zum Genuſſe beſtimmte 
Fleiſch der Thiere nachtheilig wirkt. | ge er 
| Dasſelbe gilt auch von dem vorkommenden Transporte der Kälber 
auf Schiffen, wo dieſelben oft zu 4 bis 5 Stücken gebunden auf ein⸗ 
andergelegt werden, und oft den ganzen Tag ſo liegen, wobei manches 
Stück zum Tode erkrankt oder auch ganz zu Grunde geht. 
Deäeßgleichen werden oft die Lämmer und Ziekchen an den 
Füßen geknebelt und weite Strecken geſchleppt. 
„ Hleber gehört auch das Hetzen von Schlachte oder Stechvieh 
mit biſſigen Hunden, worauf ich die Bezirkshauptmaunſchaften bereits 
Scheda's Hilfsbuch. 10 
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der competente ER LEN. anhängig zu machen 
de en 

den oft au 7 verübt, wodurch das menſchliche Gefühl empört, und 
ein öffentliches Aergerniß gegeben wird. Hieher gehört insbeſondere das 


denklicher Rohheit zei reien nich | 
im Grunde des Hofkanzlei⸗Decretes vom 14. October 1847, Z. 28116, 


hin 


viehes auf weitere Strecken, find, die ler aper Zeiſelwägen, denen 
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einer Entfernung eines halben Schuhes in etwas ſchiefer Richtung über 
die Räder derart angebracht und mit Stroh verflochten wird, daß wie 
Köpfe auf dieſem Stroh gleichſam als wie auf einem Polſter liegen 
und unmöglich auf die Räder herabfallen können, indem dieſe Zeiſel⸗ 
wägen ſehr flach und breit gebaut ſind. 

Um die Ueberfüllung dieſer Wägen zu beſeitigen, müßten dieſelben 
in der Länge 6“ 4“ in der Bodentiefe 2“ und die obere Breite mit 
1 me der oben angebrachten 2 Bäume 3“ betragen, damit 6 aus; 

fee Kälber bequem neben einander liegen können. 

0 2 Die Tiefe von dem oberſten Leiterwagen ſoll höchſtens 8 bis gu 
betragen, und nach dieſem Maßſtabe die Wägen ch dem Verhältniſſe 
der 72 verführenden Kälber ic. einzurichten. 

Die zum Transporte auf kurze Strecken bendieten kleineren Bi 
gen müſſen auf dieſelbe Art vorgerichtet, und die Unterlage hinlänglich 
mit Stroh belegt werden. 

Ebenſo wird das Fähren und der Transport der Kälber ꝛc. auf 
dem Schubkarren nur unter der Bedingung geſtattet, daß höchſtens auf 
einem Schubkarren 2 Stück Kälber oder Schafe, oder 4 Stück Lämmer 
aufgetegt, Jun. die eee, mit ohe verteni oder Straß p nerſeheg 
mn e ri 1 ole jim 

Die Befeſligung dieser Thiere kei: dem Transporte hat bat mit 
Stricken mit Gurten in einer Breite von 2“ mit einer Schnalle ver⸗ 
ſehen, zu geſchehen, indem hiedurch die Cirkulation des Blutes nig 
gehemmt und den Thieren kein Schmerz verurſacht wird. N 

Die Landfleiſchhauer haben den im gebundenen Zustande auf den 
Markt. gebrachten en Kir Stechvieh ſogleich die Gurte zu 4 
und ſie frei zu, machen, dar hit. fie zur Erholung kommen. u 

9. 4 finde ich au Fed zu verbiete:n 

as e der iger n. und Lämmer auf den Schüller und 


ie 
* Das eHeteinbringgen der abgeſtochenen Kälber, Schafe, Schweine 
‚726, vom Monate Mai bis Ende September, weil vas Fleiſch 
Bar 11 105 Jahreszeit. ſich weniger hält, und t in Fäuluiß. 
8 übergeht g | 
109 Die „Webertvetuing, dieser nerbnungen wird nach den Sttafbeſtim⸗ 
ee in, e Wife vom 29. Mai 85 8. 3. 2136, 
gea 1300 ent 3396, Sarg 
IB: ‚4 419 


* Ju 


9 1 
I > RER 


Ä Um den 8 Bilge von een 
g burden Reg Dekret vom 29. Dez. 1819 3. 24509, 


fo 50 ae bei dem Wiederbezie hen, der überſchwemm⸗ 
ten ohnungen We emach t: 1. Mauern und Boden ſind gleich nach 
dem urück chen da Buffer, mit friſchem ach. oder Brunnenwaſſer 
zu waſchen, da Ber der zurückgebliebene chlamm⸗ und die den Bo⸗ 


den und Mauern abhängende, klebrige, ſchädliche Feuchtigkeit am ſicher⸗ 
10 * 
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ſten weggeſchafft wird. 2. Dieſes Waſchen, wenn nach einiger Zeit ſich 
wieder eine ſolche klebrige Feuchtigkeit oder Schimmel an Mauern und 
Boden zeigt, iſt zu wiederholen. 3. Sobald die Mauern die erſte Näſſe 
verloren haben, ſind ſie mit Kalk zu beſtreichen. 4. Die Wohnungen 
ſind fo gleich zu heitzen, wobei jedoch eine ſchädlich wirkende f ſtarke Hitze, 
und ein die Feuchtigkeit vermehrender Rauch in der Wohnung zu ver⸗ 
meiden iſt. 5. Iſt ſo vielwie möglich Luft, Licht und Sonne in die Wohnung 
zu bringen. 6. Betten und Hausgeräthe ſind von den Mauern ent⸗ 
fernt zu halten, und es erſcheint räthlich, Flag matten oder Bretter 
die Nacht über gegen die Mauer zu legen. ie in noch feuchten 
Wohnungen aulhetpahrten Speiſen ſind dem Fr Verderben ausge⸗ 
ſetzt. 8. Nach geſchehener Waſchung des Bodens iſt derſelbe mit Stroh 
oder Kotzen zu belegen. Dieſe aa fn zum Se 5 für 
die Stallungen anzuwenden.. 


1 a 


il. we 3 m 


Da der Gebrauch der zur Pervovbringusſß Got künſtlichen Schau- 
mes auf dem Biere dienenden Spritzen von ee e 
iſt, indem durch den in denſelben ſich erzeugenden S chimmel Dia rrhöen und 
ähnliche Krankheiten verurſacht werden können, ſo fand die o. 5. Statthalterei 
mit Erlaß vom 21. September 1855, 3. 14507, (L. G. B. 1855, II. 
Abth., Seite 124) die Anwendung dieſer Spritzen in Gaſthäuſern und 
andern Schanklokalitäten ſtrengſtens zu unterſagen. Die Gaſtwirthe und 
Schänker, in deren Lokalitäten ſolche Spritzen ſich vorfinden, welche je⸗ 
wache der en: ee Fee Tan: a 1 7 n 


Hinſichtlich des Gebrauches li, 17 ig Eß⸗ und 
Tilntzeſchrrre, Wurſtſpritzen u. dgl. wurde Kue ee 
des Innern vom 19. September 1848, 3 ih 5 (k N t mit dem 
Regierungsdekrete vom 4. October 19480 Z. 24507) daun mit der Re⸗ 
gierungsverordnung vom 21. Oktober 1845 3. 28412 folgendes vor⸗ 
geſchrieben: 11 

1. Der Gebrauch unverzinnt 15 tupferner und meſſin⸗ 
gener Geſchirre wird den Zucker⸗ und Mandolettibäckern, ſowie 
den Kuchenbäckern, Caffeeſiedern und allen mit der Erzeugung und dem 
Verkaufe an Eßwaaren ſich befaſſenden Waben en bei ihrem Ge⸗ 
werbsbetriebe gänzlich unterſagt; bei den Arbeiten, zu welchen verzinnte 
kupferne oder meſſingene Gefäße nicht wohl verwendet werden können, 
ſind nur Gefäße aus blank gehämmerten Eiſen oder aus 
Porzellan in Gebrauch zu ziehen, rückſichtlich der übrig gen Ar- 
beiten aber, welche keine große Hitze NR iſt der vorgeſch Ebene 
Gebrauch gut verzinnker Geſchirre ach ole, zu erhalten. E Eben 
wird den vorerwähnten Gewerbsleuten der Geb rauch n tn ugener Mök⸗ 
fer, ſowie derlei oder kupferner Wazſchalen bei +, G. 5 unter⸗ 
ſagt, und ſtatt der erſteren find eiſerne oder tft Birke 45 ie 
e verziunte Wagſchalen zu gebrauchen. Pipe 


D mW 
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Die Verwendung irdener Geſchirre wird bis zur allgemeinen Ein⸗ 
führung einer metallfreien — rr Ai 0 fernerhin unter den 
en gr iften belaſſen 

von kußfernen Be mfg Wurſtſpritzn 
iſt den I chſelchern, Gaſtwirthen und überhaupt allen mit 
der Bereitung bon W ſten ſich befaſſenden Gewerbsleuten unbedingt 
verboten, und es ſind hiezu nur Spritzen aus verzinntem Eiſenbleche 
oder aus Holz zu verwenden. 

. Den Gewerbsleuten, welche ſich mit dem Einmachen der Früchte 
Pe befaſſen, werden die Vorſchriften des §. 403—405 und des 

407 des nenen Strafzeſetzes in Erinnerung gebracht. 
“ang! zent die im Inlände erzeugten als die aus dem Auslande 
weht 0 Be eingemachten Früchte find bei allen damit Handel 

n 0 leuten durch das eee öffentliche Sanitäts⸗ 

perſ orale öſter bezügli ch ihter Schädlichkeit oder Unſchädlichkeit für die 
nen Geſundheit zu ee und he; ber rm a be⸗ 
undenen zu ver tilgen. 

5. Zum Bemalen der enußßnten (uterüdermndten; dar Tra. 
gantwaaren, ſowie aller von Zuderbäckern erzeugten ſogenannten Schau⸗ 
ſtücke, die nicht zum Genuße ed 1 1 Walen nur Ffelgende Torben 
verwendet werden 
a) — e del Ehe ſelbſt brings 171 | mt 

— Cochenill, Carmin, Alterno rothe Rornbtunien; NK 

Geb — Safran, Saflor, Kurkumewurzel; 0% 4a an 

5 Blau — Maärzenveilchen, blaue Kornblumen, das Subip; Berli⸗ 
nerblau; Ultramarin und Bleu — mer (eine) Art ne Ul⸗ 

ee e 0 

0 n — der v Spinat, dann die Mi von erlaub 

ter blauer und rother Farbe; 0 K 

N Violett — die „ Ziſammenmiſchung⸗ unſchädlicher blauer und bother 

Farbe; ein Cochelillauf u mit en 9 94 

0 Setefacbe = echtes Blattgold Dee mo lung e 

Silberfarbe — echtes Blattfilber‘: 1500 F &st 

Alle übrigen wie immer Namen habenden Farben erden: n deck 
Art verboten, daß ſelbſt das Vorhandenſein verbotener Farben bei den 
fleece Gewerbsleuten in dem Arbeits- oder Verkaufslokale ſchon die 

etung der in dieſer Beziehung beſtehenden geſetzlichen Vorſchrif⸗ 
en une dae hiernach Platz greifende Strafverfahren begründet. 

6. Allen mit der Erzeugung und dem Verkaufe von Eßwaaren⸗ 
ſih beſchäftig enden Gewerbsleuten wird die größte Reinlichkeit zur 
Pflicht gemacht, und ſelbe ſind in dieſer 19 — 1 a 
Ei ſtreng e zu . u 


Gate bebt zu 1 ui erſtere werden dafür Pe el 125 
macht, ſich die Ueberzeugung zu verſchaffen, daß ihre e 
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genauer Kenntniß der auf ihr Gewerbe Bezug nehmenden ſanitätspoli⸗ 
zeilichen Vorſchriften find, weshalb es auch den Arbeitsgebern zur Pflicht 
gemacht wird, dieſe Verordnung in dem e e an einem augen⸗ 
fälligen Orte zur Einſicht des Arbeitsperſonales anzuheften, wobei jedoch 
die in Beziehung der: Verantwortlichteit des chellegebers für die 
dlungen der Lace e eee geſetzlichen Valin gen auf⸗ 
richt herhalten bleiben. un gg un uzeig anf es ann maladıse 
E ne 120 In) ac 1 130 
0 3 2 nsch mul ! 1 int Hl ning! 3922 5 
Die Todtenb ichen it eingeführt: zur Vorbeugung. 1 r Gefahr, 
lebendig begraben zu werden, zur Entdeckung gewaltthätiger Todesarten, 
dann der allgemeinen (Epidemien) und Ortskrankheiten und Unterdrü⸗ 
kung durch zweckmäßige Sanitäts⸗Vorkehrungen, endlich zur Evidenzhal⸗ 
tung der vermehrten oder verminderten Sterblichkeit. ach Wenne 
fachen Zwecke berührt die Toptesbeſchau die Ortspolizei in Bezug auf 
Leben und Geſund heit. ug Medanuistd chillen: 
Dem hierüber erlaffenen Negierungs⸗ eke 18. Mirz 8s, 
Z. 31751 entnehmen wir folgendes : Y mulom om .& 
,Das Geſchäft der . 10 Die Bestimmung der 
Krankheit, woraus zu erſehen giſt, ob an einem Orte, oder in einer Ge⸗ 
meinde mehrere Menſchen an einerlei Krantheit ſterben, deren, Verbrei⸗ 
tung durch polizeiliche Sani tätsanſtalten vorgebeugt werd könne. 
2. Die äußerliche Beſichtigung des todten Körpers, um ſich zu über⸗ 
zeugen, ob der Tod wirklich erfolgt ſei, ob die Krankheit des Berftor- 
benen nicht von der Gattung ſei, welche ſich durch Ansteckung verbreite, 
und ob der Verſtorbene nicht durch Gift oder nangebrachter Gewalt aus 
der Welt geſchifft wurde. Jede Gemeinde muß einen Todteubeſchauer 
haben, deſſen Wahl der Gemeinde überlaſſen bleibt. Das Amt eines 
Tod tenbeſchauers kann Niemand unenigeltlich übertragen werden, daher 
die Gemeinden demſelben etwas ‚Se [linke nenen haben; über 
deſſen Betrag jede Gemeinde für fich mit ihrem Todtenbeſchauer über⸗ 
einzukommen hat. Im Falle nach dem Uebereinkommen etwas Beſtimm⸗ 
tes für jede einzelne Beſchau zu bezahlen iſt, haben die Erben des 
Verſtoarbeven die Beſchaukoſten zu tragen; bei ganz Armen müſſen die⸗ 
ſelben von der Gemeinde übernommen werden. In den Kranken⸗ und 
Verſorgungs⸗Anſtalten haben die dort angeſtellten Wundärzte die Beſchau 
zu beſorgen. Wenn ein Menſch ige für eine Art geſtor⸗ 
ben iſt, haben ſeine Angehörigen, oder je die den Todten zuerſt ent⸗ 
deckten, dem Gemeindeporſteher ſogleich, e Iſt der 
Tod auf eine Krankheit e welcher der Verſtorbene von einem 
Arzte behandelt wurde, ſo haben die Verwandten und Angehörigen, 
oder in deren Ermanglung der Gemeinde ſteher von ehr Arzte einen 
Todtenſchein, worin der Name, das Alter, der Sterbetag und die 
letzte Krankheit des Verblichenen angezeigt 5 abzufordern, nur 
ein allzugroße Entfernung, des Wohnortes d ztes von einer oder 
mehreren Meilen kann von dieſer Vorſicht entſchul digen. Der Todten⸗ 
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ſchein wird dem Todtenbeſchauer eingehändigt und von ihm dem Beſchau⸗ 
zettel beigelegt, welches an den Gemeindevorfteher abgegeben werden 
muß. Wenn der Todkenbeſchauer den Todten ſelbſt behandelt hat, fo 
hat er die Krankheit nach ſeiner Anſicht in dein e tzettel aufzufüh⸗ 
ren wenn aber der Verſtorbene von keinem Arzte behandelt worden iſt, 
oder die Entfernung des Arztes, welcher ihn beforgt hat, die Einholung 
des Todtenſcheines unmöglich oder zu koſtſpielig macht, ſo hat der 
Todlenbeſchauer die Angehörigen des Verblichenen über die Zufälle ſeiner 
letzten Krankheit auszufragen und dieſelben ſammt den an der Leiche 
merkten Zeichen in ſeinem Todtenzettel been. Sobald dem Ge⸗ 
eindevorſteher angezeigt wird, oder dieſer wie immer erfährt, daß 
emand in der Gemeinde geſtorben iſt, ſo hat ex den Todtenbeſchauer 
ogleich zu ſeiner Amtshandlung herbeirufen zu la ſen, dieſer aber ſich 
unverzüglich in die Wohnung des Verſtorbenen zu begeben und fein 
Amt zu handeln. Sollte der Todtenbeſchauer durch unaufſchiebliche 
Berufsgeſchäfte, durch Krankheit, oder durch "andere, nicht zu beſeitigende 
Zufälle verhirvett werden, fo hat er den nächſt gelegenen Todten“ 
beſchauer zu erſuchen, daß er in dieſer Amtspflicht ſeine Stelle vertrete. 
Bei dieſer Amkshandlung hat der Todtenbeſchauer fein Augenmerk darauf 
zu richten, ob der Tod gewiß ſei, damit kein Scheintodter begraben 
werde; ferner) ob die Krankheit des Verſtorbenen keine anſteckende war. 
Iſt elne ansteckende Dae Urſache des Todes, ſo muß das Bett 
und Leinenzeug ſowohl, als auch die Kleidung, welche der Verſtorbene 
an unnd um ſich har, verbannt werden. Wenn der Verſtorbene mit“ 
Scorbut, veneriſcher Krankheit, ſonſtigem Verderbniß der Säfte, Lungen⸗ 
ſuͤcht, bösartigen äußerlichen over innerlichen Geſchwüren behaftet war, 
wenn an dem Leichnam Petechen, Frieſel, (ſobald dieſe keine Begleiter 
eiuer anſteckenden Seuche find) Blattern oder ſonſt ein Ausſchlag be⸗ 
merkt wird, fo kann die Kleidung, Bett- und Leinenzeug nach mehrmals 
vorgenommenen Waſchen, Reinigung durch Mineralſäure und Durch⸗ 
lüften den Angehörigen gelaſſen werden. Bei den übrigen Krankheiten 
find die Betten, Leinenzeug und Kleidungen des Verſtorbenen nach 
geſchehener Reinigung und Auslüftung wieder brauchbar. Die Leich⸗ 
name, welche geſchwind in Faulung übergehen, und jene der an anſte⸗ 
ckenden Krankheiten Verſtorbenen, ſind ſogleich aus dem Hauſe zu ſchaffen, 
und nach Befund des Todtenbeſchauers zu begraben. Endlich hat der 
Todtenbeſchauer fein Augenmerk darauf zu richten, ob ſich keine gewalt⸗ 
ſame Todesart entdecke. Die Leichen der Todtgefundenen, plötzlich Ge⸗ 
ſtorbenen und der offenbar auf eine gewaltſame Art Umgekommenen 
find! det gerichtlichen eſchau zu unterziehen. Nach vollendeter Beſichti⸗ 
gung hat der Todtenbeſchauer ſeinen Beſchauzettel zu berfaffen, worin 
anzumerken iſt: Der Name, das Alter, der Sterbetag, die Krankheit 
mit Beifügung der Angabe eines allfällig gewaltſamen Todes, die Zeit, 
binnen welcher der Leichnam zu begraben, und was mit der Kleidung, 
Bett, Leinenzeug des Verſtorbenen zu geſchehen hat. 


Der Beſchanzettel iſt doppelt auszufertigen und einer dem Ge⸗ 
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her, der zweite dem Pfarrer zu 9 5 . ve 05 
Zen 10 ich en Agen Sterberegiſter zu führ 


nah Vor Verlauf e Yon, 48 Stunden, den beſonderen Fall einer außer ⸗ 
ordentlichen üben Krankheit en ſoll Niemand 
begrab 08 werden, (Hofdekret 10. April 178 
Die an einer hitzigen u und ee ie — epidemiſchen Krankheit 
Verſtorbenen⸗ Ionen: jedoch „innerhalb. 24. Stunden begraben werden, 
welches oe 10 denjenigen Leuten, deren Wohnungen enge find, 
und wo die orbenen. t 147 e Tanne; m zeſchehen 
Höhn 1 — 14 luguſt 1772 e 


dr 11 noms! 

Sei er Kirche fol, eine geräumige Todte Bann vorhanden 
8 ammern ſellen von Stein gebaut, die Fenſter mit, 
In oe, „bie Kammern, ſelbſt aber mit Oefen vperſehen werden, um⸗ 
i ie bas 9 1155 s . Ken jan Bere 


f 0 7, 


Die 42055 Ecke ſind außerhalb — u Ortichaften. in . ange⸗ 
u Entfernung anzulegen. (Hofdekret vom 20. Auguſt 1784.) 
Bei der. Auswahl der, Begräbnißpläte iſt jene Lage vorzuziehen, wo die 
Leichendünſte durch die gewöhnlichen Winde von den Menſchenwohnungen 
abgeleitet werden, dann wo das Erdreich bis zur Tiefe von 6 Schuh 
im ganzen Umfange des, anzulegenden Leichenhofes trecken iſt. Zum 
Maßſtabe der erforderlichen Größe dient das jährliche ae 
verhältniß. Für jede Leiche wird der Raum einer Quadratklafter und 
mindeſtens zehn Jahre als Verweſungsdauer zur Berechnung der ge⸗ 
ſammten Kirchhofarea als nöthig angenommen. b er für die k.k. 
Bezirksärzte 11. Auguſt 1851, L. G. B. 1851, Seite 649.) Die 
Mauern oder Umzäunungen der Leichenhöfe müſſen immer eine Solche: 
Höhe haben, damit dem Vieh der Eintritt in die Kirchhöfe verſperrt 
und beſonders das Aus ſcharren der Erde an den Gräbern durch die 
Schweine verhindert werde. Jedes Grab muß 6 Fuß tief und 4 Fuß 
breit ſein und zwiſchen jedem Grabe muß ein Zwiſchenraum von 4 Fuß 
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gelaffen werben. (Hofdekret enen an 1784 und vom 6. Sep⸗ 
een Wii Ine | f N 1210 9 1 

= tea ar 115 31 N 

| au Handhabung: Bern Geſundheitspolizei bot Ha der Gemeinde 

borffhe bei ausgebrochenen Epidemien und Viehſeuchen, bezüglich welcher 
auch der zweite Theil des Strafgeſetzes Beſtimmungen enthält, ſogleich 

n an 1755 e e erſtatten. Nachdem die hierüber 

das Intereffe. mehrerer Gemeinden und oft 

de ganzen ene Ober mehrerer Länder berühren, ſomit über das Ge⸗ 

8 E pr kunt reien, und zur Abwendung der Gefahren 

+ 0 fte der 


9 er in 0 a Fällen im übertragenen Wirkungskreiſe nach den 
u 


ngen der ezirksbehörde zu benehmen und die eee ee 

regeln genau zu überwachen. m gun Ant eh Inis 1510 bs Rur? 
‚ns an 1 G1 Don 7 f 5 een eee eee 
mae et ene eee 137 nad 797 m ins ae LIE 
jun eee 9 Arsen" din Vortag lie ni nasche! 
Na mat ng J ET IN? q V. } 157 48 91 
Die en und Acbeiterpothel ee die gandhabung der 
lea Ordnung. 

720 it 2 
4 Die Ge e rbeilerpeltze hat ei „die Ütenmadun: 
ah e tleute und Arbeiter zum r Hr 1540 


. Spal | * 


ff ‚Deröftrreig, und Salzburg mit Ausſchluß ber. enden. 
15 Linz und Salzburg. “) 


ven 14750 msdästugts ins u 12nd 
5 §. 1. 
Der Dienſtvertrag erhält ſeine Giltigkeit durch die vom Dienſt⸗ 
herrn egebene, und vom Dienſtboten angenommene Darangabe. — 
Dieſelbe darf den 20. Theil des im Gelde bedungenen 8 
nicht überſchreiten und nn in benfafbenn EIER Derbbn. dor 


5 Intırs 7 31:9 ann} 137% 8. 930 tn? 


nsto Die Bedingungen des Praſben ages bleiben der ir ner 
einkunft beider Theile überlaſſen. f 


ene e „welche mit einer guten Hauszucht nicht detträglich ind, ® 
oder beſtimmken Verbotsvorſchriften zuwider laufen, ſind nichlig, und ſollen 
an den Dienſtherrn und an den An angemeſſen e werden. 


1 4 13 7 nnüng 


— 15 01 


121130 Die mit) Erlaß des oiAereiiigen; Stattfalterrisptäfdiums: 5 vom 5. Pr 
1856, 3. 827, Prs. (C. G B. für Oberöſterreich 1856, II. Abth. Seite Ak und mit Er⸗ 
laß des Landes⸗ Präſidiums Salzburg vom 18. April 1856, 3. 2113 (L. G. B für Salz⸗ 
125 II. gie Seite 35) kundgemachten e n e ‚find. mit 9 


gi ee, dclautenb. ‚Dee N zo, det der SM shürger. 1858 bei 
575 
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sd mon Inu. 87! mad zeec) en DIE EEE Holzg 

Wo in vieſer Deen He des ee gerät" 
gelten die bezüglichen Beſtimmungen auch von deſſen Stellvertreter, in- 
ſoweit nicht einzelne derſelben der Natur der Sache nach ausſchlezend 
made die Recon: des! Dienſtherrn eee ee 12 1a 

Bisi i sum Gedpion® * 2 3 sat 133 Are 
7205 Hat ein Dierſtbote eon mehreren Die betten das Dar 

augen ommen, To List er bei e 

von welchem er das Dorangeld zuerſt angenommen hat. 

Dien übrigen, inſoferne ſie von der früheren Verving sung. 805 a 
wußten, hat er ie erhaltene Daran abe zurückzüierſetzen, und de 
weislichen Schaden zu berzüten. 827 ßerdem iſt er mit einer an enge 
feien Strafe zu belegen. cn mio 0 u 300 8 

 Rauft jedoch hiebei eine . Aldi be durch die Sttaf⸗ 

geſetze verpönt iſt, ſo iſt er nach dieſen zu behandeln. 

Der Dienſtherr, der von der früheren Verdingung wußte, verfällt 
gleichfalls in eine angemeſſene Su und verliert den Anſpruch auf 
das gegebene Darangeld. Gleicwö muß aber dasſelbe vom Dienſt⸗ 
boten zurückerſetzt und an die Gemeindecaſſe. (G. 743) abgeführt werden 

nung raufnzi 
Wer einen ‚Dienftboten 5 rleitet, den D e si dem Na ſich ver⸗ 
dungen hat, nicht anzutreten, oder einen ang ſetretenen aufzutün 
digen oder zu verlaſſen, unterliegt einer an ae ae und ſaftet⸗ 
für den Schaden, der dem Dienſtherrn Sera, erwächſt. 


H. 6. 
ad Nach geſchloſſenem Dienſtoertrage iſt z zur HEN Ei ee! 
Dienſtherr den Dienftboten aufzunehmen und dieſer einzuſtehen verpflichtet. 
*. 


Weigert ſich der Dienſtherr den Dien uſtboten aufzunehmen, ſo ver⸗ 
liert er die Darangabe und muß dem Dienſtboten Lohn und Ko falls 
der Dienſtvertrag durch ein Jahr zu dauern gehabt hätte, für ein viertel 
Jahr, ſonſt aber für einen Monat vergüten. Ass T ITadi iin 

Der Dienſtherr kann jedoch von dem Vertrage aus denſelben 
ünden zurücktreten, aus welchen er berechtigt wäre, den Dienſtboten 
ver Ablauf der Dienſtzeit zu tee en. Harden elle geht, 
der Rückerſatz der Darangabe. We eg 

n Kann der „Dienstherr wegen eines Zufalles, der ſich, in, feine, 
Per on, ober, "einen Wirthſchaf tsverhältniſſen ereignet hat, den Dienst., 
boten nicht aufnehmen, ſo hat er denſelben ſogleich davon zu benach⸗ 
richtigen, und ihm nicht nur die Darangabe zu belaſſen, ſondern auch, 
falls der Dienſtvertrag durch ein Jahr zu dauern gehabt Hütte, er 
W ſonſt⸗ aber einen LAtägigen Lohn Zu bezahlen ne 0 Burn 

Weigert ſich ver- Pia den. Dienſt anz zutreten, iſt er nach * 
Gage 12 Umſtände zu beftrafen, und auf ele des Dienſt⸗ 
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herrn zum Dienſtantitte lb: wit, Aapenbung, Bon‘ D 
zu ver halten. Dino! 
Der Dienſtherr = jedoch * in dieſem Falle Kom. Vertrage 
abgehen, und nebſt der Zurückſtellung der Darangabe ard Erſatz des 
. hiedurch zugehenden Schadens verlangen. ni! ni nad 
Machen unverſchuldete, länger andauernde Hiuderniſſe dem Dienſt⸗ 
boten den Dienſtantritt unmöglich, ſo muß ſich der Dienſtherr mit der 
Zurückſtellung der Darangabe begnügen. Iſt jedoch das Hiunderniß vor ⸗ 
e ſo iſt der Dienſtbote verpflichtet, nach deſſen Beherang ‚u 
rlangen des Dienſtherrn den 2 anzutreten. eoshlan 
8:19. 
Die Aufnahme der Dienſtboten für fantwietifaftiche, Arbeiten 
hat ſtets zu Lichtmeß, und zwar auf die Dauer eines Jahres zu ge⸗ 
ſchehen; hinſichtlich der übrigen Dienſtboten wird die Dauer der Dienſt⸗ 8 
zeit auf drei Monate feſtgeſetzt. *) — Von dieſer Beſtimmung kann zwar 
durch beſondere Verabredung abgegangen werden. Eine ſolche Verab⸗ 
redung muß jedoch in einem ſchriftlichen Vertrage, oder vor dem Ge⸗ 
wöntsveeftabes geſchehen, widrigens Nee In een Pan 
13 nt rare rl da an last Enn 
Der Dienſtbote ift dem Gens en zum Gehorſünnſe zum Steige: 
zur Treue, Ehrerbietung, Aufmerkſamkeit und Wahrhaftigkeit verpflichtet. ER 
Er muß den Angehörigen des Dienſtherrn anſtändig begegnen, 
mit dem be verträglich ſein, und ſich aller Zänkereien, Klatſche⸗ 
id un übler Nachrede gegen n Dienſtherrn oder deſſen Familie 
enthalten. 
Er hat ſich sd lichen Ordnung, wie ‚fie vom Hignftheren ber 
ftimmt; wird. zu Piel erziehen. 
Befehle le, mahnungen und Verweise des ‚Dienfiheren, wüß, er 
Wp und Beſcheidenheit, geen an 100, 10 
rene no 2395 nstc Turm 81 11. Wr 7011 184 999 
Der Dienſtbote iſt ſchuldig alle Dienſte, ug Bea er ſich ver⸗ 
dungen hat, wie nicht minder alle, die unter den verdungenen billig und 
vernünftiger Weiſe verſtanden werden können, nach eee ei 
ea pünktlich und unverdroſſen zu leiſten. % n 
Bei Streitigkeiten unter den Dienſtboten, welcher von ihnen eine 
gewiſſe Arbeit, oder einen gewiſſen Dienpt zu verrichten a enen . 
allein der Wille des Dienſtherr. eat 
Selbft der nur zu gewiſſen Geſchüften aufgenommene Dienſtbote 
muß den Lare des n andere une e 
* 11 H. 1910 2 3850 0 
— Da at vi des 8. 9 lautet 10 15 Salter Denkbokrt-Orhunngn „die 
Dauer de Dienſtzeit wird Wr ich jener Dienſtboten, welche für land wirthſchaftliche Ar⸗ 
3 I rn DEREN, auf Ein Jahr, von Lichtmeg oder Michaeli an ait dc feſt⸗ 


chtlich der übrigen’ Dienſtboten gelten als Ein · and eus Fer 
ban Jakobi und Michaeli.“ ; : wm 


x 
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wenn das hiezu beſtimmte Geſinde rurch Krankheit, oder ſouſt daran 
verhindert iſt, oder andere Umſtände, wie 3 B. ret e, 
arbeiten dieß dringend erfordern. 
a Der Dienſtbote darf ſich an den ones Beiertgen. bes Ar 
beit in keiner Weiſe entziehen. = n Guide 
An Sonn⸗ und den besotenten Feiertagen müſfen die wwöltlichen | 
bäuelſchen, ſowie jene Arbeiten, die zohtze Gefahr 1 we bm, Et 
Nan leiſtet werden. 2 gust 
1 Befuhe des Batteienfies darf doch debug fun attac 
8 Le mann 
§. 12. 
Dem Dienſtboten iſt ohne Erlaubuiß des Dienſtherrn nicht ge. 
mutter die ihm übertragenen Geſchäfte durch einen andern verrichten 
laſſen. Er darf ohne Erlaubniß des Dienſtherrn in eigenen Angele⸗ 
gerieiten vom Hauſe ſich nicht entfernen, und nicht über die bewilligte 
Zeit usbleiben „197 NN gun zan LIEFERT 1 ind 
2 Er darf gegen das Verbot des Dienſrherrn Beſuche überhaupt 
eder von gewiſſen Perſonen nicht annehmen, und es iſt ihm bei Strafe 
ſtrengſtens unterſagt, ohne eee des 9 Dienſtherrn Jemanden über- 
nachten zu asap e 1% mug u mg adi 190 
. 110 ifa 2% zi ini: 2 6. 13. L unieid rs 

nam Der Dienftbote hat eden, ſeen; Vechtürſen⸗ wagen 
Aufwand in der Kleidung, in in Vergnügungen oder ſonſt ermeiden 
und dem Dienſtherrn kommt es zu, ſolchen Aufwand zu tbieten. 19777 


§. 14. 

Der Dienſtbote hat ſich bei jeder Gelegenheit das Berl dees 
Dienfiheren angelegen ſein zu laffen, und fo viel in feinen Kräften 
ſteht, Nachtheil und Schaden von ihm abzuwenden. 

Er hat insbeſondere mit Feuer und Licht vorſichtig umzugehen, 
das Tabakrauchen in Scheuern, Ställen, auf Böden, oder an andern 
feuergefährlichen Orten zu wgerhaffen;s und ſolche Orte re mit 
offenem Lichte zu betreten. bir 10 

Wahrgenommene Betrügereien, Veruntreuungen un Entiwenbumgen 
des Nebengeſindes iſt er dem Dienſtherrn anzuzeigen verpflichtet. 

Für den durch ihn zugefügten Schaden haftet er nach Maßgabe 
der Beſtimmungen des allg. bürgerl. Geſetzbu ches. 

Fiür Betrügereien, Berintzenungen und Eulwenzungen 1 er nach Ä 
dans Nee eee ai behmeihäßns sthlatan u en 12e 
8. die ni SEEN TEN Jug dum 

Ohne Vorwiſſen und Bewilligung des Dienfheren darf der 
Dienſtbote ſeine Kleidungs⸗ und Wäſchſtücke und ſeine ſonſtigen Hab⸗ 
ſeligkeiten außer dem Hauſe wo er dient, uche, aufbewahren. 

Er muß ſich die Durchficht feiner Tri Koffer oder n be 
Behältniſſe von Seite des e e in, el ner Au e gen Ge⸗ 
genwart gefallen laſſen. MN} Ta 
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nuss Sc 8. 16. 

1 Der Dienftbote iſt bei ſeinem Austritte berpſlictet, Alles, was 
ihm zur Aufſicht, Beſorgung oder Verwahrung übergeben oder ſonſt an⸗ 
vertraut wurde, dem Dienſtherrn ordentlich zurückzuſtellen, und auf Ver⸗ 
langen desſelben die Gegenſtände, die er als ſein Eigenthum mit ſich 
nimmt, vor deren n e in Abgenſchein nehmen zu A 


8. 17. 

Der Dienſtbote wird durch den Eintritt in den Dienſt ein Mit⸗ 
glied der Hausgenoſſenſchaft, und N48 order die N Aufſicht u. 
Dienſthern geſtellt. 

Der Dienſtherr hat die Dienſtboten zu einem ſittlichen und an⸗ 
ſtändigen Betragen in, wie außer dem Hauſe zu verhalten, und er iſt 
zu dieſem Ende, ſowie zur Aufrechthaltung der häuslichen Ruhe und 
Ordnung, und zur Erzielung des ihm ſchuldigen Gehorſams befugt, 
wenn ernſtliche Ermahnungen, Verweiſe oder ſonſtige mildere Zurecht⸗ 
weiſungsmittel nichts fruchten, von den ſtrengeren Mitteln der häus⸗ 
lichen Zucht auf eine mäßige und der Wesen des 1 ‚alt 
ſchädliche Weiſe Gebrauch zu machen. 

Dieſes Recht der häuslichen Zucht darf ledoch Ans ‚Meinen Falle 
bis zu Mißhandlungen, wodurch der Gezüchtigte am Körper Schaden d 
nimmt, ausgedehnt werden, bei ſonſtiger Behandlung nach Maßzabe 
17 Strafgeſetzee 

Der Dienſtherr iſt insbeſoüdere verpflichtet, den Dienſtboten zum 
Befuhe des n an Sonn- und Fe. anzuhalten. 

* a 3808 8. 18. 3 

Der Dienſtherr darf dem Dienſtboten nicht Höpgere und ſchwetere 

Arbeiten ‚gufbürben,. als derſelbe nach ſeinen Kräften zu leiſten vermag. 


8. 19. 


Der Dienſtherr hat den bedungenen Lohn zur beſtimmten Zeit 
zu verabfolgen. 

IJſt über die Art und Größe des Lohnes keine beſtimmte Verab⸗ 
redung getroffen worden, ſo iſt der für dieſelbe Claſſe von Dienftbnten 
ortsübliche Lehn zu verabreichen. 

Geſchenke und Trinkgelder, die der Dienäbeyr zu Sefonkefen Zeiten 
oder aus beſonderen Anläſſen, aus freiem Willen ein⸗ oder mehrere 
7. — gegeben hat, deore, keine Verpflichtung, dieſelben ferwerhin zu 

Der Lohn iſt, wenn eine Zablungszeit nicht bedungen iſt, in ben 
ortsüblichen Terminen, und wenn darüber nichts hergebracht wäre, bei 
— Dienfthauer ierteljährig, ſonſt aber monatlich verfallen. m 


4 Ki ier 
| 8. 20. 
Die Koſt, wo fie gebührt, muß geſund und hinreichend I 
dhe e h die Art und 1 der ud 2 — 
nterſag 


N 
x 


N 


a 


\ 
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Kleidungs⸗ und Wäſchſtücke, wenn ſolche bedungen ſind, müſſen 
den Verhältniſſen der dienenden Claſſe angemeſſen verabfolgt werden. 
Kleidungs⸗ und Wäſchſtücke die nur zum Patze dienen, oder den 
Verhöltniſſen der f l re: 284 dürfen u er 
dungen ee | 
09 nun | 

Erkraukt * e for hat der Dienſtherr für Blege ı EN 
Heilung desſelben zu ſorgen, und es können die aufgewendeten Koſten 
vom Lohne nur dann abgezogen werden, wenn der en durch 
ſein eigenes Verſchulden erkrankt iſt. 

Dauert die Krankheit länger als 4 Wochen, fo. iſt der Dienftbote 
nach Ablauf dieſer Zeit, wenn er aus dem Dienſte entlaſſen wird, 
(F. 28 sub 11) und wenn er vermögenslos iſt, wie ein anderer, in 
keinem Dienſtverhältniſſe ſtehender erkrankter Arme zu behandeln, und 
600 Aber: Derr Gemeindevorſteher hievon rechtzeitig u verſtändigen. 

nsr mins ganzer 


75 in gſt bie: rtrantung des Dienlibcken 1 ertiäfener Maffen aus einem 


Verſchulden des Dienſtherrn erfolgt, ſo hat dieſer unbeſchadet der, dem 


Dienſtboten ſonſt zuſtehenden Entſchädigungsanſprüche ausſchließlich für 
Pflege und 12 5 * e ohne mp: ng x ng en ee me 
finden darf. ausd d „1197794 pin, „Ani 
8. 23. 15 1 897 
Der Dienſtherr kann den Kranken im eigenen Haufe: verpflegen, 
er kann ihn aber auch in einer öffentlichen Anſtalt oder an einem au⸗ 
deren Orte e wenn a 3 eh 75 den Kranken 


Möglich. iſt. 


* 68. 24. 
Der Dienſtvertrag kann durch FINEER DR Sin zu 
19 5 Zeit a werden. . | £ N 
8 §. 25. In? eee 
Durch den Tod des Dienfi n erifcht gap: Dienfnerteag“ nur 
inſoferne, als die Erben denſelben nicht fortſetzen wollen. In dieſem 
Falle haben fie‘ aber dem abziehenden Dienſtboten, falls der Dienſt⸗ 
vertrag auf ein Jahr geſchloſſen war, den Lohn und die bedungene Koſt 
für drei Monate, ſonſt aber für einen Monat zu vergüten. 9 
War dem Dienſtboten bereits vom Verſtorbenen der Dienſt auf? 
gekündigt, ſo gebührt demſelben dieſe Entſchädigung nur für ee ge 
0 Zeit, als der An noch zu * gehabt hätte. f 
ag ur . is MA da 750 
120 Dieſe Beſtimmung hat 1 in dem Falle wo die Wirthſchaft 
durch Kauf, Tauſch, Pachtung oder ſonſtige Verträge an eine andere 
Perſon übergeht, ae des für die Wirthſchaft beſtellten Geſindes 


zu gen * 
. inden i aut. 163 * 20 


3150 8. 
au nfoferne: icht ausdrücklich verabredet wird daß nach Ablauf 
der bedungenen Zeit der Dienſtvertrag nicht weiter fortgeſetzt werden 
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ſoll, bewirkt der eee Zeit die Aufhebung des Dien tvertra es 
vorgängiger Aufkündiungdgdgdgggg. 

Die Aufkündigung i ganzjährigen Dienſten ſpäteſtens ſechs 
Wochen, — v fpäteftene, 14 Tage vor min der . zu 
eſchehen. din L 120113 
Er Geſchieht von keinem Theile eng eine Aufkündigung, ſo iſt 
Me 10 enſtvertrag auf diejenige Zeit ſtillſchweigend erneuert, vn vor⸗ 

e nſelben n war. 


in fue m5 fd” nis 8248117 

Er Dienstherr kann den eee, ahne ut und 
ſofort entlaſſe n: > 

1. Wenn der Dienſtbote 8 Verrichtung ” Dienſtes, fe welchen 
ann aufgenommen wurde, aus r Urſache völl ig un⸗ 
f brauchbar iſt. 1310 120 BT run uu an n hug fail 

2. Wenn er ſeine Dienſtespflichten gröblich verletzt, insbeſondere 
den Befehlen des Dienſtherrn, oder des beſtellten Aufſehers über das 
Aenkperjenafe: ‚Behansläljen Murer were: Wberfpaänſtegten ent⸗ 
Degenſetzt. i: e e fan 8 de 

3. Wenn er den Dienſtherrn 8 oder deſſen Angehörige, oder den 
aufgeſtellten Auffeher über das Dienſtgeſinde durch Thätlichkeiten, durch 
Schimpf⸗ und Schmähwotte, oder ehrenrührige Nachreden beleidizet, 
die Mitdienſtboten gegen den Dienſtherrn, oder gegen einander aufhetzt, 
oder überhaupt den Hausfrieden bos hafter Weiſe zu ſtören ſucht. nf 
d Wenn er ſich des Diebſtahls, des Betruges oder der Berun» 
treuung ſchuldig macht, oder die Mitdienſtboten hiezu verleitet, oder die 
e en Betrügereien, Veruntreuungen oder Entidenbungen des 
Nebengeſindes dem Dienſtherrn nichr anzeigt. 
5. Wenn er ungeachtet vorausgegangener Warn ng mit Aale und 
Licht unvorſichtig umgeht, das ihm anvertraute Vieh durch ſchlechte 
Wartung Schaden ne ehmen läßt oder mißhandelt, oder aus Bosheit, 
, oder gro er Nachläſſigkeit das Eigenthum des Dienstherrn 
eſchädigt * 
muß 816. Wenn er; auf Rechnung des Dienfigeetn ohne deſſen Vorwiſſen 
Geld oder Waaren borgt. 

5 — er je länger als acht Tage gefänglich eingezogen wird. 


91130 


13 


Wenn er d e e e dem Spiele, oder andern Ausſchwei⸗ 
füngen x uc keiten ſich ergibt, insbeſcndere, werdende Kinder 
oder Verwandten des Dienſtherrn zu verleiten ſucht. 


9, Wenn er ohne Erlaubniß des Dienſtherrn ‚den: Nacht aus⸗ 
bleibt, oder Fremde übernachten läßt, oder ſonſt; die häusliche ‚Debanah 
Mahal and laut Nice Je eie 
10. Wenn er ſich durch ſein Verſchulden eine We oder 
Ekel erregende Krankheit zuzieht, und numm 2 J si u) x 
1 " Wenn * Dienfifeven über vi dier Wochen 
rank iſt £1913 ton 21 1333912 
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In allen dieſen Fällen hat der ‚Dienfigere) ſogleich die Anzeige 
* — 1 Gemeinde orſteher zu machen. 

Der Dienſtbote hat in dieſen Fällen war Lohn und Koſt bis zum 
Zeitpunkte ſeiner Entlaſſung zu fordern, unbeſchadet der dem N 
etwa zeigen „ neh | | 

BR Dienſtbote tan den Dienſt vor der Zeit gi PAIR 
verlaſſen: 

1. Wenn er ohne Schaden 72 ſeine 1 dem Dienſte nicht 
weiter vorzuſtehen vermag. 

Die Schwangerſchaft allein berechtigt ben Dienftboten nicht, den 
Dienß, 1 verlaſſen. 

1 der Dienſtherr die Grenzen alien ihm zustehenden häus⸗ 
fügen Zucht 8 175 dadurch 9 erben oder die Geſundheit 
W Gefahr lä 11% nist 7 Uns 
3. Wenn der . den Dienſtboten zu unſittlichen ihr ge⸗ 
Mawiprtge n Handlungen verleitet, oder zu verleiten ſucht, oder ihn vor 
ſolchen Wangen gegen Hausgenoſſen oder Perfonen, bie u Haus 
ans und eingehen, nicht ſchützt. 

iu 4. Wenn der Dienſtherr auf länger als die Dienstzeit bauett, 
eine Reiſe zu unternehmen im Begriffe ſteht, oder ſeinen Wohnſitz in 
einem andern über ſechs Meilen entfernten Orte aufſchlägt, und il die⸗ 
ſen Fällen den Dienſtboten gegen deſſen Willen mitnehmen will. 

Dieſe Gründe müſſen jedoch dem Gemeindevorſteher angezeigt, 
und falls ſie vom Dienſtherrn widerſprochen würden, Blaubwäirkig: dar. 
gethan werden. 

Ohne Bewilligung des Gemeindevorſtehers darf der Dienſtbote 
den Dienſt nicht verlaſſen, den Fall einer augenſcheinlichen Gefahr des 
Lebens oder einer Beſchädigung ausgenommen. 

In den Fällen ad 2 und 3 iſt dem Dienſtboten gohn und Rost 
für die noch übrige Dienſtzeit, und wenn dieſe länger als ein Wienke 
jahr dauert, wenigſtens für ein Vierteljahr zu vergüten. 155 | 

In den Fällen ad 1 und 4 kann K und Ben 1 sis zum 
Wee gefordert werden. 


8. 30. 


Der Dienſtbote kann den Dienſt vor der Zeit, koch bel ganz⸗ 
jährigen Dienſten nur nach vorausgegangener ſechswöchent licher Bin 
aber nur nach vorangegangener vierzehntägiger Aufkündung verl 
1. Wenn der weibliche Dienſtbot zur Verehelichung, und der männ⸗ 
lie zum Antritte einer eigenen Wirthſchaft, oder eines eigenen Gewer⸗ 

bes vortheilhafte Gelegenheit erhält, welche durch nen der Dienſt⸗ 
zeit verſäumt werden würde; u 

2. wenn die Ueberkommung einer. Erbſchaft, Aber eine andere wich⸗ 
tige Angelegenheit die längere Abweſenheit des Dienſtboten 1 5 on. 
anderen Orte nothwendig macht; 
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3. wenn die Eltern des Dienſtboten wegen einer erſt nach Antritt 
des Dienſtes vorgefallenen Veränderung ihrer Umſtände denſelben zur 
Führung ihrer Wirthſchaft oder ihres Gewerbes oder zur Pflege be— 
nöthigen, und mit der Abberufung desſelben bis zum Ausgange der 
Dienſtzeit nicht zuwarten können. Hall 

Auch dieſe Gründe müſſen dem Gemeindevorſteher angezeigt und 
beim Widerſpruche des Dienſtherrn glaubwürdig dargethan werden. 

Ohne Bewilligung des Gemeindevorſtehers darf ſich der Dienſt⸗ 
bote nicht entfernen. 8 

Unter Beobachtung dieſer Vorſchrift kann der Dienftbote im Falle 
der Dringlichkeit die Entlaſſung ſelbſt vor Ausgang der ſechswochent⸗ 
lichen bezüglich vierzehntägigen Aufkündigungsfriſt verlangen, wenn er 
ſtatt ſeiner einen anderen tauglichen Dienſtboten ſtellt, und ſich mit 
demſelben wegen Koſt und Lohn für dieſe Zeit ohne Schaden des 
Dienſtherrn abfindet. Aus 

Dienſtboten, welche erwieſener Maſſen ihre Dienſte ſchlecht, träg 
und unwillig verrichten, oder ſonſt ein, ihrem Dienſtverhältniſſe unan⸗ 
gemeſſenes Betragen in der Abſicht beobachten, um dadurch den Dienſt— 
herrn zur Ertheilung der verweigerten Entlaſſung zu zwingen, find be- 
ſonders ſtrenge zu beſtrafen, und zur genauen Erfüllung ihrer Dienſt⸗ 
pflichten mit aller Schärfe zu verhalten. 

§. 31. | 

Der Dienftherr, der ohne gefegmäßigen Grund ($. 28) einen 
Dienftboten vor Ablauf der Dienftzeit entläßt, kann zwar nicht gend» 
thiget werden, denſelben gegen ſeinen Willen wieder aufzunehmen, er iſt 
aber verpflichtet, demſelben Lohn und Koſt für die noch übrige Dienſt⸗ 
zeit, und wenn dieſe länger als ein Vierteljahr dauerte, für ein Viertel⸗ 
jahr zu vergüten. N 

| §. 32. 

Dienftboten, die vor Ablauf der Dienftzeit ohne geſetzmäßigen 
Grund den Dienſt eigenmächtig verlaſſen, ſind dem Gemeindevorſteher 
anzuzeigen, von dieſem zu verfolgen und auf Verlangen des Dienſtherrn 
ſelbſt durch Zwang zur Rückkehr in den Dienſt anzuhalten. 

Sie ſind überdieß einer angemeſſenen Strafe zu unterziehen, und 
ſind verpflichtet, den aus der unerlaubten Dienſtesverlaſſung entſtan⸗ 
denen Schaden zu erſetzen. 

Wiill aber der Dienſtherr den entlaufenen Dienftboten nicht wieder 
aufnehmen, fo kann er ſtatt deſſelben einen andern Dienftboten auf- 
dingen, und von dem entlaufenen die Vergütung der dadurch verurſach— 
ten mehreren Koſten verlangen. 

| $. 33. 


Wer einem Dienftboten, von dem er weiß, oder doch aus den 


Umſtänden vermuthen mußte, daß er entlaufen ſei, in Dienſt nimmt, 
Unterkommen oder Aufenthalt geſtattet, iſt angemeſſen zu beſtrafen, und 
zum Erſatze des dem Dienſtherrn durch die Flucht des Dienſtboten er- 
wachſenen Schadens, ſowie der durch die Aufnahme eines andern Dienſt— 
Scheda's Hilfsbuch. 11 


8 


4: Der Dienjtherr, welcher einem Dienſtboten ein wa rheitswidri⸗ es 


2 


0 12 5 zu führen. 
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boten verurſachten Mehrbereſthung zur ungetheilten Hand mit dem ent⸗ 
laufenen Dienſtboten verpflichtet. 
$. 34. | nn 

Jeder Dienſtbote hat ſich mit einem Dienſtbotenbuche zu ver⸗ 
ſehen, welches, wenn weder hinſichtlich des Befugniſſes ſich zu verdin⸗ 
gen, noch ſonſt ein Hinderniß obwaltet, gegen Leiſtung des Stempels 
pr. 6 kr., und des Koſtenbetrages der Druckauflage von ſeiner politi⸗ 
ſchen Heimatsbehörde ausgefolgt wird. — Iſt dieſe nicht zugleich die 
politiſche Behörde ſeines Aufenthaltes, ſo hat ſich die Letztere über An⸗ 
ſuchen des Dienſtboten an die Erſtere um die Ermächfigung zur Aus⸗ 
fertigung des Dienſtbotenbuches zu wenden. 

Dienſtboten, die aus Ländern zureiſen, wo Dienſtbotenbücher nicht 
beſtehen, werden ſolche von der politiſchen Behörde ihres Aufenthaltes 
auf Grund ihrer Reiſe⸗Legitimation ausgefertigt. 

Ueber die ausgeſtellten Dfenſtbotenfſicher i. eine genaue Vormer⸗ 


8. 35. | 
Kein Dienſtherr darf einen Dienſtboten, der fein Dienfiotenbug 
befitt, bei fonftiger Strafe aufnehmen. 
Dasſelbe iſt vom Dienſtherrn beim Antritte des Dienſtes in 
Anfbeinahrum zu nehmen. 
8. 36. 


Beim Dienſtaustritte hat der Gemeltbeborſteher auf Grund des 
mündlichen oder ſchriftlichen Zeugniſſes des Dienſtherrn die Rubriken 
des Dienſtbotenbuches auszufüllen, ſeine Namensfertigung beizuſetzen, 
Bat das beigebrachte ſchriftliche Zeugniß des Dienſtherrn zurück zu be⸗ 

alten. 

Das Zeugniß über Treue, Geſchicklichkeit, Fleiß und Sittlichkeit 
iſt nur inſoweit aufzunehmen, als es für den Dienſtboten günſtig lautet. 
Lautet es aber hinſichtlich der einen oder der andern Eigenſchaft un⸗ 
günſtig, ſo iſt die bezügliche Rubrik blos mit Strichen auszufüllen. 

Gründet ſich das ungünſtige Zeugniß des Dienſtherrn auf Beſchul⸗ 
digungen und Verdachtgründe, die nach der vom Dienſtboten verlangten 
Unterſuchung der Gemeindevorſteher unbegründet findet, ſo kann letzterer 
nach dem Ergebniſſe der Unterſuchung, jedoch unter der ausdrücklichen 
Anmerkung „ nach gepflogener Unterſuchung“ die Rubrik ausfüllen, 


Zeugniß wiſſentlich ertheilt, iſt unbeſchadet ſeiner Haftung für den hier⸗ 
aus entſpringenden Nachtheil mit einer angemeſſenen Strafe zu 3 


y“ Die Dienſtbotenbücher find öffentliche Urkunden. Wer solche nach⸗ 


macht oder verfälſcht, oder wer ſich zu ſeinem Fortkommen eines frem⸗ 
den Dienſtbotenbuches bedient, oder ſein Dienſtbotenbuch zu dieſem 
Zwecke einem andern überläßt, wird nach dem Strafgeſetzbuche behandelt. 
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Geht ein Dienſtbotenbuch verloren, fo iſt hievon bei der politiſchen 
Behörde, in deren Bezirk der Dienſtbote ſich aufhält die Anzeige zu 
machen. Dieſelbe hat die obwaltenden Umſtände ſorgfältig zu erheben, 
und inſoferne dieſe Erhebung den Verluſt nicht bezweifeln läßt, ein neues 
Dienſtbotenbuch auszufertigen, oder wenn eine andere politiſche Behörde 
das verlorne Dienſtbotenbuch ausgeſtellt hat, bei dieſen die Ausfertigung 
eines neuen zu veranlaſſen. * ee ö | 4 
In dem neuen Dienſtbotenbuche iſt ausdrücklich zu bemerken, daß 
es ein Duplicat ſei. | | RR: 

3 rn er u: 3 

Die politiſche Behörde überwacht das Geſindeweſen und vollzieht 
die gegenwärtige Diepſtbotenordnung. Zur Unterſtützung hiebei dienen 
ihr die Gemeindevorſteher, die nach den Weiſungen der politiſchen Be⸗ 
hörde, auf Zucht, Ordnung und Sittlichkeit des Dienſtboten zu wachen, 
und insbeſondere das dienſtloſe Gefinde zu beauffichtigen haben.“) 

Dienſtlos gewordene Dienſtboten die zur Gemeinde gehören, hat 
der Gemeindevorſteher mit allem Ernſte anzuhalten, Dienſte oder andere 
erlaubte Arbeiten zu ſuchen. a 

Wenn ſie ſich ungeachtet vorhandener Gelegenheit hiezu nicht vor⸗ 
ſtehen, ſo ſind ſie inſolange zur Gemeinde oder öffentlichen Arbeiten zu 
verhalten, bis ſie in einen Dienſt oder in eine Arbeit getreten ſind. 

Hiebei darf auf den Vorwand, daß ſie ſich ihren Eltern oder an⸗ 
dern Leuten, insbeſondere jenen, bei denen ſie Unterſtand finden, zur 
Arbeit verpflichtet haben, keine Rückſicht genommen werden, wenn es 
offenbar iſt, daß ſie bei dieſen keine, oder doch keine angemeſſene 
Arbeit finden. > 

Fremde, dienſtloſe Dienftboten, welche die vorhandene Gelegenheit 
zu neuen Dienſten, oder zu einer andern erlaubten Beſchäftigung nicht 
benützen, die ein anſtößiges, ſittenloſes Leben führen, oder die eine Aus⸗ 
ſicht zur baldigen Erlangung eines Dienſtes, oder einer andern, ihren 


Unterhalt deckenden Arbeit nicht haben, ſind aus der Gemeinde zu weiſen. 
| 40 N e. J N 


oT das NIS 12408 · N ? j 

Wer das Geſindezubringen als Geſchäft betreibt, iſt mit einer 
angemeſſenen Strafe zu belegen. | Hase tin) 
Um jedoch die Unterbringung der Dienftboten im Dienfte, und 
die Auffindung dienſtſuchender Perſonen zu erleichtern, iſt am Sitze des 

meindevorſtehers ein Regiſter zur Einſicht aufzulegen, in welchem 
die dienſtſuchenden Dienſtboten, und die Dienſtherren, die ſich um Dienſt⸗ 


boten melden, eingetragen werden. | 
En §. 41. | 

Streitigkeiten zwiſchen Dienſtherrn und Dienſtboten, welche aus 

dem Dienſtvertrage entſtehen, gehören vor die competente Gerichtöbe- 


2 die Handhabung der Dienſtboten⸗Ordnung obliegt nach der neuen Gemeindeord⸗ 
nung nicht mehr den politiſchen Behörden, ſondern den Gemeinden. | 5 
| 11* 
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hörde. Alle anderen Klagen und Beſchwerden in Dienſtbotenſachen find 
von der politiſchen Bezirksbehörde im kürzeſten Wege abzuthun. Dieſe 
Behörde erkennt auch über die Uebertretungen der Vorſchriften der ger 
genwärtigen Dienſtbotenordnung. 


$. 42. 

Die in dieſer Dienſtbotenordnung angedrohten Strafen find mit 
Geld» oder Arreſtſtrafen zu vollziehen.“) 

Geldſtrafen dürfen bei Dienſtboten den Betrag von 5 fl. CM. 
und bei andern Perſonen den Betrag von 25 fl. EM. nicht überſteigen. 

Arreſt kann bis zu 14 Tagen verhängt, und mit Beobachtung 
der Beſtimmungen des Strafgeſetzes durch Faſten verſchärft werden. 

8. 43. 

Die Geldſtrafen ſind in der Gemeindecaſſe aufzubewahren, und 
abgeſondert zu verrechnen. — Sie haben die ausſchließliche Beſtimmung 
zur Unterſtützung kranker, oder armer arbeitsunfähiger een. 

§. 41. 

Die dem Gemeindevorſteher in dieſer Dienſtbotenordnung über⸗ 
tragenen Amtshandlungen können, wenn es die Umſtände erfordern, an 
eine andere vertrauungswürdige übertragen werden. 


8.4 
In Gemeinden, welche zum Radon einer k. k. Polizeibehörde ge⸗ 
hören, hat dieſe Letztere die in der vorſtehenden Geſindeordnung be⸗ 
zeichneten Amtshandlungen der politiſchen Behörde und des Gemeinde⸗ 
vorſtehers auszuüben. 


— — 


Laut Verordnung des Miniſteriums des Innern vom 7. Dez. 1856 
(R. G. B. Seite 755) ſind in Folge a. h. Entſchließung vom 31. Okt. 
1856 die a. h. Beſtimmungen von 22. März 1828 und vom 24. Okt. 
1846, wornach die Dienſtſtreitigkeiten zwiſchen Dienſtgebern und Dienſt⸗ 
boten, dann zwiſchen Gewerbsleuten oder Fabriksinhabern und ihren 
Geſellen, Lehrjungen oder anderen Hilfsarbeitern, welche aus dem Dienſt⸗ 
verhältniſſe oder Lohnvertrage hergeleitet werden und während des Be⸗ 
ſtandes des Dienſtverhältniſſes oder wenigſtens vor Verlauf von 30 
Tagen vom Tage, als das Dienſtverhältniß aufgehört hat, angebracht 
werden, von den politiſchen Behörden zu verhandeln ſind und jene Strei⸗ 
tigkeiten, die nach Verlauf dieſer Friſt erhoben werden, zur ordentlichen 
Amtshandlung der Gerichtsbehörden gehören, wieder in e 
geſetzt werden. 


) Körperliche Züchtigung kann von dem Gemeindevorſteher nicht verhängt. werden. 


VII. 
| Sittlichkeitspolizei. 

Die Sittlichkeitspolizei begreift in ſich die Aufſicht auf Heiligung 
der Sonn⸗ und Feiertage, die Aufſicht auf Schänken, Tanzmuſiken, 
auf verbotene Spiele, öffentliche Produktionen, Unzucht und Kuppelei, 
Hintanhaltung nächtlicher Schwärmerei, des Bettels, der Thierquälerei, 
Trunkenheit und gröbliches, öffentliches Aergerniß verurſachender Ver⸗ 
letzung der Sittlichkeit oder Schamhaftigkeit. 

Mit a. h. Entſchließung vom 18. April 1850, (R. G. B. 1850, 
S. 1036) wurden die Behörden angewieſen, darüber zu wachen, daß 
an allen Orten, wo die katholiſche Bevölkerung die Mehrzahl bildet, 
die Feier der Sonn- und katholiſchen Feſttage nicht durch geräuſchvolle 
Arbeiten oder durch öffentlichen Handelsbetrieb geſtört werde. 19 

Jahr-, Wochen⸗ und Kirchweihmärkte dürfen an Sonn- und Feier⸗ 
tagen nicht abgehalten werden. (Hofverordnung vom 15. Febr. 1772.) 

Während des vor⸗ und nachmittägigen Gottesdienſtes ſoll in den 
Wirthshäuſern Niemanden etwas verabreicht, noch ſonſt öffentlich ver⸗ 
kauft werden. (Verordnung vom 5. Juli 1785.) 

An Sonn⸗ und Feſttagen ſoll vor 4 Uhr Nachmittags keine Gat⸗ 
tung Spiel mit Inbegriff des Billarde und Kegelſpieles in Gaſt⸗ und 
Caffeehäuſern geduldet und es ſollen die dagegen Handelnden mit einer 
Geldſtrafe belegt werden. (Verordnung der o. ö. Landesregierung vom 
26. März 1802.) N | * | 
Treibjagden an Sonn und Feiertagen find abzuftellen. (Hofkanz⸗ 
lei⸗Decret vom 27. Auguſt 1812.) | | 

Pi Hofdecret vom 3. Juli 1783 verbietet knechtiſche Arbeiten 
an Sonn⸗ und Feiertagen; Nothfälle ſind von dieſem Verbote ausge⸗ 


nommen. | 
Gewerbsleute ſollen an Sonn: und Feiertagen ihre Arbeiten nicht 
fortſetzen. (Decret der o. ö. Landesregierung vom 31. März 1825, 2. 
7677, P. G. S. Seite 64. | 1 8 
Der Verſchleiß des Tabakes an Sonn- und Feiertagen, mit Aus⸗ 
nahme der ſechs größten Feiertage, an welchen derſelbe gänzlich zu un« 
terbleiben hat, darf während der Zeit des ortsüblichen Hauptgottesdienſtes 
nicht ſtattfinden. 9 5 des Finanzminiſteriums vom 3. April 1852, 
3. 11425. L. G. B. v. Jahre 1852 Seite 369.) aa 


Die o. ö. Landesregierung hat unterm 17. Sept. 1826, Z. 21586, 
(P. G. S. Seite 129) Folgendes bekannt gegeben: | 
Nach einer unterm 24. Auguſt 1826, Z. 24337 herabgelangten 
Eröffnung der k. k. Hofkanzlei, haben Se. Majeſtät in Anſehung der 
Luſtbarkeiten tempore sacrato (in geheiligter Zeit) am 19. Auguſt Fol⸗ 
gendes zu entſchließen geruht: 
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Ich will, daß künftig das ſogenannte tempus sacratum vom Ad⸗ 
vent bis zum Feſte der h. 3 Könige einſchließig und vom Anfange der 
Faſten, bis zum Sonntags Dad Oſtern einſchließig gehalten werde. 

Weder Bälle noch Tanzmuſiken haben an allen gebotenen Faſttagen 
als Quatembertagen, an den ſtrengen Virgilien vor den höchſten Feſt⸗ 
tagen des Jahres und an Freitagen und Samstagen ſtattzufinden; dan 
haben weder Bälle, noch Tanzmuſiken, noch Theater, wo immer, a 
den bisher beſtandenen Normatagen, nämlich den 22. 23. 24. und 25. 
December, Aſchermittwoch, von Palinſonntag an bis einſchließig Oſter⸗ 


ſonntag, am Pfingſtſonntag, Frohuleichnahmstag, Maria Verkündigung 


In Abſicht auf den Ort, auf die Zeit und Dauer der Luſtbar⸗ 


1401 


I. Bälle mit Masken, Redouten, dürfen in der Regel nur in der 
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In Betreff der Polizeiſtunde iſt maßgebend die nachſtehende Ver⸗ 
ordnung des Miniſteriums des Innern und der Juſtiz und der oberſten 
Polizeibehörde vom 3. April 1855, (L. G. B. v. J. 1855, 1. Abth. 
Seite 230. 07 . | 

1. Zu einer beſtimmten Stunde der Nacht müſſen Gaſt⸗ und 
Schanklocalitäten, ſowie Caffeehäuſer geſchloſſen werden, und es darf 
nach dieſer Stunde Gäſten weder der Zutritt zu denſelben, noch das 
längere Verweilen daſelbſt geſtattet werden. 

Dieſes Verbot findet jedoch in Einkehrwirthshäuſern auf ankom⸗ 
mende Reiſende und Fahrleute keine Anwendung. Der Landeschef hat 
dieſe Stunde (Polizeiſtunde) mit Rückſicht auf die Landes- und Orts⸗ 
verhältniſſe feſtzuſetzen. Es ſteht in dem Ermeſſen desſelben, die Be⸗ 
ſtimmung hierüber für einzelne Gebietstheile oder Orte den untergeord⸗ 
neten Behörden zu überlaſſen. | 17 

2. Die Bewilligung zum Offenhalten der Gaſt⸗ und Schankloka⸗ 
litäten über die Polizeiſtunde iſt in der Regel von Fall. zu Fall für 
einzelne Nächte und nur bei beſonderen Verhältniſſen für gewiſſe beſtimmte 
Zeitabſchnitte zu ertheilen. Für dieſe Bewilligung iſt zu Handen der 
Gemeindekaſſe für Armenzwecke eine Taxe zu entrichten, deren Betrag 
der Landeschef mittelſt beſonderer Vorſchrift feſtzuſetzen hat. 
3. Werden Gaſt⸗ und Schanklocalitäten oder Caffeehäuſer über 
die feſtgeſetzte oder nach 8. 2 erweiterte Polizeiſtunde offen gehalten, 
oder werden ſie zwar nach dieſer Stunde verſperrt, wird aber dennoch 
Gäſten der Zutritt dahin oder das längere Verweilen in denſelben ge- 
ſtattet, ſo ſind die Inhaber derſelben nach der kaiſerlichen Verordnung 


vom 20. April 1854 zu behandeln. | 
4. Die Sicherheitsorgane haben bei wahrgenommenen Uebertre⸗ 
tungen dieſer Vorſchrift zunächſt den dafür verantwortlichen Inhaber des 
Gaſt⸗, Schank⸗ oder Caffeehauſes an die Erfüllung ſeiner Pflicht zu 
erinnern. Bleibt dieſe Erinnerung ſelbſt nach Verlauf einiger Zeit 
fruchtlos, fo Find jene Gäſte, welche über die von den Sicherheits organen an 
ſie gemachte unmittelbare Aufforderung ſich nicht entfernen, hiezu zu verhal⸗ 
ten, und unterliegen, inſoferne nicht eine durch das allgemeine Strafge⸗ 
ſetz verpönte Handlung mitunterläuft, der Behandlung und Ahndung 
nach der im §. 3 bezogenen Verordnung. | Pin 
5. In Betreff des Verfahrens, des Rekurſes und der Verjährung 
gelten die Beſtimmungen der §§. 3 und 4 der Verordnung vom 3. 
April 1855 (L. G. B. 1855, Seite 228.) | 4 
Mit Erlaß der Statthalterei vom 11. März 1851, Z. 6265 (L. G. B. 
1851, S. 192) wurde als Polizeiſtunde die zwölfte Stunde Nachts und mit 
Erlaß der o. ö. Statthalterei vom 2. Juni 1857, Z. 6493, Prs. (L. G. B. 857, 
S. 23) die Taxe für die Bewilligung zur Offenhaltung über die Polizei⸗ 
ſtunde für den Polizei⸗Rayon Linz mit 1 fl. 30 kr. C. M., und für alle 
übrigen Orte mit 30 kr. C. M. mit dem Bemerken feſtgeſetzt, daß die 
Vorſchriften über die Ertheilung von Tanzmuſik⸗Lizenzen die Entrichtung 
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der Gebühren für dieſelben hiedurch nicht berührt werden und fortan 
in Wirkſamkeit bleiben. 

Für das Kronland Salzburg mit Ausnahme der Landeshauptſtadt 
wurde mit Erlaß der Statthalterei Salzburg vom 1. Auguſt 1851 die 
Polizeiſtunde im Winter, d. i. vom 1. November bis Ende April, für 
die Landgemeinden auf 10 Uhr, für die Städte und Märkte aber auf 
11 Nachts, und im Sommer, d. i. vom 1. Mai bis Ende Oktober, im 
Allgemeinen auf 11 Uhr Nachts mit dem Bemerken feſtgeſetzt, daß es 
in Städten und Märkten den Gemeindevorſtehern überlaſſen iſt, an Sonn⸗ 
und Feiertagen zur Sommerszeit, oder in beſonders rückſichtswürdigen 
Fällen und Anläſſen auch zu andern Zeiten dieſe Polizeiſtunde auf 12 
Uhr Nachts zu verlängern. In der Landeshauptſtadt Salzburg und in 
den zum ſtädtiſchen Bezirke gehörigen Ortſchaften iſt in Folge Erlaſſes 
des Landes⸗Präſidiums Salzburg vom 16. Februar 1856, Z. 753 die 
Polizeiſtunde für Gaſt⸗ und Schankhäuſer 12 Uhr und für Caffeehäuſer 
1 Uhr Nachts. Die Taxe für die Bewilligung zur Offenhaltung über 
die Polizeiſtunde wurde mit demſelben Erlaſſe für die Landeshauptſtadt 
Salzburg und die zum ſtädt. Bezirke gehörigen Ortſchaften mit 1 fl. 
CM., und für die übrigen Gemeinden im Kronlande Salzburg mit Er⸗ 
laß des Regierungs-Präſidiums vom 8. Juli 1857 mit 30 kr. CM. be- 
ſtimmt. In dem Falle jedoch, wenn mit der Bewilligung der Tanzmuſik 
auch die Verlängerung der Polizeiſtunde verbunden iſt, darf im Kron⸗ 
lande Salzburg nur die höhere Gebühr, nämlich für die Tanzmuſik⸗Be⸗ 
willigung, nicht aber auch die Aelonbere Taxgebühr für die Palise tunes 
eingehoben werden. 

Nach §. 515 des Strafgeſetzes ft Unterſchleif zur Unzucht von 
Seite der Gaſt⸗ und Schankwirthe und ihrer es als eine Ueber⸗ 
tretung an IRRE 


h 8 Die Tan zmuſ ite n ſind z zu überwachen bag hiebei die Schran⸗ 
ken der Ruhe und Ordnung, der Sittlichkeit 10 des ne nicht 
überſchritten werden. | 


Bezüglich der Bewilligung zu Tanzmuſiken wurde m a. h. Ge⸗ 
nehmigung von der o. 5. Landesregierung unterm 8. Juni 1827, 3. 
13.846 (P. 9. S. 1827, S. 221) folgende Verordnung erlaſſen: 


1. Redouten, öffentliche Bälle und Tanzmuſiken dürfen nicht ohne 
Bewilligung gehalten werden. Auch Hausbälle ſind in den ann 
vorläufig zu melden. | | 

2. An Feiertagen, an welchen Tanzwuſiken nicht erbten ſind, 
dürfen ſolche erſt eine Stunde nach dem nachmittägigen Gottesdienſte 
anfangen und müſſen in jedem Falle in den Provinzial-Haupt⸗ und 
Kreisſtädten um 12 Uhr, in allen kleineren Orten und auf dem Lande 
um 10 Uhr Nachts geſchloſſen ſein. Die Dauer der Redouten und 
öffentlichen Bälle wird von Fall zu Fall beſtimmt oder genehmiget, 
jedoch müſſen auch Redouten, und ſowohl öffentliche als Hausbälle am 
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Vorabende, worauf ein Norma Feſt⸗ oder Faſttag fällt, um 12 Uhr 
Nachts geendet werden. 

3. Bei Extheilung der Bewilligung iſt auf die Beſchaffenheit des 
Ortes und der Unternehmer die gehörige Rückſicht zu nehmen. 

4. Wer in verbotenen Zeiten Bälle oder Tanzmuſiken hält, oder 
die im 1. Paragrafe enthaltenen Verordnungen nicht befolgt, oder die 
für die Bälle und Tanzmuſiken vorgeſchriebene Dauer überſchreitet, 
macht fi ſtraffällig. 

5. Gewerbetreibende und Unternehmer ſind auch für die gute Ord⸗ 
nung bei ihren Tanzmuſiken und Bällen verantwortlich. Wenn Unord⸗ 
nungen vorfallen, die der Unternehmer ſelbſt zu heben nicht vermag, 
oder wenn auf ſeine Erinnerung zur gehörigen Zeit vom Tanzen nicht 
orgelaffen wird, hat er die Anzeige zu machen. 

trafbar machen ſich auch jene Tanzgäſte, die auf die Erinne⸗ 
rung 5 Wirthes oder Unternehmers zur vorgeſchriebenen Zeit vom 
Tanze nicht ablaſſen. 


7. Ferner ſind auch ſtrafbar die Spielleute, welche ich zu verbo⸗ 
tener oder über die vorgeſchriebene Zeit Tanzmuſiken gebrauchen 
laſſen. 

5 8. Die Strafen der Uebertretung oder Unterlaſſung den in dem 
Hofkanzlei⸗Dekrete vom 24. Auguſt 1826, Z. 24337 (Siehe Seite 85) 
und in der gegenwärtigen Verordnung hinſichtlich der Redouten, öffent⸗ 
licher ſowohl als Hausbälle und Tanzmuſiken enthaltenen ee e 
iſt für die Unternehmer öffentlicher Bälle und Wirthe das erfte.- 

5 bis 50 Gulden, das zweite Mal das Doppelte der zuerſt Baal en 
Strafe, das dritte Mal die perſönliche Unfähigkeit, fernere Bälle und 
Tanzmuſiken zu halten oder zu unternehmen. Für jene, welche Haus⸗ 
bälle geben, von 10 bis 100 Gulden. Für Tanzgäſte 2 bis 10 Gul⸗ 
den. Für Spielleute ein Arreſt von 3 bis 24 Stunden, welcher in wie⸗ 
derholten Fällen auf 2 bis 3 Tage verlängert werden kann.?) | 


Mit Verordnung der o. ö. Landesregierung vom 6. Februar 1827, 
Z. 2679, (P. G. S. 1827, Seite 40) wurde die Gebühr für die Er⸗ 
theilung der Bewilligung zur Abhaltung von Tanzmuſiken in den 
Städten und Märkten mit Einem Gulden und auf dem Lande mit 
Ss Kreuzer C. Mze. zu Gunſten der Local⸗Armen⸗Inſtitute feſt⸗ 
geſe 

So AR und wo die Muſikimpoſt beſteht, iſt dieſelbe Aber der 
angeführten Taxe an das betreffende k. k. Steueramt abzuführen. 


Nach dem a. h. Spielpatente vom 1. Mai 1784 und dem Regie⸗ 
rungs⸗Circulare vom 14. Jänner 1841, Z. 35790 ſind nachſtehende 
Spiele als Hazard⸗ oder Glücks ſplele bezeichnet: 


) Die Arreſtſtrafe iſt gegen Spielleute nur in dem Falle zu verhängen, als dieſel 
ben eine Geldſtrafe nicht zu zahlen vermögen. eäng a 
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Macao, Wallacho, Pharaon, Baſſet, Würfel, Paſſadieci, Lansque⸗ 
net, Quindici, Trenta, Quaranta, Rauſchen, Färbeln, Straſchak, „Sin⸗ 
cere, Brennten, Molina, Halbzwölf oder Mezzoduodeci, Vingt un, 
Zwicken, Drähbret, Häufeln, Triſchaken, Wirbiſch, Biribis, das ſoge⸗ 
nannte Billard⸗Kegelſpiel, das Anbieten, Freibieten oder Sticheln, das 
Levelferen oder Ramſchen, das ſogenannte Vierzehnerln und das Zap⸗ 
perln; dann das ſogenannte Mauſcherln und Pumſen. Im Allgemeinen 
werden aber als berbotene Hazardſpiele alle jene Spiele erklärt, bei 
welchen Gewinn oder Verluſt nicht ſowohl von der Geſchiclichteit der 
Spielenden, als vom bloßen Zufalle abhängt. 

(Statthalterei⸗Erlaß vom 12. Juli 1853, Z. 9185, L. G. B. 
1853, II. Abth. S. 259). 

Das Spielen verbotener Spieke iſt durch das Strafgeſetz verpönt. 

Mit Erlaß der o. ö. Statthalterei vom 29. Dezember 1852, 3. 15.567 
(L. G. B. 1853, II. Abth. S. 4) wurde die Verordnung der o. 5. 
Landesſtelle vom 27. November 1792, dann das Hofkanzlei⸗Dekret vom 
16. Juli 1801 republizirt, nach welchen den Dienſtboten, Handwerks⸗ 
geſellen, Lehrjungen und den Perſonen, die vom Taglohne leben, das 
Spielen um Geld in Gaſt⸗ und Schankhäuſern verboten und hievon 
nur zu Gunſten des Kegelſpieles, wenn um einen iki ne 
ee Wird, eine rege Be iſt. A 


Die öffentlichen Produ gtreuel find; zu Email baß 
liebe Geſetz, Moral, Ch re und Anſtand in keiuer Welfs⸗ et 
werden. a ü 
* Arpehteruprerfehprpnge, Dann Schau⸗ und Muſifproduktionen von 
wender en Perſonen bedürfen der Bewilligung des Statthalterei⸗Prä⸗ 
ſidiums, auf Grund welcher die politiſche Bezirksbehörde die Paß duktion 
für beſtimmte Gemeinden ihres Amtsſprengels geſtattet. | 
| Die Bewilligung zu andern Produktionen, (Concerten, Probuktio⸗ 
nen von einheimiſchen e e u. dgl.) ER der 
Gemeindevorſteher. 


1 7 
1368 117 


Mit IP Ertſchlleßung d. vom 111. . Bi 1834 Fe den Gebe 
Lian zur Pflicht gemacht, genau darauf zu teber, 55 na Kr 5 
Schwärmerei hinantgehalten werde. 


Bezüglich des Bettels ſiehe Atgeitung R. et 321566 


Mit Miniſterialerlaß vom 15. Februar 1855, 2 G. 8. 1855, 
I. Abtheilung, Seite 129) wurde zur Hintanhaltung der Thierquälerei 
verordnet, daß Derjenige, welcher öffentlich auf eine Aergerniß ende . 
Weiſe Thiere, ſie mögen ihm eigenthümlich angehören oder nicht, mißhan⸗ 
delt, mit einer Geldſtrafe von 1 bis 100 fl. oder mit einer Arreſt⸗ 
ſtrafe von 6 Stunden bis 14 wu, zu ke fehr 
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Unzucht und Kuppelei, Trunkenheit, dann gröbliche und öffentliches 
Aergerniß verurſachende Verletzung der e und Schamhaftigkeit 
iſt nach dem Strafgeſetze zu behandeln. 


vm. aa 3 
Das fene und die Sorge für die oed won 
4 San fi thätigkeits Anſtalten. 


unterm 3. Dr 1863 wurde Fofgenbes Gefet über das. dei 
aueh. und De Amen e erlaſſen: 


Ser Albſchnitt. 


Allgemeine Beſtim mungen. 


ig, 104 Das 8 Heimatsrecht in einer Gemeinde gewährt in derſelben 
das Recht des ungeſtörten Aufenthaltes und den Anſpruch Armen⸗ 
verſorgung. | 

§. 2. Nur Staatsbürger können das Heimatsrecht in einer Ge⸗ 
meinde. erwerben. 

Jeder Staatsbürger ſoll in einer Gemeinde heimatsberechtigt ſein. 
Das Heimatsrecht kann ihm aber nur in Einer Gemeinde zuſtehen. 

§. 3. Das zn Bine ſic auf den ganzen Umfang des 
Gemeindegebietes. 

Wird daher eine Gemeinde mit einer underen zu Einer Gemeinde 
vereinigt, oder durch Einverleibung eines Theiles einer anderen Ge⸗ 
meinde erweitert, ſo wird das Heimatsrecht, welches bisher nur in einem 
Theile der in ſolcher Weiſe vergrößerten Gemeinde zuſtand, auf den 
ganzen Umfang der letzteren von ſelbſt ausgedehnt. 

4. Wird eine Gemeinde in zwei oder — Gemeinden ger 
trennt oder mit einem Theile einem andern Gemeindegebiete einverleibt, 
ſo ſind die Heimatsberechtigten dieſer Gemeinde mit allen ihnen im Hei⸗ 
matsrechte folgenden Perſonen jener Gemeinde als heimatsberechtigt 
zuzuweiſen. welche in dem Beſitze desjenigen Gebietes iſt, in dem ſie zur 
Zeit der Trennung, beziehungsweiſe Einverleibung, wohnten oder, falls 
ſie ſich zu dieſer Zeit in der Gemeinde nicht mehr aufhielten, vor ihrem 
Abzuge aus derſelben zuletzt gewohnt hatten. 

Inſoweit die Zuweiſung nicht nach dieſen Beſtimmungen durchge⸗ 
führt werden kann, iſt für dieſelbe der Wohnſitz maßgebend, den Der⸗ 
jenige, welchem die Suzumelfendeh im kg ee folgten, une in 
der Gemeinde hatte. 

Heimatsberechtigte, bei welchen auch vieſet Anhaltspunkt fehlt, ſind, 
inſoferne nicht zwiſchen den betreffenden Gemeinden eine Vereinbarung 
wen“ einer dieſer Gemeinden durch die politiſche enge zu⸗ 
zuweiſen 


di 
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Zweiter Abſch nitt. 


Von der Begründung, Veränderung und dem Verluste 
des Heimatsrechtes. 


$. 5. Das Heimatsrecht wird begründet: 

1. durch die Geburt (S. 6); 

2. durch die Verehelichung (§. 7); 

3. durch die Aufnahme in den Heimatsverband (88. 8 und 9); 

4. durch die Erlangung eines öffentlichen Amtes ($. 10). 

8. 6. Eheliche Kinder erlangen in jener Gemeinde das Heimats⸗ 
recht, in welcher der Vater zur Zeit ihrer Geburt heimatsberechtigt iſt, 
oder, falls er früher verſtorben, zur Zeit ſeines Ablebens — 
berechtigt war. 

Uneheliche Kinder ſind in jener Gemeinde heimatsberechtigt, in 
welcher ihrer Mutter zur Zeit der Entbindung das Heimatsrecht zuſteht. 

Legitimirte Kinder, inſoferne ſie nicht eigenberechtigt ſind, werden 
in jener Gemeinde heimatsberechtigt, in welcher ihr Vater zur Zeit der 
ſtattfindenden Legitimation das Heimatsrecht beſitzt. 

Durch Annahme an Kindesſtatt oder Uebernahme in die Pflege 
wird das Heimatsrecht nicht begründet. 

§. 7. Frauensperſonen erlangen durch die Verehelichung das Hei⸗ 
matsrecht in der Gemeinde, in welcher ihr Ehegatte heimatsberechtigt iſt. 

8. 8. Das Heimatsrecht wird durchn ausn ünkliche Aufnahme in 
den Heimatsverband erworben. 

Ueber das Anſuchen hierum entjeibet mit Aueſchluß jeder Be⸗ 
rufung lediglich die Gemeinde. 

Die Aufnahme in den Heimalsverband darf jedoch weder auf eine 
beſtimmte Zeit beſchränkt, noch unter einer den geſetzlichen Folgen des 
Heimatsrechtes abträglichen Begingung ertheilt werden. 

Jede ſolche Beſchränkung oder Bedingung iſt nichtig und als nicht 
Aae 2 betrachten. 
| F. 9. Zur Einführung einer Gebühr für die ausdrückliche Auf⸗ 
1 — in den Heimatsverband, ſowie zur Erhöhung einer e ſchon 
beſtehenden Gebühr iſt ein Landesgeſetz erforderlich. 

Die Gebühr hat in die Gemeindecaſſe einzuſließen. * 

F. 10. Definitiv angeſtellte Hof, Staats⸗, Landes⸗ und öffentliche 
Fondsbeamte, Geiſtliche und öffentliche Lehrer erlangen mit dem An⸗ 
tritte ihres Amtes das Heimatsrecht in der Gameinde) in welcher ihnen 
ihr ſtändiger Amtsſitz angewieſen wird. 

§. 11. Bei Veränderungen in dem Heimaterechte folgt die Ehe⸗ 
frau, inſoferne ſie nicht gerichtlich geſchieden iſt, dem Ehemanne und ſie 
behält auch als Witwe das Heimatsrecht in jener Gemeinde, in welcher 
der Gatte zur Zeit ſeines Ablebens heimatsberechtigt war. 

Gerichtlich geſchiedene oder getrennte Ehefrauen behallen das Hei⸗ 
matsrecht, welches ſie zur Zeit der gerichtlichen Scheidung oder bier 
nung hatten. 
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Wird eine Ehe für ungiltig erklärt, fo tritt die Frauensperſon, 
die in dieſer Ehe geſtanden war, in jene Heimatsverhältniſſe zurück, in 
welchen ſie ſich bis zum Eingehen der Ehe befunden hat. 

8. 12. Bei Veränderungen in dem Heimatsrechte der Eltern fol⸗ 
gen eheliche und legitimirte Kinder dem Vater und uneheliche der Mut⸗ 
ter, wenn ſie nicht eigenberechtigt ſind. | 

Die eigenberechtigten Kinder bleiben aber in jener Gemeinde hei⸗ 
matsberechtigt, in welcher ſie bei Erlangung der Eigenberechtigung hei⸗ 
matsberechtigt waren. 

Uneheliche Kinder, welche bei der Verehelichung ihrer Mutter nicht 
legitimirt werden, behalten, wenn ſie auch zur Zeit dieſer Verehelichung 
nicht eigenberechtigt ſind, das Heimatsrecht, welches ſie bis dahin 

atten. 
e 8. 13. Der Tod des ehelichen Vaters oder der unehelichen Mut⸗ 
ter ändert nichts an dem Heimatsrechte der Kinder. | 

§. 14. Militärperſonen werden bezüglich des Heimatsrechtes, wel⸗ 
ches ihnen bei ihrem Eintritte in den Militärdienſt und nach ihrem 
Austritte aus demſelben zuſteht, nach dem gegenwärtigen Geſetze 
beurtheilt. | RR: 

§. 15. Wer die Staaatsbürgerſchaft verliert, wird feines Heimats⸗ 
rechtes verluſtig. | 

8. 16. Sollte eine Perſon, welche die Staatsbürgerſchaft verloren 
hat, in Folge von Staatsverträgen wieder übernommen werden müſſen, 
oder ſollte ſie in den öſterreichiſchen Staat, um daſelbſt zu verbleiben, 
wiederkehren und kann deren Uebernahme von einem andern Staate 
nicht erzielt werden, ſo tritt ſie in das Heimatsrecht zurück, welches ſie 
vor dem Verluſte der Staatsbürgerſchaft hatte. 

§. 17. Das Heimatsrecht in einer Gemeinde erliſcht durch die 
Erwerbung des Heimatsrechtes in einer anderen Gemeinde. 

Die Verzichtleiſtung auf das Heimatsrecht iſt ohne Wirkung, ſo 
a nicht der Verzichtleiſtende anderwärts ein Heimatsrecht erwor⸗ 
en hat. 


Dritter Abſchnitt. 
Von der Behandlung der Heimatloſen. 


$. 18. Heimatsloſe, d. i. ſolche Perſonen, deren Heimatsrecht zur 
Zeit nicht erweislich iſt, werden nach den Beſtimmungen der folgenden 
Paragrafe einer Gemeinde zugewieſen, in welcher fie fo lange als hei⸗ 
matsberechtigt zu behandeln ſind, bis das ihnen zuſtehende Heimatsrecht 
ausgemittelt iſt oder bis ſie anderswo ein Heimatsrecht erworben haben. 
1 19. Die Heimatsloſen ſind in nachſtehender Reihenfolge zu⸗ 
zuweiſen: 
1. derjenigen Gemeinde, in welcher fe ſich zur Zeit ihrer Abſtel⸗ 
lung zum Militär oder ihres freiwilligen Eintrittes in dasſelbe befun⸗ 
den haben; g 


/ 


7 
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2. derjenigen Gemeinde, in welcher fie ſich vor dem Zeitpunkte 

des zur Frage gekommenen Heimatsrechtes am längſten, wenigſtens aber 
ein halbes Jahr ununterbrochen und bei gleichem Aufenthalte in zwei 
oder mehreren Gemeinden zuletzt nicht unfreiwillig aufgehalten haben; 
3. derjenigen Gemeinde, in welcher fie geboren ſind; oder bei 
Findlingen, in welcher ſie aufgefunden wurden; oder bei ſolchen in der 
Verpflegung einer öffentlichen Findelanſtalt ſtehenden oder geſtandenen 
Perſonen, deren Geburts⸗ oder Fundort unbekannt iſt, in welcher ſich 
dieſe Anſtalt befindet; N Feen 

4. derjenigen Gemeinde, in welcher ſie zur Zeit des zur Frage 
gekommenen Heimatsrechtes angetroffen werden. 165 
| §. 20. Die Ehefrau eines Heimatsloſen iſt derjenigen Gemeinde 
zuzuweiſen, welcher ihr Ehemann zugetheilt wird, vorausgeſetzt, daß ſie 
mit dieſem in Gemeinſchaft dt. * 1 

Dagegen ſind die Ehefrauen der Heimatsloſen, bei welchem dieſe 

Bedingung nicht eintritt, ig die Witwen derſelben nach den Beſtim⸗ 
mungen des S. 19 zuzutheilen, inſoferne ſie nicht bereits ein Heimats⸗ 
recht erworben haben. 1 Won Jesu, A Pl j 118 

S8. 21. Die nicht eigenberechtigten Kinder der Heimatsloſen find 
jener Gemeinde zuzutheilen, welcher ihr Vater und bei unehelichen oder 
auch bei ehelichen, deren Vater verſtorben iſt, ihre Mutter zugewieſen 
wird, vorausgeſetzt, daß ſie mit dem Vater und bezüglich mit der Mut⸗ 
ter in Gemeinſchaft leben. A b . 
vl Die eigenberechtigten, die mit ihrem Vater und bezüglich mit ihrer 
Mutter nicht in Gemeinſchaft lebenden nicht eigenberechtigten, ſo wie die 
von beiden Eltern verwaisten Kinder der Heimatsloſen ſind nach den 
Beſtimmungen des §. 19 zuzuweiſen, wenn fie nicht bereits ein Hei⸗ 
matsrecht erworben haben. di; ieee en 


| | Vierter Abſchnitt. a 
Von der der Gemeinde obliegenden Armen⸗Verſorgung. 
§. 22. In den Einrichtungen und Verpflichtungen der beſtehenden 
Armen⸗ und Wohlthätigkeits⸗Anſtalten und Stiftungen wird durch das 

gegenwärtige Geſetz nichts geändert. Zr | 
Soweit die Armenverſorgung in der Gemeinde die Pflichten und 
Mittel dieſer Anſtalten und Stiftungen überſteigt, iſt es Aufgabe der 
Gemeinde, ihre Heimatsberechtigten im Verarmungsfalle zu unterſtützen. 
Der Landesgeſetzgebung bleibt es unbenommen, Einrichtungen zu 
treffen, wodurch den Gemeinden die ihnen geſetzlich obliegende Verpflich⸗ 
tung der Armenverforgung erleichtert wird. . 
§. 23. Dieſe Obliegenheit der Gemeinde beſteht auch nur inſo⸗ 
weit, als nicht dritte Perſonen, nach dem Civilrechte oder nach anderen 

Geſetzen zur Verſorgung des Armen verpflichtet find. 00 
' Sind dieſe Perſonen vermögend, ihre Verbindlichkeiten zu erfüllen, 
ſo ſind ſie im Weigerungsfalle hiezu im geſetzmäßigen Wege zu verhalten; 
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inzibifchen hat aber die Gemeinde die Verſorgung zu übernehmen, vor⸗ 
behaltlich des Rechtes, den Erſatz des gemachten Aufwandes von dem 
hiezu Verpflichteten zu verlangen. n 
| §. 24. Die der Gemeinde obliegende Armenverſorgung beſchränkt 
ſich die Verabreichung des nothwendigen Unterhaltes und die Verpfle⸗ 
gung im Falle der Erkrankung. 

Die Armenverſorgung der Kinder begreift auch die Sorge für 
deren Erziehung. ee | . 
S. 25. Die Art und Weiſe der Armenverſorgung beſtimmt inner⸗ 
halb der beſtehenden Geſetze die Gemeinde. An! 

Der Arme kann eine beſtimmte Art der Unterſtützung nicht verlangen. 

§. 26. Die Armenverſorgung von Seite der Gemeinde tritt auch 
nur inſoweit ein, als ſich der Arme den nothwendigen Unterhalt nicht 
mit eigenen Kräften zu verſchaffen vermag. 

Arbeitsfähige Bewerber um Armenverſorgung ſind zur Leiſtung 
geeigneter Arbeit nöthigenfalls zwangsweiſe zu verhalten. 

8. 27. Die Verſorgung der nach §. 19 sub 1 zugewieſenen Per- 
ſonen im Verarmungsfalle haben ſämmtliche Gemeinden des Stellungs⸗ 
bezirkes, welchem dieſelben zugutegerechnet wurden, zu übernehmen. 
Dien Gemeinden gebührt aus Landesmitteln die Vergütung des 
Aufwandes für die Armenverſorgung derjenigen Perſonen, welche den⸗ 
ſelben vermöge ihrer Geburt in einer im Gemeindegebiete befindlichen 
öffentlichen Gebäranſtalt nach $. 19 sub 3 zugewieſen werden. 

8. 28. Die Gemeinde darf auch auswärtigen Armen im Falle 
augenblicklichen Bedürfniſſes die nöthige Unterſtützung nicht verſagen, 
vorbehaltlich des Erſatzes, den fie nach ihrer Wahl von der Heimats⸗ 
gemeinde oder von dem nach dem Civilrechte oder nach anderen Geſetzen 
hiezu Verpflichteten verlangen kann. | “> 

8.29. Unter dem gleichen Vorbehalte hat die Gemeinde auswär⸗ 
tige Arme, welche in ihrem Gebiete erkranken, ſo lange zu verpflegen, 
bis fie ohne Nachtheil für ihre oder Anderer Geſundheit aus der Ver⸗ 
pflegung entlaſſen werden können. 

8. 30. Die Gemeinde, in welcher der Kranke ſich befindet, hat der 
Heimatsgemeinde desſelben, falls ſolche bekannt oder durch ſofort anzu⸗ 
ſtellende Nachforſchung ohne erhebliche Schwierigkeit zu ermitteln iſt, 
unverzüglich Anzeige zu machen und iſt bei deren Verzögerung für alle 
daraus entſtehenden Nachtheile verantwortlich. l | 

$. 31. Die in Bezug auf die Verpflegung erkrankter und auf die 
Beerdigung verſtorbener Ausländer beſtehenden Staatsverträge werden 
durch dieſes Geſetz nicht berührt. 2 


Fünfter Abſchnitt. 


Von den Heimatsſcheinen. 


§. 32. Der Heimatsſchein iſt die Urkunde, welche beſtätigt, daß 
der Perſon, welcher er ertheilt wird, das Heimatsrecht in der Gemeinde zuſteht. 
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§. 33. Die Heimatsſcheine werden von der Heimatsgemeinde nach 
dem dieſem Geſetze angeſchloſſenen Formulare ausgefertigt. 3 
Denſelben iſt das Siegel der Gemeinde aufzudrücken. gi 
Für die Ausfertigung darf eine Gebühr an die Gemeinde nicht 
abgenommen werden. 8 12 
§. 34. Die Ertheilung eines Heimatsſcheines darf keinem Heimats⸗ 
berechtigten verweigert werden. Hal. 
8 $. 35. Ein Heimatsſchein iſt ungiltig, wenn die Gemeinde nach⸗ 
Lhllzuweiſen vermag, daß der Inhaber des Heimatsſcheines zur Zeit der 
hi Ausſtellung desſelben das Heimatsrecht in einer anderen Gemeinde 


, hatte. 


\ | Sechster Abſchnitt. 5 N 


Von der Competenz und dem Verfahren in Heimats⸗ 
Angelegenheiten. 


SF. 36. Die Verhandlung und Entſcheidung in Angelegenheiten, 
welche das Heimatsrecht betreffen, gehören, die in dieſem Geſetze be⸗ 
e Fälle ausgenommen, zur Competenz der politiſchen Be⸗ 
hörden. id i 

§. 37. Inſoweit bei dieſen Angelegenheiten ſtreitige Fragen des 
Civilrechtes, z. B. über die eheliche oder uneheliche Geburt, mit ein⸗ 
fließen, ſteht die Entſcheidung über dieſe Fragen dem Gerichte zu. 

$. 38. Vor das Gericht gehören auch diejenigen Erſatzanſprüche, 
welche Gemeinden wegen des Aufwandes von Verpflegskoſten gegen die 
zur Verſorgung nach dem Civilrechte verpflichteten Perſonen erheben. 

§. 39. Ueber Erſatzanſprüche, welche Gemeinden wegen des Auf⸗ 
wandes von Verpflegskoſten wider die nicht nach dem Civilrechte, ſon⸗ 
dern nach anderen Geſetzen verpflichteten Perſonen, oder wider Gemein- 
den erheben, iſt im politiſchen Wege zu entſcheiden. Selbſt in dem Falle 
des §. 38 hat die politiſche Behörde vorerſt den Betrag der aufgewen⸗ 
deten Verpflegskoſten zu beſtimmen und es kann hierüber im Rechts⸗ 
wege nicht weiter mehr verhandelt werden. 

§. 40. Die politiſche Bezirksbehörde kann mit einer Entſcheidung 
über die, ſei es auf Anſuchen einer Partei oder einer Gemeinde oder 
vom Amtswegen zu löſende Frage des zuſtändigen Heimatsrechtes nur 
inſoweit vorgehen, als hiedurch eine Gemeinde ihres Bezirkes als die 
Heimatsgemeinde erkannt wird. 

Erachtet jedoch dieſelbe, daß Derjenige, um deſſen Heimatsrecht 
es ſich handelt, nach den gepflogenen Erhebungen in einer Geme inde 
des Verwaltungsbereiches einer anderen politiſchen Bezirksbehörde hei⸗ 
matsberechtigt ſei, ſo hat ſie ſich an dieſe Behörde zu wenden. Stimmen 
beide Behörden in ihrem Erkenntniſſe überein, ſo haben ſie die Ange⸗ 
legenheit einverſtändlich zu erledigen. 
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Kommt aber zwiſchen denſelben eine Uebereinſtimmung nicht zu 
Stande, ſo iſt die Verhandlung der vorgeſetzten politiſchen Landesſtelle 
vorzulegen, welche, wenn ihr beide Behörden untergeordnet ſind, dar⸗ 
über entſcheidet, wenn aber dieſelben zu dem Verwaltungsgebiete ver⸗ 
ſchiedener Landesſtellen gehören, ſich mit der Landesſtelle des anderen 
Verwaltungsgebietes in das Einvernehmen ſetzt. 

Findet zwiſchen den Landesſtellen ein einverſtändliches Erkeuntniß 
ſtatt, ſo wird dasſelbe ausgefertigt, im entgegengeſetzten Falle aber der 
Gegenſtand der Entſcheidung des Staatsminiſteriums unterzogen. 

$. 41. Gegen die in den Angelegenheiten dieſes Abſchnittes er— 
gangenen Entſcheidungen der politiſchen Bezirksbehörde ſteht der Inſtan⸗ 
zenzug an die politiſche Landesſtelle offen. 8 

Gegen zwei gleichlautende Entſcheidungen findet eine Berufung an 
das Staats miniſterium nicht ſtatt. 

§. 42. Wenn die Gemeinde die Ertheilung eines Heimatsſcheines 
verweigert (S. 34), ſo kann ſich die hiedurch beſchwerte Partei an die 
politiſche Bezirksbehörde wenden, welche, wenn das Heimats recht des 
Beſchwerdeführers in der Geweinde durch ein rechtskräftiges Erkenntniß 
außer Zweifel geſetzt iſt, die Gemeinde zur Ausfertigung des Heimats⸗ 
ſcheines zu verhalten hat. = 

8. 43. Keine Gemeinde darf gegen Perſonen, deren Heimat un: 
bekannt, zweifelhaft oder ſtreitig iſt, bevor ihr Heimatsrecht nach den 
Beſtimmungen des gegenwärtigen Geſetzes endgiltig feſtgeſtellt wurde, 
mit einer Abſchiebung in eine andere Gemeinde oder, wenn eine folche: 
dennoch geſchehen wäre, mit einer Zurückſchiebung bei Haftung für alle 
Schäden und Koſten vorgehen. N 
Wurde jedoch die Uebernahme von der hiezu nachmals als ver- 
pflichtet erkannten Gemeinde ohne Grund verweigert, ſo hat dieſelbe 
allen durch eine ſolche Weigerung verurſachten Aufwand zu erſetzen. 

Sowohl über die Verpflichtung zum Erſatze, als über den Betrag 
desſelben haben die politiſchen Behörden zu erkennen. 

§. 44. Einen Anſpruch auf Verſorgung kann der Arme gegen eine 
Gemeinde im Rechtswege nicht geltend machen. 5 101 

Derlei Anſprüche an die Gemeinde, in welcher der Arme das 
Heimatsrecht unbeſtritten beſitzt, ſind in dem durch die Gemeindeord— 
nung feſtgeſetzten Beſchwerdezuge auszutragen. 1240 32 


Siebenter Abſchnitt. R 
Anwendung des gegenwärtigen Geſetzes auf die vom 
Gemeinde⸗ Verbande ausgeſchiedenen Gutsgebiete. 

§. 45. Auf ausgeſchiedenen Gutsgebieten kann ein Heimatsrecht 
nicht begründet werden. 

§. 46. Treten die im S. 19 bezeichneten, die Zuweiſung eines 
Heimatsloſen beſtimmenden Umſtände in einem vom Gemeindeverbande 
geſchiedenen Gutsgebiete ein, ſo iſt der Heimatsloſe mit Berückſichtigung 

Scheda's Hilfsbuch. 12 
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aller maßgebenden Verhältniſſe einer der angrenzenden, in demſelben 
politiſchen Bezirke gelegenen Gemeinden zuzuweiſen. 

. 47. Die Armenverſorgung der nach dem vorigen Paragrafe 
zugewieſenen Heimatsloſen haftet auf dem ausgeſchiedenen Gutsgebiete. 

48. Im Uebrigen haben die in dem gegenwärtigen Geſetze 
rückſichklich der Gemeinden enthaltenen Beſtimmungen dem Artikel 1 des 
Geſetzes vom 5. März 1862, Nr. 18 R. G. Bl., geutäß auch auf aus: 
zeſchiepene Gutsgebiete Anwendung zu finden. 


Acchter Abfhuift. 
Schluß beſtimmungen. 


$. 49. Mit der Wirkſamkeit des gegenwärtigen Geſetzes treten in 
Beziehung auf die Gegenſtände, worüber dasſelbe verfügt, alle früheren 
mit demſelben nicht im Einklange ſtehenden Geſetze außer Kraft. 

Heimatsrechte jedoch, welche am Tage der beginnenden Wirkſam⸗ 
keit dieſes Geſetzes nach den früheren Vorſchriften bereits erworben 
waren, verbleiben inſolange in Kraft, bis ſie nach den Beſtimmungen 
dieſes Geſetzes verloren gehen. 

S. 50. Durch das gegenwärtige Geſetz wird an denjenigen geſetz⸗ 
lichen Beſtimmungen nichts geändert, welche das vom Heimatsverbande 
unabhängige Recht zum Aufenthalte in einer Gemeinde (Geſetz vom 5. 
März 1862, R. G. Bl. Nr. 18, Art. 3), ſowie zum Gewerbetriebe in 
derſelben (88. 9, 45 bis 48 der Gewerbe⸗Ordnung vom 20. a 55 
1859, R. G. Bl. Nr. 227) betreffen. 


- Formulare 
Land ; 3 . N 
Politiſcher Bezirk N 
Heimatsſchein, 
womit von der Gemeinde N. N. beſtätiget wird, daß 


nk oder Beſchäftigung 
Alter . 
Stand (ledig oder verheiratet) 
in Bietet Gemeinde das Bew beſitzt. 
18 
"Cigengänbige unterſchrit der Partei: 
Für die Gemeinde: 
(Folgen die Unterſchriften) 
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Nach dem angeführten neuen Heimatsgeſetze haben Diejenigen 
Heimatsrechte, welche am Tage der beginnenden Wirkſamkeit dieſes 
Geſetzes nach den früheren Vorſchriften bereits erworben waren, inſo⸗ 
lange in Kraft zu verbleiben, bis ſie nach den Beſtimmungen dieſes 
Geſetzes verloren gehen. ö fi: 

Die Erwerbungsarten der Zuſtändigkeit find in dem neuen Hei⸗ 
matsgeſetze beſchränkt, in den meiſten Fällen von Zuſtändigkeits⸗Ver⸗ 
handlungen muß auf die Heimat des ehelichen Vaters oder der unehelichen 
Mutter zurückgegangen werden, die nach den früheren Zuſtändigkeits⸗ 
normen erworben wurden, und nach dieſen zu beurtheilen iſt. 

Eine genaue Kenntniß dieſer Normen iſt demnach durch das neue 
Heimatsgeſetz für die Praxis nicht weniger unentbehrlich geworden.“) 

Die bei Zuſtändigkeits-Entſcheidungen maßgebenden poſitiven 
Grundlagen ſind folgende: 19 2 87 

1. Die vor Erſcheinen des proviſoriſchen Gemeindegeſetzes vom 
Jahre 1849 erlaſſenen Bettler⸗ und Schubordnungen, die Geſetze und 
Verordnungen hinſichtlich der Armenverſorgung und die Conſcriptions⸗ 
Vorſchriften. 

2. Das proviſoriſche Gemeindegeſetz vom Jahre 1849 und die 
Städteordnungen: 5 

3. das Zuſtändigkeitsgeſetz vom 24. April 1859; und 

4. das neue Heimatsgeſetz vom 3. December 1868. 

i Soll demnach die Zuſtändigkeit eines Individuums ausgemittelt 
werden, ſo iſt zunächſt in Erwägung zu ziehen, ob dasſelbe nach dem 
neuen Geſetze ein Heimatsrecht unmittelbar, das iſt ſelbſtſtändig für ſich 
erworben habe. | - 

\ Nach dem neuen Heimatsgeſetze wird eine Zuſtändigkeit unmittel⸗ 
bar nur durch freiwillige Aufnahme in die Gemeinde und durch Erlan« 
gung eines öffentlichen Amtes erworben. 

Stellt ſich aus der Erhebung heraus, daß das fragliche Indivi⸗ 
duum weder auf die eine noch andere Weiſe ein Heimatsrecht erworben 
hat, ſo muß im Weiteren unterſucht werden, ob dasſelbe nicht ſchon 
früher eine Zuſtändigkeit nach dem Geſetze vom 24. April 1859 be⸗ 
gründet habe. | 

Dieſes Geſetz kennt gleichfalls nur zwei Arten der unmittelbaren 
e Aufnahme und Erlangung eines öffentlichen 

mtes. 5 f rn 

Nach §. 39 des Geſetzes vom 24. April 1859 konnte die Aufs 
nahme in die Zuſtändigkeit zur Gemeinde demjenigen öſterreichiſchen 
Staatsbürger über deſſen Anſuchen nicht verſagt werden, welcher 1. die 
volle Befugniß hatte, über ſein Vermögen zu verfügen; 2. in dem 
Rechte zum Aufenthalte in der Gemeinde weder durch die Polizeivor⸗ 


ö ) Der Verfaſſer verweiſt diesfalls auf fein im Jahre 1861 bei Herrn Johann 
Haas in Wels erſchienenes „Heimatsrecht“, in dem ſich eine geordnete Zuſammenſtellung der 
Geſetze, Verordnungen und Special⸗Entſcheidungen über die Zuſtändigkeit 2 9 

1 2 


180 


ſchriften, noch durch andere geſetzliche Anordnungen beſchränkt war; 3. 
'wenigſtens vier Jahre unmittelbar vorher ununterbrochen und freiwillig 
in der Gemeindegemarkung ſeinen Wohnſitz hatte, und während dieſer 
Zeit der Armenverſorgung nicht zur Laſt fiel; 4. ſich eines unbeſchol⸗ 
tenen Rufes erfreute; 5. mit landesfürſtlichen Steuern und Gemeinde⸗ 
abgaben nicht im Rückſtande haftete, und 6. den Beſitz eines den Unter: 
halt für ihn und feine Familie ſichernden Vermögens, oder den wenig— 
ſtens durch vier Jahre fortgeſetzten ſelbſtſtändigen Betrieb eines Nah⸗ 
rungszweiges nachwies, wodurch fein und feiner Familie Unterhalt ge⸗ 
deckt war. \ an 
Nach §. 42 desſelben Geſetzes erlangten definitiv angeftellte Hof⸗ 
und Staatsbeamte, Geiſtliche und öffentliche Schullehrer mit dem An⸗ 
tritte ihrer Dienſtſtelle die Zuſtändigkeit zu der Gemeinde, in welcher 
ihre Stelle ihnen den ſtändigen Aufenthalt anwies. 

Bei dem Mangel einer Heimatsbegründung nach den angeführten 
Beſtimmungen des Zuſtändigkeitsgeſetzes vom Jahre 1859 ift auf das 
proviſoriſche Gemeindegeſetz vom Jahre 1849 zurück zu gehen, deſſen 
Wirkſamkeit von der Zeit der im Jahre 1850 erfolgten Conſtituirung 
der Ortsgemeinden zu rechnen iſt. Auch dieſes Geſetz beſchränkte die 
unmittelbare Erwerbung der Zuſtändigkeit auf die Aufnahme in den Ge- 
meindeverband und Erlangung einer öffentlichen Anſtellung. 

Die Aufnahme erfolgte entweder: a) durch förmlichen Gemeinde⸗ 
beſchluß, oder b) ſtillſchwei gend durch Duldung eines ohne Heimatſchein, 

oder mit einem erloſchenen Heimatſchein ſich durch 4 Jahre ununter- 
brochen in der Gemeinde aufhaltenden, die öſterreichiſche Staatsbürger⸗ 
ſchaft beſitzenden Fremden. N 

Hiebei ſind folgende Special⸗Entſcheidungen entnommene Grund⸗ 
ſätze zu beobachten: Die ſtillſchweigende Aufnahme in den Gemeinde⸗ 
verband konnte auch dann nicht erfolgen, wenn das betreffende Indivi⸗ 
duum wohl keinen Heimatſchein hatte, jedoch im Beſitze eines Wander⸗ 
buches, Paſſes oder einer ſonſtigen noch giltigen Reiſe⸗Urkunde war. 
Der vierjährige Aufenthalt iſt von der Zeit der Conſtituirung der Orts⸗ 
gemeinden zu rechnen, und es kann zur Ergänzung dieſes Aufenthaltes 
ein vor dieſem Zeitpunkt in einer Gemeinde vollſtreckter Aufenthalt dem 
nachträglichen Aufenthalte nicht zugezählt werden. 8 

Eine ununterbrochene Duldung eines Fremden ohne Heimatſchein 
kann nicht mehr angenommen werden, wenn über deſſen Zuſtändigkeit 
während des vierjährigen Aufenthaltes die Verhandlung eingeleitet 
wurde. Die bloße Aufforderung zur Beibringung eines Heimatsſcheines 
ohne einer wirklich eingeleiteten Zuſtändigkeits⸗Verhandlung iſt jedoch 
nicht als Unterbrechung des vierjährigen Aufenthaltes zu betrachten. 

Eine dauernde, regelmäßige Armenbetheilung von einer Gemeinde 
war als ein Act der Anerkennung der Zuſtändigkeit vollkommen geeig⸗ 
net, die Erſitzung des Heimatsrechtes durch einen vierjährigen Aufent⸗ 
halt ohne Heimatſchein in einer andern Gemeinde zu verhindern. 

Die Ertheilung eines Ehekonſenſes oder die Zuſtimmung des Ges 
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meindeausſchuſſes zur Verehelichung ift jedoch ebenſowenig als eine 
Zuſtändigkeits-Anerkennung zu betrachten, als die Conſeribirung einer 
Perſon zur einheimiſchen Bevölkerung, die Abſtellung zum Militär oder 
die Ausſtellung oder Verlängerung einer Reiſeurkunde. 

Bezüglich der zweiten Art der Zuftändigfeite-Erwerbung durch 
Anſtellung lautet der §. 13 des Gemeindegeſetzes vom Jahre 1849: 

„Staatsdiener, Officiere, die mit Officiersrang Angeſtellten, Geiſt— 
liche und öffentliche Lehrer ſind Angehörige jener Gemeinde, in welcher 
ihre Stelle ihnen den ſtändigen Aufenthalt anweiſt.“ | 

Das Zuſtändigkeitsgeſetz vom Jahre 1859 und das neue Heimats⸗ 
geſetz vom Jahre 1863 fordert die definitive Eigenſchaft der Anſtellung; 
das Gemeindegeſetz vom Jahre 1849 unterſcheidet nicht zwiſchen provi— 
ſoriſcher und definitiver Anſtellung. 

Dieſes Geſetz bedient ſich des allgemeinen Ausdruckes „Staats- 
diener“, worunter auch die k. k. Amtsdiener zu verſtehen ſind. 

Individuen der Finanzwache, von den Aufſehern auſwärts bis 
einſchließig der Oberkommiſſäre können jedoch nicht zu jenen Staats- 
dienern gerechnet werden, die in der Gemeinde ihres Aufenthaltes die 
Zuſtändigkeit erworben hatten, weil dieſer Aufenthalt kein ſtändiger, 
kein bleibender, ſondern ein dem Aufenthalte der Militia vaga ähn⸗ 
licher iſt. 1 | 
Unter dem Ausdruck „Officiere“ find die im activen Dienfte be⸗ 
findlichen, zur Militia stabilis gehörigen Officiere zu verſtehen. 

Ergibt ſich aus der Verhandlung, daß das betreffende Individuum 
auch nach dem Gemeindegeſetze vom Jahre 1849 während der Wirkſam⸗ 
keit ſeiner Zuſtändigkeits⸗Beſtimmungen keine Heimat begründet habe, 
jo kömmt zu erheben, ob dasſelbe nicht ſchon früher nach denjenigen 
Zuſtändigkeitsnormen, die vor Erſcheinen des Gemeindegeſetzes vom 
Sahpe 1849 beſtanden haben, in einer Gemeinde heimatsberechtiget ge⸗ 
worden ſei. | 

Nach dieſen Normen waren die Aufnahme in den Gemeindeverband 
und Anſtellung eben ſo, wie nach den ſpäteren Zuſtändigkeitsgeſetzen 
Rechtstitel der unmittelbaren Heimats-Erwerbung. 

Die Aufnahme erfolgte durch die herrſchaftliche Obrigkeit oder 
durch die Gemeindevertretung, insbeſondere durch die Verleihung des 
Bürgerrechtes, die als eine thatſächliche Aufnahme in den Gemeinde— 
verband betrachtet wurde. . 

Die früheren Zuſtändigkeitsnormen kannten auch eine ſtillſchwei— 
gende Aufnahme, doch wurde hiezu ein zehnjähriger Aufenthalt gefor⸗ 
dert. Die ſtillſchweigende Aufnahme erfolgte hiernach durch Duldung 
eines ſich durch zehn Jahre ununterbrochen und ausweislos in der Ge⸗ 
meinde aufhaltenden Fremden. 
| Als Unterbrechung des zehnjährigen Aufenthaltes (Decenniums) 
wurde eine rechtskräftige Abſchaffung und der Umſtand betrachtet, wenn 
ein Individuum während des Decenniums einige Zeit hindurch mit einer 
giltigen Reiſeurkunde betheilt war, da in einem ſolchen Falle das De⸗ 
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cennium nicht durchaus paßlos vollſtreckt wurde. Auch war die Einlei⸗ 
tung der Zuſtändigkeits⸗ Verhandlung eine Unterbrechung des Decenniums. 

Der Aufenthalt mußte ein ausweisloſer geweſen ſein. Der mit 
einer giltigen Reiſe- oder Heimatsurkunde, mit dem die Stelle eines 
Reiſedocumentes vertretenden Dienſtbotenbuche, Wanderbuche u. dgl. 
zugebrachte zehnjährige Aufenthalt konnte die Zuſtändigkeit nicht begründen. 
Auch konnte durch einen ſolchen Aufenthalt bei dem Genuſſe einer 
Armenbetheilung von einer andern Gemeinde eine Zuſtändigkeit nicht er⸗ 
worben werden. 

Die Conſcribirung einer Perſon zur einheimischen Bevölkerung, 
die Abſtellung zum Militär, die Ertheilung eines Wanderbuches, Paſſes, 
Eheconſenſes u. dgl. waren keine Acte der Aufnahme, keine Erwerbstitel 
des Heimatsrechtes, ſondern nur Auhaltspunkte, nach welchen Perſonen, 
für die durchaus kein geſetzlicher Zuſtändigkeitstitel ermittelt werden 
kann, einer Gemeinde zugewieſen werden. ö 

Bezüglich der Erwerbung der Zuſtändigkeit durch Anſtellung hatten 
dieſelben Beſtimmungen Giltigkeit, die in das Gemeindegeſetz vom 
Jahre 1849, §. 13 aufgenommen wurden. | 

Die früheren Zuſtändigkeitsnormen kannten außer der Aufnahme 
und Anſtellung noch einen weiteren Titel der unmittelbaren Heimats⸗ 
erwerbung der mit dem Ausdrucke „Anſäßigkeit“ bezeichnet wird. Es 
waren nämlich alle diejenigen, welche vor Conſtituirung der Ortsgemein⸗ 
den nach dem Gemeindegeſetze vom Jahre 1849 in einer Gemeinde 
ein Haus beſaßen, oder ein Gewerbe betrieben, und in dieſer Gemeinde 
ihren Wohnſitz hatten, durch Anſäßigkeit dieſer Gemeinde zuſtändig geworden. 

Durch den pachtweiſen Beſitz eines Hauſes, durch den Betrieb 
eines gepachteten Gewerbes und durch den Betrieb einer freien Beſchäf⸗ 
tigung konnte die Zuſtändigkeit nicht erworben werden. | 

Nachdem eine Perſon in mehreren Gemeinden gleichzeitig Häufer 
oder Gewerbe beſitzen, jedoch nur zu einer Gemeinde zuſtändig fein 
konnte, ſo war bei dem Beſitze eines Hauſes oder Gewerbes ohne dem 
Wohnſitze am Orte desſelben die Erwerbung der Zuſtändigkeit ausge: 
ſchloſſen. Unter Wohnſitz iſt derjenige Ort zu verſtehen, wo ſich Se- 
mand in der erweislichen, oder aus den Umſtänden deutlich hervor⸗ 
gehenden Abſicht niedergelaſſen hat, daſelbſt ſeinen bleibenden Aufenthalt 
zu nehmen. Mit dem bloßen Wohnorte iſt die Abſicht der bleiben den 
Niederlaſſung nicht verbunden. 

Ergibt ſich zuletzt, daß auch nach den früheren Zuſtändigkeits⸗ 
normen ein Heimatsrecht nicht ſelbſtſtändig begründet wurde, dann hat 
diejenige Zuſtändigkeit Platz zu greifen, die mittelbar, d. i. nicht ſelbſt⸗ 
ſtändig, ſondern durch das Verhältniß zu einer zweiten Perſon, durch 
Ueberkommen der Zuſtändigkeit von dieſer erworben wurde. 

Dieſes Verhältniß iſt jenes der ehelichen Kinder zu ihrem Vater, 
der unehelichen Kinder zu ihrer Mutter, und der verehelichten Frauens⸗ 
perſonen zu ihrem Gatten. b 

Eheliche Kinder erlangen durch die Geburt die Zuſtändigkeit des 
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Vaters, uneheliche Kinder jene der Mutter, und ſie behalten dieſe Zu⸗ 
ſtändigkeit, ſo lange, als ſie nicht ein anderes Heimatsrecht durch Ver⸗ 
änderung der Zuſtändigkeit des Vaters, beziehungsweiſe der Mutter, 
oder durch ſelbſtſtändige Begründung eines Heimatsrechtes erwerben. 

Bei dem Abgange einer unmittelbar erworbenen Zuſtändigkeit iſt 
ſomit das Heimatsrecht des ehelichen Vates oder der unehelichen Mutter 
nach den angeführten Grundſätzen zu conſtatiren. 

Die in das Heimatsgeſetz vom 3. Dezember 1863 aufgenommenen 
Beſtimmungen über die Erwerbung des Heimatsrechtes durch Geburt, 
durch Legitimation, oder bei Veränderungen in dem Heimatsrechte der 
Eltern haben auch für jene Fälle, die in frühere Perioden zurückgreifen, 
geſetzliche Kraft, indem fie mit den diesfälligen Beſtimmungen des Zur 
ſtänd igkeitsgeſetzes vom Jahre 1859, gleichlautend ſind, und mit jenen 
des Gemeindegeſetzes v. Jahre 1849, ſowie mit den älteren Zuftändig- 
keitsnormen nicht im Wider ſpruche ſtehen und zu ihrer Ergänzung dienen. 

Nur die Beſtimmung bezüglich der Eigenberechtigung kann auf 
die nach dem Gemeindegeſetze vom Jahre 1849 oder nach den früheren 
Zuſtändigkeitsnormen zu beurtheilenden Fälle keine Anwendung finden. 
Als Grundſatz muß hier angenommen werden, daß bei Veränderungen 
in dem Heimatsrechte der Eltern minderjährige eheliche und legitimirte 
Kinder dem Vater, und minderjährige uneheliche Kinder der Mutter 
gefolgt ſind, ſo lanze ſie im Familienverbande gelebt haben. 5 

Die Fähigkeit zur ſelbſtſtändigen Erwerbung einer Zuſtändigkeit 
hat ſomit von der Wirkſamkeit des Zuſtändigkeits⸗Geſetzes vom Jahre 
1859 an mit dem Eintritte der Eigenberechtigung und vor derſelben 
ſchon mit dem Austritte aus dem Familienverbande begonnen. 

Letzterer iſt anzunehmen, wenn von den Eltern eines ehelichen, 
oder von der Mutter eines unehelichen Kindes auf die Erziehung und 
Pflege desſelben kein Einfluß genommen wurde 

Findlinge in der Verſorgung von Findelanſtalten konnten ſo lange, 
als dieſe Verſorgung gewährt hat, für ſich keine Zujtändigfeit erwer⸗ 
ben, ſondern behielten die Zuſtändigkeit der Mutter, welche dieſelbe 
hatte, als das Kind in die Verſorgung der Findelanſtalt kam. 

Die in das Heimatsgeſetz vom 3. Dezember aufgenommenen Be- 
ſtimmungen über die mittelbare Zuſtändigkeitserwerbung von Frauens⸗ 
perſonen durch Verehelichung haben auf alle Fälle, wo über das Hei⸗ 
matsrecht einer verehelichten oder verwitweten Frauensperſon zu ent« 
ſcheiden iſt, in Anwendung zu kommen. 3 

Das Heimatsgeſetz vom 3. Dezember 1863 enthält beſondere 
Beſtimmungen über die Behandlung der Heimatsloſen, die vor der 
Wirkſamkeit dieſes Geſetzes der Gemeinde, in der ſie geboren ſind, 
wenn dieſe nicht bekannt war, der Gemeinde ihres längſten Auf— 
enthaltes und wenn auch dieſer nicht erhoben werden konnte, der Ge— 
meinde ihres letzten Aufenthaltes für ſo lange als zuſtändig zugewieſen 
wurden, bis die wirkliche Zuſtändigkeit eruirt werden konnte. | 

Findlinge in der Verſorgung von Findelanſtalten, deren Mutter 
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unbekannt war, und die nach dem Austritte aus der Verſorgung der 
Findelanſtalt für ſich kein Heimatsrecht erworben hatten, wurden jener 


Gemeinde als zuſtändig zugewieſen, wo die Findelanſtalt ee in der 
ſie geboren REN 


Die o. ö. Statthalterei hat zur Erzielung einer alpen den 
gleichmäßigen Uebung über das Verhältniß der Pfarrarmeninſtitute zu 
den neuen Ortsgemeinden unterm 15. October 18506, Z. 24661 (L. G. 
B. ee: Seite 534) folgende Beſtimmungen publieirt: 

1. Die Pfarrarmeninſtitute haben fortzubeſtehen —— ihre 

Wirkſamkeit auch ferner über die ganze Pfarre zu erſtrecken. Sie werden 

wie bisher von dem Pfarrer, den Armenvätern und dem Rechnungs- 
führer verwaltet. 2. Die Armenväter und der Rechnungsführer werden 
von den Bürgermeiſtern der ganz oder theilweiſe eingepfarrten Orts⸗ 
gemeinden im Einverſtändniß mit dem Pfarrer gewählt. Mangelt ein 
ſolches Einverſtändniß, fo eytſcheidet die am Pfarrorte unter dem Vor⸗ 
ſitze des älteſten Bürgermeiſters abzuhaltende Verſammlung der Vor⸗ 
ſtände der ganz oder theilweiſe eingepfarrten Ortsgemeinden, wobei auch 
der Pfarrer Sitz und Stimme hat. 3. Wer als wahrhaft arm anzu⸗ 
ſehen und zur Betheilung aus dem Pfarrarmeninſtitute und in welchem 
Maße. geeignet jet, beſtimmen der Pfarrer und der Bürgermeiſter der 
Ortsgemeinde, in welcher der angeblich Arme die Verſorgung anzu⸗ 
ſprechen hat, mit Beiziehung der Armenväter und des Rechnungsführers. 

Gegen deren Entſcheidung findet die Berufung an die Bezirksbehörde 
ſtatt, welchem der Bürgermeiſter unterſteht. 4. Die Armen, welche aus 
dem Pfarrarmeninſtitute eine Unterſtützung erhalten, müſſen nach den 
Ortsgemeinden, welchen ſie angehören, verzeichnet, und mit der ihnen 
zuerkannten Unterſtützung in Evidenz erhalten werden. 5. Alles, was 
für das Armeninſtitut eingeht, iſt unter den Augen des Pfarrers, der 
Armenväter und des Rechnungsführers zu übernehmen und in Rech— 

nung zu ſtellen. Ihnen liegt auch die Betheilung der vorgezeichneten 
Pfarrarmen nach Maß der denſelben zuerkannten Unterſtützung ob; 

reichen dazu die eigenen Einkünfte des Pfarrarmeninſtitutes nicht aus, N 
ſo haben ſie die Deckung des die Armen jeder ganz oder theilweiſe ein⸗ 
gepfarrten Ortsgemeinde betreffenden Abganges von deren Bürgermeiſter 
anzuſprechen, und jede ganz oder theilweiſe eingepfarrte Ortsgemeinde 
hat zur Deckung des Abganges des Pfarrarmeninſtitutes jenen Theil 
beizutragen und an das Pfarrarmeninſtitut abzuführen, welcher zur Leiſtung 
der ausgeſprochenen Unterſtützung ihrer eigenen beim Pfarrarmeninſtitute 
verzeichneten Armen erforderlich ift. Die Art der Verwendung des 
Beitrages kann vom Ausſchuſſe der beitragenden Ortsgemeinde beſtimmt 
werden. 6. Eine Ortsgemeinde, die für ihre Armen an das Pfarr⸗ 
armeninſtitut keinen Anſpruch ſtellt, hat auch zur Deckung eines Ab⸗ 
ganges nichts beizutragen. 7. Wenn eine Ortsgemeinde aus eigenen 
Mitteln ſolche Arme, welche vom Pfarrarmeninſtitute nicht betheilt 
werden, zu unterſtützen, oder den vom Pfarrarmeninſtitute betheilten 
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Armen Aufbeſſerungen zu gewähren findet, fo berühren ſolche Unter- 
ſtützungen nur die Ortsgemeinde, ohne auf das Pfarrarmeninſtitut irgend 
einen Einfluß zu nehmen. 8. Auf das Stammvermögen der Pfarr- 
armeninſtitute, oder auf allfällige Ueberſchüſſe derſelben ſteht den Orts⸗ 
gemeinden kein Anſpruch zu. 9. Die Pfarrarmeninſtituts-Rechnung iſt 
nach Ablauf jedes Verwaltungsjahres zu legen und wird von der am 
Pfarrorte abzuhaltenden Verſammlung der Vorſtände der ganz oder 
theilweiſe eingepfarrten Ortsgemeinden unter dem Vorſitze des älieſten 
Bürgermeiſters geprüft und erledigt. Der Pfarrer, die Armenväter 
und der Rechnungsführer haben dieſer Verſammmlung nur die gefor⸗ 
derten Auskünfte zu geben, beizuwohnen, ſich aber der Abſtimmung zu 
enthalten. a 


Die Armenverſorgung begreift auch die Verpflichtung der unent⸗ 
geldlichen Verabfolgung von Arzneien an arme Kranke in ſich. Für 
Pflege und Heilung erkrankter Dienſtboten hat nach der Dienſtboten— 
Ordnung der Dienſtherr zu ſorgen, wenn die Krankheit nicht länger 
als 4 Wochen dauert. Anverwandte in aufs. und abfteigenver Linie 
haben gegenſeitig, Ehegatten für ihre Ehefrauen, gewiſſe Körperſchaften, 
wie z. B. Genoſſenſchaften, für ihre Mitglieder die Heilungskoſten zu 
beſtreiten. Individuen jedoch, welchen es nicht möglich iſt, die nöthigen 
Medicamente aus eigenen Mitteln beizuſchaffen und für welche dieſelben 
auch nicht von jenen beigeſchafft werden können, welche für den Kran- 
ken zu ſorgen haben, müſſen auf Koſten der Armencaſſe mit den erfor— 


derlichen Arzneien betheilt werden. 


Nach dem Regierungs-Decrete vom 16. Nov. 1833, Z. 21884, hat 
ſich jeder Arme, der auf die unentgeldliche Medicamenten⸗Verabfolgung 
Anſpruch macht, wegen der hiezu erforderlichen Anweiſung an ſeinen 
Seelſorger und Armenvater zu wenden, welche dieſer, ſobald der Bitt- 
ſteller zur unentgeldlichen Arzneibetheilung geeignet iſt, auszuſtellen und 
jener zu beſtätigen hat. Beide bleiben für die Richtigkeit verantwortlich. 
Mit dieſer Anweiſung begibt ſich dann der Arme oder Jemand von 
ſeinen Angehörigen zu dem Arzte, welcher nach genauer Unterſuchung des 


Kranken die erforderliche Arznei verſchreibt. Das Recept wird ſammt 


der Anweiſung in die Apotheke gebracht, damit beide zur gehörigen Zeit 
der Rechnung beigeſchloſſen werden können. Wenn Gefahr am Verzuge 
haftet, hat der Arzt die erforderlichen Arzneien, ſobald er den Kranken 
als dürftig erkennt, allſogleich auf Rechnung der Armencaſſe vorzu— 
ſchreiben, doch aber denſelben oder deſſen Angehörige zur Beibringung 
der vorſchriftsmäßigen Anweiſung, welche auch der Apotheker längſtens 
binnen 24 Stunden zu fordern verpflichtet iſt, anzuhalten. 
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Sintanpaltung des Bettels. 


In Folge Beſchluſſes des oberöſterreichiſchen meter vom 24. 
März 1863 ſind die Gemeinden auf die gegen das Bettel⸗ und Vaga⸗ 
bundenweſen erlaffenen und noch in Kraft beſtehenden Geſetze und Ver⸗ 
ordnungen hingewieſen worden, die größtentheils auch auf * 
Anwendung finden. Dieſelben lauten: 5 


A. Regierungs- Elen are 


vom 13. Juni 1833, Z. 16.603, Provinz. Geſ. Sammlg. vom Jahre 
1833, Nr. 91, S. 146, welches die Beſtimmungen enthält bezüglich des 
Eintrittes ausländiſcher Handwerksburſchen in die öſterreichiſchen Staa⸗ 
ten, dann über das Herumziehen müſſiger erwerbsloſer Menſchen im 
Janern der Provinz. 

Se. k. k. Majeſtät haben zu befehlen geruht, daß für die Zukunft 
jenen ausländiſchen Handwerksburſchen der Eintritt in die öſterreichiſchen 
Kaiſerſtaaien zu verſagen ſei, welche 

a) ſich mit einem ordentlichen Wanderbuche oder Reiſepaß entweder 
nicht auszuweiſen vermögen, oder in ſittlicher oder Pole 

Hinſicht bedenklich ſind; 

b) mehr als zwei Monate vor dem Zeitpunkte ihres Erſcheinens an 

der Grenze gar nicht in Arbeit geſtanden ſind, oder ſich nicht 

auszuweiſen vermögen, daß der Grund davon blos in ihrer Er⸗ 

krankung lag; | 

0) ſich bei dem Uebertritte der Grenze nicht in dem Beſitze von we⸗ 
nigſtens 8 fl. C. M. befinden. 

In Folge der gleichzeitig erlaſſenen a. h. Anordnung Würde der 
Regierung auch die genaue Handhabung der beſtehenden Vorſchriften 
gegen das Herumziehen müſſiger und erwerbsloſer Perſonen im Innern 
der Provinzen, (welche insbeſondere aus der Claſſe der Jäger, Bräuer, 
Müller ꝛc.) in Erinnerung gebracht, damit auf deren Vollziehung ſtrenge 
gehalten und darüber gewacht werde, daß Hand werksburſche, welche 
Monate lang müſſig herumziehen und welche ſich darüber nicht gehörig 
rechtfertigen können, als Vagabunden e und an ihre come 
petente Obrigkeit abgeſchoben werden. 


B. ee ee 


vom 16. November 1833, Z. 33007 (Prov. Geſ. S. Nr. 177 Seite 
297.) Maßregeln zur Hintanhaltung des Bettelns. 


| Punkt 2. Iſt der Bettel nach den beſtehenden Vorſchriften und 
insbeſondere nach dem Regierungsdecrete vom 23. November 1808, 
dann vom 16. September 1827, Z. 24,277, neuerlich allgemein und 


187 


zwar mit dem Beiſatze zu unterſagen, daß jeder betretene Bettler un⸗ 
nachſichtlich nach dem Geſetze auf das Strengſte werde beſtraft werden. 

3. Sind alle erwerbsloſen Fremden und paßloſen Individuen une 
nachſichtlich in ihre Heimat abzuſchieben und iſt die ſtete Beobachtung 
dieſer Vorſchriften einzuſchärfen. ; 

Sind Taglien feſtzuſetzen, welche demjenigen, welcher einen 
Bettler ergreift, oder zur Ergreifung dem betreffenden Commiſſariate 
oder Pfleggerichte, in deſſen Bezirke der Bettler befindlich iſt, anzeigt, 
mit 6 kr. C. M. für jedes Individuum immer ſogleich bei der Ice 
rung von der erwähnten Obrigkeit auszuzahlen find. 

9. Dieſe Taglien ſowohl, als auch die Atzungs-⸗ oder Abſchiebungs⸗ 
koſten werden von denjenigen zu erſetzen ſein, welche die Bis iiber 
das im Vettel betretene Individuum vernachläſſigt haben. 

13. Nach geſchehener Abſtrafung ſind die Bettler in ihre Heimat 
zu verſchieben und bei dieſer jenem Commiſſariate, in deſſen Bezirk ſie 
gehören, die Conſignationen der Auslagen an der Taglia, der Atzung⸗ 
und Verſchiebungskoſten mitzuſenden, welche dasſelbe ſogleich zu berich⸗ 
tigen und von demjenigen einzubringen hat, welcher die Aufſicht über 
den Abgeſtraften vernachläſſigte. 

f Es haben demnach gegenwärtig die Ortsgemeinden die Auslagen 
für die Taglien, die Atzungs⸗ und Abſchiebungskoſten gegen Regreß⸗ 
nahme an die Parteien zu beſtreiten. 


Erlaß des k. k. Miniſteriums des Innern vom 30. Mai 
1851, Nro. 11277/8854. 


um bei der Behandlung der im Kaiſerreiche ſich wieder häufiger 
beſtimmungslos herumtreibenden Zigeuner ein gleichförmiges Verfahren 
zu erzielen, wollen Euere Hochwohlgeboren das Geeignete einleiten, damit 
alle Zigeuner banden, oder auch einzelne Zigeuner ſelbſt, wenn fie mit 
Päſſen verſehen find, aber beſtimmungslos oder ohne einen erlaubten 
Erwerb ſich herumtreiben, ohne weiters in ihre Heimat abgeſchoben 
werden. 

Die Aufgreifung von dergleichen die öffentliche Sicherheit gefähr⸗ 
denden Individuen durch die Gendarmerie wurde vom Miniſterium des 
Innern gleichzeitig durch die Generalinſpection angeordnet. 

Weitere Beſtimmungen bezüglich des nete ſind im allgem. 
Strafgeſetzbuche enthalten. 


E. Verordnung des Miniſteriums des Innern und der 
oberſten Polizeibehörde vom 15. Februar 1757, betreffend 
das Meldungsweſen. 

Vorſchriften über das Meldungsweſen an Orten, in welchen ſich 
k. k. Polizeibehörden nicht befinden. 


i §. 2. In den Orten, in welchen ſich f. k. Polizeibehörden nicht 
. handhabt der Gemeindevorſteher unter Aufſicht und Leitung der 
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politiſchen Bezirksbehörde (Bezirksamt, Stuhlrichteramt, Diſtrictscom⸗ 
miſſariat) das Meldungsweſen. N | 
Es haben daher die durch gegenwärtige Verordnung vorgefchrie- 
benen Meldungen an den Gemeindevorſteher zu erfolgen. 5 
Inſoferne jedoch die unmittelbare Handhabung des Meldungs- 
weſens durch die politiſche Bezirksbehörde an dem einen oder dem an« 
dern Orte für nothwendig befunden werden ſollte, haben die Meldungen 
an dieſe Behörde zu geſchehen. 
§. 3. Um in ausgedehnteren Gemeinden die Meldungen möglichſt 
zu erleichtern, hat die Kreisbehörde (Delegation) nach dem Antrage der 
politiſchen Bezirksbehörde für die entlegenen Theile ein dort wohnendes 
Mitglied der Gemeindevertretung oder ein ſonſtiges vertrauenswürdiges 
Gemeindeglied aufzuſtellen, welches für den Gemeindevorſteher die Mel⸗ 
dungen in Empfang zu nehmen und dieſelben von Woche zu Woche zur 
Kenntniß des Gemeindevorſtehers zu bringen hat. | 
S8. 5. Ju Städten, und Orten, wo die politiſche Bezirksbehörde 
ihren Sitz hat, dann in allen. an bedeutenderen Straßenzügen gelegenen 
Ortſchaften, ſowie auch in allen in der Nähe der Hautſtadt befindlichen 
Orten, wo ſich Fremde aufzuhalten pflegen, endlich in jenen Orten, wo 
induſtrielle Etabliſſements von einiger Erheblichkeit, namentlich Fabriken, 
Spinnereien, Ziegelöfen, Glashütten, Zuckerraffinerien, Bergwerke u. dgl. 
ſich befinden, haben die zur Fremdenbeherbergung berechtigten Gaſtwirthe 
über die bei ihnen übernachtenden Fremden ein Fremdenbuch mit fol⸗ 
genden Rubriken zu führen: 
a) Tag der Ankunft. x 
b) Bor- und Zuname, dann Alter und Religion. 
c) Stand und Beſchäftigung. 
d) Domicil. | 
e) Begleitung. 
) Woher er kommt. 
g) Wohin er reiſet. f 9 
h) Wodurch er legitimirt iſt. 
i) Iſt abgereiſet naaoeocohyhyyghh Mut 51 
Unter Fremden werden jene verſtanden, die zur Gemeinde nicht 
gehörig ſind, oder doch im Orte ihren odentlichen Wohnſitz nicht haben. 
FS. 9. An den in & 5 bezeichneten Orten haben außer den Geſt⸗ 
wirthen auch alle andern Unterſtandgeber die bei ihnen übernachtenden 
Fremden zu melden. n 
Die Beſtimmung der Art und Weiſe, wie die Meldung des Frem⸗ 
den von Seite dieſer Unterſtandgeber zu geſchehen hat, bleibt dem Er⸗ 
meſſen des Chefs der politiſchen Landesſtelle überlaſſen. 
§. 11. Der Herbergsvater hat ſich von den in die Herberge kom⸗ 
menden zugereiſten Geſellen die Wanderbücher und ſonſtigen Reiſeur⸗ 
kunden vorlegen zu laſſen und hiernach die Rubriken des Herbergspro- 
tokolles auszufüllen. J uschbleen ö 
Sollte ſich der Geſelle weigern, ſeine Ausweisurkunde vorzulegen, 
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oder ſollte derſelbe im Beſitz folder Urkunden nicht fein, oder derſelbe 
ſonſt Verdacht erregen, ſo iſt hievon ungeſäumt die Anzeige zu machen, 
wobei die Schlußbeſtimmung des S. 7 zu beobachten iſt. | 

Wenn ſich der Geſelle über 24 Stunden in der Herberge aufhält, 
ſo iſt dies unter Vorlage der Ausweisurkunden anzuzeigen. 

$. 13. Vagabunden oder ſonſt verdächtigen Leuten darf Niemand 
einen Unterſtand geben, und ſollten ſie nicht abgewieſen werden können, 
ſo iſt ſogleich unter Beobachtung der Schlußbeſtimmung des 8 7 die 
Anzeige zu machen. 

§. 15. Der Gemeindevorſteher iſt verpflichtet, Herbergen und ab— 
ſeitig gelegene Wirthshäuſer öfter und unvermuthet zu unterſuchen und 
die Legitimation der dort ſich aufhaltenden Fremden zu prüfen. 


§. 16. Inwieferne ausweisloſe und ſonſt verdächtige Perſonen 
von dem Gemeindevorſteher anzuhalten und an die politiſche Behörde 
abzu ſtellen ſind, beſtimmt die ihnen dießfalls zu ertheilende beſondere 
Inſtruction. ö . 

8. 19. Die Uebertretungen der Vorſchriften der SS. 5 bis inclu⸗ 
ſive 13, ſind, in ſo weit ſie nicht durch das Strafgeſetz verpönt ſind, 
vou der politiſchen Bezirksbehörde zu unterſuchen und nach dem im 
$. 11 der kaiſ. Verordnung vom 20. April 1854, (Rg.⸗Bl. Nr. 96) 
und bezüglich im S. 4 der Miniſterial⸗Verordnung vom 25. April 1854, 
(Rg.⸗Bl. Nr. 102) feſtgeſetzten Strafausmaß zu beſtrafen. 


F. Erlaß der k. k. o. ö. Statthalterei vom 22. Auguſt 1857, 
(Z. 3674, L. R. B. II. Abth. XIII. Stück Nr. 13 ex 1857) betreffend 
die Regelung des Schubweſens. 


Die Wahrnehmungen, daß die geſetzlichen Beſtimmungen über das 
Schubweſen theilweiſe in Vergeſſenheit gerathen ſind oder unrichtig an⸗ 
gewendet werden, veranlaſſen die Statthalterei, die Hauptgrundſätze des 
hiebei zu beobachtenden Verfahrens behufs der Erzielung einer Gleich— 
förmigkeit mit Nachſtehendem zur allgemeinen Darnachachtung in Exin⸗ 
nerung zu bringen. 

F §. 1. 


Mit der Abſchiebung iſt nur vorzugehen gegen Vagabunden, 
Müſſiggänger, Bettler, Verdächtige, ausweis⸗ oder beſtimmungsloſe 
Individuen, welche klein Reiſedocument und keinen ehrlichen Erwerb 
nachweiſen können, dann folche, welche durch liederlichen oder unſitt⸗ 
lichen Wandel Anſtoß erregen und der ämtlichen Weiſung zur Abreiſe 
von einem beſtimmten Platze nicht Felge leiſten oder ſich eine eigen⸗ 
mächtige Abweichung von der zwangsweiſe vorgezeichneten Marſchroute 
erlauben, endlich entlaſſene Sträflinge, welche in Sicherheitsbeziehung 
bedenklich erſcheinen und nach ihrem Vorleben in eine der obigen Ka— 
tegorien gehören. 

In allen übrigen Fällen ſind dieſelben ihren Verwandten oder 
Vormündern zu übergeben, oder wenn dieſes nicht geſchehen kann, und 
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ſie die Mittel haben, um nach Haufe zu kehren, mittelſt auszufertigender 
Reiſeurkunden oder der Zwangspäſſe in ihre Heimat zu inſtradiren. 

Hinſichtlich der aus den Strafanſtalten zu Garſten und Suben 
tretenden Sträflinge wird die nöthige Vorkehrung in dieſer Hinſht 
durch die Hauscommiſſion veranlaßt. 

§. 2. 

Niemand darf früher in Schub Kin werden, ehe derſelbe nicht 
über ſeine perſönlichen Verhältniſſe und über jene Umſtände, welche die 
Abſchiebung rechtfertigen, zu Protocoll vernommen, feine Zuſtändigkeit 
ausgemittelt und ein förmliches Schuberkenntniß gefällt worden iſt. 


E 8. 3. 

Die Fällung dieſes Erkenntniſſes und die unmittelbare Ausfüh- 
rung der Verſchiebung liegt den k. k. Bezirksämtern und an jenen 
Orten, in welchen die politiſche Geſchäftsführung vermöge eines beſon⸗ 
deren Statuts der Gemeinde übertragen iſt, dem Bürgermeiſter we 
deſſen Stellvertreter ob. 

Die von der k. k. Polizeidirection oder deren exponirten Aiden 
nach Maßgabe ihres Wirkungskreiſes gefällten Erkenntniſſe auf Auf⸗ 
ſchiebung ſind von den Gemeindevorſtehungen am * derſelben zu 
vollziehen. | 

§. 4. 


Wird gegen ein auf Abſchiebung lautendes Ertenntniß der ect 
angemelvet, jo ift derſelbe ſogleich zu Protocol zu nehmen, mit den 
Acten gehörigen Orts ſchleunig einzuſenden und bis zur Erledigung 
desſelben mit dem Vollzuge der ENG inne zu halten. 

S. 8 


Schüblingen und Vagabunden, welche vom Auslande gebracht 
werden wollen, von denen nicht erwieſen iſt, daß ſie öſterreichiſche Un⸗ 
terthanen ſind, und insbeſondere der vorgeſchriebenen Beſtätigung ihrer 
Heimatsbehörde über ihre Zuſtändigkeit ermangeln, ſind von den Grenz⸗ 
behörden nicht anzunehmen, ſondern gleich zurückzuweiſen. 

11 


Da die im F. 1 bezeichneten Individuen in jeder Gemeinde ent⸗ 
weder von dieſer ſelbſt oder durch die k. k. Gendarmerie aufgegriffen 
werden können, haben auch die außer den Schublinien liegenden Ge⸗ 
meinden für deren ſichere Verwahrung, Verpflegung und Wan 
zur Sicherheitsbehörde pflichtmäßige Sorge zu tragen. 

Die Gemeindevorſtehungen ſind ſchuldig, ſolche Individuen, wenn 
ſie ihnen durch ihre Aufſichtsorgane oder die k. k. Gendarmerie geſtellt 
werden, zu übernehmen und ſo hen, als möglich der Küchenzeile 
behörde einzuliefern. 

8. 12. 

Die bis zum Zeitpunkte der erfolgten Einlieferung derſelben er⸗ 
wachſenden Koſten für Verwahrung, Verpflegung und Frauspoft det bie 
Gemeinde als ortspolizeiliche Auslage zu tragen. 


9 1% 
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8. 38. 

Der angekommene Schübling iſt der Zuſtändigkeitsgemeinde zur 
Aufſicht zu übergeben, in derſelben nach ſeiner Eignung zur Arbeit zu 
Nee ſonſt in die Armenverſorgung zu übernehmen. 

Eine Geleitsurkunde, um in der Fremde Erwerb zu ſuchen, darf 
einem ſolchen Individuum nur dann ertheilt werden, wenn es Beweiſe 
der Beſſerung gebeben, und ſich über eine Arbeitszuſicherung an einem 
beſtimmten Orte und über die Mittel, dahin zu gelangen, glaubwürdig 
aus gewieſen hat. 

Es iſt möglichſt dafür Sorge zu tragen, daß ſich ein derlei In⸗ 
dividuum nicht ausweislich entferne. Geſchieht dieſes, ſo iſt von der 
Gemeindevorſtehung unverzüglich bei der betreffenden politiſchen Be⸗ 
hörde die Anzeige zu machen, damit die Aufſchttah brenn des Landes 
aufmerkſam gemacht werden. 


8. 39. 
Die Gemeinde, welcher der Schübling als zuſtändig übergeben 
wird, darf die Annahme nicht verweigern, ſondern hat, wenn ſie die 
Zuſtändigkeit mit Grund beſtreiten zu können glaubt, ihre Reclama⸗ 
tionen im ordentlichen Wege einzubringen, bei deren Entſcheidung, wenn 
ſie gegründet befunden werden, für den Rückerſatz der derſelben verur⸗ 
ſachten Auslagen die Vorſerge zu 4015 ift. 


Die allenfalls auflaufenden 255 der Ueberſtellung des ange⸗ 
kommenen Schüblings in ſeine Heimat und ſeiner Verpflegung Im aus 
Gemeindemitteln zu beſtreiten. 

§. 41. 


Bei Außerachlaſſung der im §. 38 vorgezeichneten Pflichten, fals 
hiedurch ſchuldbarer Anlaß zur nochmaligen Abſchiebung gegeben wird, 
ſind die Gemeindevorſtände im Disciplinarwege zu beſtrafen, nach Um⸗ 
ſtänden zum Erſatze der durch ihre Fahrläſſigkeit neuerlich verurſachten 
Abſ chiebungskoſten zu verhalten. 


X. 


Lau- und Feuerpolizei, Handhabung der Bauordnung und 
Ertheilung der polizeilichen Baubewilligungen. 


Mit Verordnung der o. ö. Landesregierung vom 2. Juni 1820, 
3. 2255, (P. G. S. Seite 205) wurde folgende e ge Aan 
Oberöſterreich und Salzburg 3 


Ueber die Erbauung neuer Häuser in kleineren Städten und 
Märkten, ſo wie über die vorzunehmenden weſentlichen Veränderungen 
oder Umſtaltungen an den * beſtehenden Gebäuden, haben die Kreis⸗ 
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ämter mit Vorbehalt des Rekurſes infofern zu entſcheiden“), als es ſich 
nicht um öffentliche, d. i. ſolche Gebäude handelt, welche entweder aus 
einer Staatskaſſe, oder ſonſt aus einem öffentlichen oder Stiftungs⸗ 
fonde, oder aus der Gemeindekaſſe der landesfürſtlichen Städte und 
Märkte beſtritten werden, indem in Hinſicht dieſer öffentlichen Baufüh⸗ 
rungen die Eutſcheidung, wie bisher, der Landesſtelle, und nach Um: 
ſtänden auch den hohen Hofſtellen vorbehalten bleiben muß. 
| Ueber kleinere Reparationen, wodurch die äußere Geftalt oder 
er Form, und die innere Haupteintheilung der Gebäude nicht verändert 
— wird, haben die Ortsobrigkeiten zu entſcheiden. Vollends unbedeutende 
Bauherſtellungen, welche auf die öffentliche Sicherheit in Hinſicht auf 
Feuer⸗Polizei in keiner Rückſicht einen Einfluß haben, können von den 
Eigenthümern der Gebäude, auch ohne aller vorläufiger Anmeldung und 
eingeholter Bewilligung vorge nommen werden. 


§. 2. 

Die Entſcheidung über die Erbauung neuer Häuſer ſowohl, als 
über die Anträge zu den Umſtaltungen und zu den Hauptreparationen an 
den ſchon beſtehenden Gebäuden auf dem offenen Lande und in 
Dörfern, wird — mit Ausnahme der öffentlichen Gebäude, die über⸗ 
haupt ohne Unterſchied ihres Standortes der Landesſtelle und den 
hohen Hofſtellen vorbehalten ſind, — den politiſchen Unterbehörden (Po— 
lizei⸗Obrigkeiten) gegen Bevorlaſſung des Rekurſes an das Kreisamt 
zugewieſen. g 
Kleinere Reparationen, die auf Feuer-Polizei, oder auf öffentliche 
Bauanlagen keinen Einfluß haben, bedürfen auf dem offenem Lande 
keiner beſonderen Bewilligung. . | reg is 

8 3 4 


Bei Waſſergebäuden und Waſſerſchutzarbeiten, welche an ſchiff⸗ 
baren Flüſſen geführt werden, ſo wie bei allen jenen Bauführungen an 
Flüſſen und Bächen, bei welchen Rückſichten für mehrere Parteien, und 
für ganze Gemeinden eintreten, wird die Entſcheidung den Kreisämtern 
inſoferne überlaſſen, als der Bau nicht auf Koſten einer Staatskaſſe 
oder eines öffentlichen Fondes geführt, oder aus der Landes- oder der 
Gemeindekaſſe einer landesfürſtlichen Stadt, oder eines landesfürſtlichen 
Marktes beſtritten wird, in welchen eben erwähnten Fällen die Ent⸗ 
ſcheidung der Regierung, und nach Umſtänden den hohen Hofjtellen- 
vorbehalten bleibt. f 79 

Bei dieſen Bauführungen haben die Kreisämter vor der Ent⸗ 
ſcheidung die Kreis-Ingenieurs einzuvernehmen und die Bauanträge 
durch dieſelben richtig zu ſtellen, wo es nothwendig wird, auch durch 
dieſe die Lokalunterſuchung pflegen, und die geometriſche Aufnahme be⸗ 
ſorgen zu laſſen. Ä | | - 


a ) Durch die neue Gemeindeordnung iſt dieſes Entſcheidungstecht auf die Gemeinden 
übergangen. f | 393130 7 7 it; | 97, 


werd 
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8. 4. 

Waffergebäude- Führungen, und die Anlegung von Waſſerſchutz⸗ 
werken an kleineren unbefahrenen Flüſſen und Bächen, wobei blos das 
Intereſſe einzelner Privatparteien verflochten iſt, können von den politi- 
ſchen Unterbehörden (Polizei⸗Obrigkeiten) bewilligt werden, jedoch bleibt 
ſowohl über dieſe, als auch über die den Kreisämtern eingeräumten 
Entſcheidungen den Parteien der ſtufenweiſe Recurs vorbehalten. 

§. 5. 

Zu allen Bauführungen müſſen geprüfte und berechtigte Bau⸗, 
Maurer- und Zimmermeiſter beigezogen, von denſelben ordentliche Bau⸗ 
pläne verfaßt, und dieſe der Prüfung und Entſcheidung der betreffenden 
Behörde durch die den Bau unternehmenden Parteien vor der Aus— 
führung des Baues vorgelegt werden. Jede gegen dieſe Anordnung 
unternommene Bauführung, mit Ausnahme der in dem $. 1 und 2 bezeich- 
neten kleineren Reparationen, iſt ſowohl an der den Bau unternehmen— 
den Partei, als auch an dem den Bau führenden Werkmeiſter nach Be⸗ 
ſchaffenheit der Umſtände gehörig zu ahnden, und Baue, welche gegen 
die allgemeine Bau-Polizeivorſchriften, dann gegen die allgemeine 
Feuerordnung geführt wurden, ſind zu caſſiren, und inſofern von den 
Parteien und von den Werkmeiſtern dabei die in dem Geſetzbuche über 
ſchwere Polizei⸗Uebertretungen, und in der Feuerordnung vorgejchriebe- 
nen geſetzlichen Vorſichten unterlaſſen worden ſind, unterliegen ſie den 
in dieſen Gefegen Ausge drückten Strafen. | 

u 8. 6. 

Zur Richtſchuur für die Kreisämter und Unterbehörden bei der 
Beurtheilung der vorkommenden Anträge für die Erbauung neuer Häu⸗ 
ſer, Stallungen und Scheunen, und zur Richtſchnur der bauführenden 
Parteien und Werkmeiſter bei Einrichtung ihrer Bauanträge, werden 
hiemit nachſtehende Vorſchriften, und in dieſen die weſentlichſten Be⸗ 
ſtimmungen der Bau⸗Polizei vorgezeichnet. 5 

a) In Städten und Märkten muß jedes Gebäude, ohne Unterſchied, 
mit Steinen oder mit gebrannten Ziegeln, und mit Kalkmörtel 
geführt werden; die etwa zu erbauenden Wirthſchaftsgebäude ſind 

von dem Wohngebäude abzuſondern, und in einer angemeſſenen 

Entfernung nach Beſchaffenheit der Ortsumſtände aufzuſtellen. 

Auch dieſe Wirthſchaftsgebäude und ſelbſt Scheunen, wenn ſie im 
Orte und in Verbindung mit den Häuſern, oder in der Nähe derſelben 
aufgeſtellt werden wollen, be ler. gemauert werden. 

b) Auf dem offenen Lande und in Dörfern müſſen, wo es nur immer 
die Umſtände und Vermögens⸗-Verhältniſſe der bauunternehmenden 
Parteien thunlich machen, alle neuen Häuſer, und bei Umbauungen 
von beſtehenden Gebäuden auch die einzeln hergeſtellt werdenden 
Theile mit Steinen oder Ziegeln und Kalkmörtel gebaut werden. 
Zur Erleichterung der Köſten können aber auf dem offenen Lande 
und in den Dörfern, von einer über dem Erdhorizonte drei Schuh 
Scheda's Hilfsbuch. 13 
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hohen Mauergleiche angefangen, auch ungebrannte, in der Luft 
getrocknete Ziegel verwendet werden. 

Hölzerne Wohngebäude neu aufzuführen, darf nur dort geſtattet 
werden, wo die Ortsumſtände, der gänzliche Mangel an hartem 
Baumateriale, und die Unmöglichkeit, oder zu große Beſchwerlich⸗ 
keit und Koſtſpieligkeit der Beiſchaffung desſelben aus entfernteren 
Gegenden, es unmöglich machen, gemauerte Gebäude aufzuführen, 
und wo die bauführende Partei durch zerrüttete Vermögensum— 
ſtände die Unmöglichkeit darthut, ein gemauertes Gebäude aufzuführen. 
Eine weitere Bedingung für die Zulaſſung einer hölzernen Bau⸗ 


führung iſt noch, daß das herzuſtellende hölzerne Gebäude ganz allein 
und entfernt, ohne aller Verbindung mit andern Wohngebäuden aufge⸗ 


ſtellt, 


und darin kein Gewerbe getrieben werde, welches einen größeren 


Vorrath an brennbaren und leicht ſich entzündenden Materialien erfor⸗ 
derlich machen würde. 
d) Die Küchen in allen Wohngebäuden müſſen gewölbt und mit einem 


e) 


8) 


h) 


Feuermantel verſehen fein, und ſelbſt in den, unter den oben an⸗ 
geführten Verhältniſſen zu erbauen bewilligt werdenden hölzernen 
Wohnhäuſern ſind die Küchen von allen Seiten aufzumauern, und 
mit einem Gewölbe und Feuermantel zu verſehen. 

Der Rauchfang muß bei allen Gebäuden ohne Unterſchied, und 
ſohin auch bei hölzernen Gebäuden mit einer Mauer in der Stärke 
eines halben Ziegels, achtzehn Zoll innerer Weite im Gevierte, 
und drei Schuh hoch über den Dachfirſt aufgeführt werden. 
Der Rauch von der Heizung eines oberen Stockes iſt durch einen 
eigenen Rauchfang, und nicht durch Zuſammenzapfung mit dem 
Rauchfange des unteren Stockes abzuleiten. Wenn bei hölzernen 
Gebäuden Heizungen in den oberen Stockwerken angebracht wer⸗ 
den, ſo muß der Rauchfang durch eine vom Grunde aus aufge— 
führte Mauer unterſtützt werden. 

Die Stiegen ſind in Städten und Märkten in der Regel zu 
mauern und einzuwölben, auch wo es immer thunlich iſt, mit ſtei⸗ 
nernen Stufen zu verſehen, wo aber keine ſteinernen Stufen zu 
bekommen, oder ſelbe zu koſtſpielig ſind, können die gemauerten 
und mit gewölbten Aufgängen verſehenen Stiegen auch mit höl- 
zernen Staffeln von Eichen⸗ oder ſonſtigem harten Holze belegt 
werden. Die Stufen der Bodenſtiegen find aus gebrannten Zie- 
geln herzuſtellen, und wo es die Umſtände erlauben, mit eiſernen 
oder mit Eiſenblech überzogenen, und mit einem ſteinernen Thür— 
gerichte verſehenen Bodenthüren zu verſchließen. 

Auf dem offenen Lande und in Dörfern genügt es, wenn die 
Stiegenſpindel gemauert, und die Stufen, der Bodenſtiegen mit 
gebrannten Ziegeln hergeſtellt werden. 

Der Dachboden muß durchgehends in Städten und Märkten ſo⸗ 
wohl, als auf dem offenen Lande und in Dörfern, mit einem 
Ziegelpflaſter belegt, oder mit einem Eſtrich verſehen, und das 


195 


Dachgehölze dadurch ſorgfältigſt von aller Verbindung mit dem 
Gebäude geſondert werden. Dieſe Vorſicht iſt auch bei hölzernen 
Gebäuden nothwendig, es verſteht ſich jedoch von ſelbſt, daß dabei 
auf die mindere Stärke dieſer Gebäude die gehörige Rückſicht zu 
nehmen ſei. 

k) Die Eindeckung der Wohngebäude in Städten und Märkten muß 


in der Regel, und wo es immer möglich iſt, mit Ziegeln oder 7 
Kupfer, ſonſt aber mit Ruth⸗ oder Scharſchindeln geſchehen, wozu — 


ein ordentliches, aus zwei unter einem rechten Winkel zuſammen⸗ 
geſtellten Flächen herzuſtellendes Dach, mit oder ohne Schopf, 
erforderlich iſt. 

I) Auf dem offenen Lande und in Dörfern, insbeſondere für die 
ganz einſchichtig ſtehenden hölzernen Gebäude, werden auch Stroh- 
dächer, und die im ſalzvurgiſchen Gebirge üblichen, mit hölzernen 
Nägeln befeſtigten Ladendächer geſtattet; die mit Steinen beſchwer⸗ 
ten Legſchindeldächer aber find in Oeſterreich geſetzlich verboten, 
und dürfen daher in keinem Falle zugelaſſen werden. 

m) Stallungen müſſen in Städten und Märkten gewölbt, auf dem 
offenen Lande und in Dörfern aber wenigſtens gemauert werden. 

Hölzerne Stallungen zu errichten, wird nur als Ausnahme 
von der Regel, und nur unter den sub lit. c. für die Bewilli⸗ 
gung des Baues hölzerner Gebäude angeführten Verhältniſſen 
zugeſtanden; jedoch müſſen ſie von den Wohngebäuden und Städten 
abgeſondert werden. | 

n) Die Scheunen können von Holz gebaut, müſſen aber bei Städten 

und Märkten außer dem Orte angelegt, und auf dem offenen 

Lande, ſowie in Dörfern, von den Wohngebäuden abgeſondert 

und allein ohne Verbindung mit den Wohngebäuden und Stal⸗ 

lungen aufgeſtellt werden. | 

Für die Eindeckung der Stallungen und Scheunen gelten die oben 

sub lit. k und I für die Eindeckung der Wohngebäude ertheilten 

Vorſchriften, und es finden auch bei dieſen Gattungen von Ge- 

bäuden keine Legſchindeldächer Statt. 

p) Die innere Eintheilung der Gebäude, und der darin zu errichten. 
den Behältniſſe, wird dem Willen und Bedürfniſſe der den Bau 
unternehmenden Parteien und dem Gutbefinden der den Bau 
führenden Werkmeiſter, unter der Bedingung der ſorgfältigſten 
Vermeidung aller feuergefährlichen, oder auf andere Weiſe gefahr⸗ 
drohenden Anlagen, bei Vermeidung der fonft eintretenden geſetz⸗ 
lichen Strafen überlaſſen. 


§. 7. i 
Die im obigen §. für den Bau neuer Häuſer ertheilten Vor— 
ſchriften ſind mit gehöriger Rückſicht und Beurtheilung auch bei Haupt- 
reparationen und Umſtaltungen ſchon beſtehender Gebäude in Anwen— 
dung zu bringen, und es verſteht ſich von ſelbſt, daß dabei vorzüglich 
13 * 


0 


— 
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auf die Stärke und Beſchaffenheit des beſtehenden Gemäuers der ge- 
hörige Bedacht zu nehmen ſei. | 
| §. 8. 
1 Für die Anlegung der den Kreisämtern und den Unterbehörden 
zur Bewilligung zugewieſenen Waſſergebäude und Schutzarbeiten können 
nicht wohl allgemein anwendbare Vorſchriften und Directiven in Hin⸗ 
ſicht der Art der Ausführung ertheilt werden, weil die Verſchiedenheit 
der Ortsumſtände einen zu großen Einfluß darauf hat; eine genauere 
Vorſchrift hierüber wird aber auch dadurch entbehrlich, weil bei den 
der Entſcheidung der Kreisämter zugewieſenen wichtigeren Fällen ohne; 
hin die in allen Fächern der Baukunſt geprüften Kreisingenieurs einver⸗ 
nommen, und durch ſelbe die Bauanträge nach wiſſenſchaftlichen Grund 
ſätzen richtig geſteut werden müſſen; es wird daher in Rückſicht dieſer 
Bauführungen lediglich verordnet, daß hiebei auf die Privatrechte der 
Grundanrainer und Gewerbsnachbarn, die geeignete Rückſicht zu nehmen, 
und kein Bau zu geſtatten ſei, wodurch derlei Rechte verletzt werden 
könnten, bevor eine dießfalls bewirkte gütliche Ausgleichung nachgewieſen 
wird, oder die allfälligen Einwendungen und Anſtände im ordentlichen 
Rechtswege ausgeführt und entſchieden ſind. 
9 


§. 9. | 
Dieſe Rückſichten find auch bei Erbauung von neuen Häufern zu 
beobachten, es muß ſohin über jeden vorkommenden Bauantrag die vor— 
läufige Erhebung der Localumſtände, die Einvernehmung der Grund- 
anrainer und Nachbarn gepflogen, und darüber ein ämtliches Protocoll 
aufgenommen werden. 
| §. 10. | 
Schließlich werden die Unterbehörden verpflichtet, jeden von ihnen 
bewilligten Bau eines neuen Hauſes, oder eines Waſſerwerkes dem be— 
treffenden Kreisamte mit Vorlegung des Planes anzuzeigen, damit die 
Kreisämter, und insbeſondere die Kreisingenieurs gelegenheitlich bei 
ihren Bereiſungen dieſe neuen Häuſer, ohne irgend eine Bezahlung von 
den Parteien, beſichtigen, und die allfällige Abänderung des Mangel⸗ 
haften einleiten können. Auch wird denſelben zur unabweichlichen Richt⸗ 
ſchnur bedeutet, keine Häuſer zu nahe an der Landesgrenze, und ebenſo 
wenig an ganz abſeitigen, wegen verdächtiger Zuſammenkünfte, oder 
wegen des Aufenthalts verdächtigen Geſindels, gefährlichen Orten erbauen 
zu laſſen; endlich auch nicht zu geſtatten, daß Häuſer oder ſonſtige Ge⸗ 
bäude und Behältniſſe zu weit gegen die öffentlichen Straßen vorgerückt 
werden, damit die Straßen dadurch nicht verengt, und der Einwirkung 
der Sonne und der Luft nicht beraubt werden. l 


Nach dem Reg. Decrete vom 18. Dez. 1832, Z. 32367 (P. G. 
©. 1832, Seite 366), haben hinſichtlich der Errichtung von Sparherden 
jene Beſtimmungen zu gelten, welche vermöge der Bauordnung vom 
2. Juni 1820 für die Erbauung neuer Häuſer, ſowie über die vorzu⸗ 
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nehmenden weſentlichen Veränderungen oder Umftaltungen an den ſchon 
beſtehenden Gebäuden vorgezeichnet ſind. 

Mit Rea. Circulare vom 31. Oct. 181), Z. 32289, (P. G. ©. 
1840 Seite 330), wurden nachſtehende Bedingungen vorgezeichnet, un: 
ter welchen die Anwendung und Herſtellung runder, enger Rauch— 
ſchlünde geſtattet iſt. 

§. 1. 0 

Die Erbauung enger Rauchfänge, oder die Umſtaltung ſchon be— 
ſtehender ſchliefbarer Rauchfänge in enge Rauchſchlünde darf nur mit 
Bewilligung der Regierung, des Kreisamtes, oder der politiſchen Un» 
terbehörde Statt finden, je nachdem die Ausführung der Bauten, wo 
dieſelbe angebracht werten will, von der Genehmigung der Regierung, 
des Kreisamtes oder der politiſchen Unterbehörde abhängt. 

2. 


Als Grundſatz für die Ausführung von engen Rauchröhren wird 
feſtgeſtellt, daß ſich dieſelben für offene Herdfeuerungen nicht eignen, 
ſomit nur dort anwendbar ſind, wo eine geſchloſſene Feuerung angelegt 
werden ſoll, daß weiters in der Regel jede Beheizungsſtelle der ein— 
zelnen Geſchoße oder Stockwerke immer ihre eigenen Rauchröhre erhal— 
ten müſſe, daher weder die Einmündung der Rauchröhren zu dem Rauch- 
fange einer fremden Wohnung, noch die Verbindung der Rauchfänge 
verſchiedener Geſchoße geſtattet iſt. 


§. 3. 
Enge Rauchfänge ſollen in der Regel, beſonders bei ganz neuen 
Bauten, ſelbſt wenn ſie die Beſtimmung nur für ein oder das andere 
der obern Geſchoße haben, 3 al vom Erdgeſchoße aus, ausgeführt 
werden. 


§. 4. 

Die Form der Querdurchſchnittsfläche dieſer engen Rauchröhren 
muß kreisrund, und zwar in der Art ausgeführt werden, daß die innere 
Fläche der engen Rauchröhren möglichſt glatt hergeſtellt werde, damit 
ſich der Ruß ſo wenig als möglich anſetzen könne. 


Enge Rauchſchlünde müſſen gleich den ſchliefbaren Rauchſchlünden 
aus feuerſicherem Materiale gebaut, und ſo hoch über die Dachfläche 
aufgeführt werden, als dieß die Feuerſicherheit erfordert. 

Auch müſſen dieſe Rauchſchlünde, möglichſt ſenkrecht ſein, und nur 
bei beſonderen, im Bauriſſe erſichtlich zu machenden Umſtänden iſt eine 
ale von ane ſechzig Graden (mit der Horizontallinie) ge⸗ 

atte 

Dieſe Rauchfänge müſſen unter dem Dachboden von Außen ver⸗ 
worfen werden. 

| | §. 6. 

Der Durchmeſſer enger runder Rauchröhren für eine Heizung 
wird auf ſechs Zoll im innern Lichte feſtgeſtellt, welches Maß nicht 
überſchritten werden darf. Eine Ueberſchreitung dieſes Maßes findet 
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nur dort Statt, wo in einer Gruppe unter einem und dem nämlichen 
Heizungsverſchluß ſtehende zwei oder mehrere Heizungen in einem Rauch⸗ 
ſchlott münden ſollen. 

In einem ſolchen Falle iſt eine angemeſſene Erweiterung der 


Durchſchnittsfläche geſtattet, und es hat dieſe dann acht Zoll im Durch⸗ 
meſſer zu betragen. 


$. 7. 

Dort, wo enge Nauchfänge durch den Dachraum oder durch hohe 
Stockwerke außer Verbindung mit Mauern, alſo freiſtehend aufgeführt 
werden, muß auf die gehörige Stabilität Bedacht genommen, ſomit 
dieſe mit Rückſicht auf die örtlichen Verhältniſſe in jedem einzelnen 
Falle ausgemittelt werden. Es muß daher auch für die angemeſſene 
Feſtſtellung der engen, über die Dachfläche aufgeführten Rauchröhren 
durch eiſerne Schließen; falls dieſe Art Verſicherung für nothwendig er⸗ 
kannt werden ſollte, Sorge getragen werden. 

§. 8. it Fug | 
| Jede enge Rauchröhre muß unten, wo ſie anfängt, und über den 
oberſten Dachboden, Behufs der Reinigung von ſtaubartigem Ruße, 
der ſich anſetzen könnte, mit einer Seitenöffnung von der erforderlichen 
Größe verſehen werden. Dieſe Oeffnungen ſind mit eiſernen, in Folge 
ſchlagenden doppelten zum Sperren eingerichteten Thürchen genau zu 
verſchließen. 

Dieſe Thürchen dürfen nie an ſolchen Theilen angebracht werden, 
wo Dachgehölze anſtoßen. Dieſe letzteren müſſen in einem ſolchen Falle 
ausgewechſelt werden. f 


§. 9. | 

Unter den Reinigungs-Thürchen ift auf dem Pflaſter des Dach— 
bodens eine Blechtafel von wenigſtens vier Schuh im Gevierte anzu— 
bringen. 

§. 10. | 

Die Reinigung dieſer Röhren geſchieht mittelſt Bürſten von der 
Form des Querſchnittes der Röhren, indem dieſe Bürſten an einem 
Seile auf und nieder gezogen werden, nachdem das Seil mit Hilfe eines 
Gewichtes vorläufig herunter gelaſſen worden. 

Bei jeder Reinigung iſt die Röhre an den äußern Enden genau 

zu beſichtigen, damit eine entſtehende Schadhaftigkeit nicht lange unbe⸗ 
merkt bleibe. 
a Die Fegung dieſer Rauchf änge haben der vorwaltenden Feuer⸗ 
Polizei⸗Rückſichten wegen, die hiezu berufenen Rauchfangkehrer⸗Meiſter, 
ſo wie dieß die beſtehenden Feuerlöſch-Ordnungen, hinſichtlich der ſchlief— 
baren Rauchfänge vorſchreiben, durch ihre Geſellen ausſchließend zu be⸗ 
ſorgen, und es werden die in dieſen Vorſchriften vorgezeichneten Be⸗ 
ſtimmungen in Bezug auf die Zeit der Fegung auch bei den engen, 
runden Rauchfängen aufrecht erhalten. 


— 
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Laut Reg. Circulare vom 30. Mai 1841, Z. 14226 (P. G. ©. 
1841 Seite 150) iſt die abgeſonderte Herſtellung der runden Rauch- 
fänge auch für einzelne Stockwerke in allen Fällen zu geſtatten, wo die 
Bauherrn es wünſchen, und dieſe Herſtellung nach dem Befunde der 
Baukommiſſion unbedenklich erſcheint. 5 
Nach der Reg. Verordnung vom 15. Juni 1838, 3. 15907 (P. 
G. S. 1838, S. 147) iſt bei vorkommenden Hausbaugeſuchen auf eine 
von einer Realität zu trennen beabſichtigten Grundparzelle immer dar— 
auf zu dringen, daß die Parteien noch vor der zu pflegenden baupoli— 
zeilichen Amtshandlung ſich mit der bereits erfolgten Bewilligung zur 
Trennung des Baugrundes ausweiſen. | 

Mit Hofverret vom 12 März 1840, Z. 7551 (P. G. S. 1840 
Seite 33) wurden folgende Gränzen des Wirfungsfreifes der politiſchen 
und der Juſtizbehörden bei Baubewilligungen vorgezeichnet: 

Das Einfchreiten der politiſchen Behörden bei Privat-Bauführun— 
gen findet in einer doppelten Beziehung ſtatt, nämlich: 

1. Um zu unterſuchen, ob keine öffentlichen, insbeſondere polizei⸗ 
liche Rückſichten dem beabſichtigten Bau entgegen ſtehen, und wenn dieß 
der Fall wäre, die erforderlichen Abänderungen im Bauplane zu treffen, 
ſonſt aber denſelben gut zu heißen; und 2. um hiebei die vorladenden 
Nachbarn und Anrainer zu vernehmen, ob ſie gegen den Bau etwas 
einzuwenden haben, und im bejahenden Falle die Irrungen auszugleichen, 
oder wenn ein Vergleich nicht zu Stande zu bringen wäre, die ſtreiten— 
den Theile auf den orventlichen Rechtsweg zu verweiſen. 

Hieraus folgt, daß von Seite der politiſchen Behörden der förm— 
liche Baukonſens nur dann gegeben werden könne, wenn weder öffent— 
liche Rückſichten, noch unbehobene Einſprüche der Nachbarn und Anrainer 
der angeſuchten Bauführung entgegen ſtehen; wäre wohl die erſtere, 

nicht aber auch die letztere Bedingung vorhanden, ſo hat ſich die poli— 
tiſche Behörde in Erledigung ihrer dießfälligen commiſſionellen Verhand- 
lung auf die der Partei hinausgegebene Erklärung zu beſchränken, daß, 
und in wie ferne der angetragene Bau in politiſcher Beziehung zuläſſig 
ſei. Eine Baubewilligung aber darf in ſolchen Fällen um ſo minder ertheilt 
werden, als hieraus privatrechtliche Conflicte und weſentliche Nachtheile 
für die Parteien entfteher könnten. - 


—— 


. Siehe Formulare 16 Anleitung zur Vornahme einer Ba u⸗Com⸗ 
miſſion und Ertheilung der polizeilichen Baubewilli⸗ 
gung. 


Die Feuerpolizei umfaßt die Maßregeln, wodurch der Entſtehung 
der Feuersbrünſte vorgebeugt, das entſtandene Feuer bei Zeiten entdeckt 
und auf das ſchleunigſte gelöſcht wird und endlich die ſchädlichen Folgen 
abgewendet werden. i 


> 
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Die Feuerordnungen für das Land, ſowie für die Landſtädte und 
Märkte vom 1. November 1786 enthalten hierüber folgende Beſtim⸗ 
mungen: \ 


Feuerlöſchordnung für das Land. 


§. 1. Da die unſchickliche Bauart zur Entſtehung der Feu- 
ersbrünſte ſowohl, als zu ihrer leichteren Verbreitung beitragen kann, 
ſoll bei der Anlegung neuer Häuſer darauf Bedacht genommen werden, 
daß nicht ein Haus an das andere gebaut, ſondern wo möglich ein Raum 
von wenigſtens einer Klafter zwiſchen jedem Hauſe gelaſſen werde. 

§. 2. Eben ſo ſollen die Scheunen entfernt von Häuſern hinter den 
Gärten, oder wo es geſchehen kann, außer dem Orte ſelbſt, angelegt 
werden. 

§. 3. Wo Flachs und Hanf gebaut wird, iſt zu ſorgen, daß die 
Gemeinden eigene Dörröfen, oder Dörr- und Brechlſtuben, 
und zwar in einiger Entfernung von dem Orte erbauen. 

§. 4. Bei bereits erbauten Häufern, welche nahe aneinander 
ſtehen, oder angebaut ſind, wie auch bei den Scheunen, welche in den 
Dörfern ſich befinden, ſoll wenigſtens darauf gedacht werden, durch 
Pflanzung hochſtämmiger, blätterreicher Bäume, vorzüglich der Nuß— 
bäume, wo dergleichen zu haben find, einen Schutz gegen die Feuers— 
brünſte zu machen. Wo nicht ganze Reihen von Bäumen geſetzt wer— 
den können, ſollen wenigftens Dächer, und die Scheunen, die ſchon in 
dem Dorfe ſelbſt ſtehen, mit Bäumen an den 4 Ecken gegen Anzün- 
dung in etwas verwahret werden. 

Doch müſſen durch die Bäume, oder auch durch unnöthige Zäune, 
Wege und Straßen nicht verſtellet, und dadurch bei entſtehender Feuers— 
brunſt die Nachbarſchaft gehindert werden, von allen Seiten zur Hilfe 
kommen zu können. 

§. 5. Da, wo Strohdächer nicht ganz vermieden werden können, 
haben die Obrigkeiten wenigſtens darauf zu ſehen, daß ſich die Haus⸗ 
wirthe des von dem bekannten Angermayer zur Verwahrung der Dächer 
gegen Feuersgefahr gemachten Vorſchlags bedienen. 

§. 6. Hölzerne Rauchfänge, wo die Häuſer aus Noth nicht 
ganz von Holz gebaut werden, find nicht zu geſtatten, und für's künf⸗ 
tige ganz unterſagt. nu | 

Die gemauerten Rauchfänge follen wenigſtens in der Dicke eines 
halben Ziegels, und nicht aus ſtehenden Ziegeln gebaut werden. 

Uebrigens ſollen fie nicht zu niedrig, ſondern zureichend über 
das Dach erhoben, nicht zu eng, noch krum geführt ſein, damit ſie 
leicht geſchloffen und gekehret werden können. 

8.7. Die Stube nöfen ſollen nicht zu nahe an hölzerne Wände 
geſetzet werden. Auch ſind die Feuerherde und andere Feuer⸗ 
ſtätten von den hölzernen Wänden zu entfernen. | 
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8.8. In Küchen, Waſchhäuſern und anderen zu Feuerſtät⸗ 
ten beſtimmten Oertern müſſen die Fußböden nicht von Holz, ſondern 
wenigſtens blos von Erde, oder Laim geſchlagen ſein, wenn ſie nicht 
von Steine, Ziegeln, Eſtriche oder dergleichen ſein können. 

§. 9. Zu denjenigen Häuſern, zu deren Erbauung eigentliche 
Werkleute, das iſt, Maurer, Zimmerleute u. dgl. erfordert werden, 
ſind keine andern, als die ordentlichen befugten Meiſter zu gebrauchen. 

8. 10. Ueber die Vollziehung dieſer Vorſchriften ift die Obrig⸗ 
keit Aufſicht zu tragen verbunden. Daher ſoll zu jedem Bau von 
derſelben die Erlaubniß angeſucht, und vor der Bewilligung, mit Zu— 
ziehung des Grundgerichtes, der Augenſchein über die Lage und Be— 
ſchaffenheit des zu führenden Baues genommen werden. 

§. 11. Nach der Hand hat die Obrigkeit noch weiters durch das 
Grundgericht oder ſonſt einen Beamten ſorgfältig nachſehen zu laſſen, 
ob vorſchriftsmäßig gebaut werde. Diejenigen, ſo dagegen handeln, 
ſind zu beſtrafen, und das, was unerlaubter Weiſe gebaut worden wäre, 
ſogleich abtragen zu laſſen. 

Uebrigens muß der Augenſchein von der Obrigkeit und Gemeinde 
unentgeldlich vorgenommen, auch für die Erlaubniß zu bauen, oder für 
die Bauaufſicht keine Taxe gefordert werden. 

§. 12. Mit nicht geringerer Sorgfalt muß darauf geſehen werden, 
daß durch Un vorſichtigkeit keine Feuersbrunſt entſtehe. In dieſer 
Abſicht ſoll das Strohſchneiden, Dreſchen Flachs brechen, 
Hächeln und dergleichen Arbeiten bei Nachtzeit entweder gar unter— 
bleiben, oder nur bei Lichtern, die in gut geſchloſſenen Laternen 
verwahrt ſind, verrichtet werden. 

$. 13. Futterwerk zum Trocknen ſoll nicht an die Rauchfänge an- 
geſchöbert, noch Kien, und anderes Holz an die Oefen und Herd— 
ſtätte angelegt werden. 

§. 14. Der Flachs und Hanf ſoll in geheizten Stuben oder Back— 
öfen zur Nachtzeit nicht gedörret werden. 

§. 15. Das Schießen, und aller Gebrauch des Pulvers inner— 
halb der Dörfer ſowohl, als nahe bei denſelben, alles Aus brennen, 
alle Feuerwerke und das bekannte Sonnen wendfeuer ſind ohnehin 
auf das ſchärfeſte verboten. 

Die Dorfgerichte ſelbſt und die herrſchäftlichen Beamten, wenn 
ſie auf ſolchen Unfug nicht aufmerkſam und ernſtlich für deſſen Abſtel— 
lung beſorgt ſind, ſollen auf das empfindlichſte geſtraft werden. 

8. 16. Niemand darf mit glühenden Kohlen, oder freiem Lichte 
durch die Ortſchaft gehen. Noch iſt den Reiſenden zuzugeben, daß ſie 
mit brennenden Fackeln durch einen Ort fahren. | 

§. 17. Die Hauswirthe fellen ihrem Hausgeſinde, den Drefchern 
und Taglöhnern nicht geſtatten, mit freiem Lichte, oder wohl gar mit 
brennenden Holzſpännen im Hauſe herumzugehen, noch die Gaſtwirthe 
den bei ihnen einkehren den Fuhrleuten im Stalle eine brennende Kerze 
ohne Later ne aufzuſtecken, oder wie ſonſt immer unvorſichtig damit 
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umzugehen. Die dawider Handelnden find auf das ſchärfſte zu beftra- 
fen, und die Hauswirthe haben für den entſtehenden Schaden zu haften. 
§. 18. Ueberhaupt ſoll ſich Niemand unterfangen, mit freiem 
Lichte mit brennenden Holzſpänen, oder mit Kohlfeuer auf Böden, 
in Ställe, in die Scheunen, oder an andere Oerter zu gehen, wo ſich 
feuerfangende Sachen befinden, und muß zu dieſem, und zu fo vielfäl- 
tigen andern Gebrauche jedes Haus mit einer, oder mit mehreren von 
gutem Bleche gemachten, wohl verwahrten Laternen verſehen ſein. 
S8. 19. Niemand ſoll an feuergefährlichen Oertern Tabak 
rauchen, wenn gleich die Tabakpfeiffe mit einem Deckel verſehen wäre. 
§. 20. Das Küchen aus brenne nund alle ähnlichen Verrichtungen, 
welche leicht eine Feuersbrunſt veranlaſſen können, ſind auf das ſchärfſte 
unterſagt. } | 
§. 21. Die Hauswirthe haben ihren Weibern, Töchtern und Mäg— 
den nachdrücklich einzubinden, daß ſie bei dem Kochen mit dem Schmalze 
vorſichtig und behutſam umgehen und beſonders wenn das 
Schmalz Feuer fängt, kein Waſſer in ſelbes gießen, ſondern die 
Flamme durch Zudeckung des Geſchirrs erſticken ſollen. 


§. 22. Auch die Nachläſſigkeit hat zu vielfältigem Unglücke 


Urſache gegeben. Es haben daher die Hauswirthe ihre Kinder und 
Hausleute anzuhalten, daß ſie auf Feuer und Licht überhaupt ſtets wohl 
Acht geben, Nachts vor dem Schlafengehen ſollen die Hauswirthe ſelbſt 
nachſehen und alles Fleißes ſorgen, daß Feuer und Licht gut abgelöſcht, 
oder an einen ſichern Ort verwahrt werden. 

§. 23. Gleiche Sorgfalt haben fie wezen der warmen Aſche 
zu gebrauchen, weil durch das unvorſichtige Ausſchütten derſelben leicht 
etwas ſich entzünden und eine Feuersbrunſt entſtehen kann. 

§. 24. Da endlich die größte Feuersgefahr aus der Verabſäu— 
mung der Rauchfänge herkömmt, kann den Hauswirthen die Sorg⸗ 
falt nicht genug empfohlen werden. Jeder Hausvater ſoll den Schlund 
des Rauchfanges wenigſtens alle acht Tage fleißig kehren und 
den Ruß mit ſtumpfen Beſen abfegen laſſen. Die Rauchfänge ſollen 
im Winter wenigſtens alle 6 Wochen und im Sommer alle 3 Monate, 
ganz und mit der größten Sorgfalt gekehret werden. Bei denen aber, 
ſo geſchloſſen werden können, muß daß Kehren durch wirkliche Rauch— 
fangkehrer geſchehen. Die Obrigkeit hat daher zu ſorgen, daß die Ge— 
meinden ordentliche Contracte mit den Meiſtern machen, zu⸗ 
gleich aber auch, daß die Gemeinden von den Rauchfangkehrern nicht 
überhalten werden, und daß letztere ihre Schuldigkeit genau und zu -be- 
ſtimmter Zeit erfüllen. 

§. 25. Die Dorfgerichte haben auf das Ofen und Rauchfang⸗ 
kehren beſondere Aufſicht zu tragen, in den Häuſern öfters unvermuthet 
nachzuſuchen und die nachläſſigen Haus wirthe ſogleich der Obrigkeit an- 
zuzeigen. f Ist 

8. 26. Zu deſſen genauerer Beobachtung der vorausgehenden Vor⸗ 
ſchriften muß im Beiſein eines herrſchaftlichen Beamten, des Richters 
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und des Gemeindeausſchuſſes, auch mit Zuziehung eines Rauchfangkeh⸗ 
rers, wenn einer in der Nähe iſt und zwar im Winter zweimal 
im Sommer aber einmal in allen Häuſern Feuerviſitation ge: 
halten werden. Man hat dabei alle Oefen, Schornſteine, Feuerſtätten 
wohl zu beſichtigen, die Abſtellung der feuergefährlichen Sachen entweder 
ſogleich zu veranſtalten, oder an die Herrſchaft, allenfalls ſeibſt an 
das Kreisamt anzuzeigen. Der Richter und die Gemeinde haben nach⸗ 
her darauf zu halten, daß alles das, was bei der Feuerviſitation vers 
ordnet worden, richtig und genau erfüllet, und überhaupt, daß in 
keinem Stücke gegen die Feuerordnung gehandelt werde. 

8. 27. Da jedoch, aller vorgeſchriebenen Vorſicht ungeachtet, den— 
noch Feuersbrünſte entſtehen können; fo iſt die nächſte Aufmerkſamkeit 
auf die baldige Entdeckung und Bekanntmachung einer ent- 
ſtandenen Brunſt zu richten. An ſolchen Oertern, wo eigene Nacht— 
wächter beſtimmt find, iſt die Entdeckung des Feuers als ein Haupt- 
gegenſtand ihres Dienſtes anzuſehen. 
| An denjenigen Ortſchaften aber, die nicht ſehr klein find, und wo 
es keine eigenen Nachtwächter gibt, ſind die Nachbarn und Innleute 
ſelbſt wechſelweiſe bei der Nacht Wache zu halten ſchuldig. 

§. 28. Die Nachtwächter, oder die zur Nacht- und Feuerwache 
beſtellten Leute ſollen von Michaeli bis Oſtern von 9 Uhr Nachts bis 
4 Uhr Früh und von Oſtern bis Michaeli von 10 Uhr bis 2 oder 
3 Uhr auf der Wache bleiben. 

§. 29. Ihre Schuldigkeit iſt, in dem Orte beſtändig auf und ab 
zu gehen und ohne Unterlaß auf das Feuer Acht zu haben. Daher 
ſollen ſie während der Wachtzeit ſich in Wirthshäuſern, oder ſonſt in 
einem Zimmer aufzuhalten ſich nicht unterfangen. Sobald ſie auch nur 
durch Geruch, durch Rauch, oder auf was immer für eine Art ein 
Feuer beſorgen, um ſo mehr alſo bei einem wirklich ausbrechenden Feuer 
ſollen ſie durch Rufen allenfalls mit einem Blaſehorn, durch An— 
ſchlagen an die Fenſter und Hausthüren, die Einwohner wecken, vor 
allem aber, wo eine Thurmglocke vorhanden iſt, dieſelbe läuten laſſen. 

§. 30. Wenn die Wächter ein entſtandenes Feuer aus ihrer 
Schuld nicht wahrnehmen und ſolches daher aus ihrer Nachläſſigkeit 
überhand nehmen ließen, ſollen ſie mit größter Strenge beſtraft werden. 

§. 31. Sogleich, nachdem ein Feuer entdeckt worden iſt, haben ſie 
dem Ortsrichter, den Geſchwornen und zugleich der Obrigkeit, wenn 
dieſe ſich ſelbſt im Orte befindet, die Anzeige zu machen. Nach Be⸗ 
ſchaffenheit der Gefahr find auch die benachbarten Gegenden durch Läu— 
ten der Glocken, oder durch reitende Boten von der entſtandenen 
Feuersbrunſt zu benachrichtigen. 0 

$. 32. Uebrigens ſoll ſich kein Hauswirth oder jemand von den 
9 unterfangen, das in ſeinem Hauſe entſtandene Feuer zu ver⸗ 
ehlen. 5018 

Vielmehr ſollen ſie, ſobald Feuer verſpürt wird, Lärm machen 
und um Hilfe rufen. Unterlaſſen ſie die anbefohlene Anzeige, ſo hat die 
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Obrigkeit die Verhehler auf das ſchärfſte zu züchtigen und nach 
— ihres Vermögens zur Vergütung des verurſachten Schadens anzu 
alten. Uri 
SF. 33. Um die entſtandenen Feuerbrünſte deſto ſchleuniger zu 
löſchen, iſt ſchon vorhinein Sorge zu tragen, daß zur Zeit der Brunſt 
kein Mangel an Waſſer, Löſchgeräthen und Arbeitern ſei. Die Obrigkeit 
hat daher darauf zu ſehen, daß die Brünne von Zeit zu Zeit fleißig 
gereiniget und die Viehtränke, Teiche und dergleichen Waſſervorräthe 
in gutem Stande erhalten werden. 

§. 34. An Ortſchaften, wo wenig Waſſer iſt, ſoll man den 
Mangel durch Roßſchwemmen und Waſſergruben, wie fie 
immer an ſchicklichen niedern Plätzen angelegt werden können, zu erſetzen, 
und durch aufgefangenes Regenwaſſer voll zu erhalten trachten. 

§. 35. Herrſchäftliche Häuſer und Wirthſchaftsgebäude, Klöſter, 
Pfarrhöfe, Fabriken, Bräuhäuſer, Mühlen, Feuerwerkſtätte, mithin alle 
etwas größeren Gebäude ſind ausdrücklich verbunden, auf ihren Böden 
— gefüllte Waſſergefäße, ſogenannte Bodungen zu 
aben. 

Jedes kleinere Haus aber ſoll mit einer ſolchen gefüllten Bodung 
verſehen ſein. | 

§. 36. In geringern Dörfern und wo dergleichen Bodungen we— 
gen der ſchwächeren Gebäude auf den Böden nicht untergebracht werden 
können, ſollen ſie bei denjenigen Häuſern, die vom Waſſer und Brün— 
nen am weiteſten entlegen find, ſo viel möglich, neben den Haus— 
thüren, oder ſonſt an einem ſchicklichen Orte bedeckt bereit gehalten 
werden. 

§. 37. Auf den Kirchenböden ſollen ſtets gefüllte Bo— 
dungen vorhanden ſein und ihre Erhaltung und Füllung von den 
Pfarrern, Meßnern und ſogenannten Kirchenvätern, oder wer ſonſt über 
die Kirche geſetzt iſt, beſorgt werden. 

§. 38. Damit es bei einer ausbrechenden Brunſt an Pferden 
nicht mangle, welche Waſſer oder Löſchgeräthe herbeiſchaffen, oder 
auf die ſonſt nothwendigen Fälle bereit ſein mögen, ſind ſogleich bei ge— 
gebenen Feuerzeichen und auf Verlangen ſowohl die Nachbarn, als auch 
fremde im Dorfe ſich aufhaltende Fuhrleute unverweigerlich ihre Pferde 
zu ſtellen verbunden. Daher müſſen an denjenigen Ortſchaften, wo man 
die Pferde auf den Koppelwieſen übernachten läßt, immer wechſelweiſe 
einige zu Haus gelaſſen werden, um im Falle der Noth bei der 
Hand zu ſein. i 

S8. 39. Die Herrſchaftshäuſer und Wirthſchaftsgebäude, Klöſter, 

Pfarrhöfe Fabriken, Bräuhäuſer, Mühlen, Feuerwerkſtätte und alle 
größern Häuſer ſollen mit ordentlichen Löſchgeräthſchaften, näm⸗ 
lich mit Dachleitern, Feuerhacken, Handſpritzen, Waſſerläden nach Maß 
ihrer Größe verſehen ſein, um ſowohl ſich ſelbſt, als auch andern Hilfe 
zu verſchaffen. Kleinere Häuſer ſollen wenigſtens eine Leiter, einen 
Feuerhacken, einige Waſſerſchäffe (Butten) einige von Stroh gefloch⸗ 
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tene und in⸗ und auswendig mit Pech gut verſchmierte Feuereimer 
und eine blecherne Laterne haben. 

Außer dieſen ſollen ſich die Gemeinden für ſich ſelbſt, woferne ſie 
aus Abgang der Mittel ſich mehr anzuſchaffen nicht vermögen, wenig— 
ſtens eine Feuerleiter, ein paar Feuer hacken, einige Hand⸗ 
ſpritzen und ein paar blecherne Laternen, wenn fie aber ver⸗ 
möglicher ſind, auch ein oder ein paar Waſſerladen (Waſſerleiten) 
mit den dazu gehörigen Wägen, oder Schleifen anſchaffen und 
immer mit Waſſer gefüllt, in Bereitſchaft halten. 

§. 40. Die Beſtimmung des Löſchgeräths, welches unterthäuige 
Häuſer anzuſchaffen haben, wird den Obrigkeiten überlaſſen, die dabei 
immer darauf zu ſehen haben, daß die Hausinhaber nicht in unnöthige 
Ausgaben geſetzt werden. 

N Die Obrigkeiten, Klöſter, Pfarrer und Freihöfe haben den Kreis⸗ 
ämtern die Verzeichniſſe von ihren Löſchgeräthen einzu⸗ 
ſchicken, welche, woes noch daran nachzuſchaffen fein wird, die Anleitung 
zu geben, auch die Vermöglicheren allenfalls zur Anſchaffung metallene 
Feuerſpritzen anzueifern haben werden. | 
FSi. 41. Zur Erhaltung der Ordnung, die zu deſto ſchleunigerer 
Löſchung einer entſtandenen Feuersbrunſt unumgänglich nöthig iſt, ſollen 
den Hauswirthen und Knechten, wenigſtens in größeren Ortſchaften, ihre 
Vorrichtungen ſchon vorhinein von Seite des Grundgerichtes bekannt 
gemacht werden. Einige derſelben ſollen zum Schicken und Feuer- 
anſagen, einige zum Waſſer zu bringen, zur Herbeiführung 
der Waſſerladen oder anderer Nothwendigkeiten, einige zur Ver⸗ 
wahrung der geflüchteten Habſchaften, andere endlich zum 
Löſchen, Abbrechen und Nie derreißen beſtimmt, und dieſe Be⸗ 
ſtimmungen den Nachbarn alle Jahre einmal bei der ſogenannten 
Pandaitung wiederholt kund gemacht werden. 
§. 42. Sobald das Feuerlärmzeichen gegeben wird, ſollen 
der Richter und die Geſchwornen die erſten ſein, die ſich an den Ort 
der Feuersbrunſt begeben, da auf ihr Beiſpiel ihre Anſtalten und 
Befehle ſo viel ankömmt. Die Gemeinde hat die Anordnungen dieſer 
Vorgeſetzten ohne alle Ausnahme auf das genaueſte zu befolgen. 

§. 43. Von der Herrſchaft ſelbſt, wenn fie im Orte, oder nicht 
weit davon ihre Kanzlei hat, muß fogleich ein Beamter zur Feuersbrunſt 
abgeordnet werden; bei welchem man vorausſetzet, daß derſelbe die Ge— 
ſchicklichkeit beſitze, gute Ordnung zu halten und die Anſtalten zu leiten. 

§. 44. Vorzüglich ſollen die im Orte, oder unweit davon wohnen— 
den, Zimmerleute, Maurer, Schmiede, Schloſſer, Rauch— 
fangkehrer, Müller, und dergleichen Profeſſioniſten mit den 
nöthigen Werkzeugen ſich einfinden, oder jemanden von den Ihrigen zu 
Hilfe ſchicken. 

8. 45. Auch die Hauswirthe und ihre Knechte find verbun— 
den, gleich nach vernommenem Feuerrufe mit ihren Löſchgeräthen herbei 
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zu eilen und ſich zu den Verrichtungen anzuſtellen, die ihnen daſelbſt 
aufgetragen werden, oder zu welchen ſie ohnehin ſchon beſtimmt ſind. 

§. 46. So find auch die in der Nähe liegenden Herrſchaften, 
Klöſter, Pfarrer und Gemeinden ſchuldig, nicht nur die angeſuchte Hilfe 
zu leiſten, ſondern auch von ſelbſt, ſobald ſie von einem in der Nach— 
barſchaft entſtandenen Feuer Nachricht erhalten, mit Leuten und Geräth- 
ſchaften einander wechſelſeitig zum Beiſtande zuzueilen. 

8. 47. Bei dem Feuer iſt man zwar allerdings befugt, das an⸗ 
weſende Volk, in ſoferne es die Noth erfordert, zur Arbeit anzuhalten, 
und die untauglichen, folglich nur hinderlichen Perſonen bei Seite zu 
ſchaffen; doch ſoll man Niemanden gewaltthätig behandeln, damit die 
Leute ſich zur Hilfe einzufinden, nicht abgeſchreckt werden. 

§. 48. Bei dem Löſchen ſoll, ſoviel möglich, alles unnöthige 
Geſchrei vermieden, mit dem Zutragen des Waſſers Ordnung gehalten, 
während dem, daß die Einen Waſſer zureichen, von den andern wieder 
Waſſer geholt werden u. ſ. w. Den Weg, woher das Waſſer mit der 
Hand, oder auf Wägen zu bringen iſt, hat man immer frei zu halten, 
allenfalls auch mit Laternen zu beleuchten, und haben die Geſchwornen, 
und andere ältere Männer von der Gemeinde zu ſorgen, daß ſich die 
Leute im Gehen, oder Fahren ſelbſt nicht hindern. | 

§. 49. Unterdeſſen als die Mannsleute ſich zur Arbeit bei der 
Feuersbrunſt begeben, ſollen die Weiber und Mägde zu Haus bleiben, 
um, wenn es nöthig ſein ſollte, das Vieh in den Stallungen abzulöſen, 
welches der Viehhalter (Viehhirt) mit Beihilfe einiger zum Löſchen 
theils unbrauchbarer, theils unnöthiger Leute, ſobald möglich, aus dem 
Orte auf das Feld zu treiben, und ſolchergeſtalt in Sicherheit zu brin⸗ 
gen hat. Wenn das Feuer in der Nähe iſt, haben ſich die Weiber und 
Mägde mit dem Begießen der Dächer und mit der Rettung der Hab- 
ſchaften zu beſchäfligen. Zu welchem Ende ſchon vorhinein ein ſicherer 
Ort beſtimmt, und bei einer Feuersbrunſt mit einer Wache von Män⸗ 
nern beſetzt werden ſoll, wohin alſo die Weiber und Mägde bei nähern⸗ 
der Gefahr die Habſchaften zu ſchaffen haben werden. 

§. 50. Nimmt die Feuersgefahr überhand, fo müſſen in der 
Nähe alle Bodenfenſter, oder Dachöffnungen zugemacht, die 
Thüren und Luftlöcher von Kellern, oder Gewölbern mit Stei⸗ 
nen, Waſen, Schütt verlegt, beſonders alle feuerfangende Sachen auf 
die Seite geſchafft werden. 

$. 51. Auf die Kirchthürme und Böden der Kirchen iſt in 
ſolchen Fällen ſogleich Waſſer zu bringen. Die Kappenfenſter 
ſind vor den Feuerfunken ſicher zu ſtellen, und die koſtbaren Kirchenge— 
räthe ſobald möglich zu entfernen. 

§. 52. Iſt das Feuer noch verſchloſſen, fo ſoll man, fo lang 
es ſich thun läßt, demſelben keine Luft zu faſſen geſtatten, ſondern es 
durch Begießen, und ſonſt andere mögliche Art zu erſticken ſuchen. 

Wenn es aber wirklich ausbricht, oder einen Ort ergriffen hat, 
worin Körner, Heu, Stroh u. d. g. ſich befinden, wo alſo das Begiſ⸗ 
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fen nichts mehr nützt, muß das umliegende Holzwerk weggeräumt, die 
anſtoſſenden Zäune, wenn es nicht vorher, um den Zugang offen zu 
halten, geſchehen iſt, weggebrochen, das Dach eingeriſſen, und ſammt 
den Wänden und übrigen Brandſtücken, um das Feuer zu bedecken, 
und zu erſticken, hineinwärts geſtürzt werden. | 

8. 53. Nebenſtehende Häufer find ohne Noth nicht einzureißen. 
Nur dann, wann die Ausbreitung der Flamme auf keine andere Art 
gehindert werden kann, ſoll zum Vorbrechen Hand angelegt werden. 
In dieſem Falle iſt kein Ha uswirth zu verſchonen, hingegen iſt auch 
jener, den es trifft, wie ein ſogenannter Abbrändler zu behandeln, und 
hat mit dieſem gleiche Vorrechte zu genießen. 

§. 54. Wenn das Feuer auch bereits gelöſcht iſt, ſoll dennoch 
von den zum Löſchen angeſtellten Leuten Niemand ſich entfernen, bevor 
der Grundrichter, oder derjenige, der die Aufſicht geführt hat, ſie 
entläßt. f 

S. 55. Zur Brandſtätte find eigene Wächter anzuſtellen, 
welche Sorge tragen, daß durch verborgene Funken das Feuer nicht 
wieder auflebe, und eine neue Brunſt entſtehe. f 

§. 56. Der ſämmtliche Löſchzeug iſt ſodann auszuſuchen, jedem 
das Seinige zurückzuſtellen, und für die Ausbeſſerung und Vergütung 
deſſelben Sorge zu tragen. | 

§. 57. Diejenigen, welche an den Löſchgeräthen muthwilligerweiſe 
etwas verdorben, oder zerbrochen haben, ſollen nebſt dem gänzlichen 
Erſatze noch zur verdienten Strafe gezogen werden. | 

§. 58. Diejenigen hingegen, ſo etwas davon unterſchlagen, ſich zu⸗ 
eignen, oder gar verkaufen dürften, ſind landgerichtsmäßig als Diebe 
zu behandeln. Welches um jo mehr von denjenigen zu verſtehen iſt, die 
ihre Unmenſchlichkeit ſo weit zu treiben fähig wären, daß ſie von den, 
während der Feuersbrunſt geretteten Sachen der Verunglückten etwas 
entwenden. 

§. 59. Endlich ſoll nach gelöſchtem Brande ſogleich die Anzeige 
an das Kreisamt erſtattet, von dieſem aber genau unterſucht werden, 
wie eigentlich das Feuer entſtanden ſei, um ſowohl die unvorſichtigen, 
als 7589 auch die boshaften Urheber zur Verantwortung und Strafe 
zu ziehen. | 


* 


Feuerordnung für Landſtädte und Märkte. 


§. 1. Die Veranlaſſung zu Feuersbrünſten liegt größtentheils in 
der gefährlichen Bauart, in mancherlei Unvorſichtigkeiten, oder endlich 
in Sorgloſigkeit und Vernachläſſigung. 

In den Städten und Märkten ſollen die gemeinen Häuſer, welche 
neu erbaut werden, wenn es die Umſtände nicht zugeben, ſolche mit 
Ziegeln zu decken, wenigſtens mit Schindeln, niemals aber mit Stroh 
gedeckt werden. Die herrſchaftlichen Wirthſchaftsgebäude, Kirchen, Pfarr⸗ 
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höfe, und derlei anſehnlichere Gebäude hingegen müſſen ohne Ausnahme 
mit Ziegeln gedeckt ſein. 

8.2. Auf den Böden ſollen ohne beſondere Erlaubniß künftig 
keine Wohnungen oder Zimmer zugerichtet werden. Die, ſo bereits 
vorhanden ſind, wenn ſie um und um gemauert und mit Ziegeln ge⸗ 
pflaſtert ſind, mögen noch ferner beſtehen, doch ſoll, infoferne ſie nicht 
um und um gemauert, und mit Ziegeln gepflaſtert ſind, in denſelben 
weder Herdſtätte, noch Oefen, noch Kohlenfeuer geſtattet werden. 

§. 3. Auafeig iſt keine hölzerne Bodentreppe (Bodenſtiege) zu⸗ 
zulaſſen. 

§. 4. Eben ſo ſoll nirgends ein hölzerner Rauchfang geduldet 
werden, und wo ſich dergleichen finden ſollten, ſind dieſelben ſogleich 
abzuschaffen. 

§. 5. Ueberhaupt ſollen die Rauchfänge wohl mit Mörtel (Mal⸗ 
ter) verwahrt, genugſam über die Dächer erhoben, gerade und weit 
genug ſein, damit ſie leicht geſchloffen und gereinigt werden können; 
auch Sollen durch die Rauchfänge keine hölzernen Balken, (Trame) 
Schlüßen, Doppelbäume, oder ſonſt ein Holzwerk gezogen werden. 

8.6. Ohne beſondere Erlaubniß der Obrigkeit dürfen weder 
eiſerne, noch gemauerte Ofenröhren, ſei es von Küchen oder Zimmern 
eingelegt werden, und iſt deswegen den Blechſchmieden bei ſchwerer 
Strafe unterſagt, dergleichen zu verfertigen. 

Die Obrigkeit aber ſoll hiezu nur bei den Umſtänden die Erlaub⸗ 
niß ertheilen, wenn ſonſt keine Heizung möglich, die Röhre vom 
Kamine nicht zu weit entfernt, und überhaupt dabei keine Feuersgefahr 
zu beſorgen iſt, dann aber muß der Rauchfangkehrer es auf ſich neh: 
men, die Röhre gleich den ordentlichen Rauchfängen gegen billige Be⸗ 
zahlung bie zu reinigen. 

§. 7. In Küchen und andern zu Feuerſtätten beſtimmten Orten 
ſollen die Fußböden nie von Holz ſein. 


§. 8. Die Backöfen find unter Gewölbe zu bringen und mit Zie⸗ 
geln zu decken. 

§. 9. Auch die Stallungen ſollen, wo es die Umſtände zugeben, 
gewölbt ſein. Daher hat die Obrigkeit darauf zu ſehen, daß ohne hin⸗ 
längliche Urſache nicht geſtattet werde, neue Stallungen ungewölbt zu 
erbauen; nebſtdem ſind dieſelben ſtets oben und an den Seiten gut mit 
Mörtel (Malter) anzuwerfen. 


§. 10. Die Scheunen und Flachsdörren müſſen, wo es ſich thun 
läßt, außerhalb der Städte und Märkte gebaut werden. 


8. 11. Ueberhaupt ſoll künftig weder ein neues Gebäude auf⸗ 
geführt, noch eine Hauptreparation, beſonders an Rauchfängen und 
Herden, oder Feuerſtätten unternommen werden, ohne daß die Erlaub- 
niß bei dem Magiſtrate, oder anderer Obrigkeit nachgeſucht „und nach 
vorläufigem, mit Zuziehung der Werkverſtändigen e e * 
ſeheine erhalten worden. 
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§. 12. Dann aber follen zur Erbauung, Verbeſſerung, Abände⸗ 
rung der Häuſer, oder auch zur Abänderung der Rauchfänge, der Oefen, 
der Feuerſtätten nur befugte, und ordentlich beſtellte Bau⸗ und Werk⸗ 
meiſter gebraucht werden, bei empfindlicher Strafe ſowohl der Baufüh⸗ 
renden ſelbſt, als der unbefugten Arbeitsleute, die dabei gebraucht 
worden. 

8. 13. Die Obrigkeit oder der Magiſtrat ſollen daher auch, nach⸗ 
dem die Erlaubniß zu bauen ſchon gegeben iſt, ob der ertheilten Er» 
laubniß gemäß gebaut werde, genau nachſehen, bei einer Uebertretung 
die Uebertreter zur Verantwortung ziehen, und das, was etwa gegen die 
Erlaubniß erbaut worden wäre, ſogleich wieder abtragen laſſen. 

§. 14. Zu dem Augenſcheine iſt nebſt andern Werkverſtändigen 
auch allzeit ein Rauchfangkehrer zuzuziehen. Dabei muß überhaupt auf 
alles, was am Gebäude feuergefährlich ſein dürfte, vorzüglich aber auf 
Herdſtätte, Oefen, Rauchfänge u. dgl. geſehen werden. 

§. 15. Jedoch darf weder bei dem Augenſcheine, noch bei Erthei- 
lung der Erlaubniß, noch wegen des Nachſehens bei dem Baue ſelbſt, 
von der Obrigkeit oder dem Magiſtrate eine Taxe abgenommen 
werden. 

8. 16. Damit durch Unvorſichtigkeiten keine Feuersgefahr verur⸗ 
ſacht werde, iſt das Schießen im Orte, oder nahe an demſelben außer 

den beſtimmten öffentlichen Schießſtätten, wie auch alles Feuerwerk und 
beſonders das ſogenannte Sonnenwendfeuer auf das ſchärfeſte verboten. 
§. 17. Das hie und da gewöhnliche Küchenausbrennen wird gänz— 

lich unterſagt. 

§. 18. Ebenſo den Faßbindern das Ausbrennen der Fäſſer bei 
ſtarkem Winde, oder an feuergefährlichen Oertern. 

$. 19. In Ställen, Scheunen, Schuppen und andern mit feuer⸗ 
fangenden Sachen angefüllten Oertern fol Niemand ſich unterfangen, ““ 
Tabak zu rauchen. 5 

§. 20. Holz, Flachs, oder derlei brennbare Dinge bei den Oefen, 
oder auf den Herdſtätten zu trocknen oder zu dörren, wird auf das 
ſchärfeſte verboten. 

S8. 21. Holz, Heu, Stroh u. dgl. ſollen nicht neben Rauchfängen 

und Feuerſtätten aufbewahrt, noch auf die Dachböden gelegt werden. 

IS. 22. Die Handwerker, welche mit feuerfangenden Sachen zu 
thun haben, ſollen keinen beträchtlichen Vorrath in ihren Werkſtätten 
aufbehalten. 

$. 23. Handelsleute, welche mit Pulver, Pech, Salniter, Schwe⸗ 
fel, Terpentin, Oel, oder ähnlichen entzündbaren Waaren handeln, haben 
bei deren Verwahrung gegen Licht alle mögliche Behutſamkeit anzuwen⸗ 
den. In den Handlungsgewölben ſoll von Pulver nie ein Vorrath über 
4 Pfund gehalten, und noch dieſer kleine Vorrath in beſondern guten 
Behältniſſen, allenfalls in blechernen Gefäßen verwahrt werden. Alles 
übrige Pulver haben ſie außer der Stadt oder dem Markte an einem 
ſicheren Orte aufzubehalten. 


Scheda's Hilfsbuch. 14 
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§. 24. Beim Kochen mit Schmalz ift Sorge zu tragen, daß ſich 
dasſelbe nicht entzünde, und wenn es geſchieht, muß kein Waſſer in ſel⸗ 
bes gegoſſen, ſondern die Flamme mittelſt Zudeckung des Geſchirres zu 
erſticken getrachtet werden. | | 

§. 25. Diejenigen Handwerker, die in Holz arbeiten; als Tiſchler, 
Drechsler, Wagner, Faßbinder u. dgl., ſollen die Holzſcheiter, Splitter 
und Späne nicht in der Werkſtätte liegen laſſen, ſondern von Tag zu 
Tag an einen feuerſichern Ort bringen. 

§. 26. Strohſchneiden, Flachsbrechen, Hächeln, Dreſchen u. dgl. 
Verrichtungen dürfen bei Nachtzeit entweder gar nicht, oder doch nicht 
bei freiem Lichte unternommen werden. 


§. 27. Vorzüglich iſt das offene Licht und Kohlfeuer auf das ſorg— 
fältigſte in Acht zu nehmen, und daher bei ſchwerſter Strafe verboten, 
freies Licht oder Kohlfeuer auf die Böden, in die Ställe, Heu-, Holz- 
gewölbe oder andere Oerter zu bringen, wo feuerfangende Sachen aufbehalten 
werden. Jeder Hausinhaber und Hausvater wird mit gläſernen oder blecher 
nen Laternen verſehen ſein, damit ſowohl er, als ſein Geſinde zur Nacht— 
zeit an ſolchen Oertern ſich eines darin verwahrten Lichtes be— 
dienen möge. 

§. 28. Die Gaſtwirthe haben wie andere Hausväter für ihre 
Hausleute, zugleich aber auch für die bei ihnen einkehrenden Gäſte zu 
haften. Sie ſollen demnach den Pferdeknechten die Aufſteckung freier 
brennenden Kerzen in den Ställen nicht geſtatten, und ihnen in dieſem 
Stücke, wie auch wegen des Tabakrauchens, alle Behutſamkeit ein⸗ 
binden. 

§. 29. Ueberhaupt ſoll jeder Hausinhaber und Hausvater nicht 
nur ſeinen Kindern, Hausleuten, den in ſeinem Hauſe wohnenden Zins— 
parteien und Gäſten die Achtſamkeit auf Feuer und Licht nachdrücklichſt 
einſchärfen, ſondern entweder er ſelbſt ſoll Nachts vor dem Schlafen— 
gehen, beſonders bei Oefen und Feuerſtätten genau nachſehen, oder 
durch jemanden Zuverläſſigen nachſehen laſſen, und dafür ſorgen, daß 
Licht und Feuer wohl abgelöſcht, oder an einem ſichern Orte, wo kein 
Schaden geſchehen kann, aufbewahrt werden. 5 

Fi. 30. Eben dieſe Vorſicht haben dieſelben auch wegen der wars 

men, vielleicht nicht hinlänglich ausgekühlten Aſche zu empfehlen, welche 
um größerer Sicherheit willen immer nur an feuerfreie Plätze zu 
ſchütten iſt. 

§. 31. Die Sorgloſigkeit in Säuberung der Rauchfänge hat zur 
Entſtehung der Feuersbrünſte öftere Gelegenheit gegeben. Jeder 
Hausinhaber und Hausvater hat daher darauf zu ſehen, daß die Rauch- 
fänge, Oefen und Herdſtätte von Zeit zu Zeit gereiniget, und gegen 
die Feuersgefahr ſicher geſtellt werden. | | 

§. 32. Dieſes Kehren der Rauchfänge ſoll durch ordentliche be— 
fugte Rauchfangkehrer nach dem Ermeſſen der Obrigkeit und des Magi⸗ 
jtrates, und nach Verhältuiß des mindern oder größern Feuers, alle 4 
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Wochen, oder alle 14 Tage, bei Handwerksleuten, die großes Feuer 
nöthig haben, auch wohl alle 8 Tage geſchehen. 

0 8. 33. Die Rauchfangkehrer ſind ſchuldig, jene Parteien, welche 
ſich weigern, ihre Defen und Rauchfänge zu gehöriger Zeit kehren zu 
laſſen, wie auch jene Oefen und Rauchfänge, welche ſchadhaſt ſind, oder 
bei welchen ſonſt eine Gefahr vorhanden fein dürfte, der Obrigkeit anz 
zuzeigen. Im Falle der Unterlaſſung haben ſie für den entſtehenden 
Schaden zu haften. 

Sie ſollen ſich daher in dieſem Punkte nicht auf ihre Geſellen 
verlaſſen, ſondern öfters ſelbſt bei den Oefen, Rauchfängen, Herdſtätten 
mit Aufmerkſamkeit nachſehen. 

§. 34. Hingegen iſt auch die Schuldigkeit der Hausinhaber und 
Hausväter, jene Rauchfangkehrer der Obrigkeit anzuzeigen, welche ihre 
Schuldigkeit nicht thun, welche zu ſelten, oder zu nachläſſig kehren, und 
ſich ihre Verrichtungen nicht pflichtgemäß angelegen ſein laſſen. 

§. 35. Damit nun alles, was in den vorhergehenden SS. vorge— 
ſchrieben iſt, um ſo pünktlicher beobachtet, und alle Feuersgefahr um 
ſo zuverläſſiger abgewendet werden möge, ſind in allen Städten und 
Märkten von den Obrigkeiten eigene Feuercommiſſarien aufzuſtellen, 
allenfalls für die verſchiedenen Stadtviertel beſondere zu beſtimmen. 
Dieſe haben ſich mit Zuziehung eines Maurer-, Zimmer⸗ und Rauch⸗ 
fangkehrermeiſters alle Jahre zweimal, nämlich im Herbſte unentgeltlich 
in alle Häuſer des Ortes zu begeben, die Rauchfänge, Oefen und Feu⸗ 
erſtätten wohl zu beſichtigen, die Feuergefährlichkeiten, ſo viel möglich, 
anzumerken, und diejenigen, wobei augenblicklich ein Unglück zu beſor⸗ 
gen ſteht, und kein Aufſchub ſtattfindet, auf der Stelle abzuſchaffen. 
Zugleich ſollen ſie die bei den Häuſern befindlichen Löſchgeräthſchaften 
in Augenſchein nehmen, und dann über eine jede ſolche Unterſu⸗ 
Haie bei ver Obrigteit oder dem Magiſtrate ihren Bericht abzu⸗ 
tatten. 

§. 36. Da indeſſen bei aller Vorſicht dennoch Feuersbrünſte ent⸗ 
ſtehen, ſo iſt der weitere Augenmerk auf die baldige Entdeckung derſel— 
ben zu richten, wozu die Nacht- und Feuerwachen vorzüglich dienen. 

Den Nachtwächtern iſt, daß ſie Nachts auf das Feuer genau Acht 
haben, genau einzuprägen, und unter Androhung ſtrenger Züchtigung 
nachdrücklich zu befehlen, daß ſie, ſobald ſie eine Gefahr gewahr werden, 
ſogleich Lärmen machen. 

Wo es keine Nachtwächter gibt, ſind einige Feuerwächter zu be⸗ 
ſtellen, welche dieſe Verrichtung auf ſich nehmen, und zu dem Ende 
Nachts herumgehen, oder wo es ſich thun läßt, auf einem Thurme ſich 
aufhalten, den Ort wohl überſehen, und alle Viertelſtunde ein Zeichen 
ihrer Wachſamkeit geben. 

§. 37. An den Ortſchaften, wo Jahrmärkte gehalten werden, iſt 
zu dieſer Zeit von den Magiſtraten die Sorgfalt und Vorſichtigkeit 
wegen der Feuersgefahr zu verdoppeln. Zu dem Ende ſoll in der Gegend 
der 9 kein freies Licht, oder Kohlenfeuer geſtattet, hinläng⸗ 
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liches Waſſer in Bereitfchaft gehalten, und ſchon vor dem Tage des 
Markts entweder öffentlich kundgemacht, oder wenigſtens den Gaſtwir⸗ 
then eingebunden werden, daß ſie die Gäſte und Marktleute warnen, 
auf die Sicherſtellung ihrer Hütten gegen Feuersgefahr bedacht zu ſein. 

§. 38. Wenn irgendwo Feuer entſteht, ſoll augenblicklich Lärmen 
gemacht, und um Hilfe gerufen werden. Der ſich unterfängt, das 
im Hauſe entſtandene Feuer geheim zu halten, und es nicht ſogleich be⸗ 
kannt werden läßt, ſei er nun der Hausvater ſelbſt, oder jemand anderer, 
ſoll auf das ſchärfſte beſtraft, und inſoweit ſein Vermögen zureicht, zum 
Erſatze des verurſachten Schadens angehalten werden. 

§. 39. Zur Kundmachung des entſtandenen Feuers iſt alſo Jeder⸗ 
mann verbunden, ſobald er die Feuersgefahr auf was immer für eine 
Art gewahr wird. 

$. 40. Die Kundmachung von Parteien kann durch Schreien, und 
des Nachts durch Anpochen an die Hausthore und Fenſter geſchehen. 
Zugleich iſt die unverſäumte Anzeige bei dem Bürgermeiſter, Stadt⸗ 
oder Marktrichter, auch bei den Feuerkommiſſarien zu machen. Auf das 
Lärmzeichen, ſo das Feuer ankündigt, oder bei Gewahrwerdung des 
Feuers ſoll ohne weitere Verordnung durch den Schulmeiſter, Meßner 
oder Kirchendiener an die Thurmglocke angeſchlagen, nebſtdem auf dem 
Thurme bei Tag eine Feuerfahne, bei der Nacht eine Laterne mit bren⸗ 
nendem Lichte ausgeſteckt, und auch wohl durch dazu beſtellte Leute mit 
der Trommel Lärmen geſchlagen werden. N 

§. 41. Die ſchleunige Löſchung eines ausbrechenden Brandes hängt 
ſehr von der Vorkehrung ab, daß es nicht am hinreichenden Vorrathe 
an Waſſer, noch an den nöthigen Löſchgeräthſchaften gebreche, daß die 
verſchiedenen Claſſen der Einwohner zu angemeſſenen Verrichtungen 
vorhinein beſtimmt, und ſich zur Hilfe ſchleunig einzufinden angewieſen 
ſind, endlich, daß beim Löſchen ſelbſt eine gute Ordnung herrſche. 

Daher müſſen ſowohl die öffentlichen Brunnen, als die in Pri⸗ 
vathäuſern ein beſonderer Gegenſtand der Aufmerkſamkeit für die Feuer⸗ 
aufſicht ſein, und hat man bei den gewöhnlichen Feuerunterſuchungen 
darauf zu ſehen, daß ſie im guten Stande erhalten werden. 

§. 42. Wenn daher ein neues Haus gebauet wird, ſoll man ſo 
ſehr als möglich darauf ſehen, daß in ſelben ein Brunnen gegraben 
werde, und iſt, wo die Grabung eines Brunnens leicht möglich iſt, die 
Erlaubniß zum Bauen nur unter dieſem Bedingniſſe zu ertheilen. 

§. 43. Wo Mangel an Fluß-, Bach» und Brunnenwaſſer iſt, muß 
man ſich mit Pferdeſchwemmen, Ciſternen u. dgl. behelfen, und auf der⸗ 
ſelben Erhaltung bedacht ſein. 

§. 44. Es iſt dafür zu ſorgen, daß für den Fall der Noth immer 
Pferde zur Hand ſind. Allenfalls iſt den in dem Orte befindlichen 
Fuhrleuten, Müllern, Bäckern, Bräuern, Fleiſchhauern, und wer ſonſt 
Pferde hält, zur Pflicht zu machen, daß ſie, nebſt der allgemeinen Schuldig⸗ 
keit, die Pferde bei einem Brande zu ſtellen, wechſelweiſe immer eigens an⸗ 
geſchirrte Pferde bereit halten, um bei Entſtehung eines Feuers ſolche 
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zur Herbei ng des Löſchgeräths, Waſſers, oder was ſonſt nöthig 
ſein könnte, ohne Verzug gebrauchen zu können. 

8. 45. So biel möglich, ſoll jedes gemeine Bürgerhaus auf dem 
Boden eine mit Waſſer gefüllte Bottung (Waſſertonne) haben, und, um 
im Falle der Noth entweder ſelbſt zum Löſchen zu gehen, oder Leute 
ſchicken zu können, wenigſtens mit einigen Schäffern und hölzernen 
Waſſereimern (Zubern und Kannen) verſehen ſein. 

S. 46. Jedes Bürgerhaus muß eine Dachleiter, einen Feuerhacken 
und eine große Laterne mit einem Hafte, an dem ſie an die Hausmauer 
aufgehängt werden können, anſchaffen, um, wenn zur Nachtzeit Feuer 
entſteht, die Gaſſen, wodurch das Löſchgeräth und das Waſſer zugeführt 
werden muß, zu beleuchten. 

§. 47. Die Magiſtrate oder Ortsobrigkeiten haben in Anſehen der 
ößeren Bürgershäuſer, die Kreisämter aber in Anſehen der in den 
Städten und Märkten liegenden Herrſchaftshäuſer, Freihöfe, Klöſter, 
Pfarrhöfe u. dgl. zu beſtimmen, wie viel ſich jedes an den in den 
beiden vorhergehenden SS. genannten, oder auch an anderen Löſcherfor— 
derniſſen, z. B. an ledernen Waſſereimern, (Waſſerampern) an Hacken, 
Brecheiſen, an eiſernen Schaufeln, hölzernen Handſpritzen u. dgl. beizu⸗ 
ſchaffen habe. 

S8. 48. Außerdem ſollen aller Orten durch die Kammerämter der 
Städte und Märkte, mithin auf gemeine Koſten die abgängigen gemein⸗ 
ſchaftlichen Löſchgeräthſchaften angeſchafft werden. Jeder Ort muß nach Ver⸗ 
hältniß ſeiner Größe und ſeines Vermögens mit größeren oder kleineren me⸗ 

tallenen Feuerſpritzen auf Rädern oder Traghölzern, mit Waſſerwägen und 
ihrem Zugehör, mit Waſſerfäſſern, (Waſſerladen) mit höheren und niedern 
Feuerleitern, Feuerhacken, eiſernen Schaufeln, Brecheiſen (Krampen) Brand- 
hacken, ledernen Waſſereimern (Waſſerampern), Laternen u.dgl. verſehen fein. 
§. 49. Die Magiſtrate und Obrigkeiten ſollen demnach ohne 
Verzug und mit eigener Dafürhaftung ſorgen, daß in den ihnen unter- 
gebenen Häuſern die Löſchgeräthſchaften, welche für jedes beſtimmt ſind, 
angeſchafft, und in guten Stand erhalten werden. Von ihren vorräthi- 
gen eigenen, und von den Löſchgeräthen der in ihrer Stadt, oder 
ihrem Markte liegenden Herrſchaftshäuſer, Freihöfe, Klöſter, Pfarrhöfe 
u. dgl. größeren Häuſer haben ſie binnen 4 Wochen von Zeit dieſer 
kundgemachten Feuerordnung an, dem Kreisamte das Verzeichniß einzu⸗ 
ſenden, welches ſodann, was noch abgängig ſein dürfte, nach Umſtänden 
nachzuſchaffen, die Anleitung geben wird. 
8e. 50. Die den Städten und Märkten ſelbſt gehörigen Löſchgeräth⸗ 
ſchaften müſſen an ſchickſamen Oertern, wo zu allen Stunden leicht zu⸗ 
zukommen iſt, aufbewahrt, dem Stadtkämmerer, oder ſonſt vertrauten 
Leuten hierüber die Aufſicht aufgetragen, und öfters im Jahre darnach 
geſehen werden. Die Spritzen ſind von Zeit zu Zeit zu verſuchen, und 
was Schaden gelitten, ſogleich auszubeſſern. 
Die Waſſerbottungen, wovon in den Stadtgebäuden, Rathhäuſern 
und anderen öffentlichen Gebäuden, ſo viel nöthig, untergebracht werden 
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ſollen, ſind zu gehöriger Zeit mit friſchem Waſſer zu fen, und über 
haupt ift Sorge zu tragen, daß alle Löſchgeräthſchaften in jedem Noth⸗ 
falle und in ſolchem Stande ſind, damit ſie auf der Stelle und ohne 
erſt bereit zu müſſen, gebraucht werden mögen. Diejenigen, 10 
die Sorge über die Löſchgeräthſchaften anvertraut iſt, werden über die 
ihnen zur Schuld kommenden Vernachläſſigungen zu ſcharfer Verant⸗ 
wortung zu ziehen, auch wohl gar zum Erſatze des durch die Unbrauch⸗ 
barkeit der Löſchgeräthſchaften entſtandenen Schadens anzuhalten ſein. 

§. 51. Vorzüglich aber hängt die Geſchwindigkeit ſowohl, als die 
Ordnung beim Löſchen von einer vorläufigen Beſtimmung der Jedem 
zukommenden Verrichtung bei der entſtandenen Feuersbrunſt ab, daß 
ohne weitere Anſtellung oder Anordnung Jedermann von ſelbſt wiſſe, 
was er zu thun habe. 
| Daher ſollen die Magiſtrate und Obrigkeiten durch eine ſchickliche 
Eintheilung nach dem Unterſchiede der Zünfte und Profeſſioniſten alles 
auf eine ſolche Art feſtſetzen, daß einer jeden Gattung ihre angemeſſene 
Verrichtung zugetheilt werde, und auf dieſe Weiſe die einen zur Zufuhr 
der Erforderniſſe, zur Zubringung des Waſſers bei den öffentlichen 
Brunnen, die andern auf dem Rettungsplatze, einige bei den Spritzen, 
andere bei den Feuereimern, bei den Feuerleitern, bei dem übrigen 
Geräthe, ferners andere zum Löſchen, zum Retten der Habſchaften, zum 
Abbrechen und Einreißen angewieſen ſein. 

Insbefonder e ſind die im Orte befindlichen Maurer-, Bieten, 
Zimmer, Schmied» und Schloſſermeiſter, wie auch die Rauchfa 
zu unterrichten, mit welchen Werkzeugen ſie ſich beim Feuer enen 
und wozu fie ſich eigentlich bereit zu halten haben. * 

§. 52. Auf gleiche Art müſſen die Magiſtrate die Geſchäfte für 
den Fall einer Feuersbrunſt vorhinein unter ſich ſelbſt eintheilen, und 
nebſt den Feuerkommiſſarien, die ohnehin allzeit bei dem Feuer ſich ein⸗ 
finden müſſen, einige theils aus ihrem Mittel, theils aus der übrigen 
Bürgerſchaft benennen, die während des Feuers Ordnung halten, die 
zu und abfahrenden Wägen leiten, die Leute zum Löſchen, doch mit 
Beſcheidenheit aneifern ſollen. Auch ſind eigens Leute zu beſtellen, die in 
dergleichen Gelegenheiten zum Feueranſagen, zum Hin- und Widerſchicken, 
und andern dergleichen Nebenverrichtungen ſich brauchen laſſen. Die Magi⸗ 
ſtrate und Obrigkeiten haben ihren Gerichtsdienern und Thorwärtern die An⸗ 
leitung zu geben, daß ſie auf verdächtige Leute, von denen man Verſuche 
von Diebſtählen zu befürchten hat, Acht geben, beſonders zur Nachtzeit 
während dem Feuer Unbekannte nicht ein⸗ oder ausgehen laſſen, und die 
Thöre geſperrt halten. Die Viehhälter (Hirten) ſind anzuweiſen, bei 
Entſtehung des Feuers zur Hand, und für die Megſchaffung und Ret⸗ 
tung des Viehes beſorgt zu ſein. Alle dieſe Verrichtungen und die da⸗ 
zu beſtimmten Perſonen ſind in ein eigenes Protokoll einzutragen, ſo⸗ 
wohl, damit die Eintheilung nicht in Vergeſſenheit komme, als damit 
jene, welche zur Zeit des Feuers ihre Schuldigkeit nicht thun, zur Ver⸗ 
antwortung gezogen werden können. * 
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8. 53. Wenn das Lärm⸗ und Feuerzeichen gegeben wird, ſoll ſich 
der Bürgermeiſter, der Stadt- oder Marktrichter mit einem oder andern 
Rathsmanne, wie auch die beſtellten Feuerkommiſſarien zum Feuer bege— 
ben, wohin ebenfalls jeder Hausinhaber entweder ſelbſt zu kommen, oder 
doch jemanden mit hinlänglichen Kräften verſehenen, mithin kein Kind, 
oder eine zu betagte Perſon mit Waſſereimern, Schäffern, Zubern u. 
dgl. zu ſchicken hat. 

§. 54. Die Handwerker, oder andere dazu beſtimmte Perſonen 
haben mit ihren nothwendigen Handwerkszeugen dem Feuer zuzueilen, 
oder ſich zu der jedem von ihnen nach Anleitung des §. 51 angewie— 
ſenen Verrichtung, ſogleich ohne weitere Anfrage, unter Vermeidung der 
empfindlichſten Strafe, wenn ſie zu ſpät kämen, anzuſtellen. Beſonders 
haben ſich diejenigen, die zur Herbeiſchaffung der gemeinen Stadt und 
Marktgeräthſchaften, und zur Zufuhr der Waſſerladungen beſtimmt ſind, 
aller möglichen Eilfertigkeit zu befleißen. Die zum Ab- und Vorbre⸗ 
chen gemeiniglich beſtimmten Maurer, Zimmerleute, Steinmetze, Schloſ— 
ſer, Schmiede, die im Orte oder in der Nähe wohnen, haben ſich mit 
ihren Werkzeugen zahlreich einzufinden, die Rauchfangkehrer aber mit 
allen ihren Geſellen zu erſcheinen. | 

F. 55. Außer jenen, die ohnehin zur Zufuhr des Löſchgeräths und 

Waſſers eigens beſtimmt ſind, ſollen Fuhrleute und alle Parteien, die 
Pferde halten, auch die einkehrenden Fuhrleute ebenfalls die Pferde in 
Bereitſchaft halten, um im Falle der Noth ſelbe ſogleich zur Löſchan— 
ſtalt, oder zu andern dazu gehörigen Fuhren ſtellen zu können. 

§. 56. Der Wundarzt hat die beſondere Pflicht, ſelbſt, nebſt 
einem Geſellen mit Bind- und Aderlaßzeuge ſich einzufinden, damit 
denjenigen, welche beim Löſchen etwa verunglückt werden möchten, gleich 
die nöthige Hilfe verſchafft werden möchte. 

§. 57. Von der im Orte befindlichen Kloſtergeiſtlichkeit verſieht 
man ſich, daß ſie, wie es ihre Schuldigkeit fordert, wenigſtens durch 
Abſchickung einiger ihrer Mitbrüder und mit ihren Löſchgeräthſchaften 
den Nothleidenden zu Hilfe kommen, und in der Hilfleiſtung bei einer 
ſolchen öffentlichen Noth den übrigen Einwohnern mit gutem Beiſpiele 
vorzugehen ſich bemühen werde. | 

$. 58. Bei der Feuerlöſchanſtalt ſelbſt ſollen alle Anweſenden dem 
Bürgermeiſter, Stadt-, Marktrichter, oder wer ſonſt als Vorgeſetzter 
zur Aufſicht gegenwärtig iſt, ohne Widerrede oder Verweilung Gehor— 
ſam leiſten. 

§. 59. Die Pflicht dieſes Vorgeſetzten iſt, die Leute zur Arbeit an— 
zueifern, die Halsſtärrigen und Widerſpenſtigen mit Ernſt anzutreiben, 
die zum Löſchen unnützen Perſonen und müſſigen verhinderlichen Zu— 
ſeher bei Seite zu ſchaffen; bei dieſen und allen ſeinen Verrichtungen 
den Glimpf, und die anſtändige Mäßigung nicht aus den Augen zu 
laſſen. Alle Anweſenden haben übrigens ſich des unnöthigen Geſchreis 
und Lärmens zu enthalten. > 
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§. 60. Es muß Vorſicht getragen werden, daß der Weg zur Zus 
bringung des Waſſers und der Löſchgeräthe frei bleibe, und zur nächt⸗ 
lichen Zeit beleuchtet ſei; daß, um Verwirrung und Hinderniſſen zuvor⸗ 
zukommen, die Wege der Zufuhr und Abfuhr auf verſchiedenen Seiten 
angewieſen, wo es der Platz möglich macht, die zum Zureichen des 
Waſſers beſtimmten Perſonen in zwei Reihen geſtellt werden, und von dieſem 
die eine Reihe die vollen Eimer von Hand zu Hand zureiche, die andere 
aber die leeren zum Füllen zurückgebe, daß alſo auf dieſe Art immer 
Ordnung erhalten, und das Löſchen ohne Unterbrechung fortgeſetzt 
werde. N 

S. 61. Beim Löſchen ſelbſt fol man die Spritzen nicht gegen, 
ſondern nach dem Winde richten. So lange es irgendwo in einem 
Zimmer, oder Keller oder Gewölbe, oder ſonſt einem geſperrten Behältniſſe 
brennt, iſt nach Umſtänden der Sache, das Feuer mit Handſpritzen, Waſ⸗ 
ſeraufgießen, allenfalls durch Verſtopfung der Thüren, Fenſter, Oeff⸗ 
nungen mit Erde, Raſen, (Waſen) Miſt, Steinen, Ziegeln u. dgl. zu 
dämpfen, und demſelben nicht vor der Zeit Luft zu laſſen, noch vor» 
eilig und ohne Noth zum Ein- und Niederreißen zu ſchreiten. 

§. 62. Falls aber das weitere Umſichgreifen und die Verbreitung 
des Brandes nicht leicht mehr auf andere Art gehindert werden könnte, 
ſoll ohne Rückſicht mit dem Ab⸗ und Vorbrechen an den nächſten Häu⸗ 
ſern vorgegangen werden. 5 

§. 63. Dagegen diejenigen, deren Häuſer durch Löſchanſtalt ab⸗ 
gedeckt, oder niedergeriſſen worden ſind, alle Vorrechte und Begünſti⸗ 
gungen der wirklichen ſogenannten Abbrändler zu genießen haben und 
wo ferner durch Abdeckung oder Einreißung ihrer Häuſer der ganze 
Ort gerettet worden iſt, oder durch ihren Verluſt dem Orte ſonſt ein 
beſonderer Vortheil zugefloſſen iſt, hat man auf eine beſondere ange⸗ 
meſſene Vergütung für die Eigenthümer den Antrag zu machen. 

§. 64. Nach gelöſchtem Feuer haben Löſcher und Löſchgeräth noch 
ſo lange auf der Brandſtätte zu bleiben, als es diejenigen, welche die 
Löſchanſtalt leiten, zuträglich finden werden. 

Nac Es ſoll ſich alſo Niemand ohne Erlaubniß der Obrigkeit weg⸗ 
egeben. 

§. 65. Wenn der Brand aufgehört, iſt genaue Obſicht zu tragen, 
daß nicht durch irgend eine, unter dem Schutte noch verborgene Glut 
neuerdings Feuer entſtehe. Daher die Brandſtätte bis zur gänzlichen 
Auskühlung noch beſtändig mit Waſſer begoſſen werden muß. Die Vor⸗ 
ſicht fordert ſogar, eigene Wächter auf dem Platze zu laſſen, welche 
auf das etwa neu auflodernde Feuer zu ſehen haben. 

8. 66. Wann endlich die Feuersgefahr ganz vorüber iſt, müſſen 
alle Löſchgeräthſchaften auf einen Platz zuſammengetragen, die der Stadt 
oder dem Markte angehören, abgeſondert, und auch jedem Privat-Eigen- 
thümer das Seinige zurückgeſtellt werden. Die Ausbeſſerung und Nach⸗ 
ſchaffung deſſen, was an den Löſchgeräthen verderbt oder gänzlich zu 
Grunde gegangen iſt, ſoll, ſobald möglich beſorgt werden. 
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8. 67. Den Tag nach einem ſolchen Brande muß die umſtänd⸗ 
liche Anzeige an das k. k. Kreisamt gemacht werden. 

Daher iſt unverzüglich zu unterſuchen, wodurch das Feuer ent⸗ 
ſtanden ift, um diejenigen, welche durch Fahrlaͤſſigkeit dazu Gelegenheit 
gegeben hätten, zur Strafe zu ziehen, allenfalls gegen ſolche, welche als 
vorſätzliche Urheber erkennt würden, nach der peinlichen Halsgerichts⸗ 
ordnung vorgehen zu können. | 

8. 68. Sollte ſich Jemand unterfangen, etwas von den Löſchge⸗ 
räthſchaften ſich zuzueignen, daran muthwillig zu verderben, davon wiſ⸗ 
ſentlich zu verkaufen oder an ſich zu kaufen, der hat ebenfalls eine 
ſtrenge gerichtliche Züchtigung zu gewarten. N 
§. 69. Diejenigen endlich, welche die Unmenſchlichkeit hätten, etwas 
von den der Gefahr ausgeſetzten, oder geretteten Sachen zu entwenden, 
oder das ihnen in ſo dringender Noth Anvertraute abzuleugnen, ſind 
mit der größten Schärfe, als die ſträflichſten Diebe, nach den peinli⸗ 
chen Geſetzen zu behandeln. 

§. 70. Hingegen find diejenigen, welche ſich bei dem Löſchen durch 
beſondere Dienſte hervorgethan haben, zur allgemeinen Aufmunterung 
öffentlich zu belohnen. Insbeſondere ſoll denen, welche dem Stadt— 
oder Marktrichter, oder der im Orte befindlichen Obrigkeit die erſte 
Nachricht vom entſtandenen Feuer gebracht haben, 1 fl. 30 kr., demjenigen, 
welcher die erſte Waſſerladung zum Feuer geliefert hat, 1 fl., dem, der 
die zweite gebracht, 1 fl., dem Rauchfangkehrer, der, wenn im Rauch- 
fange Feuer entjtanden iſt, denſelben am erſten geſchloffen hat, 2 fl., 
demjenigen, der ſolchen am zweiten geſchloffen, 1 fl. aus dem Stadt⸗ 
oder Marktkammeramte gereicht werden. A a 

§. 71. Dieter und anderer durch das Löſchen veranlaßten noth« 
wendigen Koſten wegen aber hat das Kammeramt ſich an dem Hausin⸗ 
haber, durch deſſen eigene, oder ſeiner Einwohner Schuld und Nach— 
läſſigkeit das Feuer entſtanden iſt, Erſatz zu erholen. Doch bleibt dem 
Erſteren das Recht der Wiederforderung nach vorhergegangener Schä— 
tzung und Mäßigung gegen denjenigen vorbehalten, welchem eigentlich 
die Entſtehung der Feuersbrunſt zur Laſt gelegt werden kann. 


Mit Reg.⸗Deeret vom 18. Mai 1830, Z. 28,892 (St. G. S. 1830 
Seite 193) wurde angeordnet, daß die Feuerbeſchau auf dem offenen 
Lande jährlich wenigſtens zweimal mit Beiziehung eines Rauchfangkeh⸗ 
rers und eines Maurer⸗ oder Zimmermeiſters vorgenommen werde. In 
Städten und Märkten hat nebſt dem Rauchfangkehrer ſtets auch ein 
Maurer⸗ und Zimmermeiſter zu interveniren. 


Rückſichtlich der zu veranlaſſenden Sammlung milder Beiträge 
für die durch Feuer⸗ oder Elementar⸗Ereigniſſe Verunglückten gelten nach 
dem Hofdekrete vom 8. September 1816 folgende Beſtimmungen: 
I. Hat das Unglück eine größere Stadt oder einen vorzügliche⸗ 
ren Markt getroffen, ſo ſteht es der politiſchen Landesſtelle mit Rück⸗ 
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ſicht auf die Größe des verurſachten Schadens frei, nebſt der in ihrem 
Gebiete einzuleitenden Sammlung auch bei dem Miniſterium auf die 
Vera nlaſſung einer allgemeinen Sammlung in allen Ländern der Mo— 
narchie einzuſchreiten. | | 

2. Iſt eine mindere Markt» oder Dorfgemeinde, oder ein grö⸗ 
ßerer Theil derſelben verunglückt, ſo kann die politiſche Landesſtelle in 
ſämmtlichen Bezirken des Landes milde Beiſteuerſammlungen aus— 
ſchreiben. 0 
3. Für einzelne Verunglückte findet keine allgemeine Sammlung 
im Lande ſtatt, ſondern es iſt der politiſchen Bezirksbehörde überlaſſen, 
ſolchen durch Beiſteuerſammlungen zu Hilfe zu kommen. 2 

4. So viel es die Art betrifft, wie dieſe Sammlungen einzulei⸗ 
ten ſind, ſo hat es von den früher ertheilten Sammlungspäſſen, womit 
die Parteien im Lande herumzogen, ganz abzukommen, und iſt die Ver⸗ 
ordnung zur Sammlungsbewilligung an die Gemeinden dahin zu erlaſ— 
ſen, daß jede Gemeinde die Beiträge durch vertraute und ehrliche Män— 
ner unentgeltlich ſammle, und ſolche an die politiſche Bezirksbehörde, 
dieſe aber, inſofern die Sammlung eine verunglückte Gemeinde außer 
ihrem Gebiete betrifft, an die Landesſtelle einſende. 8 

Die Landesſtelle und die politiſchen Bezirksbehörden haben ſich 
bei Ausſchreibung der Sammlung mit der Geiſtlichkeit in das Einver— 
nehmen zu ſetzen, damit dieſe die Einwohner und Gemeinden durch die 
Seelſorger zu Beiträgen für ihre Nebenmenſchen auffordern. 

Nach der Reg.⸗Verordnung vom 11. Dez. 1834, Zahl 36563 iſt 
jede milde Sammlung, welche für eine durch Feuer oder andere Ele— 
mentarſchäden verunglückte Gemeinde von der politiſchen Landesſtelle 
entweder ſelbſt bewilliget, oder in Folge höheren Auftrages ausgeſchrie— 
ben wird, von der Landesſtelle den politiſchen Bezirksbehörden bekannt 
zu geben, welche ſodann ohne Verzug die Gemeindevorſtehungen zur 
Einleitung der Sammlung anzuweiſen und die ſämmtlichen Pfarrämter 
ihres Bezirkes aufzufordern haben, durch angemeſſene Reden von der 
Kanzel zu ergiebigen Beitrags-Leiſtungen aufzumuntern und auch ſonſt 
im geeigneten Wege zur Beförderung des guten Werkes mitzuwirken. 

Nachdem die Verkündung von der Kanzel geſchehen iſt, iſt die 
Sammlung, wie es in dem Hofdekrete vom 8. September 1816 vor⸗ 
geſchrieben iſt, in jeder Gemeinde durch vertraute und ehrliche Männer 
unentgeltlich vorzunehmen. Von dieſen iſt der Ertrag an die Gemeinde: 
vorſtehung und von dieſer an die politiſche Bezirksbehörde einzuliefern, 
von wo er ſogleich an die Landesſtelle abzuführen kommt. Den politi- 
ſchen Bezirksbehörden und Gemeindevorſtehungen iſt zur Pflicht gemacht, 
ihre Amtshandlung in dieſer Beziehung jederzeit möglichſt zu beſchleu— 
nigen, damit bei dem Umſtande, daß der Ertrag folder Sammlungen 
ohnehin den großen Schaden der Verunglückten ganz zu vergüten nicht 
im Stande iſt, doch die Schnelligkeit die Hilfsleiſtung wirkſamer mache. 

Mit Reg.⸗Dekret vom 20. Dez. 1844, Z. 28162 wurde das Ver⸗ 
bot der Ausſtellung von Päſſen, Zeugniſſen, Lizenzen oder ähnlichen 
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Dokumenten, Behufs der perſönlichen von Haus zu Haus vorzuneh- 
menden Sammlungen erneuert. N 

Die bemerkten Vorſchriften bezüglich der Sammlungen bei Brand⸗ 
unglücken betreffen den übertragenen Wirkungskreis der Gemeinden und 
ſind hier nur wegen ihres Zuſammenhanges mit den feuerpolizeilichen 
Verordnungen aufgenommen. 


XI. „ 
Die durch das Geſetz zu regelnde Einflußnahme auf die von 
der Gemeinde erhaltenen Mittelſchulen, dann auf die Volks- 
ſchulen, die Sorge für die Errichtung, Erhaltung und Do- 
tirung der Letzteren mit Rückſicht auf die noch beſtehenden 
Schulpatronate.“) 


Geſetz für Oberdfterreih über das Schulpatronat und 
die Koſtenbeſtreitung für die Localitäten der Volks⸗ 
| ſchulen vom 10. Juni 1864. 
1 


| F. 1. 
Das lediglich im Geſetze begründete Schulpatronat hat ſammt 
allen damit verbundenen Rechten und Pflichten zu entfallen, es wäre 
denn, daß die Betheiligten ein Einverſtändniß über die Aufrechthaltung 
desſelben treffen. 
Schulpatronate, welche auf andern Titeln beruhen, bleiben aufrecht. 
2 


§. 2. 

Die durch die Miniſt.⸗Verord. vom 15. Dez. 1848, Reichsgeſetz⸗ 
blatt Nr. 28, aufrecht erhaltene Verpflichtung der ehemaligen Grund— 
obrigkeiten als ſolcher zur Beiſtellung des Beheizungsholzes für die 
Volksſchulen wird, ſoweit fie lediglich im Geſetze begründet iſt, gleich- 
falls als aufgehoben erklärt, und findet ein Erſatzanſpruch für die bis⸗ 
herige Beiſtellung in keinem Falle ſtatt. 

3 


§. 3. 

Die Koſten der Herſtellung, Erhaltung, Miethe, Einrichtung und 
Beheizung der für die Volksſchulen erforderlichen Localitäten, ſowie die 
Koſten der Herſtellung, Erhaltung und Miethe der dem Lehrperſonale 
gebührenden Wohnungen haben vor Allem die Schulpatronate, ſoweit ſie 
fortbeſtehen, ($. 1), die hiefür gewidmeten Localfonde, oder ſolche Per— 
ſonen, welche hiezu durch Stiftung und andere privatrechtliche Titel verbun⸗ 
den ſind, nach Maßgabe der ihnen obliegenden Verpflichtung zu beſtreiten. 

4 


Enthalten die privatrechtliche Titel über das Schulpatronat keine 
ausdrückliche Beſtimmung bezüglich der Beſchaffenheit und des Maßes 


J Das Heſetz, wodurch den Gemeinden in ihrem ſelbſtſtändigen Wirkungskreiſe 
eine Einflußnahme auf die von ihnen erhaltenen Mittel- und Volksſchulen eingeräumt wer⸗ 
den ſoll, iſt noch zu gewärtigen. ö ö 
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der Leiſtungen oder kann aus denſelben nur die Uebernahme der geſetz⸗ 
lichen Leiſtungen gefolgert werden, ſo hat der Patron in Zukunft nur 
den vierten Theil der zu deckenden Koſten zu tragen. 

| 5 


Inſoweit die beſprochenen Auslagen durch die im S. 3 bezeich⸗ 
neten Verpflichteten nicht gedeckt ſind, haben die nachſtehenden Beſtim⸗ 
mungen in Anwendung zu kommen. 


N $. 6. 
Für die Normalſchule in Linz find dieſe Auslagen aus dem Nor⸗ 
malſchulfonde zu beſtreiten. f 


8.7. | 
Bei denjenigen Knaben⸗ und Mädſchenſchulen, mit denen künftig 
vollſtändige Lehrerbildungsanſtalten verbunden werden ſollten, wird der 
Normalſchulfond den dritten Theil der Koſten tragen. 


8. 8. | 
Die bei den letzteren Schulen ($. 7) unbedeckten Koſten, fowie 
den Aufwand ($. 3) bei jeder directivmäßigen Volksſchule hat die Orts⸗ 
gemeinde zu beſtreiten. Sind einer Schule mehrere Ortsgemeinden oder 
Theile derſelben zugewieſen, fc iſt das Erforderniß auf dieſelben, falls 
nicht ein anderes Uebereinkommen getroffen wird, nach Verhältniß ihrer 
directen Beſteuerung zu dem Aufwande zu vertheilen. 
9 


Die von den Ortsgemeinden zu beſtreitenden Auslagen ſind in 
Gemäßheit der Beſtimmungen des V. Hauptſtückes des Gemeindegeſetzes 
in der Regel wie andere Communalerforderniſſe zu decken. | 

Beſtehen jedoch für die verſchiedenen Confeſſionsgenoſſen abge— 
ſonderte Schulen, und beſchließt nicht die Gemeinde, alle dieſe Schulen 
gleichmäßig aus Communalmitteln zu erhalten, ſo ſind, inſoferne nicht 
ein anderes Uebereinkommen vorliegt, die Auslagen für jede dieſer Schu⸗ 
len nur auf jene Gemeindemitglieder zu vertheilen, welche der Confeſ— 
ſion angehören, für die die Schule beſteht. 

10. 


Iſt der Schullehrer zugleich Meßner und iſt auch mit dem Meß⸗ 
nerdienſte das Recht auf eine Wohnung verbunden, fo find die Aus— 
lagen für die ihm gebührende Wohnung, inſoferne nicht die wechſelſeitige 
Beitragspflicht der Kirchen- und Schulconcurrenz ſchon geregelt iſt, oder 
ein Uebereinkommen erzielt wird, zu gleichen Theilen von den beiden 
Concurrenzpflichtigen zu tragen. 


Wo das Schulpatronat entfällt (§. I), gehen die mit demſelben 
verbundenen Rechte und namentlich das Präſentationsrecht zum Schul⸗ 
dienſte auf die Gemeinde über, welche hiebei an den ihr gemachten Ter⸗ 
navorſchlag nicht gebunden iſt. 

Ebenſo ſteht den Gemeinden bei den von ihnen neu gegründeten 
und erhaltenen, ſo wie bei allen jenen Schulen das Präſentationsrecht 
zu, wo gegenwärtig ein ſolches nicht beſteht. 
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Wo jedoch das Präfentationsrecht bisher dem Pfarrer oder einen 
Patron allein zuſteht, deſſen Schulpatronat aufrecht bleibt, ſowie in den 
Fällen des $. 7 wird dasſelbe von dem Pfarrer, dem Schulpatrone 
oder der Normalſchulfonds⸗Verwaltung nach Einvernehmung der Gemeinde 
ausgeübt. 

8. 12. 


Sind einer Schule mehrere Ortsgemeinden oder Theile derſelben 
zugewieſen, ſo iſt zur Beſorgung der Concurrenzangelegenheiten „ ſowie 
zur Ausübung des Präſentationsrechtes ein Ausſchuß von 5 Mitgliedern 
zu bilden. f 

$. 13. 9 

Dieſer Ausſchuß iſt aus den Mitgliedern der concurrenzpflichtigen 
Gemeinden oder Theilen derſelben durch die betreffenden Gemeindevor⸗ 
ſtände mit abſoluter Stimmenmehrheit auf die Dauer von 6 Jahren 
zu wählen. 

— Mitglieder haben dieſes Geſchäft unentgeldlich zu 
verſehen. Für die hiemit verbundenen baren Auslagen wird ihnen der 
Erſatz geleiſtet. 

§. 14. 


Der Ausſchuß iſt für die Schul⸗Concurrenz⸗ Angelegenheiten das 
beſchließende und überwachende Organ. Derſelbe hat den Voranſchlag 
feſtzuſtellen und die Jahresrechnung zu. erledigen. Deſſen Beſchlüſſe 
werden durch die abſolute Stimmenmehrheit gefaßt, und ſind für die 
betheiligten Gemeinden bindend. . 

15. 


Der Ausſchuß wählt aus ſeiner Mitte einen Obmann als voll⸗ 
ziehendes Organ. Dieſer hat das Präliminare zu verfaſſen, die Rech⸗ 
nung zu legen und die Caſſe unter Mitſperre eines Ausſchußmitgliedes 
zu führen. Jede Gemeinde hat das Recht, von der erledigten Rechnung 
Einſicht zu nehmen. a 

§. 16. 

Beſchwerden von Seite der Gemeinden gegen Verfügungen des 
Ausſchuſſes gehen an den Landesausſchuß. Bezüglich der Friſt zur Be⸗ 
rufung, des Aufſichtsrechtes der Staatsverwaltung über den Ausſchuß, 
dann der Auflöſung des Letzteren gelten die Beſtimmungen der Ss. 86, 
89 und 94 des Gemeindegeſetzes. 


§. 17. 
Der Staatsverwaltung wird das Recht der Oberaufſicht der Schul⸗ 
bauten vorbehalten. 
§. 18. 


Für die im . 3 bezeichneten Koſten hat der Schulpatron wenn 
und inſoferne er ſeit dem a. h. Patente vom 7. September 1848 mit 
den auf ihn nach den geſetzlichen Vorſchriften entfallenden Leiſtungen 
ungeachtet der an ihn ſeinerzeit ergangenen Aufforderung im Rückſtande 
geblieben iſt, an die Gemeinde den vollen Erſatz zu leiſten. 
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Dieſer Erſatz trifft den Schulpatron nach Maß feiner bisherigen 
Beitragspflicht; wo dieſe nicht feſtgeſtellt iſt, hat er den vierten Theil 
der Geſammtkoſten zu tragen. 

Die Gemeinde hat den Erſatzanſpruch binnen gahresfriſt von der 
Wirkſamkeit dieſes Geſetzes an bei der politiſchen Behörde anzumelden, 
und dieſe, wenn kein Vergleich zu Stande kommt, nach erhobenem Sach- 
verhalt darüber zu entſcheiden. 

Der vom Schulpatrone geleiſtete Erſatz iſt, wenn er nicht zur 
Zahlung der für den Patron gemachten Leiſtungen oder ſonſt zu Her⸗ 
ſtellungen für die Schule zu verwenden kommt, als Localſchulfond zu 
widmen, von der Gemeinde fruchtbringend anzulegen, und abgeſondert 
zu verwalten. 

119. 

Die Vorſchriften der politischen Schulverfaſſung werden, insoweit 
ſie durch die gegenwärtigen Beſtimmungen Aenderungen erleiden, mit 
dem Beginne der verbindenden Kraft dieſes Geſetzes enge Wirk klamkeit 


geſetzt. 


XII. 


Vergleichsverſuch wiſchen ſtreitenden Parteien durch aus der 
Gemeinde gewühlte Vertrauens münner. 


Die näheren e über Vergleichsverſuche der Ge⸗ 
meinden find nach §. 44 der Gemeindeordnung einem beſonderen erſt zu 
erlaſſenden Reichsgeſetze ze 


XIII. 
Vornahme freiwilliger Feilbietungen beweglicher Sachen. 


Mit Hofdecret vom 3. Juli 1786 wurde feen Cieitationgorb- 
nung erlaſſen: 


$. 
Ohne obrigkeitliche Bemilignng kann nichts öffentlich verſteigert 
werden. Bei gerichtlichen Verſteigerungen iſt die Obrigkeit die mate | 
behörde; bei den übrigen iſt es die politifche Behörde. 
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— 


§. 2. 

Bei gerichtlichen Verſteigerungen, die durch Streitſachen, oder 
Concurſe veranlaßt werden, iſt ſich auf das genaueſte nach der Gerichts- 
und Concursordnung zu halten. 1 

Die Verſteigerung muß vorläufig durch die Zeitung oder di 
Kundſchaftsblätter, oder wie ſonſt die Kundmachung üblich iſt, bekannt 
gemacht, und die feilzubietenden Gegenſtände und ihre Gattungen, auch 
Ort, Tag und Stunde der Verſteigerung dem Publikum angezeigt 
werden. f ö 


§. 3. | 

Bei Sachen von großem Werthe muß ihre weſentliche Beſchaffen⸗ 
heit mit wenigen Worten beſchrieben werden. Bei Realitäten iſt anzu⸗ 
zeigen, wo die dazu gehörigen Urkunden vor der Verſteigerung einzu- 
ſehen ſind. 1 pi! 

In dieſen Fällen muß die Kundmachung immer zu einer dem 
Gegenſtande angemeſſenen Zeit geſchehen. 

5 §. 5. 


Ueber Geräthſchaften, Bücher, Weine, Fäſſer u. dgl. aus mehre⸗ 
ren Stücken beſtehende Feilſchaften iſt ein Verzeichniß zu machen, wel⸗ 
ches zwei Abtheilungen, die eine für den Preis der Schätzung, die an» 
dere für den Verkaufspreis haben muß. a 

Um allen Verwirrungen vorzubeugen, ſoll jedes Stück mit einer 
Nummer bezeichnet werden. | 

Dieſes Verzeichniß iſt dem Publikum mitzutheilen, und die Ver⸗ 
ſteigerung nach der Folge der Nummern vorzunehmen. | 

Sollten einige in der Ordnung feilgebotener Nummern nicht gleich 
verkauft werden, ſind dieſelben am nämlichen Tage beim Schluße der 
An EP Se oder am folgenden gleich Anfangs noch einmal auszu⸗ 
rufen. | 


| §. 6. 5 

Jeder Verſteigerung muß, wenn keine beſondere Erlaubniß der 
Polizeibehörde davon loszählt, ein obrigkeitlicher Commiſſär beiwohnen. 

) 6.07. 

Die Pflicht des Commiſſärs iſt, auf alles aufmerkſam zu fein, 
was bei der Verſteigerung vorgeht. Daher hat er zu ſorgen, daß den 
Käufern anſtändig begegnet, den Anweſenden auf Verlangen die zu ver— 
ſteigernde Waare mit der gehörigen Behutſamkeit vorgezeigt, und die 
nöthige Auskunft willig ertheilt werde. Er hat ferner dafür zu ſor⸗ 
gen, daß zwiſchen Ausrufer und Käufer kein geheimes Einverſtändniß, 
noch eine Parteilichkeit unterwalte; daß beſonders Stücke von hoͤherem 
Werthe nicht zur Unzeit feilgeboten, ſondern ſich, ſoweit es ohne Ab— 
bruch der Ordnung in den Nummern geſchehen kann, nach der Anzahl 
der Kaufluſtigen gerichtet, und alles um den möglichſt höchſten Preis 
veräußert werde. Auch wird dem Ausrufer nicht geſtattet, entweder 
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mit den Käufern willkürlich abzuſchließen, oder dieſelben zu übereilen; 
auch hat er alle Streitigkeiten zwiſchen den Käufern zu verhindern. 

Endlich ſoll er überhaupt darauf ſehen, daß Ordnung gehalten, 
und alles, was hier vorgeſchrieben 6 genau beobachtet werde. 


Wenn unbewegliche Güter, a Freiheiten, Gefälle, Unterneh⸗ 
mungen, Lieferungen u. ſ. w., es ſei zum Verkaufe oder zur Pachtung, 
verſteigert werden, hat der Commiſſär ein ordentliches und genaues 
Verſteigerungsprotokoll entweder ſelbſt zu führen, oder doch unter ſeinen 
Augen führen zu laſſen, welches der über die Verſteigerung zu erftat- 
tenden Relation beizuſchließen iſt. 


1 
In dieſes Protokoll müſſen die zu verſteigernden Gegenſtände, 
diejenigen, die ſich als Käufer oder Pächter melden, und die Beding⸗ 
niffe, unter welchen der Verkauf oder die Verpachtung zu geſchehen hat, 
eingetragen werden. 


§. 10. ö 
Auch find in dieſem Protokolle die ſtufenweiſe folgenden Steige- 
rungen, beſonders aber iſt der höchſte Anbot anzumerken, und das Pro- 
tokoll von den Meiſtbietenden e zu unterzeichnen. 


Der Ausruf bei den RR hat durch einen befugten 
Ausrufer zu geſchehen; dieſer Ausrufer muß ein redlicher Mann, und 
von der Obrigkeit mit einem ordentlichen Befugniſſe zum Ausrufen ver⸗ 
ſehen ſein, auch von derſelben in Eid und Pflicht genommen werden. 
Auf das Betragen dieſes Mannes iſt genau zu ſehen; ſollte er ſich 
wider gegenwärtige Vorſchrift vergehen, muß er ſogleich ſeines Amtes 
entſetzt, und für die Zukunft zum Ausrufe unfähig erklärt werden. 

12. 


Der Ausrufer erhält für jeden ganzen Tag 3 fl., für jeden hal⸗ 
ben, oder eine noch kürzere Zeit, 1 fl. 30 kr. Außer dieſer Bezahlung 
iſt er nicht berechtigt, unter was immer für einem Vorwande etwas zu - 
fordern. 


§. 13. 

Bei dem Ausrufe ſoll der Ausrufer keine perſönliche Rückſicht 
tragen, Niemanden aus vorzüglicher Neigung oder andern Abſichten 
etwas zuzuwenden ſuchen, noch einen Anweſenden an der Freiheit des 
Anbotes hindern. 

Auch wird dem Ausrufer unterſagt, von den Berfteigerungsftüden 
ſowohl unter eigenem, als fremden Namen für ſich etwas zu kaufen, 
oder ſonſt ſich zuzueignen. 

14. 

Beim Ausrufe muß das zu verſteigernde Stück gezeigt, benennt, 
und der beſtimmte Preis angedeutet werden. Bei Sachen von höherem 
Werthe, als Schmuck, Juwelen und andern Koſtbarkeiten find den Käu⸗ 
fern einige Minuten zur Ueberlegung zu laſſen. 
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Fände fich kein Abnehmer, fo ift um die Verſteigerung nicht zu 
verzögern, das ausgerufene Stück indeſſen bei Seite zu legen, und mit 
dem Ausrufe anderer Stücke fortzufahren. 


und. N 
Auf gleiche Art iſt ſich bei dem Ausrufe unbeweglicher oder ſol— 
cher Sachen, wovon in §. 8 Erwähnung geſchieht, zu benehmen und 
weil ſie nicht vorgezeigt werden können, ſind dieſelben wenigſtens deutlich 
zu benennen. 25 


8. 16. 
Wird nach dem Ausrufe auf das ausgefeilte Stück geboten, ſo hat 
der Ausrufer den Betrag dreimal mit dem gewöhnlichen Beiſatze z um 
erſten⸗, zweiten⸗ und zum drittenmale deutlich zu wiederholen. 
Dieſe dreimalige Wiederholung muß ohne Uebereilung, und beſon⸗ 
ders der letzte Ruf nach einer etwas längeren Pauſe geſchehen, auch mit 
dem Meiſtbietenden nicht abgeſchloſſen werden, bis der letzte Ruf ganz 
vorüber iſt. Nach dem letzten Ausrufe beſtätigt der Ausrufer den ge⸗ 
ſchloſſenen Kauf durch einen Schlag ea einem hölzernen Hammer. 
24 


So oft vom erſten bis zur gänzlichen Vollendung des dritten 
Rufes ein neues Anbot geſchieht, muß dieſes abermal wiederholt, und 
wie im vorigen $. ausgerufen 127 

§. 18. 

Bei einer öffentlichen Verſteigerung hat kein Vorzug, kein Ein⸗ 

ſtandrecht Statt; Jedermann, der das feilgebotene Gut zu beſitzen fähig 
iſt, kann während dem Ausrufe ſo oft, und ſo viel bieten, als er will. 
Hingegen iſt Niemanden erlaubt, eine zu verſteigernde Sache zu tadeln, 
die Mitwerber abzuſchrecken oder im Nachbieten auf was immer für 
eine Art zu hindern. 

8. 19. 


Unter der Schätzung, oder dem beſtimmten Ausrufungswerthe 
darf, außer den in der Gerichtsordnung angezeigten Fällen, nichts weg— 
gegeben werden, wenn nicht ein beſonderer eigener Auftrag von der 
Behörde oder die Einwilligung von dem Eigenthümer des feilgebotenen 
Gutes da iſt. 

20 


8. 20. 
Alles, was bei einer Verſteigerung erkauft wird, muß gleich bar 
bezahlt, und das verkaufte Gut darf vor der geleiſteten baren Bezahlung 
Niemand verabfolgt werden. a 
Sollte jedoch wegen eines ſehr großen Kaufſchillings, oder wegen 
anderer wichtiger Umſtände mit dem Käufer über die Art und Zeit der 
Bezahlung oder Sicherſtellung eine beſondere Verhandlung nöthig ſein, 
jo kann unter der erforderlichen Vorſicht darüber das Nöthige vorge- 
kehrt werden. 5 
8. 21. 
Wo es bei einem Kaufe, oder einer Pachtung auf die perſönliche 
Eigenſchaft des Meiſtbietenden ankömmt, da muß dieſer, oder der im 


Scheda's Hilfsbuch. f 15 
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Namen desſelben erſcheinende Bevollmächtigte ſich durch Einlegung einer 
ſchriftlichen Vollmacht rechtfertigen. 94. 
22 


§ 22. 

Bewegliche Sachen, wie auch Koſtbarkeiten, Einrichtungsſtücke, 
und alle übrigen Fahrniſſe ſind zur Vermeidung aller Irrungen nach 
geſchehenem barem Erlage des Kaufſchillings ſogleich von dem Käufer 
zu übernehmen, und aus dem Verſteigerungsorte wegzubringen. 


Laut Hofkanzleidecret vom 13. Dezember 1808 wurde von Sr. 
Majeſtät angeordnet, daß jede Verſteigerung für öffentlich anzuſehen 
ſei, wo mehrere Menſchen zugleich zur Veräußerung einer oder mehrerer 
Sachen zuſammen berufen werden, um mittelſt des Ueberbietens ſolche 
an ſich bringen. Zugleich wurde beftimmt, daß Derjenige, welcher eine 
außergerichtliche Verſteigerung ohne obrigkeitliche Bewilligung veranſtal⸗ 
ten oder abhalten ſollte, mit einer Geldſtrafe von 25 bis 100 fl. zu 
belegen Tel. © 


Bei allen gußergerichtlichen Lizitationen hat 1 Perzent des Erlö⸗ | 
ſes dem Armenfonde (Armeninftitute) zuzufließen. (Verordnung vom 
26. Juni 1761 und a. h. Entſchließung vom 18. Mai 1 


a 


3. Kbtheilung. 


Auszug aus den Beſtimmungen des allgemeinen Straf⸗ 
geſetzbuches über Verbrechen, Vergehen und 
Uebertretungen. 
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| Der Gemeindevorſteher hat die durch das allgemeine Strafgeſetz 
ftrafbaren Handlungen oder Unterlaſſungen und deren Thäter der Ge⸗ 
richtsbehörde anzuzeigen und dieſe überhaupt in ihrer Thätigkeit eifrig 
und wirkſam zu unterſtützen. Der zweite Theil des Strafgeſetzes ent— 
hält viele ortspolizeiliche Beſtimmungen, die der Gemeindeausſchuß bei 
Erlaſſung ortspolizeilicher Vorſchriften und der Gemeindevorſteher bei 
Handhabung der Ortspolizei wohl zu beachten hat. Auch hat der Ge⸗ 
meindevorſteher nach §. 55 bezüglich der ortspolizeilichen Geſetze und 
Vorſchriften das Strafrecht zu üben, inſoweit die Uebertretungen der⸗ 
ſelben nicht durch das Strafgeſetz verpönt ſind. 

Den Gemeinden iſt demnach eine wenigſtens überſichtliche Kennt— 
niß der nach dem Strafgeſetze von den Gerichtsbehörden zu ahndenden 
Verbrechen, Vergehen und Uebertretungen nothwendig und unentbehrlich, 
daher wir einen Auszug aus den Beſtimmungen des allgemeinen Straf— 
geſetzbuches hier aufnehmen. 

Das allgemeine Strafgeſetz vom 27. Mai 1852 er⸗ 
klärt im §. 57 als beſondere Gattungen von Verbrechen: 
1. Hochverrath. 2. Beleidigungen der Majeſtät und der Mitglieder des 
kaiſerlichen Hauſes. 3. Störung der öffentlichen Ruhe. 4. Aufſtand. 
5. Aufruhr. 6. Oeffentliche Gewaltthätigkeit a) durch gewaltſames 
Handeln gegen eine von der Regierung zur Verhandlung öffentlicher 
Angelegenheiten berufene Verſammlung, gegen ein Gericht, oder eine 
andere öffentliche Behörde; b) durch gewaltſames Handeln gegen geſetz⸗ 
lich anerkannte Körperſchaften oder gegen Verſammlungen, die unter 
Mitwirkung oder Aufſicht einer öffentlichen Behörde gehalten werden; 
c) durch gewaltſame Handanlegung oder gefährliche Drohung gegen 
obrigkeitliche Perſonen in Amtsſachen; d) durch gewaltſamen Einfall in 
fremdes unbewegliches Gut; e) durch boshafte Beſchädigung fremden 
Eigenthums; k) durch boshafte Handlungen oder Unterlaſſungen unter 
beſonders gefährlichen Verhältniſſen; g) durch boshafte Beſchädigungen 
oder Störungen am Staats Telegrafen; h) durch Menſchenraub; 
i) durch unbefugte Einſchränkung der perſönlichen Freiheit eines Menſchen; 
k) durch Behandlung eines Menſchen als Sclaven; 1) durch Ent⸗ 
führung; m) durch Erpreſſung; n) durch gefährliche Drohung. 7. Miß⸗ 
brauch der Amtsgewalt. 8. Verfälſchung der öffentlichen Creditspapire. 
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9. Münzverfälſchung. 10. Religionsſtörung. 11. Nothzucht. 12. Schän⸗ 
dung. 13. Andere Verbrechen der Unzucht. 14. Mord. 15. Todſchlag. 
16. Abtreibung der Leibesfrucht. 17. Weglegung eines Kindes. 18. 
Schwere körperliche Beſchädigung. 19. Zweikampf. 20. Brandlegung. 
21. Diebſtahl. 22. Veruntreuung. 23. Raub. 24. Betrug. 25. Zwei⸗ 
fache Ehe. 26. Verläumdung. 27. Den Verbrechern geleiſteter Vorſchub. 


Die verſchiedenen Gattungen der Vergehen und Uebertre⸗ 
tungen theilt das allgemeine Strafgeſetz: | 

1. in ſtrafbare Handlungen gegen die öffentliche Sicherheit, näm⸗ 
lich gegen die öffentliche Ruhe und Ordnung, gegen öffentliche An⸗ 
ſtalten und Vorkehrungen zur gemeinſchaftlichen Sicherheit und gegen 
die Pflichten eines öffentlichen Amtes; (§. 275.) 7 

2. in ſtrafbare Handlungen, die der Sicherheit einzelner Menſchen, 
nämlich der perſönlichen Sicherheit am Leben, an der Geſundheit oder 
ſonſt an dem Körper, die der Sicherheit des Eigenthums oder der Er⸗ 
werbung, der Ehre und des guten Rufes, oder der Sicherheit anderer 
Rechte Gefahr und Nachtheil bringen; (8. 276.) 

3. in Vergehen und Uebertretungen, welche die öffentliche Sitt- 
lichkeit verletzen. (S. 277.) = 


l. N 


Vergehen und Uebertretungen gegen die öffentliche Ruhe 
und Ordnung. 
(88. 278 bis 310.) 

Dieſe ſind folgende: 

1. Auflauf. Deſſen macht ſich ſchuldig, wer gegen einen Be⸗ 
amten, Abgeordneten, Beſtellten oder Diener einer Staats⸗ oder Ge⸗ 
meindebehörde, gegen eine Civil-, Finanz⸗ oder Militärwache, oder 
einen Gendarmen, oder gegen einen zur Bewachung der Wälder aufge⸗ 
ſtellten, wenn auch in Privatdienſten ſtehenden, jedoch von der zuſtän⸗ 
digen landesfürſtlichen Behörde beeideten Forſtbeamten, oder gegen das 
auf ſolche Weiſe beeidete Forſtaufſichtsperſonale, oder gegen einen zur 
Aufſicht auf Staats⸗ oder Privat⸗Eiſenbahnen, oder zur Beſorgung des 
Verkehres auf denſelben, oder zum Schutze oder Betriebe des Staats- 
Telegraphen Beſtellten, wenn dieſe Perſonen in Vollziehung eines obrig⸗ 
teitlichen Auftrages, oder in Ausübung ihres Amtes oder Dienſtes be⸗ 
griffen ſind, mehrere Menſchen zur Mithilfe oder zur Widerſätzlichkeit 
auffordert, oder einer ſolchen Aufforderung Folge leiſtet und ſich dem 
Aufforderer in Mithilfe oder Widerſetzung zugeſellet. Sobald bei einer 
öffentlichen Unruhe der Befehl ergangen iſt, daß Jedermann ſich und 
ſeine Hausgenoſſenſchaft zu Hauſe zu halten habe, macht ſich Jeder, der 
ohne erhebliche Urſache aus dem Hauſe geht, und insbeſondere der 
Hausvater, oder wer ſonſt einer Familie vorſteht, des Vergehens des 
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Auflaufes ſchuldig, dafern er die unter ihm ſtehenden Hausgenoſſen 
nicht nach Möglichkeit zu Hauſe hält. Desſelben Vergehens macht ſich 
ſchuldig, wer bei einem auch aus einer andern Urſache, als wodurch 
eine Zuſammenrottung zum Verbrechen wird, veranlaßten Auflaufe dem 
Beamten oder der Wache, wenn dieſe die Menge auseinander gehen 
heißt, nicht Folge leiſtet. 

2. Theilnahme an geheimen Geſellſchaften oder verbotenen Ber» 
einen und Verſchweigung von Mitgliedern erlaubter Geſellſchaften. 

3. Herabwürdigung behördlicher Verfügungen und Aufwieglung 
gegen Behörden. 7 

Deſſen macht ſich ſchuldig, wer öffentlich oder vor mehreren Leu— 
ten oder in Druckwerken, verbreiteten bildlichen Darſtellungen oder Schrif— 
ten durch Schmähungen, Verſpottungen, unwahre Angaben oder Ent⸗ 
ſtellung von Thatfachen die Anordnungen oder Entſcheidungen der Be— 
hörden herabzuwürdigen, oder auf ſolche Weiſe Andere zum Haße, zur Verach⸗ 
tung oder zu grundloſen Beſchwerdeführungen gegen Staats- oder Ge⸗ 
meindebehörden oder gegen einzelne Organe der Regierung in Beziehung 
auf ihre Amtsführung, oder gegen einen Zeugen oder Sachverſtändigen 
in Bezug auf ihre Ausſagen vor Gericht aufzureizen ſucht; endlich wer 
aus was immer für einer Abſicht, vorzüglich aber aus Gewinnſucht, 
Partheien zu muthwilligen, grundloſen, im geſetzlichen Inſtanzenzuge be⸗ 
reits abgethanen Beſchwerden auffordert und verleitet, oder in dieſer 
Beziehung Gelderpreſſungen ſich zu Schulden kommen läßt. 

4. Aufreizung zu Feindſeligkeiten gegen Nationalitäten, Religions- 
genoſſenſchaften, geſetzlich anerkannte Körperſchaften, oder Aufforderung, 
Aneiferung oder Verleitung der Bewohner des Staates zu feindſeligen 
Partheiungen. 

5. Beleidigung einer geſetzlich anerkannten Kirche oder Religions- 
geſellſchaft, wenn öffentlich oder vor mehreren Leuten, oder in Druck⸗ 
ſchriften, verbreiteten bildlichen Darſtellungen oder Schriften die Lehren, 
Gebräuche oder Einrichtungen einer im Staate geſetzlich anerkannten 
Kirche oder Religionsgeſellſchaft zu verſpotten oder herabzuwürdigen 
geſucht, oder ein Religionsdiener derſelben bei Ausübung gottesdienſt⸗ 
licher Verrichtungen beleidiget, oder ſich während der Religionsübung 
auf eine zum Aergerniß für Andere geeignete Weiſe unanſtändig betra⸗ 
gen wird. a 1 

6. Beförderung einer vom Staate für unzuläſſig erklärten Reli⸗ 
gionsſekte. 

7. Oeffentliche Herabwürdigung der Einrichtungen der Ehe, der 
Familie, des Eigenthumes, oder Gutheißung von ungeſetzlichen oder un⸗ 
ſittlichen Handlungen. 

8. Beſchädigung von Grabſtätten, Eröffnung von Gräbern, Hin⸗ 
wegnahme oder Mißhandlung an Leichen und Entwendungen an derlei 
Gegenſtänden. 7 

9. Vorſchubleiſtung in Bezug auf Vergehen und Uebertretungen. 
10. Verbreitung im Wege öffentlicher Verlautbarung (durch Mau⸗ 
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eranſchläge, öffentliche Reden oder Vorträge u. dgl.) falſcher für die 
öffentliche Sicherheit beunruhigender Gerüchte ohne zureichende Gründe, 
es für wahr zu halten, oder eine ſo geartete angebliche Vorherſagung. 
11. Geſetzwidrige Verlautbarungen, wenn jemand auf die bei 10 
bezeichnete Weiſe die Abſtimmung von Richtern oder Mittheilungen aus 
Verhandlungen der Gerichte oder anderer öffentlicher Behörden, info- 
weit die Bekanntmachung durch die Geſetze unterſagt iſt, veröffentlicht, 
oder irgend eine Verlautbarung fälſchlich als Erlaß einer öffentlichen 
Behörde ausſtreut, oder weiter verbreitet, deren gänzliche oder theil- 
weiſe Unechtheit ihm bekannt, oder aus zureichenden Gründen wahre 
ſcheinlich war. b 
122. Veranſtaltung oder Veröffentlichung auf die bei 10 bezeichnete Weiſe 
von Sammlungen oder Subſcriptionen, Behufs der Deckung oder Er⸗ 
ſatzleiſtung für Cautions-Verfall, Geldſtrafen oder Entſchädigungen we⸗ 
gen ſtrafbarer Handlungen.“) | 


II. 


Uebertretungen gegen öffentliche Anſtalten und Vorkehrungen, 
welche zur gemeinſchaſtlichen Sicherheit gehören. 
| (88. 311 bis 330.) 


1. Verſuch, einen Beamten durch Geſchenke zu einer Parteilichkeit 
oder zur Verletzung ſeiner Amtspflicht zu verleiten. 

2. Wörtliche und thätliche Beleidigung der öffentlichen Beamten, 
Diener, Wachen, Eiſenbahn⸗Angeſtellten, wenn dieſe in Vollziehung eines 
obrigkeitlichen Auftrages oder in Ausübung ihres Amtes oder Dienſtes 
begriffen ſind. 

3. Einmengung auf andere Weiſe, um eine der genannten Per⸗ 
ſonen in der Ausübung des Amtes oder Dienſtes oder in Vollziehung 
eines obrigkeitlichen Befehles zu hindern. | 

4. Verletzung von Patenten, Verordnungen, Siegel der Staats- 
oder Gemeindebehörden oder unter was immer für Namen und Geſtalt 
zur öffentlichen Bekanntmachung angeſchlagener oder ausgeſetzter, von 
der Obrigkeit unterfertigter Urkunden durch Abreißen, Hinwegnahme, 
Zerreißen, Beſudelang oder andere Verletzung. 

5. Eigenmächtige oder widerrechtliche Eröffnung öffentlicher, ſchrift— 
liche Aufſätze oder andere Gegenſtände verſchloſſen haltender Amtsſiegel, 


h Wer auf die Punkt 3 angeführte Weiſe gegen eines der beiden Häuſer des Reichs⸗ 
rathes, wider eine Sandtagsverfammlung, gegen die kaiſ. Armee oder eine ſelbſtſtändige Ab: 
theilung derſelben zum Haße oder zur Verachtung aufreizt, oder wer bei Wahlen zur Aus⸗ 
übung politiſcher Rechte Wahlſtimmen kauft oder verkauft, oder auf liſtige Weiſe die Ab⸗ 
ſtimmung oder ihre Reſultate fälſcht, wacht ſich nach dem Reichsgeſetze vom 17. December 
1862 eines Vergehens ſchuldig. } 
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zu welchen nicht blos die Siegel der Staatsbehörden, ſondern auch jene 
der Gemeinden, der öffentlichen Lehranſtalten, der Pfarreien und der 
öffentlichen Notare gehören. 

6. Beſchädigung einer zur öffentlichen Beleuchtung aufgeſtellten Laterne. 

7. Die muthwillige Abwerfung oder Beſchädigung einer Brücke, 
Schleuße, eines Dammes, Beſchläges oder Geländers, oder was immer 
für eines Bauwerkes, wodurch die Ufer der Flüſſe und Bäche befeſtiget, 
oder Abſchüſſe an Straßen und Wegen oder Brücken bewahret ſind; 
dann jede muthwillige, leichtſinnige oder aus ſchuldbarer Nachläſſigkeit 
geſchehene Beſchädigung an Eiſenbahnen mit den dazu gehörigen An⸗ 
lagen und zum Betriebe dienenden Gegenſtänden, oder an Dampfſchiffen, 
Dampfmaſchinen, Dampfkeſſeln und Vorrichtungen in Bergwerken; end- 
lich an Beſtandtheilen des Staatstelegrafen. | 

8. Hinwegreißung oder abſichtliche Beſchädigung aller Warnungs- 
zeichen, welche, um Unglück zu verhüten, aufgeſtellt werden. 

9. Uebertretungen gegen die Vorſchriften in Anſehung der Mel— 
dung von ankommenden Fremden und Veränderungen der Einwehner, 
Falſchmeldung, Nachmachung oder Verfälſchung öffentlicher Urkunden, 
Benützung eines fremden Ausweiſes zum Fortkommen oder Ueberlaſ— 
ſung des eigenen Ausweiſes zu dieſem Zwecke an einen Fremden. 

10. Aufnahme eines Geſellen ohne Wanderbuch von Seite eines 
Gewerbsmannes. 

11. Rückkehr eines Verwieſenen oder aus ſämmtlichen Kronländern 
oder einem Kronlande oder Orte Abgeſchafften.— 

12. Vergolden oder Berfiibern von Münzen und Nachbildung 
von Münzen oder öffentlichen Creditspapieren ohne betrügeriſche Abſicht. 

13. Unbefugtes Halten eines Preß- oder Stoßwerkes, oder einer 
Winkelpreſſe, und unbefugte Verfertigung ſolcher Werke. 

14. Verfertigung und Gebrauch von Punzen, Stämpeln oder Mo— 
dellen zu Nachbildungen von Münzen ohne Erlaubniß der Behörden. 

15. Unbefugte Verfertigung ämtlicher Siegel. 


Ill. 


Uebertretungen gegen die Pflichten eines öffentlichen Amtes. 
(SS. 331 bis 334.) 


1. Thätliche Beleidigungen von öffentlichen Beamten, Dienern, 
Wachen oder Bedienſteten bei Eiſenbahnen und Staatstelegrafen in ihren 
Amts⸗ oder Dienſtverrichtungen. 

2. Annahme des Charakters eines öffentlichen Beamten oder Die— 
ners oder Anmaßung des Anſcheines eines öffentlichen Beamten oder 
Dieners durch unbefugtes Tragen der Uniform. 

3. Unbefugtes Tragen von Ordenszeichen oder anderen Ehren— 
dekorationen. 
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IV. 


N und Uebertretungen gegen die Sicherheit 5 Lebens. 
(SS. 335 bis 392.) 


§. 335 des Strafgeſetzes enthält folgende Beſtimmungen: 

Jede Handlung oder Unterlaſſung, von welcher der Handelnde 
ſchon nach ihren natürlichen, für Jedermann leicht erkennbaren Folgen, 
oder vermöge beſonders bekannt gemachter Vorſchriften, oder nach fei« 
nem Stande, Amte, Berufe, Gewerbe, ſeiner Beſchäftigung, oder über⸗ 
haupt nach ſeinen beſonderen Verhältniſſen einzuſehen vermag, daß ſie 
eine Gefahr für das Leben, die Gefunpheit oder körperliche Sicherheit 
von Menſchen herbeiführen, oder zu vergrößern geeignet ſei, ſoll, wenn 
hieraus eine ſchwere körperliche Beſchädigung eines Menſchen erfolgte, 
als Uebertretung, und wenn hieraus der Tod eines Menſchen erfolgte, 
als Vergehen geahndet werden. ; 

8. 336 beſtimmt: 

Die Vorſchrift des vorſtehenden Paragrafes iſt tnobefundere in 
Anwendung zu bringen, wenn der Tod oder die ſchwere körperliche 
Verletzung aus einem der nachſtehenden Verſchulden eingetreten iſt: 

a) durch unvorſichtiges Unterhalten von brennenden Kohlen in 
verſchloſſenen Räumen; 
cab b) durch Außerachtlaſſung der nöthigen Vorſichten bei Waſſer⸗ 

ahrten; 
| c) durch Nichteinhaltung der in Beziehung auf Dampfſchiffe, 
Dampfmaſchinen und Dampfkeſſel Ben Vorſchriften oder ſonſt nö⸗ 
thigen beſonderen Vorſichten; 

d) durch Unvorſichtigteit bei Schwefelräucherungen und Anwen⸗ 
dung von Narkotiſirungsmitteln; 

e) durch Nichtanbringung von Warnungszeichen bei Aufſtellung 
von Fangeiſen, Schlingen, Wolfsgruben und Selbſtgeſchoſſen; 

f) durch Außerachtlaſſung der beſonderen Vorſchriften über Er» 
zeugung, Aufbewahrung, Verſchleiß, Transport und Gebrauch von Feuer⸗ 
werfeförpern, Knallpräparaten, Zündhütchen, Reib- und Zündhölzchen 
und allen durch Reibung leicht entzündbaren Stoffen, Schießpulver und 
explodirenden Stoffen (Schießbaumwolle), insbeſondere auch dadurch, 
daß derlei Gegenſtände heimlich den Frachten der Poſt-Anſtalten oder 
Eiſenbahnen beigepackt werden; 

g) durch Nichtbeobachtung der bei dem Betriebe von Bergwerken 
vorgeſchriebenen Vorſichten. 

Als weitere Vergehen und Uebertretungen gegen die Sicherheit 
des Lebens werden bezeichnet: 

1. Das Baden in Flüſſen oder Teichen außer den von der Be⸗ 
hörde dazu beſtimmten Orten oder gegen ein von der Behörde erlaſſe⸗ 
nes und zur öffentlichen Kenntniß gebrachtes Verbot, ingleichen das 
Schleifen auf dem Eiſe außer den dazu beſtimmten Strecken oder das 
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Betreten des Eiſes zur Zeit, da es wegen eintretender Gefahr verboten 
worden. ! 

2. Verheimlichung der Geburt von Seite einer unverehlichten 
Frauensperſon. N 

3. Unvorſichtiges Fahren und Reiten, wenn hiedurch jemand 
getödtet oder körperlich ſchwer beſchädiget wurde. 

Unbefugte Ausübung der Arznei⸗ und Wundarzneikunſt als 

Gewerbe. 


5. Verkauf von Arzneimitteln, deren Verabfolgung durch Vor⸗ 
ſchriften an beſondere Vorſichten gebunden iſt, ohne Beobachtung dieſer 
Vorſchriften. Falſche oder ſchlechte Bereitung der Arzneien. Verwechs⸗ 
lung der Arzneien in der Apotheke. Unberechtigter Verkauf innerer 
und äußerlicher Heilmittel. 

6. Verſchulden eines Arztes durch Unwiſſenheit. Vernachläſſigung 
eines Kranken von Seite der Aerzte. Nichtanzeige verdächtiger Todes- 
fälle oder Krankheiten von Seite der ärztlichen Perſonen. Vernachläſ⸗ 
ſigung des Kranken von Seite ſeiner Angehörigen. 

7. Unbefugter Handel mit Gift, Unvorſichtigkeit beim Giftver⸗ 
kaufe. Verabfolgung von Gift an Jemanden ohne die vorgeſchriebene 
Bewilligung. Unterlaſſene Führung des Vormerkbuches. Nachläſſig⸗ 
keit in Aufbewahrung und Abſonderung des Giftes. Unterlaſſene Ver⸗ 
wahrung des Giftes von Seite der Meiſter oder Leiter ſolcher Gewerbe, 
die Gebrauch von Gift oder giftartigen Materialien machen. Verkauf 
unbekannter und nicht von der Behörde geprüfter Materialwaaren. 

8. Verfertigung und Ausbeſſerung verdächtiger Waffen. 

9. Unterlaſſene Verwahrung geladener Gewehre und Abdrücken 
eines Gewehres gegen Jemanden ohne böſe Abſicht. 

10. Unrichtige Anzeige der Zeit des Todes. 

11. Unterlaſſung der ſchuldigen Aufſicht bei Kindern und ſolchen, 
die ſich ſelbſt gegen Gefahr zu ſchützen unvermögend ſind. 

12. Anwendung des Abſudes von Mohnköpfen bei Kindern. 
en 13. Unterlaſſene Beaufſichtigung von Kindern an gefährlichen 

rten. 
u 14. Verheimlichung einer ſchändlichen Krankheit von Seite einer 
mme. 
15. Unterlaſſene Ausſtellung von Warnungszeichen bei einem Baue. 
16. Unterlaſſung der Anzeige eines zu beſorgenden Einſturzes. 
17. Verſchulden eines Baumeiſters, welchem ein Gerüſt oder 
Gebäude einſtürzt. ER 

18. Zu frühes Beziehen neugebauter Häuſer oder Gewölber.— 

19. Unbefugtes Halten ſchädlicher Thiere und Vernachläſſigung 
der Verwahrung eines mit Erlaubniß gehaltenen wilden Thieres. 

20. Vernachläſſigung bösartiger Hausthiere und Anhetzen derſelben. 
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Vergehen und Uebertretungen gegen die Gefundhei 
(88. 393 bis 408.) 


1. Vergehen gegen die Peſtanſtalten. } 

2. Verhehlung der Geräthichaften eines an einer anſteckenden 
Krankheit Verſtorbenen. Entziehung oder Verkauf von zur Reinigung 
oder Vertilgung beſtimmten Geräthen und wiſſentlicher Ankauf derſelben. 


= Verunreinigung von Brunnen, Ciſternen, Flüßen oder Bä⸗ 
chen, deren Waſſer einer Ortſchaft zum ZTrurfe oder Gebräue dient. 
Durch Hineinwerfen von todten Vieh oder ſonſtiger Gegenſtände, wo— 
durch das Waſſer ungeſund werden kann. 


4. Fleiſchverkauf von einem nicht nach Vorſchrift beſchauten Vieh. 


5. Uebertretung der bei einer Viehſeuche gegebenen Vorſchriften. 

Wer bei einer unter dem Vieh ſich äußernden Krankheit den zur 
Unterſuchung abgeordneten Aerzten ein krankes Vieh verheimlichet, oder 
ſobald erklärt iſt, daß eine Viehſeuche herrſcht, die Vorſchriften nicht 
beobachtet, welche darüber ſowohl wegen des gefallenen als angeſteckten, 
als des noch geſunden Viehes entweder im Allgemeinen beſtehen oder 
nach Beſchaffenheit der Umſtände insbeſondere bekannt gemacht werden, 
macht ſich einer Uebertretung gegen die Geſundheit ſchuldig. Insbeſon— 
dere machen ſich ſchuldig: 

a) welche, auch ohne daß in dem Orte oder deſſen Nachbarſchaft 
eine Viehſeuche herrſcht, die Anzeige der innerlichen Erkrankung eines 
Stückes Vieh an den Gemeindevorſteher, oder bei der Erkrankung meh— 
rerer Stücke die Unterbringung alles demſelben Eigenthümer gehörigen 
Viehes in einen Nothſtall und deſſen abgeſonderte Wartung, bis durch 
volle 10 Tage keine Spur eines kranken Zuſtandes mehr zu bemerken 
iſt, vernachläſſigen, oder krankes Vieh mit dem übrigen Gemeindevieh 
austreiben laſſen, oder ein neu eingebrachtes Rind ohne Beſichtigung 
heimlich ſchlachten oder weiter verkaufen, oder die dießfalls insbeſondere 
getroffenen Maßregeln nicht beobachten; 

b) welche bei herrſchender Viehſeuche heimlich oder öffentlich kran⸗ 
kes Vieh, Fleiſch, Milch, Butter, Häute, Unſchlitt oder was immer für 
andere Theile des Rindviehes, ſei es nun von geſunden oder kranken, 
von geſchlachteten oder gefallenen Stücken aus verdächtigen Orten ein— 
kaufen „ einſchwärzen und in nicht angeſteckte Ortſchaften zum Verkaufe 
oder eigenem Gebrauche einführen; 

c) welche aus angeſteckten Ortſchaften ungeachtet geſchehener Ab- 
mahnung über die Gränzen nach geſunden Gegenden Vieh führen oder 
treiben, wenn dieſes Vieh nach feiner Abſperrunz in den Nothfall binnen 
10 Tagen an der herrſchenden Viehſeuche erkrankt, oder welche Theile 
des Rindviehes einſchleppen, die als von heimlich u 888 Stücken 
herrührend erkannt werden; 
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d) jene Gemeindevorſteher, welche, wenn 2 bis 3 Stücke Vieh 
wochentlich in einem Stalle oder im Orte überhaupt erkranken, der 
politiſchen Bezirksbehörde die Anzeige zu machen unterlaſſen. 

6. Verfälſchung der Getränke auf eine der Geſundheit ſchäd— 
liche Art. | 

7. Fälſchung des Zinngeſchirres. 

8. Geſundheitsſchädliche Zubereitung oder Aufbewahrung von ge— 
nußbaren Maaren. Hiezu gehört insbeſondere: 

a) Die Verwendung von Mineralfarben bei Eßwaaren, oder das 
Ueberſtreichen jener Stoffe, welche den menſchlichen Körper berühren 
ſollen, mit Kupfer⸗, Arſenik⸗, Blei⸗, Zink⸗, und anderen, giftartige Me⸗ 
tallpräparate enthaltenden Mineralfarben, ſowie das Stärken von Stof- 
fen mit Stärke, der ſolche Mineralfarben beigemiſcht ſind; 

b) die Anwendung von Bleiglätte oder ſchlechter Glaſur bei Eß⸗, 
Trink-, Koch⸗ und Kinderſpiel-Geſchirr; 

c) vorſchriftswidrige Verfertigung von Eß⸗, Trink⸗ oder Kochge⸗ 
ſchirr aus Pakfong; 

d) die Nichtbeobachtung der beſonderen für die Einrichtung der 
Branntweinbrenn- Apparate gegebenen geſundheitspolizeilichen Vorſchrif— 
ten von Seite der Branntwein⸗Erzeuger und Verſchleißer; 

e) der Gebrauch von Kupfergeſchirren bei dem Geſchäfte der 
Fleiſchſelcher, Fleckſieder und überhaupt aller jener Gewerbsleute, die 
ſich mit dem Sieden und dem Verkaufe der bei ähnlichen Geſchäften 
vorkommenden Nahrungsartikel befaſſen. 


3 ir VI. 
Andere, die körperliche Sicherheit verletzende und bedrohende 


AUebertretungen. 
(88. 409 bis 433.) 


1. Selbſtverſtümmlung. 

2. Vorſätzliche und bei Raufhändel vorkommende körperliche Be- 
ſchädigungen. 

3. Mißhandlungen der Eltern an ihren Kindern, der Vormünder 
an Mündeln, eines Gatten an dem andern, der Erzieher und Lehrer an 
ihren Zöglingen und Schülern, der Lehrherren an ihren Lehrjungen 
und der Geſindehälter an dem Dienſtvolke. 

4. Verſtellung der Straßen zur Nachtzeit durch Wägen, Bau- 
materialien, Waaren, Fäſſer, Verſchläge und überhaupt etwas, wodurch 
die Vorübergehenden Schaden nehmen können, und wenn bei eintreten— 
der Nothwendigkeit, dergleichen Sachen über Nacht auf der Straße zu 
laſſen, ſolches nicht der Sicherheitsbehörde des Ortes angezeigt und 
dabei nicht ein Warnungszeichen von einer oder zwei beleuchteten Later⸗ 
nen aufgeſtellt werden. 29 25 


5. Herabwerfen von den Fenſtern, wodurch die Vorübergehenden 
beſchädiget werden können, oder Unterlaſſung der Befeſtigung des dahin 
Geſtellten oder Gehängten. 5 

6. Schnelles und unbehutſames Fahren und Reiten in Städten 
und anderen ſtark bewohnten oder zahlreich beſuchten Gegenden. 

7. Verwendung eines der Polizei nicht vorgeſtellten Knechtes zum 
Fahren von Seite eines Lohnkutſchers. ; 

8. Stehnlaffen von beſpannten Wägen oder von Pferden ohne 
Beſpannung im Freien ohne Aufſicht, wo ſie durch Ausreißen oder 
ſonſt Schaden anrichten können. 

f 9. Uebertretungen der bei dem Eiſenbahnbetriebe angeſtellten Per⸗ 
onen: 

a) Eröffnung der Bahn vor erhaltener Bewilligung oder vor 
Erfüllung der dazu vorgeſchriebenen Bedingungen; b) vernachläſſigte 
Aufſtellung oder Erhaltung der zur Verhüthung von Schaden vorge⸗ 
ſchriebenen Einfriedungen, Abſperrſchranken, Verbotstafeln und anderer 
Schutzmittel und Warnungszeichen; 6) Beſtellung von Individuen, welche 
die durch die Dienſtvorſchriften geforderte Befähigung nicht nachgewieſen 
haben, oder welche von der Verrichtung, zu der ſie beſtimmt ſind, durch 
die Staate verwaltung für ausgeſchloſſen erklärt wurden; d) Vornahme einer 
Fahrt oder die Geſtattung derſelben bei ſchadhaftem, eine Gefahr drohendem 
Zuſtande der Bahn, oder mit Locomotiven, Wägen oder anderen Be⸗ 
triebsmitteln von ſolcher Beſchaffenheit. 


VII. 


Vergehen und Uebertretungen gegen die Sicherheit des 
Eigenthumes. 
(SS. 434 bis 486.) 

1. Verabſäumung irgend einer der zur Abwendung der Feuers⸗ 
gefahr beſtehenden Vorſchriften. 

2. Handlungen von Baus, Maurer-, oder Zimmermeiſtern, dann 
von Polieren oder Aufſehern bei einem Baue wider die beſonderen 
Feuerlöſch⸗ oder Bauordnungen. 

3. Verfertigung feuerge fährlicher Oefen durch Töpfer⸗, Klempner⸗ 
oder Schloſſermeiſter, und Setzung ſolcher Oefen durch Geſellen. 

4. Bauführungen ohne Baumeiſter, oder Veränderungen an 
Rauchfängen und Heitzungen, ohne vorhergegangene Feuerbeſchau. 

5. Unterlaſſene Anzeige von Rauchfangkehrern über wahrgenom⸗ 
mene feuergefährliche Gegenſtände. 8 

6. Unterlaſſene periodiſche Nachſicht der Rauchfangkehrermeiſter in 
ihrem Bezirke wegen richtiger Fegung. e 

7. Uebertretung der Kaufleute und Krämer, welche mit Schieß⸗ 
pulver oder mit anderen feuergefährlichen Waaren handeln und in ihren 
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Kaufgewölben oder ſonſt in ihrem Haufe davon einen größeren Vor⸗ 
rath halten, als durch die dafür gegebenen beſonderen Vorſchriften ges 
ſtattet iſt, oder die den erlaubten Vorrath nicht vorſchriftsmäßig ver⸗ 
wahren. 

8. Uebertretung der Handels- und Gewerbsleute, die leicht feuer⸗ 
fangende Materialien auf Böden oder ſonſt unſicheren Orten aufbes 
wahren. ? 
? 9. Aufbewahrung von Heu, Stroh oder Brennholz dort, wo für 
deren Aufbewahrung eigens gewidmete Gewölbe oder Behältniſſe be— 
ſtehen, an anderen Orten. 

10. Uebertretung der Dienſtperſonen, die die Heizung auf ſich 
haben und in der Heize Holz zum Dörren zur Hand legen. 

b 11. Betretung einer Scheuer, eines Stalles, eines Behältniſſes 
von Holz, oder wo Kohlen, Stroh, Heu oder andere feuerfangende Ge— 
genſtände aufbewahrt werden, mit offenem Lichte. 

12. Unterlaſſene Anſchaffung der nöthigen Laternen. 

13. Tabakrauchen in einem Stalle, Heu- oder Strohgewölbe, oder 
in einer Scheuer, oder überhaupt an Orten, wo ſich leicht feuerfan⸗ 
gende Sachen befinden. | 

14. Aufmachen von Feuer in der Nähe einer Scheuer, eines Heu— 
oder Getreideſchobers, oder eines Feldes, wo die Ernte entweder noch 
ſteht, oder die geſchnittene Ernte noch nicht eingeführt iſt; Verwahr⸗ 
loſung eines im Walde angezündeten Feuers, oder Verlaſſen desſelben, 
ohne es vorher ausgelöſcht zu haben. 

15. Reiſen mit Fackeln über hölzerne Brücken, durch Ortſchaften 
und Wälder. | 

16. Verheimlichung einer entſtehenden Feuersbrunſt. 

17. Alle Handlungen und Unterlaſſungen, von welchen ſich eine 
Feuersgefahr leicht vorausſehen läßt, als: bei offenem Lichte Flachs 
oder Hanf brechen, in der Nähe von Häuſern und Scheuern ſchießen 
oder Feuerwerk abbrennen, die Nichtbeobachtung der insbeſondere vor— 
geſchriebenen Vorſichten, hinſichtlich des Ausſprühens von Funken aus 
den Lokomotiven auf Eiſenbahnen bei den Fahrten der Eiſenbahnzüge 
durch oder in der Nähe von Ortſchaften, hinſichtlich der Anlegung von 
Gebäuden in der Nähe von mit Dampfkraft betriebenen Eiſenbahnen u. dgl. 

18. Diebſtähle, Veruntreuungen und Betrügereien, welche nicht 
die Eigenſchaft eines Verbrechens haben. 

19. Vergehen gegen das literariſche und artiſtiſche Eigenthum. 

20. Boshafte Beſchädigung fremden Eigenthumes, inſofern ſie 
kein Verbrechen bildet. N 

21. Uebertretung der Schloſſer und anderer Feuerarbeiter, die 
Dietriche oder Hauptſchlüſſel für unbekannte Perſonen, oder Schlüſſel 
nach bedenklichen Formen oder bloßen Abdrücken verfertigen, oder welche 
ohne Vorſicht und gehörige Erkundigung nicht bekannten Leuten Schlüſſel 
nachmachen oder Schlöſſer aufſperren; der Schloſſermeiſter, die das ſo— 
genannte Sperrzeug (Dietriche) nicht gehörig verwahren oder unſicheren 
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Händen anvertrauen; der Trödler, welcher Schlüſſel, Dietriche oder 
Aufſperrhacken kaufen oder verkaufen; der Gewerbsdiener, Geſellen oder 
Dienſtperſonen, die ohne Vorwiſſen ihres Herrn oder Meiſters ſich 
einer ſolchen Handlung ſchuldig machen. a 

22. Uebertretung von Trödlern und Hauſirern, die von Unmün⸗ 
digen kaufen. | 

23. Uebertretung der Juwelen- und Galanteriehändler, Gold- und 
Silberarbeiter, welche, wenn ihnen Juwelen oder Gold- und Silber⸗ 
waaren zum Kaufe von Jemanden angeboten werden, der nach den Um— 
ſtänden zu ſchließen, davon nicht der Eigenthümer oder nicht von dem 
Eigenthümer abgeſchickt iſt, die Sache und den Verkäufer nicht an⸗ 
halten und wenn ſich dieſer nicht auszuweiſen vermag, ſeine Stellung 
vor die Behörde unterlaſſen; oder die auf ſolche Art angebotene ver— 
dächtige Waare an ſich bringen. 

23. Uebertretung der Gold- und Silberarbeiter, welche bei dem 
Verkaufsanbothe von geſchmolzenem Gold und Silber, das nicht mit 
den Namen eines andern befugten Gold- und Silberarbeiters bezeichnet 
iſt, den Verkäufer nicht anhalten, deſſen Stellung vor die Behörde 
nicht veranlaſſen, oder ſolches Gold und Silber an ſich bringen. | 

24. Uebertretung eines Jeden, der eine verdächtige Sache an ſich 
kauft oder darauf als auf ein Pfand leiht, oder denjenigen, der eine ver⸗ 
dächtige Sache zum Kaufe, oder um darauf zu leihen, anbietet, nicht 
anhält und ſeine Stellung vor die Behörde nicht veranlaßt. 

25. Uebervortheilung gegen Satzungen oder Taxordnungen. 

26. Verabredungen von Gewerbsleuten, Fabriks-Unternehmern 
oder Dienſtgebern, um eine Umänderung in den Arbeits- oder Lohn⸗ 
verhältniſſen zu erwirken, oder um den Preis einer Waare oder einer 
Arbeit zum Nachtheil des Publikums zu erhöhen oder zu ihrem eigenen 
Vortheile herabzuſetzen, oder um Mangel zu verurſachen. 

27. Verabredungen von Arbeitern, um ſich durch gemeinſchaſtliche 
Weigerung, zu arbeiten, oder durch andere Mittel einen höheren Lohn 
oder andere Bedingungen von ihren Arbeitsgebern zu erzwingen. 

28. Uebertretung der Gewerbsleute, die den Vorrath von Waaren 
nothwendiger Lebensbedürfniſſe verheimlichen oder zu verabfolgen ver 
weigern. 

29. Winkel⸗Verſatzgeſchäfte. 

30. Verſchulden von in Concurs verfallenen Schuldnern. 


VIII. 


Vergehen und Uebertretungen gegen die Sicherheit der Ehre, 
(88. 487 bis 499.) | 


241 
IX. | | 


Vergehen und Uebertretungen gegen die öffentliche Sittlichkeit. 
(58. 500 bis 525.) 


1. Unzucht zwiſchen voll⸗ und halbbürtigen Geſchwiſtern, mit den 
Ehegenoſſen der Eltern, der Kinder oder Geſchwiſter. | | 

2. Ehebruch. 

3. Entehrung einer minderjährigen Anverwandten durch einen 
Hausgenoſſen. 

4. Unzucht einer dienenden Frauensperſon mit einem minderjäh⸗ 
rigen im Hauſe lebenden Sohne oder Anverwandten. 

5. Entehrung unter Zuſage der Ehe. 

6. Eingehung einer geſetzwidrigen Ehe ohne Dispenſation. 

7. Unzucht als Gewerbe, wenn die Schanddirne durch die Deffent- 
lichkeit auffallendes Aergerniß gibt, junge Leute verführt, oder da ſie 
wußte, daß fie mit einer veneriſchen Krankheit behaftet war, dennoch 
ihr unzüchtiges Gewerbe fortgeſetzt hat. 

8. Unzüchtiges Gewerbe einer verheiratheten Perſon, Einwilligung 
des Mannes zu dem Schandgewerbe des Weibes und Antheilnahme an 
dem Erwerbe. 

9. Kuppelei, welcher ſich ſchuldig machen die: a) Schanddirnen 
zur Betreibung ihres unerlaubten Gewerbes bei ſich einen ordentlichen 
Aufenthalt geben; b) vom Zuführen ſolcher Perſonen ein Geſchäft 
machen; c) ſonſt ſich zu Unterhändlern in unerlaubten Verſtändniſſen 
dieſer Art gebrauchen laſſen. 

10. Unterſchleif zur Unzucht von Seite der Gaſtwirthe und ihrer 
Dienſtleute. 

11. Gröbliche und öffentliches Aergerniß verurſachende Verletzung 
der Sittlichkeit oder Schamhaftigkeit durch Druckſchriften, bildliche Dar- 
ſtellungen oder unzüchtige Handlungen. . 

12. Betteln nach mehrmaliger Betretung, bei Hang zum Müſſig⸗ 
gange und Fruchtloſigkeit der geſchehenen Abmahnung oder erſten 
Beſtrafung, oder bei Anwendung von Verſtellung körperlicher Gebrechen, 
Wunden und Krankheiten. 

13. Uebertretung der Eltern, die ihre Kinder unter 14 Jahren 
betteln laſſen und verleihen der Kinder zum Betteln. 
| 14. Spiel verbotener Spiele. 

15. Trunkenheit, wenn in folder eine Handlung verübt wurde, 
die auſſer dieſem Zuſtande als Verbrechen angerechnet würde; dann 
eingealterte Trunkenheit bei Handwerkern und Taglöhnern, die auf 
Dächern und Gerüſten arbeiten oder mit feuergefährlichen Gegenſtänden 
umzugehen haben; ſowie bei Dienſtperſonen, durch deren Fahrläſſigkeit 
leicht Feuer entſtehen kann. 

Andere größere Unſittlichkeiten, als: Diebſtähle und Verun— 
treuungen zwiſchen Verwandten, Verletzung der ehelichen Treue, thätige 
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Verletzungen ſchuldiger Ehrerbietung der Kinder gegen die Eltern, der 
Dienſtleute gegen die Dienſtherren und dergleichen ſind zwar, ſo lange 
ſie im Innern der Familie verſchloſſen bleiben, lediglich der häuslichen 
Zucht zu überlaſſen. Wenn aber dieſe Unordnungen ſo weit gehen, 
daß Eltern, Vormünder, Erzieher, Verwandte, Ehegenoſſen, Dienſtherren 
u. a. dgl. ſich bemüſſiget ſehen, die Hilfe der Behörden anzurufen, ſo 
werden ſie Uebertretungen gegen die öffentliche Sittlichkeit. 


ER 


Vierte Ubtherlung. 


Geſchäftsordnung für Gemeindekanzleien und Ausſchuß⸗ 
Sitzungen. Ueber den Wirkungskreis des Gemeinde⸗ 


Ausſchuſſes. Formularien. 
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Gef: häftsordnung für Gemeindekanzleien. 


Ordnung iſt die Seele des Wohlſtandes. Der Kaufmann muß 
ſein Geſchäft, der Handwerker ſein Gewerbe, der Oekonom ſeine Wirth⸗ 
ſchaft ordnungsmäßig betreiben. Reichbegüterte Familien ſind ihres Ver⸗ 
mögens durch deſſen unordentliche Gebahrung verluſtig geworden, während 
in armen Familien, wo ſich die kleine Wirthſchaft und der ganze Le⸗ 
bensgang nach einer vernünftigen und ſtrengen Ordnung bewegt, der 
Herr das tägliche Brod und den Schweiß der Arbeit ſegnet, der Gro— 
ſchen zum Gulden und dieſer allmählig zum Kapitale wächst. 

Die Ordnung in der kleinen Familie muß von ihrem Haupte, 
dem Familienvater, die Ordnung in der Familie größeren Maßſtabes, 
in der Gemeinde, von ihrem Haupte dem Gemeindevorſteher hergehalten 
werden. Die Gemeindeangelegenheiten müßen insbeſondere dort von 
dem Geiſte der Ordnung geleitet werden, wo alle ihre Fäden in einem 
Knotenpunkt zuſammen laufen. 

Ordnung ohne Schwerfälligkeit und Einfachheit ſei das Streben 
eines jeden Gemeindevorſtehers. 

Vor allem muß derſelbe bedacht ſein, ſich eine ordentliche Ge⸗ 
meindekanzlei einzurichten. Dieſelbe kann in dem Hauſe des Gemeinde⸗ 
vorſtehers oder in einem anderen Gebäude untergebracht werden, jeden⸗ 
falls erſcheint es räthlich, hiezu einen von der Wohnung des Gemeinde⸗ 
vorſtehers nicht zu weit abliegenden und von den Gemeindebewohnern 
mehr beſuchten Ort zu wählen, wozu ſich insbeſondere der Pfarrort 
eignet. Ein Zimmer dürfte in den meiſten Fällen genügen, wobei aber 
vor Allem auf Trockenheit wegen Aufbewahrung der Akten Bedacht zu 
nehmen iſt. a 

Auf der Außenſeite des Hauſes gegen die Straße zu iſt eine Ta⸗ 
fel mit der Aufſchrift: „Gemeindekanzlei“ anzuheften. 

Bei der inneren Einrichtung iſt auf die Abhaltung der Ausſchuß⸗ 
verſammlungen in der Gemeindekanzlei Bedacht zu nehmen, die deßhalb 
empfohlen wird, weil in den Sitzungen nicht ſelten Akten benöthiget 
werden, die in der Kanzlei eben zur Hand ſind. 
Ferrer iſt für ein ſicheres Arxeſtlokale Sorge zu tragen, welches 
licht, geräumig, trocken und heitzbar zu ſein hat. 
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Bei jedem Gemeindeamte ift die Führung eines Geſchäftsproto⸗ 
kolles (Einreichungs⸗Protokoll) unerläßlich. 

Das Geſchäftsprotokoll hat folgende Rubriken zu enthalten: Lau⸗ 
fende Zahl, Monat und Tag des Einlaufes, kurzer Inhalt des Ge— 
ſchäftsſtückes, Jahr, Monat und Tag der Erledigung, kurzer Inhalt 
der Erledigung und Bezeichnung des Aktes, wo das Stück zu finden iſt. 
(Regiſtraturs⸗Bezeichnung.) 

In das Geſchäftsprotokoll ſind die Eingaben der Parteien, die 
Zuſchriften, Erläſſe und Protokolle, dann die ſogenannten Amtsvor— 
träge, d. i. die Berichte, Schreiben und Erläſſe, die durch kein ſchon 
protokollirtes Geſchäftsſtück veranlaßt werden, einzutragen. 

Ueber Heimatſcheine, Ehekonſenſe u. dgl. ſind ohne Eintragung 
in das Geſchäftsprotokoll nur Vormerkungen zu pflegen. 

Protokolle, die im Laufe einer bereits anhängigen Verhandlung 
aufgenommen werden, Betreibungserläſſe, Sammlungsſtücke u. dgl. ſind 
ohne eigene Protokollsnummer, bloß mit Anführung der Zahl, worauf 
ſie ſich beziehen, und des Jahrganges zu bezeichnen. 

Geſetzes⸗ und Verordnungsblätter, Amtszeitungen u. dgl. gehören 
nicht in das Einreichungsprotokoll. Die Geſchäftsſtücke ſind nach der 
Zeitfolge des Einlangens einzutragen. 

Nach Eintragung des Geſchäftsſtückes iſt dasſelbe auf der Außen⸗ 
ſeite mit der entſprechenden Protokollszahl und mit dem Tage, Monat 
und Jahr des Einlangens zu bezeichnen. Das Geſchäftsprotokoll iſt 
für ein Jahr anzulegen und es ſind während der Dauer desſelben die 
Geſchäftsſtücke mit fortlaufenden Zahlen einzutragen. 

Am 31. Dezember iſt das Geſchäftsprotokoll abzuſchließen und es 
hat am 1. Jänner ein neues Protokoll mit der Zahl 1 zu beginnen. 
(Siehe Formulare 17 eines Geſchäftsprotokolles.) 

Der Gemeindevorſteher kann die Erledigung aller Geſchäftsſtücke 
ſelbſt beſorgen oder dieſelbe bezüglich einzelner Zweige der Geſchäfts— 
führung oder einzelner Geſchäftsſtücke mit den Gemeinderäthen theilen. 

Steht ein Gemeindebeamter in Verwendung, ſo hat derſelbe die 
ihm vom Gemeindevorſteher oder von den Gemeinderäthen zugewieſenen 
Geſchäftsſtücke zu bearbeiten. 

Nachdem der Gemeindevorſteher für die Geſchäftsführung verant⸗ 
wortlich iſt, ſo kann er die Conzepte (ſchriftliche Ausarbeitungen) än⸗ 
dern, oder kaſſiren und entweder zur Umarbeitung nach ſeinen Angaben 
zurück ſtellen oder das Geſchäftsſtück ſelbſt neu bearbeiten. 

Die eingelangten Geſchäftsſtücke erheiſchen jedoch nicht immer 
eine ſchriftliche Erledigung. Der Gemeindevorſteher hat ſich in feiner 
Amtsführung Schritt für Schritt Vereinfachung des Geſchäftsganges 
vor Augen zu halten und wo es immer möglich iſt, den mündlichen 
Weg zu betreten. | | 

Mit den Parteien ift demnach nur dann ein Protokoll aufzu⸗ 
nehmen, wenn ihr Anliegen nicht mündlich abgethan werden kann und 
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ſchriftliche Eingaben der Parteien können ſehr oft durch eine bloße Vor⸗ 
ladung und durch mündlichen Verkehr mit den Parteien ihre Erledigung finden. 
a Im letzteren Falle iſt die Erledigung auf dem Geſchäftsſtücke 
kurz anzudeuten, oder es iſt, wenn die Partei von ihrem Anſuchen über 
mündliche Vorſtellung abſteht oder es ſonſt thunlich erſcheint, die Ein⸗ 
gabe der Partei zurück zu ſtellen und dieß in der Rubrik „Erledigung“ 
des Geſchäftsprotokolles zu bemerken. 75 

Von einer ſchriftlichen Erledigung einer Parteieingabe kann jedoch 
niemals Umgang genommen werden, wenn der Partei der Rekurs an 
den Gemeindeausſchuß, an die k. k. Bezirks⸗ oder Landesbehörde oder 
an den Landesausſchuß vorbehalten iſt. 

Jede ſchriftliche Erledigung iſt kurz und bündig mit Vermeidung 
jeder Weitwendigkeit und Abweichung vom Gegenſtande zu verfaſſen. 
Verſchiedenartige Gegenſtände dürfen in einer Erledigung niemals zu⸗ 
ſammen gehäuft werden. 

Der Gemeindevorſteher erſtattet an die vorgeſetzten Behörden 
Berichte, er verkehrt mit Behörden, welchen er nicht unterſteht, und 
mit andern Gemeindevorſtehungen mittelſt Noten oder Schreiben, er 
richtet an unterſtehende Organe und Parteien Decrete (Erläſſe) oder 
Beſcheide. N 

Bei Eingaben an ein Miniſterium, an die Statthalterei, den Lan⸗ 
desausſchuß und an die Gerichtshöfe iſt ſich des Ausdruckes „hochlöb— 
lich“, (auch „hoh —,“ wie z. B. hohe Statthalterei, hoher Landesausſchuß) 
gegenüber anderen Behörden und Gemeindevorſtänden des Ausdruckes 

„löblich,“ im Verkehr mit geiſtlichen Behörden des Ausdruckes „hoch— 
würdig“ zu bedienen. 

; Bei Erläſſen an Parteien ift denſelben die übliche Titulatur zu 
geben. 

Von den Concepten ſind Reinſchriften zu veranlaſſen, erſtere ſind 
aufzubewahren und letztere hinauszugeben. Geringfügige Erledigungen, de⸗ 
ren Aufbewahrung überflüſſig erſcheint, können im Concepte hinaus ge⸗ 
langen, doch iſt ein ſolcher Vorgang im Geſchäftsprotokoll bei dem be⸗ 
treffenden Geſchäftsſtücke in der Rubrik „Erledigung“ mit einer kurzen 
Andeutung der Erledigung zu bemerken. hd! 

Berichte werden auf vierfach gebrochenen Bogen mit Leerlaſſung 
der linkſeitigen Spalten geſchrieben. Auf der rechten Spalte der Auſſen⸗ 
ſeite iſt die Behörde, an welche der Bericht erſtattet wird, der Gegen⸗ 
ſtand desſelben in Kürze, und wenn ein höherer Auftrag zu Grunde 
liegt, die Geſchäftszahl desſelben anzuführen. | 

Deerete werden erlaſſen, wenn die Eingabe zurückbehalten, Be⸗ 
ſcheide, wenn die Eingabe zugleich hinaus gegeben wird. 

Beſcheide oder Indorſate (Erledigungen auf der Rückfeite) werden 
auf der linken Auſſenſeite der zurück zu ſtellenden Eingabe oder eines 
halbbrüchig zuſammengebogenen Umſchlagbogens geſchrieben. Dieſelben 
bedürfen keiner Aufſchrift und es iſt das Organ oder die Partei, an 
die ſie gerichtet ſind, in der Erledigung ſelbſt zu bezeichnen. 
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Z. B. „Wird der Spital⸗Verwaltung mit dem Bemerken zurück⸗ 
gestellt, daß u. ſ. w.“ 

Auch kann ſich bei kurzen Berichten, dann bei kurzen Noten 
der Form von Indorſaten bedient werden, wenn die Geſchäftsſtücke zu⸗ 
gleich vorgelegt oder überſendet werden. 

Bei jeder Ausfertigung iſt oben links die Zahl des erledigten Ge⸗ 
ſchäftsſtückes beizuſetzen. Die Beilage von Geſuchen, Protokollen und 
anderen Akten iſt auf der linken Seite an der betreffenden Stelle mit 
dem Zeichen 7 oder mit dem Buchſtaben A, bei weiteren Beilagen mit 
doppelten oder mehr Strichen und Punkten (% /:) oder mit den 
folgenden Buchſtaben des Alphabetes zu bezeichnen. 

Die Reiaſchrift iſt mit dem Concepte durch vergleichendes Ableſen 
(Colla tioniren) zu erproben und ſodann vom Gemeindevorſteher zu un⸗ 
terfertigen. Iſt Letzterer verhindert oder abweſend, oder deſſen Stelle 
unbeſetzt, ſo hat der zur Stellvertretung berufene Gemeinderath die Aus⸗ 
fertigung mit dem Beiſatze „In Verhinderung“ oder „In Abweſenheit“ 
oder „In Ermanglung“ des Gemeindevorſtehers zu unterſchreiben. 

Die Zuſtellungen haben durch den Gemeindediener, durch Boten 
oder durch die Poſt zu geſchehen. 

Die durch die Poſt zu verſendenden Akten ſind dem Poſtamte 
gegen Beſcheinigung zu übergeben. 

Für andere Zuſtellungen iſt ein Zuſtellungsbuch anzulegen, welches 
folgende Rubriken zu enthalten hat: 

1. Geſchäftszahl; 

2. an wen die Zuſtellung geht (Behörde, Gemeindeamt, Anſtalt, 
Partei); 

3. Tag der Zuſtellung; 

4. Unterſchrift des Empfängers. 

Siehe Formulare 18.) 

Zuſtellungen von wichtigen Erledigungen, insbeſondere von Ent⸗ 
ſcheidungen, die einer Berufung unterliegen, an Parteien in fremden 
Gemeindebezirken ſind durch die Gemeindevorſtehung dieſer Bezirke zu 
veranlaſſen. 

Die Erledigung iſt an die betreffende Gemeindevorſtehung mit 
einem kurzen Schreiben unter Anſchluß eines Empfangſcheines mit dem 
Erſuchen zu leiten, letzteren mit der Beſtätigung der Partei über die 
erfolgte Zuſtellung zurück zu ſenden. | 

Die Concepte und alle Geſchäftsſtücke und Beilagen, welche nicht 
an Behörden oder Parteien hinaus gegeben werden, ſondern im Amte 
zu verbleiben haben, ſind in der Gemeindekanzlei aufzubewahren. 

Die Sammlung dieſer Akten wird Regiſtratur genannt. 

Bei kleinen Gemeinden, wo wenig Geſchäftsſtücke vorkommen, 
find dieſelben in zwei Abtheilungen bezüglich des ſelbſtſtändigen und 
übertragenen Wirkungskreiſes nach der Reihe ihrer Geſchäftszahlen zu 
hinterlegen. Spätere Geſchäftsſtücke, die mit einem früheren im Zuſam⸗ 
menhange ſind, dürfen jedoch nicht getrennt, ſondern müſſen zum erſten 
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Geſchäftsſtücke, zu ihrer Stammnummer gelegt werden. Letztere iſt auf 
jedem ſpäteren Geſchäftsſtücke unter oder neben der Geſchäftszahl und 
zugleich in der letzten Rubrik „Regiſtraturs-Bezeichnung“ des Geſchäfts— 
protokolles zu bemerken. Wenn die Stammnummer in ein früheres 
Jahr zurückgreift, ſo iſt dasſelbe im Geſchäftsprotokoll anzuführen. 

| In Gemeinden mit einem größeren Geſchäftsumfange muß die 
Regiſtratur nach mehreren Geſchäftszweigen abgetheilt werden. 

Es kann hiebei über jeden Zweig des felbſtſtändigen Wirkungs- 
kreiſes eine beſondere Abtheilung errichtet, oder es können einige dieſer 
Geſchäftszweige zu Einer Abtheilung verbunden werden. Jede Abthei— 
lung iſt mit einem Buchſtaben zu bezeichnen. Der zur Aufbewahrung 
der Akten beſtimmte Schrank hat ſo viele Fächer zu enthalten, als der 
angenommene Regiſtratursplan Abtheilungen enthält. Die einzelnen 
Fächer find mit den Buchſtaben der betreffenden Abiheilungen als Auf— 
ſchrift zu markiren und es ſind in jedem Fache die dahin gehörigen 
Akten in der Reihenfolge der Zahlen des Geſchäftsprotokolles einzulegen. 
Wenn mehrere denſelben Gegenſtand betreffende Geſchäftsſtücke vorkom— 
men, ſo müſſen die ſpäteren zu ihrer Stammnummer gelegt und es 
muß dieſelbe mit dem Jahrgange im Geſchäftsprotokolle bemerkt werden. 

Nach Erledigung eines Geſchäftsſtückes iſt der Buchſtabe der Ab— 
theilung, in welcher das Stück nach ſeinem Gegenſtande zu hinterlegen 
iſt, auf dem Concepte und in der letzten Rubrik des Geſchäftsprotokolles 
zu bezeichnen. 

Akten von beſonderer Wichtigkeit, werthvolle Originalurkunden 
u. dgl. können abgeſondert aufbewahrt werden, doch iſt hierüber im Ge— 
ſchäftsprotokolle die erforderliche Vormerkung zu pflegen. 

Je nach dem Umfange der Geſchäfte können die Faszikeln (Abthei— 
lungen) alle Jahre, oder alle zwei, drei oder vier Jahre (Regiſtraturs⸗ 
Periode abgeſchloſſen werden. Dieſer Abſchluß muß aber in der ganzen 
Regiſtratur gleichmäſſig durchgeführt und es darf nicht der eine Faszikel 
jährlich und ein anderer alle zwei Jahre u. ſ. f. abgeſchloſſen werden. 

Den Gemeinden muß überdieß ſehr empfohlen werden, über alle 
während einer Regiſtratursperiode hinterlegten Akten ein alphabetiſches 
Nachſchlageregiſter (Index, Repertorium) zu führen. | 

Dasſelbe iſt mit drei Rubriken anzulegen. 

Die erſte Rubrik hat die Schlagworte der Geſchäftsſtücke nach den 
Namen der betreffenden Perſon und des Gegenſtandes zu enthalten. 

In der zweiten Rubrik ſind die Geſchäftszahlen aller denſelben 
Gegenſtand berührenden und unter der nämlichen Stammnummer hin- 
terlegten Geſchäftsſtücke erſichtlich zu machen. 

Halt Die dritte Rubrik hat die Regiſtraturs-Bezeichnung zu ents 
alten. 

Jedes als Normale anzuſehende Geſchäftsſtück iſt als ſolches im 
Index durch Beifügung des Wortes „Normale“ in der dritten Rubrik 
zu bezeichnen. Zur leichteren Ueberſicht der Normalien iſt zugleich das 
Hauptſchlagwort „Normalien“ zu eröffnen und es ſind daſelbſt alle im 
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Laufe der Regiſtraturs-Periode vorkommenden Normalien mit kurzer 
Bezeichnung des Gegenſtandes, der Geſchäftszahl und der Regiſtraturs— 
Bezeichnung zuſammen zu ſtellen. 

Wenn Akten ausgehoben und nicht fogleich zurückgeſtellt werden, 
ſo iſt an ihrer Stelle ein Empfangsſchein zu hinterlegen. 

Nach Ablauf von je zehn Jahren ſind zur Vermeidung von An— 
häufung überflüſſiger Regiſtratursakten die ganz entbehrlich gewordenen 
Akten auszuſcheiden und zu vertilgen. 


— — 


Geſchüſtsordnung für Gemeindeausſchuß⸗ Sitzungen. 


Die Gemeindeordnungen enthalten geſetzliche Beſtimmungen über 
die Geſchäftsordnung in den Gemeindeausſchuß Sitzungen, bezüglich wel— 
cher wir im Nachſtehenden nähere und praktiſche Erläuterungen geben. 

Die Berufung zu einer Ausſchußverſammlung erfolgt durch den 
Gemeindevorſteher oder in Verhinderung desſelben durch deſſen Stell— 
vertreter nach Maßgabe des Bedürfniſſes, aber wenigſtens einmal in 
jedem Vierteljahre. Der Gemeindevorſteher muß hier von einer richti— 
gen Würdigung der gegebenen Verhältniſſe geleitet werden, er wird 
in einer Bauerngemeinde zur Schnittzeit die Ausſchußmänner verſcho— 
nen, wenn nicht Dringlichkeitsfälle ihre Verſammlung erheiſchen, er 
wird durch verzögerte Berufungen die vom Ausſchuſſe zu erledigenden 
Gegenſtände zum Nachtheile der Parteien und des Gemeinwohles nicht 
anhäufen laſſen, er wird mit verſtändigem Blicke den Zeitpunkt wahr— 
nehmen, wo eine Berufung thunlich und nothwendig erſcheint. 

Die Berufung kann am beſten durch eine Vorladungsliſte ge— 
ſchehen. (Siehe Formulare 20.) | 

Als zweckmäßig muß empfohlen werden, auf der Vorladungsliſte 
die zur Berathung kommenden Sitzungsgegenſtände in Kürze zu be— 
zeichnen. f 

5 Nachdem jede Ausſchuß-Verſammlung, der eine Berufung nicht 
zu Grunde liegt, als ungeſetzlich zu betrachten iſt und die gefaßten Be— 
ſchlüſſe ungiltig ſind, ſo hat der Gemeindevorſteher die Vorladungsliſte 
wohl zu verwahren und fie am Schluſſe der Verſammlung dem Sitzungs- 
protokolle beizulegen. 5 f 7 

Sobald zur beſtimmten Stunde die beſchlußfähige Anzahl der Aus— 
ſchuß⸗, reſp. Erſatzmänner anweſend iſt, begeben ſich dieſe auf ihre Sitze. 

Der Gemeindevorſteher, oder in ſeiner Verhinderung der ſtellver— 
tretende Gemeinderath, nimmt den Vorſitz am oberen Ende des Raths— 
tiſches ein. | 

5 Nach Eröffnung der Sitzung gelangen die einzelnen Gegenſtände 
zur Berathung, welche vom Gemeindevorſtande vorbereitet ſein können, 
oder bezüglich welcher von einzelnen Mitgliedern der Gemeindevertre— 
tung dem Gemeindevorſteher ſchon früher beſtimmte Anträge angezeigt 
wurden. Dieſe Gegenſtände bilden die Tagesordnung der Sitzung und 
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fie gelangen nach einer von dem Vorſitzenden zu beſtimmenden Reihe— 
folge zur Verhandlung. 

Iſt der Gegenſtand vom Gemeindevorſtande vorbereitet, ſo wird 
er von einem Mitgliede desſelben zum Vortrage gebracht, welcher Be— 
richterſtatter (Referent) in dieſer Angelegenheit iſt. Fernere Anträge 
der Tagesordnung hat der Antragſteller zum Vortrage zu bringen. 

Nach beendetem Vortrage ſteht es jedem Mitgliede frei, darüber 
ſeine Bemerkungen zu machen. Der Vorſitzende muß aber hier eine 
beſtimmte Ordnung einhalten, damit die Verhandlung nicht in ein bun— 
tes Durcheinander ausarte. Sobald der Vortrag geendet iſt, wird der 
Vorſitzende die Frage ſtellen, ob Jemand hierüber eine Bemerkung 
wünſche. Die Reihenfolge der Sprecher richtet ſich nach der Ordnung, 
in welcher ſich dieſelben gemeldet haben. 

Keinem Redner ſoll in der Verhandlung über einen und denſelben 
Gegenſtand das Wort öfter als zweimal, dem Berichterſtatter ſoll aber 
das letzte Wort geſtattet werden. Abgeordnete des Landesausſchuſſes 
oder der Bezirksbehörde, die in der Ausſchußverſammlung erſcheinen, 
können jederzeit das Wort ergreifen. 

Der Vorſitzende hat jede Unterbrechung eines Redners zu verweh— 
ren und dem nächſten Redner erſt dann das Wort zu geſtatten, wenn 
jener geendet hat. 

Wenn ein Redner von dem Gegenſtande der Verhandlung ab— 
weicht, fo hat ihn der Vorſitzende zur Sache, wenn er ſich beleidi— 
gend und unanſtändig benimmt, zur Ordnung zu rufen. Bei fort— 
geſetzter Verletzung des Anſtandes kann der Vorſitzende dem Sprecher 
das Wort ganz entziehen. \ 

Die einzelnen Sprecher können bloße Bemerkungen machen, oder 
beſtimmte eigene Anträge ſtellen. Unter dieſen unterſcheiden wir fol— 
gende: | | 

Vertagungsantrag, welcher die Verlegung der Verhandlung und 
Schlußfaſſung auf eine ſpätere Sitzung bezweckt. Antrag auf Ueber— 
gang zur Tagesordnung, d. i. den nächſten Gegenſtand der Tagesord— 
nung in Verhandlung zu nehmen, ſomit in den Hauptantrag des Be— 
richterſtatters nicht weiter einzugehen und dieſen als gefallen zu be— 
trachten. | | 

Abänderungs⸗ oder Verbeſſerungsantrag, wodurch der Hauptan— 
trag geändert oder verbeſſert werden ſoll. Zuſatzantrag, wodurch der 
Hauptantrag unverändert bleiben und nur einen Zuſatz erhalten ſoll. 

Ueber einen Vertagungsantrag muß ſogleich abgeſtimmt werden. 
Wird derſelbe angenommen, ſo hat der Gegenſtand in einer ſpäteren 
Sitzung zur Verhandlung zu kommen und entfällt bis dahin jede wei— 
tere Verhandlung. Bei Nichtannahme des Vertagungsautrages gelangt 
der Antrag auf Uebergang zur Tagesordnung zur Abſtimmung, mit deſ— 
ſen Annahme die übrigen Anträge fallen. 

Bleibt jedoch dieſer Antrag in der Minorität (Minderheit der 
Stimmen) jo wird der Abänderungs-⸗ oder Verbeſſerungsantrag zur 
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Abſtimmung gebracht und erft nach deſſen Verwerfung iſt über den 
Hauptantrag abzuſtimmen. Nach Annahme des Hauptantrages wird mit 
der Abſtimmung über den Zuſatzantrag geſchloſſen. 

Zu einem giltigen Beſchluſſe iſt die abſolute Stimmenmehrheit 
der anweſenden Ausſchußmitglieder erforderlich. 0 

Man unterſcheidet zwiſchen abſoluter und relativer Stimmen⸗ 
mehrheit. 

Erſtere iſt vorhanden, wenn der Antrag mehr als die Hälfte der 
abgegebenen Stimmen erhält. Von 9 Stimmen iſt die abfolute Mehr⸗ 
heit fünf, von 10 und 11 ſechs, von 12 ſieben u. ſ. w. ; 

Wenn es ſich bei der Abſtimmung gleichzeitig um mehrere Frage 
punkte handelt und nicht die Mehrheit der Hälfte, ſondern lediglich die 
größte Stimmenzahl vor den anderen den Ausſchlag gibt, ſo wird die⸗ 
ſelbe die relative Stimmenmehrheit genannt. Es würden z. B. unter 
12 Stimmen 5 auf A, 4 auf B und 3 auf C entfallen, fo hätte A 
nicht die abſolute, wohl aber die relative Stimmenmehrheit. 

In den Ausſchußſitzungen dürfen nicht zwei Anträge gleichzeitig 
zur Abſtimmung gebracht werden, die Mitglieder haben ſich nur über 
einen beſtimmten Antrag für oder gegen auszuſprechen. Hier muß jo> 
nach die abſolute Stimmenmehrheit entſcheiden. Bei Gemeindewahlen 
hingegen iſt Derjenige als gewählter Ausſchuß- oder Erſatzmann zu 
betrachten, welcher die relative Stimmenmehrheit für ſich hat. 

Der Vorſitzende ſtimmt nur bei gleichgetheilten Stimmen und gibt 
mit ſeiner Stimme den Ausſchlag. Wenn der Vorſitzende einen Antrag 
ſtellt, ſo hat an ſeiner Stelle der erſte Gemeinderath nur bei gleichge— 
theilten Stimmen an der Abſtimmung Theil zu nehmen. 

Sobald die Tagesordnung erſchöpft iſt, ſteht es jedem einzelnen 
Mitgliede frei, einen ſelbſtſtändigen Antrag zu ſtellen, welcher auf die 
Tagesordnung der nächſten Verſammlung geſetzt, oder worüber bei min- 
derer Erheblichkeit gleich abgeſtimmt werden kann. Dringlichfeitsan- 
träge ſind in derſelben Sitzung auf die Tagesordnung zu ſtellen und 
ohne Verzug in Verhandlung zu nehmen. N 

Jedem Mitgliede der Gemeindevertretung iſt zugleich geſtattet, an 
den Gemeindevorſtand Fragen zu ſtellen zur Ertheilung von Aufflärun- 
gen oder zur Rechtfertigung einer Verfügung. Der Vorſitzende iſt ver⸗ 
pflichtet, eine ſolche Interpellation zu beantworten, doch kann er die 
Beantwortung, im Falle er ſich nicht hinreichend vorbereitet fühlt, auf 
eine der nächſten Sitzungen verſchieben. | 

In welcher Ausdehnung die Protokolle zu verfaſſen feien, hat 
der Ausſchuß zu beſtimmen. Das Protokoll kann die Begründungen, 
und alle Anträge und Beſchlüſſe mit Inbegriff der ablehnenden enthal⸗ 
ten, es kann ein treuer Spiegel der ganzen Verhandlung fein, es kann 
ſich aber auch nur auf die auszuführenden Beſchlüſſe und auf die Auf⸗ 
nahme derjenigen Meinungen beſchränken, deren Aufzeichnung ausdrück— 
lich verlangt wird. 
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Wenn nicht die Verhältniſſe größere Weitwendigkeit erheifchen, ſo 
empftehlt ſich Kürze nach dem Grundſatze möglicher Vereinfachung des 
Geſchäftsganges, die in jeder Gemeinde anzuſtreben iſt. 

Der Ausſchuß wählt für eine Periode, z. B. für die Dauer eines 
Jahres, den Schriftführer aus ſeiner Mitte, oder er beſtimmt hiezu 
einen Gemeindebeamten oder ein anderes ſchreibkundiges Individuum in 
der Gemeinde. 5 

Der Schriftführer iſt jedoch von der Abſtimmung ausgeſchloſſen, 
wenn er nicht zu den Mitgliedern der Gemeindevertretung zählt. Wenn 
das Sitzungsprotokoll nicht in derſelben Sitzung verfaßt und vorgeleſen 
wird, ſo muß es in kürzeſter Friſt angefertiget und in der nächſten 
Sitzung vorgeleſen werden. 


(Siehe Formularien 25 und 26 über Sizungsprotokolle des Ge— 
meindeausſchuſſes.) 


Ueber den Wirkungskreis des Gemeindeausſchuſſes. 


Wir geben hier einige inſtructive Bemerkungen bezüglich des 
Wirkungskreiſes des Gemeindeausſchuſſes. 

In den §§. 2, 3 und 4 der Gemeindeordnungen von Oberditer- 
re ich und Salzburg iſt der geſetzmäßige Weg vorgezeichnet, auf welchem 
eine Vereinigung, Trennung oder Aenderung in den 
Grenzen der Ortsgemeinden eintreten kann. 


Die Gemeindevertretungen werden nicht ſelten in die Lage kommen, 
ſich in der einen oder andern Richtung auszuſprechen. 


Nach dem prov. Gemeindegeſetze vom Jahre 1849 konnten eine 
zelne Gemeinden bei dem Abgange der Mittel zur Erfüllung ihrer ge» 
ſetzlichen Pflichten mit andern zu einer einzigen Ortsgemeinde verei— 
niget werden. | 

Die neue Gemeindeordnung hat von einer zwangsweiſen Zuſam— 
menlegung der Gemeinden Abſtand genommen, indem eine Vereinigung 
wider den Willen der Gemeinden nicht ſtattfinden darf. 


Größere Gemeinden können durch Vereinigung ihres Vermögens 
und ihrer Laſten mit jenem ergiebiger gebahren und dieſe erleichtern; 
ſie können nach jeder Richtung förderlicher auf das Wohl der ganzen 
Gemeinde und ihrer einzelnen Bewohner Einfluß nehmen. In der Zu— 
ſammenfügung kleinerer Gemeinden liegt ſomit ein weſentlicher Hebel 
eines gedeihlichen Gemeindelebens. 

Ein richtiges Verſtändniß der eigenen Intereſſen wird die &- 
meinden dahin führen, dort, wo die Verhältniſſe eine Vereinigung wün⸗ 
ſchenswerth erſcheinen laſſen, dieſelbe im geſetzmäßigen Wege anzuſtreben. 
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Wir nehmen z. B. die beiden Gemeinden A. und B, von welcher 
jene 500 und dieſe nur 400 Seelen umfaßt. Die Größe der Laſten 
gegenüber der geringen Leiſtungsfähigkeit, die nachbarliche Berührung 
und die Gemeinſchaftlichkeit mancher Intereſſen ſind Anziehungspunkte, 
welche den Wunſch nach Vereinigung endlich zur Reife bringen und es 
einigen ſich beide Gemeinden, mit Aufgebung ihrer bisherigen geſon— 
1 Selbſtſtändigkeit ihre Gebiete zu Einem Gemeindekörper zuſammen 
zu legen. 


Zur Ausführung dieſer Vereinigung müſſen die Gemeinden vor 
Allem über den Beſitz und Genuß ihres Eigenthumes, ihrer Anſtalten 
und Fonde ein Uebereinkommen treffen. 


Die hierüber zwiſchen beiden Gemeinden gepflogene Verhandlung 
führt zu folgendem Ergebniſſe: Die Waſſerleitung und ein Wal deomplex 
der Gemeinde A wird als Sondervermögen erklärt, von deſſen Genuß 
und Laſten die Gemeinde B ausgeſchloſſen bleibt. Bezüglich des übrigen 
Eigenthumes jeder einzelnen Gemeinde (Armenhaus, Feuerlöſch-Re⸗ 
quiſiten, u. dgl.) ſowie der ſämmtlichen Laſten wird volle Ge— 
meinſchaftlichkeit der zuſammengelegten Gemeinden vereinbart. Das 
diesfällige Uebereinkommen iſt mit genauer Auseinanderſetzung zu Pro— 
tokoll zu nehmen und dieſes von den Vertretungen beider Gemeinden 
zu unterfertigen. 


Das Protokoll iſt ſodann dem Landesausſchuſſe vorzulegen, in 
deſſen Wirkungskreis die Bewilligung der angeſtrebten Vereinigung ge— 
legen iſt. 

§. 2 der Gemeindeordnung knüpft dieſe Bewilligung an die Be— 
dingung, daß die Statthalterei aus öffentlichen Rückſichten dagegen 
keine Einwendung erhebe. Im Geſetze ſelbſt wird ein Umſtand bemerkt, 
bei deſſen Vorhandenſein die Zuſammenlegung unzuläſſig erſcheint. Nach 
§. 2 der Gemeindeordnung können ſich nämlich zwei oder mehrere 
Ortsgemeinden desſelben politiſchen Bezirkes vereinigen; Gemeinden 
in verſchiedenen politiſchen Bezirken iſt demnach eine Vereinigung nicht 
geſtattet. Uebrigens ſcheint auch hier eine Ausnahme Platz greifen zu 
können, ſobald durch die Vereinigung die Grenzen der politiſchen Amts- 
gebiete nicht weſentlich verrückt werden. 

Bei erhobenen Einwendungen der Statthalterei, wodurch eine be— 
abſichtigte Vereinigung verhindert wird, iſt der Rekurs an das Staats- 
miniſterium offen gelaſſen. 

Zur Vereinigung genügt die Bewilligung des Landesausſchuſſes, 
die Trennung hingegen erfordert nach §. 3 der Gemeindeordnung ein 
Landesgeſetz, das iſt die Bewilligung des Landtages und die allerhöchſte 
Genehmigung des Monarchen. 


»Wie im Staatsleben fo auch in der Gemeinde regt ſich der Son— 
dergeiſt, der an den Pfeilern des gemeinſamen Hauſes rüttelt und dieſes 
endlich zerſtört, wenn feiner zerſetzenden Thätigkeit nicht wirkſam be⸗ 
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gegnet wird. Perſönliche Gehäſſigkeit, Privatintereſſen, Standesunter⸗ 
ſchied und ſo viele moraliſche Einflüſſe und thatſächliche Verhältniſſe 
befruchten den Boden, auf welchem der Sondergeiſt üppig emporwuchert. 

Uebrigens kann auch dieſer und das Streben nach Trennung 
ſeine volle Berechtigung finden. Wo das Band gemeinſamer In— 
tereſſen gänzlich mangelt, wo das Intereſſe eines Theiles der Gemeinde 
durch das drückende Uebergewicht des anderen Tbeiles ſehr benachthei- 
liget wird, wo die Zwieſpältigkeit in der Gefährdung des Gemein— 
wohles wurzelt und eine Trennung der vereinigten Gemeinden zum 
off enbaren Vortheile derſelben gereicht, dort wird das Streben nach 
Trennung räthlich erſcheinen und es wird den Gemeinden auf dieſem 
Wege die Geſetzgebung nicht hindernd entgegen treten. Ein gewaltſames 
Zuſammenhalten von Gemeinden, deren Vereinigung ihre gedeihliche 
Entwicklung hemmt, deren Pulſe erſt wieder frei und kräftig ſchlagen, 
wenn ſie des unnatürlichen Verbandes entlediget ſind, kann nicht in 
der Abſicht der Geſetzgebung gelegen ſein. 

Wir nehmen z. B. die beiden Kataſtralgemeinden C und D, jene 
mit 2500 und dieſe mit 1206 Seelen wären ſeit dem Jahre 1850 
vereiniget. Jede dieſer Gemeinden bildet für ſich eine eigene Pfarr— 
und Schulgemeinde, C iſt ein geſchloſſener Induſtrialort, D eine aus- 
gedehnte Bauerngemeinde, deren Centralpunkt von der Steuergemeinde 
C weit entlegen iſt. Dieſe Gemeinden entbehren zudem jedes gemein— 
ſamen Intereſſes, beide ſind wohlhabend, jede iſt im Beſitze der Mittel 
zur Erfüllung der aus dem übertragenen Wirkungskreiſe erwachſenen 
Verpflichtungen, in beiden Gemeinden drängt die allgemeine Stimmung 
nach Trennung und abgeſonderter Conſtituirung. 


Hier wird das Streben nach Trennung durch die dargeſtellten 
Verhältniſſe vollſtändig gerechtfertiget. 


Wie der Vereinigung ein Uebereinkommen über den Beſitz und 
Genuß des Eigenthumes, der Anſtalten und Fonde der Gemeinden vor— 
aus zu gehen hat, ſo muß auch der Trennung eine vollſtändige Ausein— 
anderſetzung des gemeinſchaftlichen Vermögens und Gutes und der ge— 
meinſchaftlichen Laſten vorhergehen. In genauer und beſtimmteſter 
Weiſe muß feftgeftellt werden, welcher Theil des Vermögens in Zukunft 
dieſer und welcher jener Gemeinde angehören, wie die bisherige gemein- 
ſchaftliche Belaſtung getheilt werden ſoll. 

Die Theilung einer Realität kann durch Verkauf und verhältniß— 
mäßige Theilung des Erlöſes, oder durch Hinausbezahlung eines Theil— 
betrages des Schätzungswerthes an jene Gemeinde, welcher der Beſitz 
der Realität nicht anheim fällt, in Vollzug geſetzt werden. 

Sobald in dieſer Beziehung eine vollſtändige Einigung erzielt 
worden iſt, hat die Vertretung der Ortsgemeinde das Trennungsgeſuch 
unter Anſchluß des Theilungsaktes dem Landesausſchuß zu überreichen, 
welcher ſich mit der Statthalterei in das Einvernehmen ſetzen und das 
Geſuch in der nächſten Landtagsverſammlung zur Vorlage bringen wird. 
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Bezüglich des Geme indehaushaltes wurde in der II. Ab⸗ 
theilung dieſes Buches des Näheren geſprochen. 

Nach §. 29 der G. O. von Oberöſterreich und §. 32 der Salzb. 
G. O. hat der Ausſchuß dem Gemeindevorſtande zur Be⸗ 
ſorgung der ihm obliegenden Geſchäfte das entſplre⸗ 
chende Perſonale beizugeben. 

Aus der praktiſchen Anwendung des Gemeinde⸗Geſetzes und aus 
den zu erlaſſenden näheren Beſtimmungen bezüglich des übertragenen 
Wirkungskreiſes muß ſich erſt eine klare Anſchauung über die Geſammt⸗ 
heit der künftigen gemeindeämtlichen Thätigkeit und über das Maß der 
Nothwendigkeit von Gemeindebeamten und Gemeindedienern ergeben. 

Die Gemeindevertretungen werden ſehr bald von ſelbſt heraus 
fühlen, ob fie die Geſchäftsmaſchine mit eigener Hand zu führen ver- 
mögen, oder ob ſie hiezu der Mitwirkung von Beamten bedürfen. 

Wird die Beſtellung eigener Beamten und Diener für nothwen- 
dig erkannt, ſo beſchließt der Ausſchuß über die Zahl und Bezüge 
derſelben. 

Den Gemeinden muß hier nachdrücklichſt an das Herz gelegt wer- 
den, ſich bei Bemeſſung der Bezüge nicht von engherzigen Grundſätzen 
allzu großer Sparſamkeit leiten zu laſſen. 

Bei ſchlechter Beſoldung wird die Gemeinde keine entſprechenden 
Kräfte gewinnen und wenn ihr der Zufall auch ſolche zuführen ſollte, 
fo iſt keine Bürgſchaft für Berufseifer und tüchtige Dienſtleiſtung vor- 
handen. Die Gemeinde muß in ihrem eigenen Intereſſe bedacht ſein, 
ihren Beamten in einer Weiſe zu entlohnen, daß dieſer mit ganzer 
Kraft und Hingebung ſeinen Pflichten vollſtändig zu genügen im 
Stande iſt. 

Auch kann die Gemeinde von ihrem ſchlecht beſoldeten Diener 
treue und eifrige Dienſtleiſtung kaum gewärtigen. 

Neben dem Bezuge hat ſich der Ausſchuß über die Benennung 
auszuſprechen. In Gemeinden, wo kein größeres Perſonale beſteht, iſt 
die landesübliche Benennung eines Gemeindebeamten: „Kanzelliſt“, 
„Aktuar“ oder „Secretär“. 

Die Diener der Gemeinden erhalten in der Regel eine ihre ſpe⸗ 
zielle Dienſtleiſtung bezeichnende Benennung: „Gemeinde-Polizeidiener“, 
„Waldaufſeher“, „Feldhüter“, „Flurenwächter“, „Wegmacher“, „Nacht⸗ 
wächter“ u. ſ. w. 

Die Gemeinde wird ein geeignetes Mittel zur Anſpornung des 
Pflichteifers finden, wenn ſie nach längerer entſprechender Dienſtleiſtung 
den Gehalt erhöht. N | 

Der Gemeinde-Ausſchuß hat zugleich zu beſchließen, ob das Dienft- 
verhältniß nach vorher gegangener Aufkündung der Gemeindevertretung 
oder des Bedienſteten jederzeit gelöst werden könne, oder ob dem Be⸗ 
dienſteten eine bleibende Anſtellung geſichert werden ſoll, bei welcher der 
Beamte oder Diener nur in dem Falle entlaſſen werden kann, wo ein 
Beamter oder Diener des Staates oder Landes entlaſſen würde. 
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Die Gemeinde kaun keiner treuen gewiſſenhaften Pflichterfüllung 
ſicher ſein, wenn der Beamte den Launen des jeweiligen Gemeindevor— 
ſtehers preis gegeben iſt, wenn er die Kündung des Dienſtvertrages 
ſtündlich zu gewärtigen hat. 

Den ihres Dienſtes entlaſſenen Beamten öffnet ſich nicht ſo leicht eine 
anderweitige Bedienſtung, nur wenige behaupten im Unglücke ihre mora— 
liſche Kraft, die Mehrzahl ſucht durch Winkelſchreiberei oder durch an— 
dere ungeſetzliche Mittel ſich und den Angehörigen das tägliche Brod 
zu verſchaffen. 

Entlaſſene Gemeindediener werden unſchwer eine weitere ange— 
meſſene Beſchäftigung finden, hier tritt die Nothwendigkeit einer blei— 
benden Anſtellung nicht in der Weiſe, wie bei den Beamten hervor. 

Die Gemeinde kann ferner ohne Unbilligkeit ihren alten treu er— 
probten Beamten oder Diener nach langjähriger Ausnützung ſeiner 
Kräfte nicht mit einem Armenbeitrage abfertigen oder in ihr Pfründner— 
haus weiſen, ſie kann ſeine hinterlaſſene Witwe nicht dem Nothſtande 
überlajjen. 

Den Gemeinden muß demnach ſehr empfohlen werden, ihre Be— 
dienſteten bezüglich der Penſionirung den Beamten und Dienern des 
Staates oder Landes gleich zu halten. 

Die Verleihung der Beamtenſtellen hat in der Regel im Wege 
der Ausſchreibung zu geſchehen, die in öffentlichen Blättern einzu— 
ſchalten iſt. 

Bei Verleihung von Dienerſtellen kann von einer Concurs-Aus⸗ 
ſchreibung Umgang genommen werden. 

Mit der kaiſ. Verordnung vom 19. December 1853, (Landesge⸗ 
ſetzblatt vom Jahre 1853, Seite 707) wurde den Gemeinde-Organen 
zur Pflicht gemacht, bei den von ihnen zu beſetzenden Dienerſtellen ge» 
diente Unterofficiere und Gemeine des kaiſ. Heeres zu berückſichtigen 
und es find insbeſondere zu den Stellen des Feld- und Waldaufſichts⸗ 
des unteren Markt⸗, Straſſen⸗ und Sicherheits-Perſonales vorzugsweiſe 
gediente Unterofficiere oder ſonſt gediente Militärs zu wählen. Kommen 
dieſe Stellen zu beſetzen, ſo hat ſich die betreffende Gemeinde wegen 
Namhaftmachung eines geeigneten Individuums aus dem Militärſtande 
im dienſtlichen Wege an den Landeschef zu wenden. 

Durch Hinweiſung auf dieſe kaiſ. Verordnung ſoll jedoch keines— 
wegs eine Verpflichtung der Gemeinden zur Verleihung ihrer Diener: 
ſtellen in der angeführten Weiſe behauptet werden, indem dieſelbe der 
Gemeinde⸗Autonomie zu widerſprechen ſcheint. 

Bezüglich der Gemeindebeamten iſt eine Beeidigung wohl nicht 
geſetzlich vorgeſchrieben, jedoch anzurathen. 

Der Dienſteid iſt vor dem verſammelten Ausſchuſſe in die Hände 
des Gemeindevorſtehers oder ſeines Stellvertreters abzulegen. ö 
Hiebei kaun ſich wie bei gerichtlichen Eidablegungen eines Kruzi— 
fixes und zweier brennender Wachskerzen bedient werden, doch kann die 
Ablegung des Dienſteides auch ohne dieſer Gegenſtände erfolgen. Wäh⸗ 
Scheda's Hilfsbuch. 17 


vor 
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rend der Beeidung hat das ſämmtliche im Zimmer anweſende Perfonale 
aufzuſtehen, Stillſchweigen zu beobachten und ſich ſo zu betragen, wie 
es der heilige Akt erfordert. N 1 

Der Gemeindevorſteher verliest die Eidesformel, dieſelbe iſt von 
dem Schwörenden zu fertigen und es iſt ſohin die Beeidigung mit Angabe 
des Tages vom Gemeindevorſteher auf dem Anſtellungsdekrete zu be— 
ſtätigen, die Eidesformel hingegen in der Regiſtratur zu hinterlegen. 

(Siehe Formularien 8, 9, 10 und 11 für eine Concurs-⸗Ausſchrei⸗ 
bung, ein Anſtellungsdekret und Eidesformeln.) 

Zur Wirkſamkeit des Gemeindeausſchuſſes gehört ferner die Er— 
theilung des politiſchen Ehekonſes. 

Die dießfällige Competenz berührt lediglich den übertragenen Wir- 
kungskreis der Gemeinde und wenn wir in dieſem Buche, das ſich die 
Behandlung des ſelbſtſtändigen Wirkungskreiſes zur Aufgabe ſtellt, den 
politiſchen Ehekonſens zum Gegenſtande einiger Erläuterungen machen, ſo 
wird hiedurch nur einem vielfach laut gewordenen Wunſche Rechnung getragen. 

Vor Aufhebung des Unterthansverhältniſſes haben in Oberöſter— 
reich die EChemeldſcheine beſtanden, die von der Perſonalinſtanz auszu— 
fertigen und von der politiſchen Obrigkeit zu vidiren waren. 

Mit Erlaß vom 21. Juni 1849 hat ſich das Miniſterium dahin 
ausgeſprochen, daß die geſetzlichen Vorſchriften über die Beibringung 
von Meldſcheinen bei Eingehung von Ehen zwar ihre Geltung verloren 
haben, daß aber für alle Fälle, wo nach den bisherigen Vorſchriften 
eine Erklärung der politiſchen Behörde erforderlich war, das betreffende 
Brautpaar vor ſeiner Verehelichung ſich mit dem Zertificate der poli⸗ 


tiſchen Behörde auszuweiſen habe, es ſei die bevorſtehende Verehelichung 


angemeldet worden, und es walte dagegen kein geſetzlicher Anſtand ob. 
Nach F. 44 der Juſtruktion für die politiſchen Behörden vom 
Jahre 1850 blieb die Regelung der Beſtimmungen über die politiſchen 
Ehekonſenſe einer beſonderen Verordnung vorbehalten; bis dahin 
war ſich in größeren Städten an die bisherigen Vorſchriften, auf 
dem Lande aber an den Grundſatz zu halten, daß in der Regel die Er⸗ 
theilung des Ehekonſenſes von Seite der Gemeinde, welcher der Bräu⸗ 
tigam angehört, genüge. nene 
Die Juſtruktion für die Bezirksämter vom Jahre 1853 überwies 
die Ertheilung der politiſchen Ehekonſenſe über Einvernehmen der Ge⸗ 
meindevorſteher an das Bezirksamt und nach der neuen Gemeindeord⸗ 
nung ſteht dieſelbe den Gemeinden in deren übertragenen Wirkungs⸗ 
kreiſe zu. | u 
Hiedurch find die wenigen pofitiven Grundlagen bezüglich des po- 
litiſchen Ehekonſenſes gegeben.“) 

) Zur Schließung einer Ehe bedürfen die im Militärverbande befindlichen Perſonen 
der Einwilligung der Militärbehörde und nach dem allgemeinen bürgerlichen Geſetz⸗ 
buche nicht eigenberechtigte Perſonen der väterlichen, beziehungsweiſe vormundſchaft⸗ 
lichen und gerichtlichen Zuſtimmung. Die dießfälligen Ehebewilligungen fi | 

vom politiſchen Ehekonſens weſentlich verſchieden. sd 
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Die angeführten Normen enthalten auch keine näheren Beſtim⸗ 
mungen über die Grundſätze, nach welchen bei Ausſtellung oder Ver— 
weigerung des politiſchen Ehekonſenſes vorzugehen ſei. 

Nach einem im Jahre 1850 an die k. k. Statthalterei ergangenen 
Miniſterial⸗Erlaſſe iſt wohl bei Heiratsgeſuchen bei den zur Einho⸗ 
lung der Ehekonſenſe verpflichteten Klaſſen der Bevölkerung die Erklä⸗ 
rung der Gemeinde, wohin der Heiratswerber zuſtändig iſt und von 
welcher der Ehekonſenswerber und ſeine Familie im Verarmungsfalle 
unterſtützt und verſorgt werden muß, zu berückſichtigen, und es iſt 
gegen den Willen der Gemeinde der Conſens nur aus wichtigen Grün⸗ 
den zu ertheilen und ſich mit der bloßen Erwerbsfähigkeit ohne gegrün- 
dete Wahrſcheinlichkeit auf einen andauernden Erwerb nicht zu begnü— 
gen, da die Vorſtellungen der Gemeinden gegen die Ertheilung von 
Ehekonſenſen an Perſonen, deren Erwerb zu ſehr von unverläßlichen 
Verhältniſſen abhängig iſt, wie bei Geſellen, Dienſtleuten und Tagwer⸗ 
kern, immer häufiger vorkommen und ihre Beſorgniſſe wegen Vermeh⸗ 
rung eines die Kräfte der Gemeinde hinſichtlich der Verſorgung zu ſehr 
er Proletariates in Zukunft nicht ganz ungegründet ſich dar⸗ 
ſtellen. 

Dieſer Miniſterial⸗Erlaß iſt aber niemals kund gemacht worden, 
er beſitzt keine geſetzliche Kraft und iſt auch nachträglich von den Be— 
hörden unberückſichtiget geblieben. 

Einige geſetzliche Anhaltspunkte ſind durch das allgemeine bürger— 
liche Geſetzbuch gegeben. | | 
Nach 8. 47 kann Jedermann einen Ehevertrag ſchließen, inſoferne 
ihm kein geſetzliches Hinderniß im Wege ſteht. Nach S. 48 find Ra⸗ 
ſende, Wahnſinnige, Blödſinnige und Unmündige außer Stande, einen 
giltigen Ehevertrag zu errichten. | 

Nach F. 53 find Mangel an dem nöthigen Einkommen, erwieſene 
oder gemein bekannte ſchlechte Sitten, anſteckende Krankheiten oder dem 
Zwecke der Ehe hinderliche Gebrechen desjenigen, mit dem die Ehe ein⸗ 
gegangen werden will, rechtmäßige Gründe, die Einwilligung zur Ehe 
zu verſagen. Die Beſtimmung des §. 53 bezieht ſich jedoch nur auf 
Minderjährige oder Pflegebefohlene und ihre eivilrechtliche Vertretung; 
für eigenberechtigte Perſonen und die mit der Ertheilung des politiſchen 
Ehekonſenſes betrauten Gemeinden hat dieſelbe keine bindende Kraft. 
' Die Beurtheilung der Frage, in welchen Fällen ein Ehekonſens 
auszuſtellen oder zu verweigern ſei, iſt bei dem Mangel zureichender 
geſetzlicher Beſtimmungen zumeiſt dem vernünftigen Ermeſſen der Ge⸗ 
meinden überlaſſen. Mögen ſich die Gemeinden hiebei nicht von un⸗ 
richtigen und engherzigen Grundſätzen leiten laſſen. | 

Die Gründung einer eigenen Familie ift ein weſentliches Men⸗ 
ſchenrecht und wer dieſem Rechte in einzelnen Fällen Kraft des Geſetzes 
und ſeiner Amtsgewalt hindernd entgegen tritt, den mögen nur hoch⸗ 
wichtige Gründe hiezu beſtimmen. Die Liebe zur Gattin und zu den 
Kindern iſt ein mächtiger Sporn zur Thätigkeit. Zur Erhaltung einer 

* Er 
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Familie iſt nicht Haus und Hof erforderlich, es genügen hiezu Fleiß 
und rüſtige Hände. Der arbeitſame und mit moraliſchen Grundſätzen 
ausgerüſtete Taglöhner wird ſich und ſeine Familie ehrlich fort bringen 
und er wird feiner Gemeinde keine hausgeſeſſenen wohlhabenden Nach⸗ 
kommen, wohl aber tüchtige Arbeiter hinterlaſſen, deren die Gemeinden 
gewiß ſehr bedürfen. | 

Nicht in der Wohlhabenheit, ſondern in der Arbeitsfähigkeit und 
im Fleiße liegt die Bedingung des Erwerbes. Reichbegüterte Bauern 
ſind durch ſchlechte Gebarung um ihr Beſitzthum gekommen und der 
Gemeinde zur Laſt gefallen, während ſich die Armuth nicht ſelten zur 
Wohlhabenheit aufgeſchwungen hat. | 

Es überfteigt die Beurtheilungskraft des menſchlichen Geiftes, auf 
das künftige Schickſal einer Familie einen richtigen profetiſchen Blick zu 
werfen. Selbſt unmoraliſche und arbeitsſcheue Individuen ſind durch den 
ſittigenden Einfluß der Ehe moraliſche und arbeitsſame Menſchen und 
Bettler und Vagabunden durch die Gründung einer eigenen Familie und 
durch die hindurch bewirkte Anhänglichkeit an den häuslichen Herd brave 
und fleißige Arbeiter geworden. 8 N 

Wer der Unſittlichkeit den Zutritt zur Ehe verwehrt, der nimmt 
ihr ein oft bewährtes Mittel zur moraliſchen Beſſerung, während durch 
die Beſchränkung der Ehen der Unſittlichkeit, Ausſchweifung und Ver⸗ 
mehrung der unehelichen Geburten hilfreiche Hand geboten wird. 

Die Ehebewilligung wird nicht ſelten aus dem Grunde verſagt, 
weil die Braut des Ehekonſenswerbers von dieſem bereits außereheliche 
Kinder beſitzt und einer andern Gemeinde zuſtändig iſt. Ein derartiges 
Vorgehen, welches die Heimatsgemeinde des Ehekonſenswerbers vor 
der Vermehrung der ihr zuſtändigen Population ſchützen ſoll, muß 
aber als ein inhumanes bezeichnet werden, indem es die unehelichen 
Kinder der Möglichkeit beraubt, legitimirt zu werden und einer beſſeren 
Erziehung zu genießen. Wenn die Gemeinde in dem einen Falle einige 
unehliche Kinder übernimmt, die durch die nachfolgende Ehe als ehlich 
erklärt und ihr zuſtändig werden, ſo wird ſie ſehr bald in die Lage 
kommen, auf dem gleichen Wege ihr angehörige außereheliche Kinder an 
eine andere Gemeinde abgeben zu können und die ſcheinbaren Nachtheile 
werden hiedurch im Allgemeinen ausgeglichen. Han m: 

Von Seite der Staatsbehörden wird bei Heiratsgeſuchen die 
größte Liberalität beobachtet. Wir entnehmen den Verhandlungen im 
Abgeordnetenhauſe und im o. ö. Landtage, daß im Jahre 1862 bei der 
Statthalterei 260 Rekurſe wegen verweigerter Ertheilung des Ehekon⸗ 
ſenſes anhängig waren und in 243 Fällen dem Rekurſe der Ehekonſens⸗ 
werber Folge gegeben wurde. An das k. k. Staatsminiſterium gelang⸗ 
ten 48 derartige Rekurſe, die ohne Ausnahme zu Gunſten der Ehekon⸗ 
ſenswerber erlediget wurden. Von welchen Grundſätzen in dieſer Be⸗ 
ziehung das Abgeordnetenhaus geleitet wird, iſt durch deſſen im Jahre 
1863 gefaßten Beſchluß, daß der politiſche Ehekonſens aufzuheben ſei, 
hinreichend dargethan. Von Seite des Herrenhauſes wurde wohl dieſer 
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Geſetzesentwurf abgelehnt, jedoch die Regierung erſucht, bezüglich der 
Aufhebung oder des Fortbeſtandes des politiſchen Ehekonſenſes das Gut⸗ 
achten der Landtage einzuholen. 

Im o. ö. und im Salzb. Landtag wurde ſich für die Beibehaltung des 
Ehekonſenſes ausgeſprochen, doch kann aus dieſem Beſchluſſe keineswegs 
die Abſicht abgeleitet werden, der Ertheilung des Ehekonſenſes enge Schran- 
ken zu ſetzen. Die Verweigerung des Ehekonſenſes mag immerhin in 
einzelnen, doch gewiß ſehr ſeltenen Fällen gerechtfertiget erſcheinen. 

Mögen die Gemeinden bei Handhabung des Geſetzes in Betreff 
des politiſchen Ehekonſenſes den Grundſatz unſers Zeitalters, dem In⸗ 
dividuum die möglichſt freie Selbſtbeſtimmung zu geſtatten, wohl im 
Auge behalten und mögen fie die Ehe bei ihren unbegüterten und ver— 
mögensloſen Angehörigen nicht als ein feindliches, ſondern als ein ſegens— 
reiches Element ihrer Entwicklung und ihres Wohlſtandes betrachten. 
Noch muß hier der Beſtimmung des §. 8 des Heeres-Ergänzungs— 
Geſetzes vom 29. September 1858 gedacht werden, nach welcher dieje— 
nigen, die vom Eintritte in das Heer nicht geſetzlich befreit oder zum 
Heeresdienſte nicht offenkundig, oder nicht nach dem Erkenntniſſe einer 
Stellungskommiſſion für immer untauglich ſind, ſich vor dem Austritte 
aus der zweiten Altersklaſſe nicht verehelichen dürfen. Eine ausnahms— 
weiſe Ehebewilligung im Falle vorhandener, beſonders rückſichts würdiger 
Umſtände zu ertheilen, iſt die Statthalterei ermächtiget, jedoch begründet 
dieſe Bewilligung keine Befreiung von der Stellungspflicht während der 
erſten und zweiten Altersklaſſe. 

(Siehe Formulare 22 eines Ehekonſenſes.) 

Nach der Verordnung des Miniſteriums des Innern vom 27. 
Oktober 1859 (R.⸗G.⸗B. Seite 556) findet gegen eine Entſcheidung der 
politiſchen Landesbehörde, wodurch eine Erledigung der politiſchen Ber 
zirksbehörde in Betreff der Ertheilung oder Verweigerung des politi— 
ſchen Ehekonſenſes beſtätiget wurde, eine weitere Berufung an das Mi— 
niſterium nicht mehr Statt. 

Nach §. 32 der Gem.⸗Ordnung für Oberöſterreich und §. 35 der 
Salzb. G. O. kann der Ausſchuß, in ſoweit die Handhabung der Orts⸗ 
polizei nicht landesfürſtlichen Organen im Wege des Geſetzes zugewie— 
ſen iſt, innerhalb der beſtehenden Geſetze ortspolizeiliche, für 
den Umfang der Gemeinde giltige Vorſchriften erlaſſen 
und gegen die Nichtbefolgung dieſer Vorſchriften eine Geldſtrafe bis 
zum Betrage von zehn Gulden oder eine Arreſtſtrafe bis zu 48 Stun— 
den androhen. 

„Den beſtehenden Geſetzen in Betreff der Ortspelizei find die all⸗ 
gemeinen Verhältniſſe zu Grunde gelegt, die ſich bei allen Gemeinden 
gleichartig geſtalten. In jeder Gemeinde ſind jedoch eigenthümliche 
Verhältniſſe, die auf die ortspolizeiliche Gebahrung weſentlichen Ein— 
fluß nehmen und ſpecielle Vorſchriften verlangen. Dem Gemeindeaus— 
ſchuſſe iſt demnach das Recht eingeräumt, ſolche Vorſchriften zu erlaſ— 
ſen, wozu die Gemeinden nicht ſelten Veranlaſſung finden werden. 
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So macht ſich z. B. nach §. 452 des Strafgeſetzbuches einer 
Uebertretung ſchuldig, wer in einem Stalle, einem Heu- oder Stroh⸗ 
gewölbe, oder in einer Scheuer (Stadel), oder überhaupt an Orten, wo 
ſich leicht feuerfangende Sachen befinden, Tabak raucht. 

Auch nach den Feuerlöſchordnungen iſt das Tabakrauchen an Feuer⸗ 
gefährlichen Orten verboten. | 

Aus dieſen Beſtimmungen ergibt fih, daß zur Marktzeit ein be⸗ 
ſonderes Verbot des Tabakrauchens in den Marktbuden, wo leicht fener- 
fangende Gegenſtände aufgehäuft ſind, nicht nothwendig erſcheint, weil 
ſich die bemerkte Handlung ohnedieß nach dem Strafgeſetzbuche als eine 
von der Gerichtsbehörde zu ahndende Uebertretung darſtellt. Das Ta— 
bakrauchen auf dem Marftplage außer den Marktbuden kann jedoch in 
dem einen Falle ſtrafbar und in einem anderen Falle nicht ſtrafbar er⸗ 
ſcheinen, während die feuerpolizeilichen Rückſichten gebieten, daß zur 
Marktzeit das Tabakrauchen auf allen Plätzen, wo Marktbuden aufge— 
ſtellt ſind, hintangehalten werde. Hier iſt ein beſonderes Verbot er⸗ 
forderlich, welches der Gemeindeausſchuß unter Androhung einer Geld— 
ſtrafe zu erlaſſen hat. 

Der Gemeindeausſchuß hat der Armen verſorgung ſeine be⸗ 
ſondere Aufmerkſamkeit zu widmen. 

Daus Reichsgeſetz vom 3. Dezember 1863 über das Heimatsrecht 
enthält zugleich die geſetzlichen Beſtimmungen über die Armenverſorgung. 

Menſchenliebe und Rückſichten der öffentlichen Sicherheit der Ge⸗ 
ſundheit und Sittlichkeit fordern mit gebieteriſcher Stimme, daß die 
Gemeinde gegenüber den Armen ihre Pflichten gewiſſenhaft und opfer⸗ 
willig erfülle. f L 

In keinem Zweige des gemeindlichen Wirkungskreiſes rächt fich 
zu weit gehende Sparſamkeit mehr, als in Handhabung des Armen— 
weſens. Die beſten Geſetze zur Abſtellung des Bettels werden unwirk— 
ſam bleiben, wenn die Armen nicht zureichende Unterſtützung und Ver— 
ſorgung finden, wenn ſie gezwungen ſind, zum Bettelſtabe zu greifen, 
um hiedurch ihr elendes Daſein zu friſten. Mit dem Einreißen des 
Bettels iſt Gefährdung der Sicherheit der Perſon und des Eigen— 
thumes nothwendig im Gefolge. 

Wenn arme Eltern ihre Kinder zum Bettel abrichten, weil ſie 
dieſelben nicht zu erhalten vermögen und vergebens bei ihrer Gemeinde 
um Brod für ihre Kinder flehn, dann trifft die Gemeinde die ganze 
Laſt moraliſcher Verantwortung für alle verderblichen Folgen, welche 
der Bettel von Kindern mit erſchütternder Gewißheit nach ſich zieht. 

Wo das Elend keine Abhilfe findet, dort niſtet auch Unſittlichkeit, 
dort wuchern neben dem Laſter Krankheiten empor, die ihr Gift mit 
weit greifenden Armen bis an den Herd des Wohlſtandes und Ueber— 
fluſſes tragen. | 

Mögen demnach die Gemeinden bei Beſtimmung der Armenbei— 
träge nicht von übel angewandter Oeconomie, ſondern von chriſtlichem 
Erbarmen und von der Ueberzeugung geleitet werden, daß jeder der 
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Armuth aus zu weit gehender Sparſamkeit entrijjene Gulden das Saat— 
korn einer böſen Frucht ſei, welche die Pflichtverletzung der Gemeinde 
früher oder ſpäter ſchwer büßen läßt. 


Der Gemeindeausſchuß entſcheidet über Beſchwer⸗ 
den gegen Verfügungen des Gemeindevorſtandes in den 
Angelegenheiten des ſelbſtſtändigen Wirkungskreiſes 
der Gemeinde. 

Der Inſtanzenzug bei Berufungen iſt nach der neuen Gemeinde— 
ordnung und zwar ſowohl jener für Oberöſterreich, als der für das 
Kronland Salzburg folgender: 

In den vom Staate der Gemeinde übertragenen Angelegenheiten 
geht die Berufung an die politiſche Bezirksbehörde, es mag die Be— 
rufung gegen einen Beſchluß des Gemeindeausſchuſſes, oder gegen eine 
Verfügung des Gemeindevorſtandes gerichtet ſein. 

Ueber Berufungen gegen Beſchlüſſe des Gemeindeausſchuſſes in 
allen Angelegenheiten des ſelbſtſtändigen Wirkungskreiſes entſcheidet der 
Landesausſchuß. 

Liegt der Beſchwerde eine im ſelbſtſtändigen Wirkungskreiſe der 
Gemeinde getroffene Verfügung des Gemeindevorſtandes zu Grunde, ſo 
geht die Berufung an den Gemeindeausſchuß, und wenn es ſich um 
eine Beſchwerde gegen Verfügungen des Gemeindevorſtandes handelt, 
durch welche beſtehende Geſetze verletzt oder fehlerhaft angewendet 
werden, an die politiſche Bezirksbehörde. 

Die Schwierigkeit läßt ſich nicht. verhehlen, dieſen geſetzlichen 
Beſtim mungen eine derartige Auslegung zu geben, daß hiedurch zwiſchen 
der Kompetenz des Gemeindeausſchuſſes und der politiſchen Bezirksbe— 
hörde ſcharfe Grenzlinien gezogen und Kompetenzſtreitigkeiten für die 
Zukunft vermieden werden. Die in der Gemeindeordnung angedeuteten 
allgemeinen Beſtimmungen müſſen ſich erſt in der Praxis feſt und klar 
herausgeſtalten. | 

Der Verfaſſer unternimmt mit allem Vorbehalte den Verſuch, 
durch eine theilweiſe ergänzende Auslegung und durch Bezeichnung be— 
ſtimmter Fälle, wo ſeines Erachtens der Gemeindeausſchuß über Be— 
ſchwerden zu entſcheiden hat, den praltiſchen Ergebniſſen vorzugreifen, 
um hiedurch ohne Anſpruch auf Maßgeblichkeit bis zur endlichen ſicheren 
Feſtſtellung der Competenz des Gemeindeausſchuſſes als Berufungs— 
inſtanz den Gemeinden einige Anhaltspunkte zu bieten. 

Der Gemeindeausſchuß kann Kraft der den Gemeinden einge— 
räumten Autonomie in Abſicht auf den Haushalt der Gemeinde und 
ihrer Anſtalten in Betreff der Gemeindebeamten und Diener, des Ar- 
menweſens und der Lokalpolizei innerhalb der allgemeinen Geſetze bin— 
dende Beſchlüſſe faſſen, für deren Vollziehung der Gemeindevorſteher 
der Gemeinde verantworllich iſt. Die Gemeinde-Autonomie würde jeder 
Gewährleiſtung entbehren, wenn die Regierungsbehörde als Berufungs- 
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inſtanz die Verfügungen des Gemeindevorſtehers, wodurch autonome 
Gemeindebeſchlüſſe in Vollzug geſetzt werden, aufheben oder abändern 
und hiedurch dieſe Beſchlüſſe ſelbſt ganz und gar unwirkſam machen 
könnte. Hier muß das Entſcheidungsrecht bei Berufungen dem Ge— 
meindeausſchuſſe zugeſtanden werden, welcher zu entſcheiden hat, ob ſeine 
Beſchlüſſe entſprechend vollführt wurden oder nicht. Der Gemeinde— 
vorſteher kann auch unter Strafandrohung unaufſchiebliche Maßregeln 
treffen. Inſoferne der Gemeindevorſteher hiedurch ein dem Gemeinde— 
Ausſchuſſe zuſtehendes Befugniß wegen Dringlichkeit in Ausübung 
bringt, ſo muß dem Gemeindeausſchuſſe unverwehrt bleiben, dieſe Maß— 
regeln nachträglich zu genehmigen oder nicht; es muß ihm daher auch 
das Recht zugeſtanden werden, über Beſchwerden wegen Erlaſſung einer 
derartigen ortspolizeilichen Vorſchrift zu entſcheiden. 

Der Gemeindevorſteher kann auch in Bezug auf den Haushalt 
der Gemeinde, auf ihre Anſtalten, auf Gemeindebedienſtete und Armen- 
weſen Verfügungen treffen, welche ſich auf keine beſonderen Ausſchußbe— 
ſchlüſſe zu ſtützen vermögen. Auch hier hat über Beſchwerden der Ge— 
meindeausſchuß zu entſcheiden, indem ſich die dießfälligen Verfügungen 
auf ſtreng autonomen Boden der Gemeinde bewegen, wo der Gemeinde— 
ausſchuß durch ſeine Beſchlüſſe der Thätigkeit ſeines Vorſtandes be— 
ſtimmte Wege vorzeichnen kann. ö 

Der Gemcindeausſchuß hat ſomit nach Anſicht des Verfaſſers 
zu entſcheiden über alle Beſchwerden gegen Verfügungen des Gemeinde— 
vorſtandes, es mag denſelben ein Ausſchußbeſchluß zu Grunde liegen 
oder nicht. 

1. In Abſicht auf den Haushalt der Gemeinde; 

2. in Bezug auf die Gemeindebedienſteten; 

3. in Bezug auf die Anſtalten der Gemeinde; 

4. in Handhabung der Ortspolizei, wenn die Beſchwerde gegen 
die Durchführung einer vom Gemeindeausſchuß beſchloſſenen ortspoli— 
zeilichen Vorſchrift, oder gegen eine vom Gemeindevorſteher wegen 
Dringlichkeit erlaſſene lokalpolizeiliche Vorſchriſt gerichtet iſt und in 
beiden Fällen den Gegenſtand der Beſchwerde kein Straferkenntniß 
bildet; . 

5. endlich in Bezug auf Armenweſen. 

In wie weit über die Grenze dieſer 5 Punkte hinaus der Ge— 
meindeausſchuß das Befugniß einer Berufungsinſtanz ausüben könne, 
darüber müſſen ſich eben erſt aus der Praxis feſte unzweifelhafte 
Grundſätze ergeben. Gegenwärtig läßt ſich nur der allgemeine Grund— 
ſatz feſtſtellen, daß der Gemeindeausſchuß bei jeder ihm zukommenden 
Beſchwerde gegen eine Verfügung des Gemeindevorſtandes im ſelbſt— 
ſtändigen Wirkungskreiſe zu prüfen habe, ob hiebei die Verletzung oder 
fehlerhafte Anwendung eines beſtehenden Geſetzes in Frage komme oder 
nicht. Im bejahenden Falle hat er die Beſchwerde an die Bezirksbe— 
börde abzutreten; im verneinenden Falle entſcheidet er ſelbſt. Wird 
durch den gefaßten Beſchluß des Gemeindeausſchuſſes den Wünſchen 
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des Beſchwerdeführers nicht entſprochen, jo ift ihm der weitere Recurs 
an den La ndesausſchuß offen gelaſſen. 


Beiſpiele. 


1. Der Gemeindeausſchuß beſchließt die Beſchotterung einer Ge⸗ 
meindeſtraſſe im Wege der Naturalleiſtung. Einige Gemeindemitglieder 
ſind mit dieſem Beſchluſſe nicht einverſtanden, indem die Gemeinde mit 
Naturalleiſtungen ohnedieß zu ſehr belaſtet ſei und mit der Beſchotte— 
rung noch ein Jahr zugewartet werden könne. 

Sie wenden ſich mit ihrer Beſchwerde an den Landesausſchuß, 
welchem das Entſcheidungsrecht hierüber zuſteht. Der Landesausſchuß 
beſtätiget den Gemeindebeſchluß, welcher hiernach vom Gemeindevor— 
ſtande in Ausführung zu bringen iſt. 

Ein Pferdebeſitzer findet jedoch die Vertheilung der Fuhrarbeiten 
durch den Gemeindevorſtand unbillig und parteiiſch, er glaubt ſich gegen— 
über den andern Pferdebeſitzern unverhältnißmäſſig belaſtet und er ſieht 
ſich veranlaßt, dagegen Beſchwerde zu führen. Hier hat der Gemeinde— 
ausſchuß den Vorgang des Gemeindevorſtandes zu prüfen und zu ent— 
ſcheiden, ob die Beſchwerde eine gegründete ſei oder nicht. 

2. Dem Geſuche eines Gaſtwirthes um die Bewilligung zur Ab— 
haltung einer Tanzmuſik am Pfingſtmontag auf dem der Gemeinde ge— 
hörigen Ortsplatze wird vom Gemeindevorſtande keine Folge gegeben, 
weil nach ſeiner Begründung am Pfingſtmontag Tanzmuſiken nicht ſtatt 
finden dürfen, und weil durch die Abhaltung einer Tanzmuſik auf dem 
Ortsplatze die nebenan liegende Gemeindewieſe Gefahr liefe, von der zu— 
ſtrömenden Menge vertreten zu werden. 

Gegen dieſe Entſcheidung ergreift der Gaſtwirth den Recurs. 

Bezüglich des erſten Punktes hat die politiſche Bezirksbehörde zu 
entſcheiden, indem der Pfingſtmontag nicht zu jenen geheiligten Tagen 
zählt, an welchen nach der a. h. Entſchließung vom 19. Auguſt 1826 
Tanzmuſiken unterſagt ſind, daher die Verweigerung der nachgeſuchten 
Lizenz gegen ein beſtehendes Geſetz verſtößt. 

Anbelangend jedoch die verwehrte Ueberlaſſung des Ortsplatzes, 
ſo bezieht ſich die dießfällige Entſcheidung lediglich auf den Haushalt 
der Gemeinde, auf die Verwendung eines Gemeindeeigenthums, und es 
hat hierüber der Gemeindeausſchuß als Recursinſtanz zu entſcheiden. 


Bezüglich des Recurstermines bei Berufungen gegen Beſchlüſſe 
des Gemeindeausſchuſſes an den Landesausſchuß beſtimmen gleichlautend 
der §. 86 der oberöſt. und §. 89 der Salzb. G. O. eine 14tägige Fall⸗ 
friſt vom Tage der Kundmachung oder der Verſtändigung des Ge— 
meindebeſchluſſes. 

Die Berufungen an die Bezirksbehörde oder die politiſche Landes⸗ 
ſtelle ſind gleichfalls binnen 14 Tagen, und zwar vom Zuſtellungstage 
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der Entſcheidung an gerechnet, einzubringen, wenn nicht für den betref⸗ 
fenden Fall durch eine beſondere Vorſchrift ein anderer Rekurstermin 
normirt iſt. 

Nach der Verordnung des Miniſteriums des Innern vom 27. 
Oktober 1859 (R. G. B. Seite 556) iſt für die Einbringung von 
Recurſen gegen Entſcheidungen der politiſchen Landesbehörden, wofern 
nicht beſondere Vorſchriften kürzere Friſten vorzeichnen, eine unüber- 
ſchreitbare Friſt von ſechzig Tagen, vom Zuſtellungstage ausſchließlich, 
mit dem Bemerken feſtgeſetzt, daß die Berufungsſchrift unmittelbar bei 
der politiſchen Landesbehörde zu überreichen iſt. ö 


FJormularien.“) 


1. Bericht über eine Aufforderung der k. k. Bezirksbe⸗ 
hörde um Aeuſſerung über die Zuſtändigkeit des 
Alois Zauner. 


(Von Außen.) 
Zahl 
k. k. Bezirksbehörde N. 
Die Gemeindevorſtehung Thal 


berichtet zur Zahl be⸗ 
züglich der Zuſtändigkeit des 
Alois Zauner. 


(Von Innen.) 


Löbliche k. k. Bezirksbehörde. 


In Folge Auftrages vom 30. v. M. 

/. Zahl „deſſen Beilagen im An⸗ 

ſchluſſe zurück folgen, wird berichtet, 

daß Alois Zauner das von ſeinem 

Vater überkommene Heimatsrecht in 

der Ortsgemeinde Thal anzuſpre⸗ 
chen hatte. 

Nachdem ſich aber Alois Zauner 

/ laut beiliegenden, mit den hieſigen 


) Viele Formularien find bei der Auftruftion zur Verwaltung des Gemeinde⸗Eigen⸗ 
tunes und bei den angeführten Geſetzen und Verordnungen aufgenommen. N 
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Ausſchußmitgliedern Johann Baier 
und Thomas Falk aufgenommenen 
Protokolles vom Jahre 1851 bis 
zum Jahre 1857, ſomit durch mehr 
als vier Jahre, ununterbrochen und 
ohne Heimatſchein in der Gemeinde 
Sulzach als Victualienhändler auf— 
gehalten hat, ſo hat derſelbe nach 
§. 12 des früheren prov. Gemeinde- 
as, | eſetzes vom Jahre 1849 die Zu⸗ 
1 7 ſtändigteit in der Gemeinde Sulzach 
N erworben und iſt hiedurch des Hei— 
matsrechtes in der Gemeinde Thal 
verluſtig geworden. 


Gemeindevorſtehung Thal am 


N. N. 
Gemeindevorſteher. 


2. Bericht über die Aufforderung des Landes ausſchuſſes 
um Aeußerung über die Berufung des Joſef Lewald we: 
gen verweigerter Baubewilligung. 


(Von Außen.) 


Z. 
Landesausſchuß. 
Die Gemeindevorſtehung N. 
berichtet z. Z. über 


die Berufung des Joſef 
Lewald wegen verweigerter 
Baubewilligung. 


Hoher Landesausſchuß. 


. In Befolgung des nebſt Beilagen 
zurück folgenden Auftrages vom 3. 
l. M. Z. wird über die Be⸗ 
rufung des Joſef Lewald wegen ver— 
weigerter Baubewilligung unter An- 

½. ſchluß aller Bezugsakten er 
Bericht erftattet. 


ai 
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Der Gemeindeausſchuß hat in feiner 
Sitzung vom 16. Juni l. J. zur 
Regulirung des Marktplatzes den 
mitfolgenden Situationsplan beſtä⸗ 
tiget und beſchloſſen, daß ſich bei 
künftigen Bauten genau an die im 


Plane vorgezeichnete Baulinie zu 


halten ſei. 

Joſef Lewald beabſichtiget jedoch 
einen Zubau zu feinem am Markt⸗ 
platze gelegenen Hauſe Nr. 6, wo⸗ 
durch die Baulinie um eine volle 
Klafter überſchritten würde. 

Die nachgeſuchte Baubewilligung 
mußte ſomit verweigert werden und 


es wurde auch vom Gemeindeaus⸗ 


ſchuſſe im Berufungswege die dieß⸗ 
fällige Entſcheidung als ganz gerecht⸗ 
fertiget erkannt. 

Joſef Lewald ſtützt ſeine vorlie⸗ 
gende Berufung an den hohen Lan⸗ 


desausſchuß lediglich auf die Behaup⸗ 
tung, daß die Vergrößerung ſeines 


Hauſes gegen den Marktplatz zu 


für den Betrieb ſeines Ledererge⸗ 
werbes nothwendig ſei. 


Nachdem aber aus dem Baukom⸗ 
miſſionsprotokolle mit Beſtimmtheit 
zu entnehmen iſt, daß Joſef Lewald 


den für ſein Gewerbe erforderlichen Zu⸗ 
bau auf der Hofſeite ſeines Hauſes ohne 


alle Schwierigkeit ausführen könne, 
und abgeſehen von dieſem Umſtande 


an dem Grundſatze feſtzuhalten iſt, 
daß Privatrückſichten nicht zum Nach⸗ 
theile allgemeiner Intereſſen begün⸗ 


ſtiget werden ſollen, ſo wird um 


Zurückweiſung des vorliegenden Re⸗ 
curſes gebeten. 


Gemeindevorſtehung N. am 


N. N. 
Gemeindevorſteher. 
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= Bericht zur Einleitung einer Sammlung wegen eines 
Brandunglückes. 
(Von Außen.) 


k. k. Bezirksbehörde N. 

Die Gemeindevorſtehung N. 
bittet um eine Sammlung 
für die durch Brand ver— 


unglückten Bewohner der 
Ortſchaft N. 


| (Von Innen.) 


Zahl 


Löbliche k. k. Bezirksbehörde. 
| Fund ö Am 30. v. M. ſind 10 Häuſer 
der Ortſchaft Waldheim ein Raub 

der Flammen geworden. 
. Laut beiliegenden Commiſſions⸗ 
protokolles beläuft ſich der erhobene 
Schade auf 40.000 fl. Die einge⸗ 
äſcherten Häuſer find nebſt Fahr⸗ 
niſſen im Ganzen nur mit 7000 fl. 
aſſekurirt, größtentheils mit Schul⸗ 
r belaſtet, mehrere ſind ganz 
ausgebrannt und ihre Bewohner konn⸗ 
ec ten nur das nakte Leben retten. 

1 „ - > Me 1 Gemeinde hat ihr Möglichites 
1 agaethan, doch viel zu unreichend ſind 
l ihre Mittel bei der Größe des Un 


1 Gemeindevorſtehung erlaubt 

ſſich demnach, um geneigte Veran⸗ 

laſſung einer Sammlung milder Bei⸗ 
träge zu bitten. 8 


1190 9970 


Gemeindevorſtehung N. u. ſ. w. 


— 
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4. a) Indorſat⸗Bericht über einen Indorſat⸗Erlaß des 

Landesausſchuſſes, womit der Gemeindevorſtehung zur 

Ergänzung eines Verhandlungsaktes die Vorlage eines 

Armuthszeugniſſes und eines Protokolles aufgetragen 
wurde. 

36] 


Wird dem hohen Landesausſchuſſe 
in Befolgung des e Auf⸗ 
trages vom 3. l. M. 3. un⸗ 
ter Anſchluß des begehrten Armuths⸗ 
zeugniſſes für N. N. mit dem Be⸗ 
merken vorgelegt, daß das abver- 
laugte Protokoll in der Gewerbs— 
Angelegenheit des N. N. unterm 
15. v. M. im Wege der k. k. Be⸗ 
zirksbehörde an die k. k. Statthal⸗ 
terei geleitet wurde. 


Gemeinde u. ſ. w. 


4. b) Note über eine Zuſchrift der Guts verwaltung N. 
wegen Pachtung einer ee r 
Zahl.—— 
Note 


an die löbliche Guts verwaltung N. 


In Erdwiederung auf die geſchätzte Zuſchrift (oder Note) vom 1. 
l. M. wird der löblichen Gutsverwaltung mitgetheilt, daß der 
Gemeindeausſchuß die Verpachtung der Gemeindewieſe im Licitations⸗ 
wege beſchloſſen hat. Nach erfolgter Beſtimmung des Tages und Ortes 
der Licitation wird die Gemeindevorſtehung nicht verſäumen, der löbli⸗ 
chen Guts verwaltung die betreffende Kundmachung zu überſenden. 


Gemeinde u. ſ. w. 


5. Noteüber eine Zuſchrift desk. k. Bezirksgerichtes, Womit 
um Auskunft über das Vorleben eines wegen Diebſtahl 
werd cht igen Individuums erſucht wird. 


1 
Note 


an das löbliche k. k. Bezirksgericht N. 


Die Gemeindevorſtehung gibt ſich die Ehre, dem lölichen k. k. Be⸗ 
zirksgerichte in Erwiederung auf die geſchätzte Note vom 20. l. M., 
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Z. — über das Vorleben des wegen Diebſtahl verdächtigen Gottlieb 
Kern folgendes mitzutheilen: 

Der Vater des Gottlieb Kern war Taglöhner in hieſiger Ge⸗ 
meinde und ſtand in dem Rufe eines für die Sicherheit des Eigen⸗ 
thums ſehr gefährlichen Individuums, indem er wegen Diebſtahl und 
Betrug nicht weniger als zehn Mal gerichtlich verurtheilt wurde. 

Während von ſeinen drei Kindern zwei die eingeſogenen ſchlechten 
Grundſätze des Vaters durch eine ſehr üble Lebensweiſe bethätigen, 
gelang es den Bemühungen der braven Mutter des Gottlieb Kern auf 
das weiche Gemüth des Knaben einen guten Einfluß zu nehmen und 
ihn ungeachtet des ſchlimmſten Beiſpieles ſeines Vaters zu einem ordent⸗ 
lichen Menſchen heranzubilden. * 

Gottlieb Kern gab in der Schule und ſpäter in der Lehre bei 
dem hieſigen Meſſerſchmied niemals Anlaß zur Unzufriedenheit, ſo daß 
ihn ſein Lehrherr nach erfolgter Freiſprechung in Arbeit behielt und 
aus dieſer nur ungern entließ, als ungünſtige Heſchäfts werdet ihn 
hiezu nöthigten. 

Gottlieb Kern entfernte ſich vor drei Monaten aus ſeiner Heimats⸗ 
gemeinde und über ſeine Aufführung in dieſem kurzen Zeitraume ver⸗ 
mag die Gemeindevorſteh ung keine Auskunft zu geben. Bis dahin ge— 
bührt dem Gottlieb Kern das beſte Leumundszeugniß, und es darf der— 
ſelbe nicht als eine Perſon bezeichnet werden, zu der man ſich eines 
Diebſtahls verſehen kann. Der gegen ihn angeregte Verdacht dürfte 
ſeine Erklärung in dem Schatten finden, welchen die Verbrechen ſeines 
Vaters und ſeiner „ auf n werfen. 

Gemeinde u. ſ. w 


6. Indorſat⸗Note über eine Indorſat⸗ Zuſchrift einer Ge 
U Nen um eine I 
| Kerr wird. 0 


Wird der löblichen Gemeirdeborſtehnng in Gi * 

derung, auf die rückfolgende geſchätzte Zuſchrift vom 1 

V unter A uſchluß des mit N. N. aufgenommenen Proto⸗ 

*. und * des e ce ge 
„Hereeinde u. ſ. w. g 


7. Dekret über ein A0 ſach⸗ um die etwirlig ng, vol der 
Kirche eine Brodbude aufſchlagen zu dürfen. 


3. —— 1 * 
An Herrn N. N. Bäcker in N. 

Dem von Ihnen geſtellten Anſuchen um die Bewilligung, an 
Sonn⸗ und Feiertagen auf dem Ortsplatze vor der Pfarrkirche eine 
Brodbude aufſchlagen zu dürfen, kann in Berückſichtigung der beſchränk⸗ 
ten Raumverhältniſſe des Ortaptabes keine Folge gegeben werden. 
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Gegen dieſe Entſcheidung iſt Ihnen der Requrs f an den Pemelaher, 
Ausſchuß binnen 14 Tagen offen * 
Gemeinde u. ſ. w. 


1 - > 


8. Konkurs⸗Ausſchreibung einer Gemeindeaktuars⸗ 
Stelle. 

Bei der Gemein beverticturt N. tömmt die Stelle eines 9 
aktuars zu beſetzen, mit welcher ein Jahresgehalt von 700 fl. ö. W. 
und der Genuß einer Naturalwohnuyg verbunden iſt. Bewerber um 
dieſe Stelle haben ihre eigenhändig geſchriebenen, mit dem Taufſcheine 
und mit der Nachweiſung über Geſundheit, ſittliches Wohlverhalten, all⸗ 
fällige Studien und der Fähigkeit für den gemeindeämtlichen Konzepts⸗ 
und Manipulationsdienſt, ſowie für Rechnungs- und Caſſaführung in⸗ 
ſtruirten Geſuche bis längſtens entweder unmit⸗ 
telbar, oder die in einem Dienſtverbande ſtehenden Bewerber i im Wege 
ihres Vorgeſetzten bei der gefertigten Gemeindevorſtehung hi überreichen, | 

Gemeindevorftehung u. . w. 4 
9 Dekret über die Serleihu kg der Gentinbeärliitk 

Stelle. 


An Herrn N. N. 


Der Gemeindeausſchuß hat Ihnen mit Beſchluß vom die 
erledigte Stelle eines Gemeindeaktuars in der Ortsgemeinde mit dem 
„ von 700 fl. und dem Genuße einer n 1 
verliehen 

Sie werden hievon unter Rückſchluß der Geſuchsbeilagen mit dem 
Bemerken in Kenntniß geſetzt, daß Sie ſich zum Zwecke der Eidesab⸗ 
legung am um Uhr Bormilpah dem eee Br 
ſönlich vorzuſtellen haben. | 


Gemeinde u. f. w. 


10. Eidesformel für einen Gemeindebeamten. 


Sie werden einen Eid zu Gott dem Allmächtigen ſchwören und 
bei Ihrer Ehre und Treue geloben, daß Sie Ihrem Dienfte als Ge— 
meindeaktuar mit allem Eifer zum Wohl und Nutzen der Gemeinde ob— 
liegen, die Ihnen zugewieſenen Geſchäfte und Amtshandlungen jederzeit 
nach den erhaltenen Weiſungen, nach Geſetz und beſter Einſicht voll⸗ 
ziehen, insbeſondere bei Führung von Rechnungs- und Kaſſageſchäften 
genau und redlich vorgehen, Dienſtgeheimniſſe ſtrenge bewahren und 
dem Gemeindevorſteher in Erfüllung ſeiner Obliegenheiten gehorſam, 
treu und unbeſtechlich beiſtehen werden. W 

(Nach Vorleſung dieſer Eidesformel durch den Gemeindevorſteher 
hat der Schwörende den Daumen und die zwei erſten Finger der rechten 

Scheda's Hilfsbuch. 18 
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Hand in die Höhe zu halten und dem Gemeindevorſteher folgende 
Worte nachzuſprechen , 

Was mir ſo eben vorgehalten worden iſt und ich in Allem wohl 
verſtanden habe, dem ſoll und will ich getreulich nachkommen, ſo wahr 
mir Gott helfe. 


11. Eidesformel für einen Gemeindediener der zugleich 
| als Polizeiorgan beſtimmt iſt. 

Sie werden einen Eid zu Gott dem Allmächtigen ſchwören und 
bei Ihrer Ehre und Treue geloben, daß Sie in Ihrem Dienſte als 
Gemeindediener die Befehle des Gemeindevorſtehers gehorſam und 
pünktlich erfüllen, Dienſtgeheimniſſe ſtrenge bewahren, wahrgenommene 
ſtrafbare Handlungen ungeſäumt zur Kenntniß der Gemeindevorſtehung 
bringen, zu ihrer Hintanhaltung und zum Schutze der perſönlichen Si⸗ 
cherheit und der Sicherheit des Eigenthumes, ſowie zur Entdeckung und 
Aufgreifung ſtrafbarer Perſonen mit aller Kraft und Aufopferung thätig 
ſein und überhaupt Ihren Pflichten als Diener und Ponidenges der 
Gemeinde eifrigſt entſprechen werden. 

Was mir ſo eben vorgehalten worden iſt und ich in Allem wohl 
verſtanden habe, dem fell und will ich getreulich nachkommen, ſo wahr 
mir Gott helfe. 


12. Beſcheid über ein Geſuch um Verwendung als Weg⸗ 
macher 


N 

Wird dem Geſuchſteller mit 
dem Bemerken zurückgegeben, daß in 
Folge Sitzungsbeſchluſſes des Ge⸗ 
meindeausſchuſſes vom 5 g 
auf der Neudorfer Gemeiubeſtraße ü 
kein Wegmacher mehr verwendet wird, 
daher dem geſtellten Anſuchen keine 
Folge gegeben werden kann. 

Gemeinde u. ſ. w. 


13. Beſcheid über ein Geſuch um Pfändung von Fahr⸗ 
niſſen eines Privatſchuldners. 


Wird dem Herrn Geſuchſteller 
mit dem Bedeuten zurückgeſendet, daß 
die gebetene Amtshandlung nicht in 
den Wirkungskreis der Gemeinde⸗ 
vorſtehung gehöre und ſich dießfalls 
an die kompetente Gerichtsbehörde 
zu wenden ſei. 

Gemeinde u. ſ. w. 
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14. Protokoll in einer Zuſtändigkeits⸗ „Angelegenheit. 


Protokoll 


aufgenommen bei der Gemeindevorſtehung N. am — 
Es erſcheint Thereſia Obermeier, Dienſtmagd zu Nußberg Nr. 


14 und gibt an: 


Ich bin 18 Jahre alt, geboken 
zu Heid, eine eheliche Tochter des 
verſtorbenen Gaſtwirthes Michael 
Obermeier zu Heid. Ich befand 
mich im elterlichen Hauſe bis zu dem 
in meinem 5. Lebensjahre erfolgten 
Ableben meines Vaters, worauf ich 
mit meiner Mutter nach Sulzdorf 


überſiedelte, wo meine Mutter ihrem 
dort behausten Bruder Stefan Ur⸗ 


bauer die Wirthſchaft führte Nach 
6jährigem Aufenthalte in Sulzdorf, 


während welchem die Mutter meines 


Wiſſens keinen Heimatſchein beſaß, 


überſiedelte ſie nach Angern und 


ſtarb daſelbſt als Inwohnerin und 
Pfaidlerin nach einem ſechsjährigen 
Aufenthalte. 

Ich lebte bis dahin fortwäh⸗ 
rend bei meiner Mutter und trat 
nach ihrem Tode vor einigen Tagen 
in hieſiger Gemeinde in Dienſt. 
Nachdem mich die Gemeinde Angern 
nicht als Angehörige anerkennt und 


mir die Ausfertigung eines Dienſt⸗ 
botenbuches verweigert, fo bitte ich 
zu veranlaſſen, daß über mein Hei⸗ 
matsrecht entſchieden und mir ein 


rg ausgeſtellt werde. 
Thereſia Obermeier. 

Zur Beglaubigung 

N. 


21757 
Gemeindevorſteher. 


18 * 
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16. Verhandlungsprotokoll über die Beſchwerde einer 
Dienſtmagd wegen Dienſtesentlaſſung. 


Protokoll W 
aufgenommen bei der Gemeindevorſtehung N. am e b 
über die Beſchwerde der Dienſtmagd Barbara Meier er 
entlaſſung. 

Franz Viehthaler, . zu N. hat am 5. l. M. der 
Gemeindevorſtehung die Anzeige erſtattet, daß er feine Dienſtmagd Bar— 
bara Meier ohne Aufkündigung des Dienſtes entlaſſen habe, weil ſie 
auf ſeine Rechnung ohne ſein Vorwiſſen beim Krämer Thomas Klein 
Waaren geborgt hat. Barbara Meier hat dagegen am 6. l. M. hier⸗ 
amts Beſchwerde geführt und es iſt auf heute unter Vorladung der 
Beſchwerdeführerin, des Franz Viehthaler und des Krämers Thomas 
Klein Verhandlung angeordnet worden. 

Die Vorgeladenen ſind rechtzeitig erſchienen und es wird hiernach 
folgendes zu Protokoll genommen: 

Thomas Klein gibt an, daß Barbara Meier im Verlaufe des 
vorigen Monats bei ſeiner Frau ein Halstuch per 1 fl., Stoff für ein 
Kleidungs ſtück per 6 fl., Bänder per 50 kr. und Spitzen per 1 fl. mit 
dem Bemerken gekauft habe, daß ihr Dienſtherr dieſe Waaren bezahlen 
werde. Seine Frau habe dieſelben ohne Argwohn ausgefelgt, nach 
feiner Kenntnißnahme habe er jedoch dem Franz Viehthaler ſogleich hie⸗ 
von Mittheilung gemacht und ſeine Rechnung auch berichtiget erhalten. 
Barbara Meier geſteht den Einkauf der bemerkten Waaren auf Nech- 
nung ihres Dienſtherrn mit dem Beifügen, daß ſie ein Guthaben von 
12 fl. an Lohn und die Abſicht hatte, mit ihrem Dienſtherrn bei der 
Ausbezahlung abzurechnen. Sie habe die Waaren auf Rechnung ihres 
Dienſtherrn genommen, weil man ihr ſonſt nicht geborgt hätte. Sie 
finde in ihrer Handlung ‚nichts Geſetzwidriges und verlange von Franz 
Viehthaler für die noch übrige vierteljährige Dienſtzeit den Lohn (jähr⸗ 
lich 36 fl.) mit 9 fl. und die Koſt mit 18 fl. (20 kr. per Tag) ver⸗ 
gütet. 
Franz Viehthaler beftätiget, daß Barbara Meier bei ihm an Dienft- 
lohn 12 fl. gut hatte, daher ihm kein weiterer Schade zugefügt wurde. 
Er ſei jedoch wegen der Dienſtesentlaſſung in ſeinem Rechte und ver⸗ 
weigere die verlangte Vergütung. Zugleich wird von Franz Viehthaler 
zugeſtanden, daß Barbara Meier noch ein Vierteljahr zu dienen hätte, 
daß ein Jahreslohn von 36 fl. bedungen wurde und daß er die Koſt 
auf mehr als 20 kr. pr. Tag anſchlagen müſſe. Nachdem Barbara 
Meier ihr Begehren aufrecht erhält, ſo wird ſogleich nachſtehend ent— 
chieden: 

f Aus der Verhandlung ergibt ſich, daß Barbara Meier auf Rech— 
nung ihres Dienſtherrn Franz Viehthaler ohne deſſen Vorwiſſen und 
ohne genügenden Entſchuldigungsgrund Waaren im Werthe von 8 fl. 
50 kr. geborgt habe. Franz Viehthaler iſt demnach auf Grund des 
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8. 28 der Dienſtboten⸗Ordnung vom Jahre 1856 Punkt 6 berechtiget 
geweſen, ſeine Dienſtmagd Barbara Meier ohne Aufkündigung ſogleich 
des Dienſtes zu entlaſſen. Nachdem Franz Viehthaler hievon auch recht⸗ 
zeitig die vorſchriftsmäßige Anzeige erſtattet hat, ſo kann demſelben nicht 
die Verpflichtung auferlegt werden, der Barbara Meier die nach §. 31 
der D.⸗O. begehrte Lohn- und Koſtvergütung per 27 fl. zu leiſten. 
Dagegen iſt der Rekurs innerhalb 14 Tagen offen gelaſſen. a 
Nach Kundmachung dieſer Entſcheidung erklärt Barbara Meier, 
daß ſie dagegen Berufung einlege, dieſelbe aber nicht weiter ausführen 
werde, und um Vorlage des Verhandlungsprotokolles zur Entſcheidung 
im Rekurswege bitte. | 
Folgen die Unterschriften. 


’ IR Hip „Js 
(ei derartigen Angelegenheiten können wohl mit dem Dienſt⸗ 
herrn, Dienſtboten und Zeugen abgeſonderte Protokolle aufgenommen 
und es kann die Entſcheidung ſchriftlich hinausgegeben werden. Zur 
Vereinfachung des Vorganges empfiehlt ſich aber die Aufnahme Eines 
Protokolles, welches in Kürze die weſentlichſten Momente der Verhand— 
lung. und die am Schluſſe derſelben ſogleich gefällte und kundgemachte 
Entſcheidung zu enthalten hat.) | | 


III. 41 141 > . 
16. Vorgang bei Baukommiſſionen und Baubewilli⸗ 
eee enen | | 


Wer einen Bau beabſichtiget, hat um die Baubewilligung bei der 
Gemeindevorſtehung unter Vorlage des Bauplanes in zwei gleichen 
Ausfertigungen einzuſchreiten. 72 Nüjr: 

Dier Gemeindevorſteher beſtimmt hierüber Tag und Stunde der 
Bau⸗Commiſſion und läßt hiezu den Bauunternehmer und deſſen Grund⸗ 
nachbarn, dann einem Maurer⸗ und Zimmermeiſter, bei kleineren Bau⸗ 
führungen aber nur einen derſelben vorladen. Ueber das Ergebniß der 
Commiſſion wird ein Protokoll aufgenommen, worüber nachſtehendes 
Formulare gegeben wird. 


Baukommiſſions⸗Protokoll er lu 
aufgenomapgn 1 85 12. Jänner 18 von der Gemeindevorſtehung 
Thal in der O tſchaft Wiesdorf, in Gegenwart der Unterfertigten. 


„„Peter Liebhart, Hausbeſitzer Hi Schuhmacher zu Wiesdorf Nr. 
4, hat c ewilligung zum Bau ſeines am 26. v. M. abgebrann⸗ 
ten Hauſes z iesdorf Nr. 4 nachgeſucht. Hierüber iſt heute die vor⸗ 


geſchriebene Baukommiſſion an Ort und Stelle abgehalten und es iſt 
nach genauer Beſichtigung des Bauplatzes, Prüfung des Bauplanes 
N NR der Grundanrainer folgendes zu Protokoll genommen 
worden: * 

Das Haus des Peter Liebhart war aus Holz gebaut und iſt durch 
den Brand vollſtändig zerſtört worden. 
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Peter Liebhart beabſichtiget, fein Haus mit Steinen und gebrann⸗ 
ten Ziegeln an der Stelle des beſtandenen Hauſes, jedoch mit einer 
Verlängerung von einer Klafter gegen das Haus des Nachbars Paul 
Drexler zu, aufzuführen. 

Paul Drexler erklärt, daß durch dieſe Vorrückung der ihm ge⸗ 
hörige, an ſeinem Hauſe vorbeiführende Fußweg verbaut würde und er 
gebe nur unter der Bedingung ſeine Zuſtimmung zu dem beabſichtigten 
Bau, wenn das Neugebäude nur um eine halbe Klafter gegen ſein 
Haus zu vorgerückt wird. | 

Peter Liebhart bemerkt, daß der Fußweg ihm gehöre und. fein 
Nachbar im Irrthume ſei, wenn er dieſen Gangweg als fein Eigenthum 
bezeichnet. Er werde ſpäter wohl Gelegenheit finden, ſich mit ſeinem 
Nachbar bezüglich dieſes Fußweges auszugleichen, zur Vermeidung einer 
Bauverzögerung ſei er aber bereit, in die geſtellte Bedingung einzu- 
gehn. Er werde demnach ſein Haus gegen das Gebäude des Nachbars 
Drexler zu nur um eine halbe Klafter, dagegen auf der Oſtſeite gegen 
ſeinen Garten zu um eine halbe Klafter verlängern. Paul Drexler iſt 

hiedurch zufrieden geſtellt und die Nachbarin Barbara Niedermeier hat 
gegen den Bau in keiner Beziehung eine Einwendung vorzubringen. 

Von Seite der Werkverſtändigen wird gegen den Bau, wenn er 
plangetreu ausgeführt wird, kein Bedenken erhoben „ nur bemerkt der 
Maurermeiſter Weiermann, daß nach dem lane der Rauchfang nur 
eine Höhe von 2 Schuh über den Dachfürſt erhalten ſoll, während 
nach der Bauordnung eine Höhe von 3 Schuh vorgeſchrieben iſt. 

Peter Liebhart erklärt ſich, den Rauchfaug in der markehrifißmäßi- 
gen Höhe aufführen zu wollen. 

Unter Erfüllung dieſer Bedingung kann von Seite des Genes 
vorſtandes der Bau aus öffentlichen Rückſichten nicht . wer⸗ 
den. Das Protokoll wurde hiernach geſchloſſen und gefertiget. 


Joſef Müller, Johann Weit rm un, * 
Gemeindevorſteher. Maurermeiſter. 
N | Bee Stefan Forner, 
Zimmermeifter. 
Paul Drexler, Barbara Niedermeier, 
ace 1 Nachbarin. 


Peter Liebbart, 


| gebem der beer Alsfertgungen les Bauplanes wird ben 
das W aufgedrückt und ieigene Klauſel belpefeht 


* 


. el dn 3 JI 11 17 u E „HH ne * ii 05 
Beſtätiget. Nee aer 1 
Gemeinde Thal am 112470 0¹ 


JJaoſef Müller; 
Gemeindevorſteher. 
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Die polizeiliche Baubewilligung wird in Jer des Form ertheilt: 
1 
Dem n Herrn Peter Liebhart, Schuhmacher zu Wiesdorf, wird auf 


Grund der am 12. l. Ms. vorgenommenen Baukommiſſion die Bewil⸗ 
ligung zum Bau ſeines am 26. v. Ms, abgebrannten Hauſes zu Wies⸗ 


dorf Nr. 4 unter den im Kommiſſionsprotokolle enthaltenen Bedingun⸗ 


gen gegen dem ertheilt, daß der Bau Mangetren und vorſchniftswäßig 
ausgeführt werde. 
Nach vollendetem Bau und vor Benützung des ſelben iſt die An⸗ 
zeige anher zu erſtatten. 
Eine Ausfertigung des Bauplanes folgt zurück. 
Gemeindevorſtehung Thal. 


Die zweite Ausfertigung des Bauplanes wird zurück behalten 


und dem Kommiſſionsprotokolle beigelegt. 


Nach erfolgter Anzeige über die Aueführun des Baues begibt 


ſich der Gemeindevorſteher mit zwei oder, einem Werkverſtändigen an 


Ort und Stelle und prüft mit Zuhilfenahme des Baukommiſſionspro⸗ 


tokolles und des beim Gemeindeamte zurück behaltenen zweiten Baupla⸗ 


nes, ob der Bau nach dea geſtellten Bedingungen plangetreu ufd vor 


ſchriftsmüßig ausgeführt wurde. 


— — 


zur Bewohnung geeignet ſei. 


Nachſicht pflegen laſſen, damit bei entdeckter vorſchriftswidriger Bau⸗ 
führung das Erforderliche 


von einem oder mehreren 


Del wird ein kurzes Protokoll aufgenommen und der Ge⸗ 

meindevorſteher ertheilt die Beuützungs— Bewilligung wie folgt: 

Auf Grund der am vorgenommenen Ueberbeſchau des 

von Hrn. Peter Liebhart neu erbauten Hauſes zu Wiesdorf Nr. 4 wird 

die Bewilligung zur Benützung desſelben hiermit ertheilt. | 
Thal am 
Müller, 

Gemeindevorſteher. 


Sollten ſich bei der Ueberbeſchau Abweichungen von den geſtellten 
Bedingungen, vom Bauplane oder von einzelnen Beſtimmungen der 
Bauordnung zeigen, ſo iſt auf Abſtellung der Gebrechen zu dringen, 
keinesfalls aber vor ihrer e der Benützungs Pr aus zu⸗ 
fertigen. 

Bei neu gebauten Wohnhäuſerz ift der eberbeſchau auch ein Arzt 
beizuziehen, damit ſich derſelbe darüber ausſpreche, ob das Gebä 


ſchon hinreichend ausgetrocknet und ohne Gefährdung der Geſundheit 


Auch möge der Gemeindevorſteher während des Baues öfter 


ſogleich veranlaßt werden könne. 
Würde ſich bei einer Baukommiſſion ergeben, daß gegen den bl. 
abſichtigten Bau keine an inderniſſe obwalten, würde jedoch 
benachbarten Haus- oder Grun eſitzern gegen 


den Bau . und Bei, der Kommiſſion kein Vergleich erzielt, fo 
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iſt nach dem Seite 199 angeführten Hofdekrete vom 12. März 1840, 3. 
7551 die Erledigung in folgender Form auszufertigen: 
Diem Herrn N. N. wird auf Grund der am vorgenomme⸗ 
nen Baukommiſſion beſtätiget, daß der von ihm beabſichtigte Baus 
nach dem vorgelegten Bauplaue in politiſcher Beziehung zuläſſig ſei, 
daß ihm jedoch vor Austragung der von den Grundnachbarn N. N. und 
N. N. gegen den Bau erhobenen nen die e e Baube⸗ 
willigung nicht ertheilt werden, könne. 

Gemeinde u. ſ. w. 


17. Formulare eines Einreichungsprotokolles. 
Wen Tag] Kurzer Jahr, Kurzer Bezeichnung 


— I Inhalt des J Monat, des Aktes, wo 
des Geſchäfts⸗ Tag der Juhalt der das Stück zu 


* 


; Einlanfte ſtückes ferledigung ers finden ift 


1am 


1. * i e eines Zuſtellungsbuches. 
159 en 217 17211 11 770 


Unterſchrifſt 
uin fein 
Empfängers 


An wem 1 Pr Tag der ) | 
„geletung geht.] Zuftellung 


Geſchäfts⸗. 


2 1.79. Vorladung an Eine Perſon. 

II 3: IT 

An ar 

Sie haben am nden e „ten n. 9; 186 


mittags um uhr unausbleiblich in der Gemeindekanzlei unter 
Vorweiſung dieſer Vorladung zu erſcheinen. 

Gemeindevorſtehung 
r . 


5 | 
\ Gemeindevorſteher. 


| | 


643% „ r ⁰ ö —bU:I ˙ . TE 4 u = m 


20. Vorladungsliſte für mehrere Perſonen. 
3 


— — — 


} 
| Vorladung. 

Die Nachgenannten haben wegen 

am den ten 186 
mittags um Uhr unausbleiblich in der Gemeindekanzlei zu 
ſesſcheinen aer moren boni: mid Bi um! ‚in nian m 


Beſtätigung 
1 j uber ß St 


.. 


Vorladung 


9 
— 


— 


Fr 
MN Dr 
en 
gnuginbchſe 
andi 
nad hlodinsſuk 
148 


1 
* ö 
he 
1 
1 9712 


Gemeindevorſtehung 


am 


17 
13929 


Gemeindevorſteher. 
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21. Vorladungsliſte für eine Gemeind eausſchuß⸗Sitzung. 


Die nachgenannten Herren Ausſchuß⸗ und Erſatzmänner werden 


eingeladen, am den ten um 
Uhr mittags zu einer Ausſchußſitzung in der Gemeindekanzlei 
zu erſcheinen. rn 5 


Gegenſtände der Verhandlung: 


ee 
Ein 1 $ bun n 


1 


(am Falle zur Angabe der Verhandlungs⸗ Gegenſtände der Raum 
zu 2 wäre, kann ſich Lief eines BE aa bedient 
werden 


22. Formulare eines Ebekonſenſes 


I. Ehe⸗Kon f ens. 
Dem i 
geboren 
Beſchäftigung er i 
Stand 


Aufenthaltsort 
heimatsberechtiget g 

wird zu ſeiner vorhabenden Verehelichung mit der 
geboren 

Aufenthaltsort 

heimatsberechtiget 

der politiſche Ehe-Konſens hiermit ertheilt. 


Gemeindevorſtehung 
. Gemeindevorſteher. 
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23. Licitations⸗ Kundmachung. 


Mit Bewilligung der Gemeindevorſtehung werden die Zimmer⸗ 
Einrichtungsſtücke und das Küchengeräthe der Frau Thereſia Gärtner, 
Uhrmacherswitwe zu Dannberg Nr. 3, wegen vorhabender Ueberſiedlung 
am Montag den 10. Mai l. J. öffentlich verſteigert werden. 

Kaufluſtige haben ſich zu dieſer freiwilligen Feilbietung am ge⸗ 
nannten Tage um 9 Uhr Vormittags im Hauſe Nr. 3 zu Dannberg 
einzufinden. 8 


Gemeindevorſtehung u. ſ. w. 


24. Kundmachung über die Auflage des Gemeinde⸗Vor⸗ 
anſchlages. | 


Der vom Gemeindevorſteher verfaßte Voranſchlag über die Ein⸗ 
nahmen und Ausgaben der Gemeinde im Jahre wird von heute 
an durch vierzehn Tage in der Gemeindekanzlei öffentlich aufgelegt. 
Die Gemeindemitglieder können hievon in den gewöhnlichen Amtsſtun⸗ 
den Einſicht nehmen und ihre allfälligen Erinnerungen ſchriftlich über⸗ 
reichen oder mündlich zu Protokoll zu geben, welche ſodann bei der 
Prüfung des Voranſchlages durch den Gemeindeausſchuß in Erwägung 
gezogen werden. 


Gemeindevorſtehung u. ſ. w. 


25. Formulare eines ausführlich verfaßten Gemeinde⸗ 
aus ſchuß⸗Sitzungsprotokolles. 
790 ie: Protokoll * 
über die Sitzung des Gemeindeausſchuſſes der Ortsgemeinde Thal am 
| | Gegenwärtige ; | 
Der Gemeindevorſteher Joſef Müller, als Vor ſitzender. 
Die Gemeinderäthe: 
Anton Kraus und Gottlieb Maier. 
Die Ausſchußmänner: 
Johann Baier. 
Thomas Falk. 


Paul Fiſcher. 
Karl Kellner. 


Franz Lachner. 

Joſef Richter. e 

Chriſtian Schulz. ame up n 

eopold Sg Ri „ann * 911 2 u. 9% inen Ibirmid 

Bee Wagner. : 973 dan u; a0 0 15 a 

ai Winter, se "ei es © ) iR 0 ns be woſk mt 
n Bee e we nd Der An PTR ui 
Branch DE TE eee d Bogner. 


= Schriftführer. 


Anfang der Sitzung um 9 Uhr Vormittags. 

Das Protokoll der Sitzung vom 1 wird verleſen 
und genehmiget. an gene 

Der Gemeindevorſteher begmticgt, dem Schuhmacher Anten Kök, 
über ſein Anſuchen das Heimatsrecht in der Gemeinde zu verleihen, 
nachdem Anton Kök als ein tüchtiger Geſchäftsmann bekannt iſt und 
ſich während ſeines mehrjährigen Aufenthaltes in der Gemeinde 
in jeder Richtung den Deften Ruf und — allgemeine Achtung er⸗ 
worden hat. Diindaut dig m 47 e Y 210 

Der Antrag wird eiuhellig . Jan 124 
Im Weiteren berichtet der Gemeindrnarſteher dati in 2. 
armen Ortſchaft Niederwald das Waſſer des Wiebbaches zum Kochen 
benützt werden müſſe. 

Von einigen rückſichtsloſen Bewohnern der Ortſchaft werde jeboh 
an einer hiezu bequemen Stelle des Baches gebadet, wodurch das Waſ⸗ 
ſer desſelben den bachabwärts gelegenen Häuſern ne vn 
Nach vergeblichen Abmahnun ten ſich die betroffenen Haus itzer 
er dem Weder steher A bsc Äh hen din hiedur 15 die Lage 
verſetzt, folgende Verbotsvörſchrift zu beantragen 

„Das Baden im Wiesbache und jede andere en des⸗ 
ſelben von ſeinem Urſprunge bis zum Ausgange der 1 3 
wald bei der „Steinfa | 1. Die Zuwiderbandelnden 
verfallen in eine TER 9905 A 610 Witze F Er 

Gemeindeausſchuß Richter wün e reiflichere Ueberlegung und 
ſtellt den a ne 1 “ fegen eit erſt in der nächſten 
Sitzung zur Wach e ni Der V 7 ge⸗ 
langt ſogleich zur Abſti n und bleibt in der Minori 

Gemeindeausſchuß Schwarz iſt der Auſicht, daß die Bewohner der 
Ortſchaft Niederwald mit ihrem Waſſerbedarf keineswegs auf den Wies⸗ 
bach angewieſen ſeien. nen br Waſſer auch aus der reichhal⸗ 
gen Steinquelle beziehen, die nur ad n weiter entfernt fei. Wenn 
die Ortsbewohner kleine Opfer nicht ſcheuen würden könnten ſie 
ganz leicht das Waſſer der Steinquelle in die Mitte der rtſchaft lei⸗ 
ten. Der Wiesbach ſei in der Gemeinde der geeignetſte Ort zum Baden 
und es würde durch die Erlaſſung des vorgeſchlagenen Verbotes große 


255 


Unzufriedenheit in der Gemeinde hervor gerufen. Ex ſei demnach ganz 
und gar gegen den Antrag des Herrn Gemeindevorſtehers und bean⸗ 
trage den Uebergang zur Tages ordnung. 

Gemeindeausſchuß Baier iſt im Allgemeinen mit dem Hauptan⸗ 
trage einverſtanden, und er ſtellt nur den Abänderungsantrag, daß die 
Geldſtrafe nicht mit 2 bis 10 fl., ſondern mit 5 fl. beſtimmt werde. 

Gemeinderath Maier beantragt den Zuſatz: „Vorgeſchützte Unkennt⸗ 
niß dieſes Verbotes dient nicht als Entſchuldigung. | 

Der Gemeindevorſteher bemerkt ſodann, daß Gemeindeausſchuß 
Schwarz unrichtige Behauptungen aufgeſtellt habe, indem die Steinquelle 
von Niederwald nicht 10 Minuten, ſondern mindeſtens doppelt ſo weit, 
und für eine Leitung des Waſſers nach Niederwald zu tief gelegen iſt. 
Die Gemeindebewohner ſeien bezüglich des Badens nicht auf den oberen 
Theil des Wiesbaches beſchränkt, ſie könnten ganz wohl auch die Stelle 
unter der Steinkapelle benützen. n e 
Die vom Gemeindeausſchuß Baier beantragte Geldſtrafe von 5fl. 
ſei für einen erſten Uebertretungsfall zu hoch bemeſſen. Der bean⸗ 
tragte, 7 atz des Gemeinderathes Maler ſei ganz überflüſſig, da Un⸗ 
kenntniß einer gehörig kundgemachten Vorſchrift ohnedieß niemals ent⸗ 
TC ¼ ⁵ / 

Der Antrag auf Uebergang zur Tagesordnung bleibt in der 
Minorität. aD: ar 

Der erfte Theil des Hauptantrages wird mit Majorität ange 
nommen. Deen 1% fuer ir: much ank 
Bezüglich des zweiten Theiles, welcher die Strafandrohung be⸗ 
trifft, wird der Abänderungsantrag zur Abſtimmung gebracht. Der- 
ſelbe wird mit 11 gegen eine Stimm been un es wird der 2. 
Theil des Hauptantrages mit Majorität zum Beſchluſſe erhoben. 

Der Zuſatzantrag fällt. ı1 um mund 2 Ins 

Gemeinderath Kraus bringt ſodann zum Vortrage die Beſetzung der 
Gemeinde⸗Hebammenſtelle, für welche ſich nach Ablauf des Konkurster⸗ 
mines fünf Bewerberinnen gemeldet haben! Berichterſtatter beſpricht 
die einzelnen Geſuche und ſchlägt ſodann die Cäzilia Berger vor, indem 
dieſelbe unter den Bewerberinnen die längſte Praxis und die beſten 
Zeugniſſe beſitze. enges 

Der Antrag wird einſtimmig angenommen. 

Gemeinderath Maier berichtet über ein Geſuch der Gaſtwirthes 
Friedrich Anrainer, gegen eine Jahresvergütung von 15 fl. aus der Ge⸗ 
meindewaſſerleitung in ſeinen Hausbrunnen Waſſer leiten zu dürfen. 
Berichterſtatter beantragt, dem Geſuche gewährende Folge zu geben, in— 
dem Bittſteller für ſeinen Geſchäftsbetrieb des Waſſers benöthiget, der⸗ 
ſelbe ſeit Jahren vergebliche Verſuche zur Grabung eines Brunnens ge- 
macht habe und gezwungen ſei, das Waſſer aus weiter Ferne zu holen. 


A} 
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Gemeindeausſchuß Wagner glaubt, daß durch die Ableitung der 
für den Gaſtwirth Anrainer erforderlichen Waſſermenge der Gemeinde⸗ 
brunnen in Thal nicht mehr hinreichend genährt werden dürfte. 

Baier bemerkt, daß Geſuchſteller ſich um die Gemeinde 
durch ſeine vorzügliche Geſchäftsführung, durch Errichtung einer billigen 
Botenfahrt und als Schulaufſeher viele Verdienſte erworben habe und 
daß ihm dieſe wohl ein kleines Opfer bringen könne. 

Gemeinderath Maier bemerkt, daß nach dem eingeholten Gut— 
achten des Brunnenmeiſters nach Ableitung der ſür den Geſuchſteller 
nöthigen und mäſſigen Waſſermenge dem Gemeindebrunnen noch immer 
hinreichend Waſſer zufließe. Uebrigens ändere er ſeinen Antrag dahin, 
daß dem Geſuchſteller vorläufig nur auf die Dauer eines halben Jahres 
die nachgeſuchte Waſſerableitung geſtattet werde. Zeige ſich während 
dieſes Zeitraumes, daß der Gemeindebrunnen unzureichend genährt 
würde, ſo könnte die fernere Ableitung eingeſtellt werden. 

Der vom Berichterſtatter geänderte Antrag wird mit Majorität 
angenommen. ce ee, 

Die Tagesordnung iſt erſchöpfſft. n = 

Gemeindeausſchuß Baier beantragt, nachdem die Pachtzeit des ver⸗ 
pachteten Gemeindeſteinbruches Ende Oktober zu Ende geht, eine Lizi⸗ 
tation zur ferneren Verpachtung auszuſchreiben. 

Der Antrag wird auf die Tagesordnung der nächſten Sitzung 
geſtellt. N 1 

Gemeindedusſchuß Winter ſtellt an den Gemeindevorſteher die 
Anfrage, warum die Reparatur der Kohlbrücke noch nicht in Angriff 
genommen wurde. 1 

Der Gemeindevorſteher erwidert, daß die Reparatur wegen des 
Waſſerſtandes bis jetzt nicht zuläſſig war. Nachdem aber gegenwärtig 
kein Hinderniß mehr obwaltet, werde mit der Arbeit ſogleich begonnen 
werden. Rn Karim aun 

Schluß der Sitzung um 11 Uhr Vormittags. 


1K % Müller, 411% 1011 
Gemeindevorſteher.. 


1 


Baier, 


| Richter, N ; , 
Aus ſchuß. | 


0 Ausſchuß. 
Bogner, 
Schriftführer. 
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26. Kurz gefaßtes Protokoll über dieſelbe Ausſchuß⸗ 
Sitzung. 
Protokoll 
über die Sitzung des Gemeindeausſchuſſes der Ortsgemeinde Thal am 
Gegenwärtige: 
Der Gemeindevorſteher Joſef Müller als Vorſitzender. Die 
Gemeinderäthe Anton Kraus und Gottlieb Maier. 
| Die Ausſchußmänner: 

Johann Baier, 
Thomas Falk, 
Paul Fiſcher, 
Karl Kellner, 
Franz Lachner, 
Joſef Richter, 
Chriſtian Schulz, 
Leopold Schwarz, 
Georg Wagner, 
Filipp Winter. 

Der Gemeindeactuar Eduard Bogner, als Schriftführer. 

Anfang der Sitzung um 9 Uhr Vormittags. 

Das Protokoll vom wird verleſen und genehmiget. 

Dem Schahmacher Anten Kök wird einhellig das Heimatsrecht in 
der Gemeinde Thal verliehen. 

Mit Stimmenmehrheit wird die Erlaſſung folgender Vorſchrift 
beſchloſſen: 

„Das Baden im Wiesbache und jede Verunreinigung desſelben 
von ſeinem Urſprunge bis zum Ausgange der Ortſchaft Niederwald bei 
der Steinkapelle wird unterſagt. Die Zuwiderhandelnden verfallen in 
Geldſtrafe von 2 bis 10 fl.“ 

Die erledigte Gemeinde-Hebammenſtelle wird einſtimmig der 
Cäcilia Berger verliehen. 

Endlich wird über ein Geſuch des Gaſtwirthes Friedrich Anrainer, 
gegen eine Jahresvergütung von 15 fl. aus der Gemeindewaſſerleitung 
in ſeinen Hausbrunnen Waſſer leiten zu dürfen, mit Stimmenmehrheit 
beſchloſſen, dem Geſuche mit dem Beifügen Folge zu geben, daß vor- 
läufig nur auf die Dauer eines halben Jahres die nachgeſuchte Waſſer⸗ 
ableitung geſtattet werde. 

Schluß der Sitzung um 11 Uhr Vormittags. 


Müller, 
Gemeindevorſteher. 
Richter, Baier, 
Gem.⸗Ausſchuß. Gem.⸗Ausſchuß. 
Bogner, 


Schriftführer. 
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